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Ich begrüße Sie herzlich zu unserem 
nunmehr 7. Projekt „Zeitenwende“. 
Wir haben im Verlauf unseres Pro-
jekts große Zeitspannen bearbeitet, 
wie z.B. die Renaissance, das Ba-
rock oder die Zeit der Aufklärung und 
Französischen Revolution. 
Dieses Mal stehen ganze 12 Jahre 
im Mittelpunkt. Gemessen an der 
Menschheitsgeschichte ein sehr kur-
zer Zeitabschnitt. 
Mit den Jahren 1933 – 1945 stellen 
wir, wie in den bisherigen Projekten 
auch, eine Zeitenwende, eine tief 
greifende Zäsur dar. 
Doch ragen diese 12 Jahre einzig-
artig aus der Geschichte heraus: 
Kein Zweifel, die Menschheitsge-
schichte ist voll von Mord und Tot-
schlag, von Unrecht und Gewalt, von 
Krieg und Untergang, von Folter und 
Verfolgung, von religiösem und/oder 
politischem Fanatismus und anderen 
Absurditäten, sie ist voll von skrupel-
losen Verbrechern, die Regierungs-
macht ausüben durften. 
Aber auch aus diesem Sumpf ragen 
die in diesen 12 Jahren begangenen 
Verbrechen noch als einzigartig her-
aus: 
Politik, Erziehung, Wissenschaft, 
Religion, Kunst und Kultur – nach 
Auschwitz sollte, musste alles an-
ders werden. 
Denn Auschwitz steht als Synonym 
dafür, wie Angehörige einer Religion 
zunächst zur fremden Rasse und 
dann zu „Schädlingen“ umdefiniert 
wurden.
Auschwitz steht als Synonym dafür, 
wie sich das mitten in Europa gele-
gene deutsche Volk zur „arischen 
Herrenrasse“ erhob, das sich allen 
anderen Völkern und Nationen 
übergeordnet wähnte.
Auschwitz steht als Synonym dafür, 
wie man die angeblich jüdische „Un-
termenschen-Rasse“ dem eigenen 
Volk als Bedrohung und Todfeind 

gegenüberstellte, zu deren Abwehr 
alle Maßnahmen der Diskriminierung, 
Verfolgung und Ausgrenzung – ja 
„Ausmerzung“ rechtens waren.

Denn Auschwitz steht vor allem als 
Synonym für den Versuch, die Juden 
in einem letzten Schritt der Barbarei 
mit allen modernen – und das heißt 
vor allem: industriellen Mitteln zu ver-
nichten. 

In Auschwitz endete eine Jahrhun-
derte alte Spur, der ich mit Absicht 
ja schon im Projekt zur „Weimarer 
Republik“ mit der Analyse des Zu-
sammenhangs von „christlichem An-
tijudaismus“ und „modernem Antise-
mitismus“ bereits nachgegangen bin. 
Damals habe ich deutlich gemacht, 
dass der christliche Antisemitismus 
sich vom rassistischen Antisemitis-
mus der Nazis zwar unterschied, die-
sen aber durch seine hunderte Jahre 
alte Verwurzelung in kirchlicher Leh-
re, Tradition und Alltag erst ermög-
lichte. Daraus resultierte auch das für 
beide Kirchen beschämende Verhal-
ten, zur Verfolgung, Diskriminierung 

und letztlichen Vernichtung der Ju-
den, abgesehen von einigen wenigen 
Tapferen, in den Jahren 1933 – 1945 

geschwiegen zu haben. In Auschwitz 
enden Vorgänge der europäischen 
und spezifisch deutschen Geschich-
te, die ihre Wurzeln wiederum nicht in 
den Jahren ab 1933 haben, sondern 
deren Geschichte diese Jahre mit 
ihren Verbrechen erst möglich mach-
ten. Dies wird mich in dieser Einfüh-
rung und uns in der jetzigen Reihe 
immer wieder beschäftigen.

Wir hatten auch im letzten Projekt zur 
Weimarer Republik bereits deutlich 
gemacht, dass die Umwälzungen 
und Erschütterungen des 19., ja 
selbst noch des 18. Jahrhunderts, 
sich bis in das 20. Jahrhundert hinein 
fortsetzten und z.T. erst dort ihre ei-
gentliche Dynamik oder gar Spreng-
kraft entfalteten. 

Da waren zum einen der Kapitalis-
mus und die in ihm entstandene Ar-
beiterbewegung: 
Der Kapitalismus war im 19. Jahr-
hundert zur alles beherrschenden 
Wirtschaftsform geworden. Die 
gesamte Welt wurde buchstäblich 
Kapitalinteressen unterworfen und 
nach diesen umgebaut. Im Zuge der 
Industrialisierung entstanden riesige 
Fabriken, in denen Menschmassen 
schufteten, die nichts mehr außer 

ihrer Arbeits-
kraft besaßen 
und aus denen 
sich eine neue 
Klasse bildete: 
das Proletari-
at. Es lebte in 
erbärmlichen 
Umständen und 
war zwar be-
sitz- aber nicht 
wehrlos: 
Aus dem Wi-
derstand des 
Proletariats ge-
gen seine elen-
de wirtschaftli-

che und politische Lage entwickelte 
sich mit dem Ziel, den Kapitalismus 
zu überwinden, die sozialistische 
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Arbeiterbewegung. Allerdings wollte 
eine Mehrheit in ihr gegen Ende des 
Jahrhunderts den Kapitalismus nicht 
mehr revolutionär beseitigen, son-
dern bändigen und reformieren. 
Die Arbeiterbewegung wurde in ih-
ren unterschiedlichen politischen 
Ausrichtungen, Parteien und Ge-
werkschaften trotz Verfolgung zur 
mächtigsten politischen Kraft bis weit 
in das 20. Jahrhundert hinein. 
Ihrer damaligen Stärke sind bis heute 
u.a. Streik- und allgemeines Wahl-
recht, 10-Stunden- bzw. später der 
8-Stundentag, Gewerkschaftsfreiheit 
oder allgemeine Schulpflicht zu ver-
danken. Zugleich stellte sie für Bür-
gerliche und Liberale, von Reaktio-
nären ganz zu schweigen, die größte 
Bedrohung dar.
Da waren zum Zweiten die sich stür-
misch entwickelnden Wissenschaften 
und technischen Erfindungen, die die 
Produktion, die Ausbeutung von Bo-
denschätzen, die Entwicklung neuer 
Stoffe revolutionierten.
Mit dieser wissenschaftlichen Ent-
zauberung, aber auch Bereicherung 
der Welt, mit der an Stärke gewin-
nenden Arbeiterbewegung und der 
weiteren Entwicklung der National-
staaten einher ging der Machtverfall 
der Kirchen. 
Sie kämpften einerseits verbissen um 
Macht und Einfluss im bürgerlichen 
Staat, zum anderen gleichzeitig um 
die Köpfe der Menschen, die mit im-
mer neuen wissenschaftlichen und 
politischen Positionen konfrontiert 
wurden. Denn Sozialismus, allge-
meine Menschenrechte, Wahl- oder 
Pressefreiheit oder die epochale Evo-
lutionstheorie Darwins widersprachen 
eindeutig kirchlichen Vorstellungen.
Als drittes Moment kam die Entwick-
lung der modernen bürgerlichen 
Staaten hinzu, die den Kirchen zu-
setzte:
Beide Kirchen waren Jahrhunderte 
lang eng mit dem jeweiligen Staat 
verflochten, hatten ihm durch die Be-
hauptung, dass Herrschaft göttlichem 
Willen entspräche, auch seine Legi-

timation geliefert. Doch der moderne 
bürgerliche Staat bezog sich ja nicht 
mehr auf „göttlichen Willen“, son-
dern auf die universellen Grund- und 
Menschenrechte. Die aber waren 
nicht aus der kirchlichen Tradition 
oder Lehre, sondern im Gegenteil ge-
gen kirchlichen Widerstand aus der 
Vernunft abgeleitet und durch Re-
volutionen wie der englischen bzw. 
französischen durchgesetzt worden. 
Beide Kirchen standen der Moder-
ne mit ihrer zunehmenden Freiheit, 
Demokratie oder  den allgemeinen 
Menschenrechten ausgesprochen 
ablehnend gegenüber. 
Im bürgerlich-rationalen Staatsver-
ständnis war Kirche nur noch eine 
unter anderen gesellschaftlichen 
Großgruppen ohne Sonderrechte, 
und, juristisch, politisch zu Ende ge-
dacht, war die strikte Trennung von 
Staat und Kirche auch die zeitgemä-
ße bürgerlich-liberale Ideallösung. In 
Deutschland wurde diese staatliche 
Emanzipation von kirchlicher Bevor-
mundung und Einflussnahme wegen 
der späten Reichsbildung auch erst 
recht spät im so genannten „Kultur-
kampf“ der Jahre 1871-1886/7 aus-
getragen. Zwar wurde die katholische 
Kirche massiv bekämpft – doch der 
eigentliche Gegner war die Deutsche 
Zentrumspartei, die Reichskanzler 
Bismarck für den verlängerten Arm 
Roms hielt. Die katholische Kirche 
und ihre Würdenträger wurden als 
„ultramontan“, also „romhörig“ und 
als „Feinde des Reiches“ mit aller 
Härte verfolgt, eingekerkert oder 
außer Landes getrieben. Aber das 
Reich musste diesen Kampf verlie-
ren – die Kirche und ihre Gläubigen 
rückten zusammen. Sie wähnten sich 
einer Christenverfolgung wie in der 
Antike oder der Französischen Revo-
lution ausgesetzt, zumal zugleich die 
italienische Freiheitsbewegung 1870 
den Vatikanstaat zerschlagen hatte. 
Die Katholiken entfremdeten sich 
dem Staat, an dessen Gesetzlichkeit 
und Rechtsordnung sie geglaubt hat-
ten und das katholische Milieu schot-
tete sich sprichwörtlich ab. Davon 
profitierte auch der politische Arm der 
katholischen Kirche: 
Das Zentrum wurde 1878 stärkste 
Reichstagsfraktion. Die als trauma-
tisch empfundene Verfolgung warf 
noch Jahrzehnte lange Schatten auf 
kirchliches Verhalten.
In der Stärke des Zentrums liegt ein 
weiterer Grund, warum Bismarck 
unterliegen musste: 1878 brauchte 

er das Zentrum und die Kirchen für 
die Durchsetzung der „Sozialistenge-
setze“, mit denen dann bis 1890 die 
Arbeiterbewegung, Gewerkschaften 
und die Sozialdemokratie verfolgt 
und unterdrückt wurden. Aber auch 
mit dieser Peitsche scheiterte er trotz 
des gleichzeitigen „Zuckerbrotes“ der 
ersten Sozialgesetze – 1912 wurde 
die SPD ihrerseits stärkste Fraktion 
im Reichstag. 

Es gibt es einen weiteren histori-
schen Strang, der bis tief in das 20. 
Jahrhundert hineinreicht: 
Die Spaltung der Arbeiterbewegung 
in einen kommunistisch-radikalen 
und einen sozialdemokratisch-refor-
merischen Teil als Folge und Be-
standteil des Weltkrieges 1914 – 
1918. Denn so mächtig die Arbeiter-
bewegung um die Jahrhundertwende 
auch war, vor der damals wichtigsten 
Herausforderung versagte sie er-
bärmlich: Gegen Ende des 19. Jahr-
hunderts nahm der wirtschaftliche 
und politische Kampf um Einfluss-
sphären und Kolonien, um wirtschaft-
liche und politische Vorherrschaft 
dramatisch zu. Daraus entwickelten 
sich aggressiver Nationalismus, Mili-
tarismus und Imperialismus, die sich 
schließlich in der Katastrophe des 
ersten Weltkrieges entluden. Obwohl 
die Arbeiterparteien auf internationa-
len Kongressen ihren gegenseitigen 
Friedenswillen unterstrichen und dem 
bevorstehenden Krieg den Wider-
stand angesagt hatten, versagten sie 
in allen Kriegführenden Staaten. Sie 
bewilligten die nötigen Kriegskredite 
und stimmten in den Jubel-Chor der 
so genannten „Vaterlandsverteidiger“ 
ein. Statt der zuvor beschworenen 
internationalen Arbeitersolidarität zur 
Verhinderung des imperialen Krieges 
schossen nun Arbeiter in Soldaten-
röcken auf Arbeiter in anderen Solda-
tenröcken. Und Priester aller Konfes-
sionen gehörten zu jenen Kriegstrei-
bern und Einpeitschern, die in allen 
Kriegführenden Staaten dem Krieg 
die „göttlichen Weihen“ verliehen und 
die Waffen segneten, mit denen in 
damals unvorstellbaren Material- und 
Menschenschlachten 10 Millionen 
Menschen umgebracht und etwa 20 
Millionen verwundet wurden. In der 
„Stunde der Gefahr“ wollte keiner 
zurückstehen – auch Sozialdemo-
kraten, Katholiken oder Protestanten 
nicht. Alle stritten sie 1914-18 für 
„Gott und Vaterland“ und legten Eu-
ropa in Schutt und Asche – woraufhin 
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die alte Welt und mit ihm erst jetzt 
das 19. Jahrhundert unterging. 
Aber viele Konflikte waren nicht ge-
löst – es entstanden neue und alte 
schwelten weiter und sollten sich im 
Lauf der Zeit sogar verschärfen.
 
Eine der dramatischsten Folgen des 
Krieges war die russische Oktober-
revolution 1917, aus der 1922 die 
Sowjetunion entstand, die erste so 
genannte „Diktatur des Proletariats“. 
Sie wurde weltweit zum Fokus von 
Hoffnungen und Befürchtungen, ja 
Ängsten: 
Für die kommunistischen Teile der 
Arbeiterbewegung war sie das Vor-
bild, dem nachzueifern war, stellte 
es doch für sie das angestrebte 
„Arbeiterparadies“ ohne Ausbeutung 

und Unterdrückung dar. Für Bürger-
lich-Liberale und viele andere gesell-
schaftliche Gruppen war sie dagegen 
der Inbegriff all dessen, was sie 
ablehnten und wovor sie sich fürchte-
ten. Für die Kirchen war sie schlicht 
das Werk des Antichristen und der 
Sitz des leibhaftigen Teufels. Bei aller 
Unterschiedlichkeit einte sie bald ihr 
gemeinsamer Antikommunismus.
All diese Entwicklungen sollten tief 
greifende Konsequenzen haben…

Ich hatte zwar ausgeführt, dass der 
Krieg die alte Welt, das 19. Jahrhun-
dert endgültig beendet hatte – doch 
über sein Ende hinaus hatten sich 
überall in Europa alte Gedanken ge-
rettet, die erneut erheblichen Einfluss 
gewinnen sollten: Rassismus, Natio-

nalismus und antidemokratische Vor-
stellungen, die bei vielen Menschen, 
die durch den Krieg (auch sozial und 
geistig) entwurzelt waren, auf frucht-
baren Boden fielen. In Deutschland 
erhielten sie ihre besondere Brisanz 
durch die Revolution von 1918, die 
Kriegsniederlage und die als demüti-
gend empfundenen enormen Lasten 
durch den Vertrag von Versailles. 
Demokratiefeindschaft, Revanche-
geist, wüster Antibolschewismus und 
Antisemitismus fanden sich in vielen 
Köpfen und Programmen. 

All dies ermöglichte die Existenz ei-
ner Vielzahl teils abstruser, vor allem 
aber gefährlicher antisemitischer, 
antidemokratischer und brutal-ge-
walttätiger Organisationen, Vereine, 

Strömun-
gen und 
Parteien, 
die nur 
ein Ziel 
kann-
ten: Die 
„Schmach 
der Nie-
derlage“ 
des 1. 
Weltkrie-
ges zu 
tilgen, 
Deutsch-
lands 
„wahre 
Pracht 
und Gel-
tung“ wie-
der her-

zustellen, die durch den „Verrat“ 
und den „Dolchstoß jüdischer Vater-
landsverräter“ sowie die „schändliche 
Revolution“ der „jüdischen Bolsche-
wiken“ zerstört worden war. 
Der Kampf der Rechten gegen den 
„Versailler Schmachfrieden“, ihre 
ständig wiederholten Kampfbegriffe 
wie „verjudete Republik“, „Kriegs-
schuldlüge“ und „Novemberverbre-
cher“ usw. entwickelten sich zu einer 
ungeheuren Belastung über die 
gesamte Dauer der Weimarer Repu-
blik. Die 1920 gegründete NSDAP 
sammelte und verstärkte diese weit 
verbreiteten Vorstellungen und be-
reitete so ideologisch ihren eigenen 
Machtantritt 1933 vor. Auf der ande-
ren Seite radikalisierte sich die kom-
munistische Linke, die Kommunisti-

sche Partei Deutschlands (KPD): Sie 
hielt der SPD die Politik des vater-
ländischen „Burgfriedens“ während 
der Weltkriegsdauer von 1914-1918 
sowie das Eintreten für die bürger-
liche Republik und damit gegen die 
sozialistische Revolution vor. Ihr 
Festhalten an der kapitalistischen 
Wirtschafts- und Agrarverfassung, 
ihr Zusammengehen mit kaiserlichen 
und reaktionären Kräften in Staat und 
Armee während der Revolution wur-
den als Arbeiter-Verrat verstanden. 

Putschversuche, politische Morde, 
militärische Auseinandersetzungen 
zwischen „weißen“ und „roten“ Ar-
meen, die französisch-belgische 
Besetzung des Ruhrgebietes 1923 
mit der  daraus entstehenden Hyper-
Inflation, die Armut weiter Teile (auch 
der Land-) Bevölkerung, die Unfähig-
keit der Wirtschafts- und Partei-Eli-
ten, über eine Klientel-Politik hinaus 
einen Konsens zum Aufbau und zur 
Sicherung eines demokratischen Ge-
meinwesens zu suchen, ein Staats-, 
Militär-, Polizei-, Justiz- und Bil-
dungsapparat, der sich einer Demo-
kratisierung widersetzte und in dem 
sich zumeist staats- aber eben nicht 
republiktreue Vertreter fanden, die 
zudem auf dem „rechten Auge blind“ 
waren – all dies machte die Republik 
nicht nur in ihren Anfangstagen zu 
einem sehr fragilen Bauwerk. 

In nur 14 Jahren gab es 12 Reichs-
kanzler und 21 Regierungen, von 
denen wiederum 11 ohne Mehrheit 
im Reichstag regierten. All diese 
Faktoren und die radikale Rechts-
wendung von Unternehmertum und 
bürgerlichen Parteien mit Beginn der 
30-er Jahre, die schließliche Flucht in 
antiparlamentarische „Präsidialkabi-
nette“, die ohne Reichstagsmehrheit 
nur durch „Notverordnungen“ regier-
ten, bereiteten die Machtübergabe 
an die NSDAP vor und machten die-
ser „Demokratie ohne Demokraten“ 
schließlich dann auch den Garaus. 
Es waren zu wenige, die sie verteidi-
gen wollten.

Der Sturm auf das Winterpalais in St. Petersburg
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Wissenschaften, da alles, was die 
„germanisch-arische“ NS-Tumbheit 
überragte, als „artfremd“ ignoriert, 
denunziert, verfolgt und mit bürokrati-
scher Pedanterie vernichtet wurde. 
Dennoch war das NS-Regime kein 
monolithischer Block, das klar ge-
regelte Organisation und Struktur 
aufwies, in dem einheitlich handelnde 
Personen mit gemeinsamer Ideologie 
gemeinsamen Zielen folgten. 

Das genaue Gegenteil war der Fall: 

Es existierte geradezu ein perfektes 
System der Mehrfach-Zuständigkei-
ten, in dem Ämter-, Personen- und 
Zuständigkeitschaos herrschte 
und dessen tieferer Sinn nur darin 
bestand, dass sich Träger von NS-
Macht und/oder Staatsämtern in z.T. 
irrwitzigen Formen um Zuständigkei-
ten und Machtbefugnis balgen soll-

ten. Denn dadurch war dieses Sys-
tem zugleich hoch effizient, weil jeder 
jeden übertrumpfen wollte, zugleich 
aber auch  voller Verunsicherung und 
Willkür – ein System also, das von 
Hitler gewollt war, weil es vor allem 
ihm nutzte.
All dies wird die 1933 aus Deutsch-
land emigrierte Philosophin Hannah 
Arendt später schockiert, aber auch 
schockierend in ihrem Buch über den 
Eichmann-Prozess in Israel die „Ba-
nalität des Bösen“ nennen…

Schockierend banal war ab 1933 
der Weg, die aus längst vergange-
nen Zeiten stammenden Formen 
der Verfolgung, Diskriminierung und 
Ausgrenzung des Jüdischen erneut 
zum Alltag zu machen. 
Es besitzt eine schockierende Ba-
nalität, wie man die Vernichtung der 
Juden und vieler anderer plante, in-

So grau, düster und gewalttätig die 
politischen Realitäten auch gewesen 
sind – Kunst und Kultur blühten auf, 
die „Avantgarde“, Literatur, Malerei, 
Musik, Kino, Film, Rundfunk, Kaba-
rett und die Weltmetropole Berlin sind 
bis heute Inbegriff der Weimarer Re-
publik und stehen für die nachhaltige 
Verklärung dieser kurzen Zeit, die 
die „goldenen 20-er Jahre“ genannt 
werden. 

Für diese andere Seite der Weimarer 
Republik stehen in der bildenden 
Kunst bis heute Namen wir Paul 
Klee, Max Ernst, Käthe Kollwitz, Max 
Beckmann, Otto Dix, stehen Dadais-
mus, Expressionismus, Surrealismus 
und andere neu entstandene Kunst-
richtungen. 
Thomas und Heinrich Mann, Vicky 
Baum, Egon Erwin Kisch, Anna Se-
ghers, Erich Maria Remarque, Kurt 
Tucholsky, Berthold Brecht, Alfred 
Döblin, Erich Kästner oder Gerhard 
Hauptmann schufen Literatur von 
Weltgeltung.
Walter Gropius, Mies van der Rohe 
und andere begründeten den Bau-
hausstil als einen der bedeutendsten 
Architekturstile des 20. Jahrhunderts. 

Zwischen 1918 und 1933 erlangte 
der deutsche Film Weltruhm durch 
Regisseure wie Ernst Lubitsch, 
Robert Wiene, Friedrich Wilhelm 
Murnau, Fritz Lang oder Georg 
Wilhelm Pabst, deren berühmteste 
Filme „Das Kabinett des Dr. Caligari“, 
„Metropolis“, „Nosferatu“ oder „Der 
blaue Engel“ noch heute Kinos füllen. 
Von den zwischen 1919 und 1933 
verliehenen 36 naturwissenschaft-
lichen Nobelpreisen ging (für uns 
Heutige unvorstellbar) jeder dritte 
nach Deutschland. Für den damals 
hohen Stand der Forschung und Wis-
senschaft in Deutschland stehen Na-
men wie Albert Einstein, Max Planck, 
Werner Heisenberg, Lise Meitner, 
Max Born oder Karl Bosch und Erfin-
dungen wie das Radio, der Tonfilm, 
der Raketenantrieb oder auch das 
Fernsehen.

Aber viele der eben Genannten, die 
Glanz und Ruhm der Weimarer Jah-
re ausmach(t)en, wurden schon in 
den 20-ern angefeindet, lächerlich 
gemacht, bedroht, als „entartet“, 
„Volksverderber“, „undeutsch“ oder 
„verjudet“ gebrandmarkt – bis sie 
schließlich von den an die Macht ge-
langten Nazis verfolgt, mit Schreib-, 
Mal-, Lehr- oder Forschungsverbot 
belegt, ins Exil getrieben oder gar 
umgebracht wurden… 

Heinrich Heine hat 1820 den be-
rühmten Satz geprägt: 
„Dort, wo man Bücher verbrennt, 
verbrennt man am Ende auch Men-
schen.“ 
Es dauerte lediglich 4 Monate nach 
der Machtübertragung an Hitler, bis 
auf den ersten Scheiterhaufen un-
liebsame Bücher unter dem Gejohle 
eines geifern-
den Mobs 
brannten. 
Der 2. Teil des 
Satzes wurde 
nach 9 Jahren 
Vorbereitung 
in Angriff ge-
nommen – die 
systematische 
Vernichtung 
der Juden, die 
Vernichtung 
von Sinti und 
Roma, von Ho-
mosexuellen, 
von Behinder-
ten…
Weil die 
NSDAP in ihrem Machtanspruch 
maßlos, gewalttätig, skrupel- und 
rücksichtslos war, senkte sich 1933 
nun für 12 Jahre ein Vorhang, hinter 
dem die unglaublichsten Verbrechen 
akribisch vorbereitet und durchge-
führt wurden, die die Menschheit je 
ertragen musste. Aus der Totalität 
der Verfügungsgewalt über alle 
Bereiche des Staates und seiner 
Machtmittel, aus der Uniformierung 
und Militarisierung der Gesellschaft, 
aus dem Anspruch der alleinigen 
Interpretationsmacht über die Welt 
resultiert auch die Tatsache, dass 
neben der NSDAP und ihrer Orga-
nisationen keine anderen Verbände 
o.ä. bestehen durften, es sei denn, 
diese waren „gleichgeschaltet“. Aus 
dieser „Gleichschaltung“ resultierte 
auch, dass Deutschland für 12 Jahre 
abgeschnitten war von allen Entwick-
lungen der Moderne, in Künsten und 

Bücherverbrennung am 10. Mai 1933



1945

5

dustriell organisierte, abwickelte und 
schließlich auch betriebswirtschaft-
lich kostenmäßig verrechnete.

Schockierend banal war die Lautlo-
sigkeit der 1933 einsetzenden Flucht 
Vieler in das Exil, die zusammen mit 
der ideologischen Gleichschaltung 
zur tief greifenden Verarmung des 
Geistes-, Kunst- und Wissenschafts-
lebens in Deutschland führte.

Schockierend banal auch die früh 
um sich greifende Brutalisierung des 
Denkens und Sprechens nicht nur in 
den gleichgeschalteten Medien, von 
der physischen und psychischen Ge-
walt des staatlichen und/oder Partei-
Terrors gar nicht zu reden. 
Die Brutalisierung des Alltags durch 
„Ausmerzung“ der Gegner hat tiefe, 
sehr tiefe Spuren hinterlassen. Mit-
läufertum wurde zur akzeptierten, 
aber für moralisches Handeln ge-
fährlichen Überlebens- und Entlas-
tungsstrategie erhoben. Denken und 
Handeln Vieler wurden entmoralisiert 
oder besser: enthumanisiert.

Fassungslos steht die ganze human 
denkende Menschheit vor der Un-
geheuerlichkeit, dass Verbrechen 
(bis dahin undenkbare allzumal) 
ihre Legitimation und Legalisierung 
dadurch erhalten haben sollen, dass 
sie in staatliche Gesetze und „Füh-
rer“-Verordnungen gefasst wurden 
– ein Umstand, auf den sich noch die 
schlimmsten Verbrecher beriefen, 
um eigene Schuld zu leugnen und 

Zweifellos gehört die Nazi-Zeit zu 
den historisch am besten aufgear-
beiteten Zeiten der Weltgeschichte, 
Legion sind die verfassten Bücher, 
Filme, wissenschaftlichen und literari-
schen Arbeiten, tausendfach gab und 
gibt es Diskussionsrunden, Reden 
und kluge Sätze – an die wir nun un-
sererseits 4 Abende hängen… 

Eines ist allerdings, so hoffen wir, 
ganz gewiss: 
Es geht uns in dieser, wie in allen 
vorangegangenen Projekten nicht 
darum, mit dem Gestus des mora-
lisch Überlegenen, desjenigen, der 
als Nachgeborener den Ausgang der 
Geschichte kennt, über die damali-
gen Zeitgenossen zu richten.

Wir wollen aber auch in dieser Reihe 
unserer bisherigen Zielsetzung im 
Projekt „Zeitenwende“ treu bleiben 
und wiederum unsere üblichen Fra-
gen stellen und, soweit eben mög-
lich, beantworten:
Wie kommt es zu einer „neuen Zeit“, 
wie und wodurch entsteht sie aus der 
alten? 
Wie kommt es, dass scheinbar mit 
„einem Mal“ anders gelebt, gedacht, 
gebaut, geschrieben oder musiziert 
wird? 
Wie kommen neue Gedanken in den 
Alltag der Menschen, in die Philoso-
phie und Wissenschaft, was sind die 
prägenden Vorstellungen und Vor-
gänge der neuen Zeit? 
Was macht die vergehende Zeit zu 
einer Zeitenwende, von der man 
weiß, dass danach alles oder doch 
vieles anders ist oder sein wird?

Begleiten Sie uns bei der Verfolgung 
dieser Fragen auch in diese Jahre 
von 1933 bis 1945 – denn ohne An-
näherung an eine Klärung steht die 
Gefahr der Wiederholung… 

Bertold Brecht sagte zu Recht : 

„Der Schoß ist fruchtbar noch – aus 
dem das kroch….“.

Hannah Arendt 
(1906 - 1975)

die schließlich selbst einen bürokra-
tischen Schlächter wie Adolf Eich-
mann in den Begriffen von Hannah 
Arendt so „banal böse“ erscheinen 
lassen.

Dem Widerstand der verschwinden-
den Minderheit, ob aus politischen, 
religiösen oder allein humanen Grün-
den, allein oder in Gruppen kann 
daher gar nicht genug Bewunderung 
und Ehre erwiesen werden – er steht 
trotz aller Widersprüchlichkeit für 
eine andere Welt: 

Eine künftige Welt, in der vielleicht 
einst begriffen worden ist, dass Pro-
test und Widerstand sich nicht erst 
erheben darf, wenn man selbst von 
Ungerechtigkeit, Verfolgung, Demü-
tigung oder anderen Formen der 
Ausgrenzung betroffen ist.

Martin Niemöller schrieb die berühm-
ten Zeilen, die das Gemeinte wieder-
geben:

Als die Nazis die Kommunisten 
holten, 
habe ich geschwiegen; 
ich war ja kein Kommunist. 

Als sie die Sozialdemokraten 
einsperrten, 
habe ich geschwiegen; 
ich war ja kein Sozialdemokrat. 

Als sie die Gewerkschafter holten, 
habe ich nicht protestiert; 
ich war ja kein Gewerkschafter. 

Als sie die Juden holten, 
habe ich nicht protestiert; 
ich war ja kein Jude. 

Als sie mich holten, 
gab es keinen mehr, der protestierte. 

Martin Niemöller (1892 - 1984)
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Um den großen kulturellen Einbruch 
innerhalb der Kunst und Architektur 
nach der Wahl Hitlers zum Reichs-
kanzler 1933 nachvollziehen zu kön-
nen, möchte ich heute zunächst mit 
einem kleinen Rückblick auf die Ent-
wicklung von Kunst und Architektur in 
Deutschland beginnen. 

Das, was heute allgemein als klas-
sische Moderne bezeichnet wird, 
entwickelte sich im Kaiserreich in 
der Zeit nach 1900 in Dresden. Eine 
kleine Avantgarde – die Künstler-
gemeinschaft „Brücke“, wie sie sich 
selbst nannte -  begann sich gegen 
die allgemeinen Konventionen inner-
halb der Malerei aufzulehnen und 
entwickelte einen ganz eigenen Mal-
stil, der als Expressionismus in die 
Kunstgeschichte einging. Dabei ging 
es den Künstlern Erich Heckel, Ernst 
Ludwig Kirchner, Karl Schmidt-Rott-
luff, Max Pechstein und Otto Mueller 
nicht nur um neue Wege innerhalb 
der Kunst, sondern auch um ein ganz 

neues, 
den 
prüden 
Moralvor-
stellun-
gen der 
Kaiserzeit 
entge-
genge-
stelltes 
Lebens-
modell, 
welches 
sie in 
ihren Bil-
dern zum 
Ausdruck 
bringen 
wollten. 
Ihre ei-
gene, 

unkonventionelle Lebenswelt als 
Künstler war ihr alleiniges Thema, 
deshalb die vielen Badeszenen, die 
Modelle im Atelier und die eindring-
lichen Naturerfahrungen. Alles dies 
war direkt erlebt, empfunden und für 
wert gehalten, malerisch auf die Lein-
wand gebannt zu werden. 

Es entstanden sehr persönliche, 
schnell hingeworfene, individuelle 
Ansichten der Umwelt und der eige-
nen Erfahrungen. Darüber hinaus 
sollten diese Bilder nichts bedeuten. 
Sie verwiesen weder auf tiefgründige 
symbolische Inhalte noch auf tra-
dierte Werte, wie sie im Kaiserreich 
erwünscht waren. 

Die Künstler der „Brücke“ befreiten 
sich von den herrschenden Konven-
tionen ihrer Zeit – setzten in wilden 
Pinselstrichen ungemischte Farben 
nebeneinander, ignorierten Form 
und Perspektive und schufen so 
eindrucksvolle Bilder voller Energie, 
Kraft und Lebensfreude. 

Wassily Kandinsky (1866-1944):
Improvisation Nr. 13, 1910, Öl/Lwd., 
Staatliche Kunsthalle Karlsruhe

Aber nicht nur in Dresden wenden 
sich Künstler von der vorherrschen-
den Kunstauffassung ab. 

In München bildete sich ebenfalls 
eine lose Vereinigung von Künst-
lern, die sich um Wassily Kandinsky 
scharten und als „Blauer Reiter“ be-
rühmt wurden. 

Zu ihnen zählten Gabriele Münter, 
Alexej von Jawlensky, Marianne von 
Werefkin, Franz Marc und Paul Klee. 
Besonders Wassily Kandinsky nimmt 
innerhalb der Münchner Avantgarde 
eine Sonderstellung ein. Er war es, 
der unter mühsamen Anstrengungen 
und einer langwierigen Entwicklung 
1910 das erste vollständig gegen-
standslose Bild malte und damit die 
Abstraktion in die Kunst einführte. 

Aber nicht nur in München und 
Dresden malten Künstler im Stil des 
Expressionismus. 

Im Norden Deutschlands waren 
es Emil Nolde, Paula Modersohn-
Becker und Christian Rohlfs, im 
Rheinland August Macke, Heinrich 
Campendonk und Wilhelm Morgner. 
Aber auch Max Beckmann, Otto Dix, 
George Grosz, Conrad Felixmüller, 
Ludwig Meidner und Lyonel Feininger 
gehörten dazu. 
Alle diese Künstler und ihre Werke 
wurden im Kaiserreich angegrif-
fen, verspottet und diffamiert. Eine 
konservative, dem Geschmack 
Kaiser Wilhelms II. verpflichtete Kriti-
kerriege und ihre Leserschaft konnte 
sich nicht mit der Kunst des Expres-
sionismus abfinden. Sie sahen zu 
Recht die eigene Kunstauffassung 
verunglimpft und fühlten sich aufs 
schärfste herausgefordert. 

Nur eine kleine intellektuelle Ober-
schicht erkannte die unbändige In-
novationskraft der Expressionisten. 
Galeristen wie Herward Walden 
in Berlin, Heinrich Thannhauser in 
München und Ernst Arnold in Dres-
den waren die Ersten, die die jungen 
Künstler einer größeren Öffentlichkeit 
zugänglich machten. Aber auch eini-
ge prominente Museumsdirektoren 
interessierten sich für den Expressi-
onismus. 
Ludwig Justi war vielleicht ihr wich-
tigster Vertreter. Er wurde 1909 zum 
Direktor der Berliner Nationalgalerie 
ernannt und kaufte in seiner Amts-
zeit, die bis 1937 dauerte, die meis-
ten expressionistischen Bilder. Aber 
auch die engagierten Kunstsammler 
spielten für die Verbreitung der ex-
pressionistischen Kunst eine wichtige 
Rolle. 
Einer der herausragendsten Samm-
ler war Karl-Ernst Osthaus. 
Er gründete das Folkwang Museum 
in Hagen. Ein weiterer Kunstfreund 
war Dr. Eduard Freiherr von der 
Heydt, dessen Sammlung den 
Grundstock zum gleichnamigen Mu-
seum in Wuppertal bildete. Ebenso 
kunstbegeistert war Walter Rathe-
nau, der vielen expressionistischen 
Künstlern die Gelegenheit gab, ihn 
zu porträtieren.

Mit der Niederlage im Ersten Welt-
krieg und der Gründung der Wei-
marer Republik änderte sich in 
Deutschland alles. Wer nicht der 
Vergangenheit nachtrauerte oder 

Kunst und Architektur 
am Vorabend des Dritten 
Reiches

Ernst Ludwig Kirchner 
(1880-1938): 
Berliner Straßenszene, 
1913, Öl/Lwd., 121 x 95 cm, 
ehemals Brücke-Museum 
Berlin, heute 
Privatmuseum New York
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unter den erbärmlichen Nachkriegs-
verhältnissen litt, freute sich über 
den Untergang des Kaiserreichs und 
sah in der Gründung der Republik 
die Chance des Neuanfangs. Leider 
waren das nicht die meisten. Aber 
gerade Künstler erhofften sich nun 
endlich die Möglichkeiten, die ihnen 
im Kaiserreich verwehrt wurden. 

Räumten einige zunächst mit den 
letzten altehrwürdigen Vorstellungen 
von Kunst und Kultur mit Mitteln des 
Dadaismus auf, so träumte schon die 
nächste Generation von einer ganz 
neuen Kunst, vom neuen Menschen 
und von einer vollkommen neuen 
Gesellschaft. 

Marc Chagall (1887-1985): Die Prise, 
1912, Öl/Lwd., 117 x 89,5 cm, 
ursprünglich: Kunsthalle Mannheim, 
heute: Kunstmuseum Basel

Nun wurde der Expressionismus 
nicht nur auf einer breiteren Ebene 
anerkannt, er fand zu Anfang der 
20er Jahre seinen Ausdruck auch 
im Film und in der Architektur. Wa-
ren es im Kaiserreich nur wenige 
private Sammlungen und Museen, 
die expressionistische Kunst er-
warben, so hielten die Werke nun 
im großen Umfang Eingang in die 
städtischen Museen von Hamburg 
bis München. Aber nicht nur die 
deutsche Kunst wurde in großen 
Mengen in den städtischen Galerien 
und Kunsthallen ausgestellt, auch 
zeitgenössische ausländische Kunst 
wurde im großen Stil angekauft: Ale-
xander Dorner in Hannover, Gustav 
Friedrich Hartlaub und Fritz Wichert 
in Mannheim, Carl Georg Heise in 
Lübeck, Ludwig Justi in Berlin, Alfred 
Lichtwark in Hamburg, Max Sau-

erlandt und Alois Schardt in Halle, 
Georg Swarzenski in Frankfurt und 
Hugo von Tschudi in Berlin, später in 
München. Sie alle gehörten zu den 
Museumsdirektoren, die sich zu den 
begeisterten Anhängern der Moder-
ne zählten. Sie kauften nicht nur die 
Werke der Expressionisten, sondern 
vervollständigten ihre Sammlungen 
mit den Vorreitern der Moderne, also 
den französischen Impressionisten 
und Nachimpressionisten. Erwarb 
die Berliner Nationalgalerie schon 
1897 als erstes Museum der Welt 
ein Gemälde von Paul Cezanne, 
so wurde die Sammlung nun durch 
viele weitere Werke französischer 
Künstler wie Paul Gauguin, Vincent 
van Gogh, Edouard Manet, Claude 
Monet, Auguste Renoir und Paul Si-
gnac erweitert. Aber auch viele zeit-
genössische ausländische Künstler 
fanden in Deutschland den Weg in 
ein Museum, so z.B. Werke von Marc 
Chagall, James Ensor, El Lissitzky, 
Henri Matisse, Piet Mondrian und Pa-
blo Picasso. 

War im Kaiserreich die Avantgarde 
ein rein deutsches Thema, so zog die 
Kunstpolitik der Weimarer Zeit auch 
das Augenmerk des Auslandes auf 
sich. In den 20er Jahren wurde deut-
sche Kunst in Amsterdam, Florenz, 
London, New York, Paris, Pittsburgh 
und Stockholm gezeigt. 
Als 1931 der Gründungsdirektor 
des gerade eröffneten Museums of 
Modern Art in New York, Alfred Ha-
milton Barr, durch Deutschland reis-
te, um Werke für seine Ausstellung 
„Deutsche Malerei und Bildhauerei“ 
auszuwählen, war er begeistert von 
dem, was er in den Museen geboten 
bekam. 

Er schrieb im Vorwort des Katalogs: 
„Wie sehr immer die moderne deut-
sche Kunst im Ausland bewundert 
oder missverstanden wird, so wird 
sie doch bestimmt öffentlich und pri-
vat in Deutschland außerordentlich 
großzügig unterstützt. Die Museums-
direktoren haben den Mut, die Vor-
aussicht und das Wissen, Werke der 
fortschrittlichsten Künstler zu kaufen, 
lange bevor die öffentliche Meinung 
sie zu solchen Ankäufen zwingt. Wie 
aus der Liste hervorgeht, unterstüt-
zen rund 50 deutsche Museen die 
Künstler in sehr positiver Weise und 
tragen wesentlich zur Erziehung des 
Publikums bei, die Werke dieser 
Künstler zu verstehen.“ 
(Katalog, S.15)

Hatte der Expressionismus in der 
Weimarer Zeit seinen Zenit schon 
überschritten und viele seiner Ver-
treter ihre Hauptwerke längst vollen-
det, so entwickelte sich zu Anfang 
der 20er Jahre eine Gegenreaktion, 
getragen von einer neuen jungen 
Künstlergeneration, die grundsätzlich 
die Malerei der Expressionisten als 
individualistisch ablehnte. Sie hielt 
der subjektiven Weltdarstellung eine 
sachliche, protokollarische entgegen. 

Als „Neue Sachlichkeit“ ging diese 
Stilrichtung in die Kunstgeschichte 
ein. Überall in Deutschland began-
nen junge Künstler, gegenständlich 
zu malen, und griffen die traditionel-
len Techniken wieder auf. 
Alles, was die Expressionisten abge-
schafft hatten, wurde von ihnen wie-
der in die Malerei aufgenommen. 
Die feine, glatte Bildoberfläche, auf 
der man kaum einen Pinselstrich 
erkennen kann, wird zum Marken-
zeichen dieser Generation. Anders 
als bei den Expressionisten gibt es 
bei dieser Bewegung weder ein ein-
deutiges Zentrum noch eine Grup-
penbildung, noch ein einheitliches 
Manifest. Entsprechend unterschied-
lich sind die Erscheinungsformen in-
nerhalb der Neuen Sachlichkeit. Von 
„objektiv“ gestalteten Landschaften, 
über kühle Porträtdarstellungen bis 
hin zu engagierten Darstellungen des 
Zeitgeschehens spiegelt die Neue 
Sachlichkeit viele verschiedene As-
pekte dieser Kunstauffassung. 

Die wichtigsten Vertreter sind Otto 
Dix, Georg Scholz, Rudolf Schlichter, 
Christian Schad, George Grosz, Kon-
rad Felixmüller, Alexander Kanoldt, 
Georg Schrimpf, Carlo Mense, Wil-
helm Heise, Karl Hubbuch und Franz 
Radziwill. Der Name „Neue Sachlich-
keit“ resultierte dabei aus einer Aus-
stellung 1925 in Mannheim, die der 
Museumsdirektor Gustav Friedrich 
Hartlaub veranstaltete. 
Schaut man sich das Bild „Sonntag-
nachmittag“ von Fred Goldberg von 
1930 an, so wird schnell deutlich, 
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dass auch in der Neuen Sachlichkeit 
politische Positionen treffend zum 
Ausdruck gebracht werden konnten. 
Goldberg spiegelt hier eindeutig die 
politische Situation um 1930 wider: 
Der aufgeschreckte gute Bürger ist 
sofort bereit, gegen den Feind von 
außen loszuschlagen, wenn sein 
Heim in Gefahr gerät. 
Wie sah nun die Entwicklung inner-
halb der deutschen Architektur aus? 
Schon vor dem Ersten Weltkrieg ent-
wickelten 
Architekten 
an den 
Techni-
schen Hoch-
schulen in 
Berlin, Mün-
chen, Stutt-
gart, Aachen 
und Breslau 
bahnbre-
chende 
architek-
tonische 
Lösungen 
für die ver-
schiedens-
ten Bauauf-
gaben. Ob 
es sich um 
Markthallen, 
Bahnhöfe, Siedlungen oder Hoch-
häuser handelte, die Entwürfe, auch 
wenn sie nicht realisiert wurden, 
waren wegweisend. So wurden zwar 
die ersten Wolkenkratzer in Amerika 
gebaut, die Idee dazu kam aber ur-
sprünglich aus Deutschland. Peter 
Behrens zum Beispiel war schon 
im Kaiserreich einer der herausra-
genden Architekten seiner Zeit. In 
seinem Planungsbüro arbeiteten die 
späteren Architekten der Moderne: 
Walter Gropius, Ludwig Mies van der 
Rohe und Le Corbusier. 
Nach dem Ersten Weltkrieg herrschte 
auch bei den jungen Architekten in 
Deutschland eine Aufbruchstimmung, 
wie sie in keinem europäischen Land 
anzutreffen war. Weder in Frank-
reich, Italien noch England gab es 

in den 20er Jahren eine solche In-
novationskraft, gepaart mit dem Wil-
len der Politik, sich von den Fesseln 
des Kaiserreichs auch architekto-
nisch zu distanzieren. 
Die Weimarer Republik stand vor 
großen finanziellen Schwierigkeiten 
und trotzdem ist gerade in dieser 
Zeit mit Steuermitteln eine Vielzahl 
von Projekten verwirklicht worden, 
die entscheidend für die Entwicklung 
der modernen Architektur waren. 
Nirgends arbeiteten so viele bedeu-
tende und unterschiedliche Architek-
ten wie in Deutschland. 
Neben Walter Gropius, Ludwig Mies 
van der Rohe, Erich Mendelsohn 
und Bruno Taut leisteten auch Hans 
Poelzig, Heinrich Tessenow, Ludwig 
Hilberseimer, Max Taut, die Gebrüder 
Luckhardt, Hans Scharoun, Hugo 
Häring, Hermann Finsterlin und 
Richard Neutra ihren Betrag zur mo-

dernen 
Architek-
tur.

Obwohl 
es in vie-
len deut-
schen 
Städten 
Bemü-
hungen 
der Hoch-
schulen 
gab, 
eine zeit-
gemäße 
Archi-
tektur zu 
entwi-
ckeln, so 
hat doch 

nur eine es geschafft, ihren Namen 
einer ganzen Epoche aufzudrücken: 
das Bauhaus in Weimar und später 
in Dessau. 
Noch heute spricht man von Tokio 
bis São Paulo von Bauhausarchi-
tektur, wenn man weiße, flachge-
deckte, kubische Gebäude vor sich 
hat. War zunächst das oberste Ziel 
am Bauhaus in Weimar, Kunst und 
Handwerk zu verbinden und in der 
Architektur zu einem Gesamtkunst-
werk werden zu lassen, so verlagerte 
sich der Schwerpunkt in Dessau zu 
einer ganz auf industrielle Fertigung 
gerichteten Entwicklung. Kunst und 
Technik sollten nun eine neue Ver-
bindung eingehen. Herausragendes 
Beispiel für diese neue Architektur-
auffassung war das Bauhausgebäu-

de in Dessau selbst. Gropius entwarf 
einen Gebäudekomplex, der auf rein 
funktionalen Bedürfnissen basierte. 
Trotzdem entstand eine Architektur 
mit einer ganz neuen Ästhetik.

Besondere Bedeutung kam in der 
Weimarer Republik dem Wohnungs-
bau zu. Viele Menschen mussten in 
erbärmlichen Verhältnissen leben 
und Berlin mit seinen vielen dunklen 
Hinterhöfen war nur ein trauriges 
Beispiel für eine völlig unzureichen-
de Baupolitik im Kaiserreich. Mit 
großem Elan entstanden in den 
Ballungsgebieten der Republik mo-
derne, zeitgemäße und funktionale 
Wohnsiedlungen, die einen bis dahin 
nicht gekannten Komfort boten. Die 
Wohnungen waren hell, mit Küchen, 
Bädern und Zentralheizungen ausge-
stattet. 
„Die Römerstadt von Ernst May in 
Frankfurt am Main, die Berliner Sied-
lung Britz von Bruno Taut und Sie-
mensstadt von Walter Gropius, auch 
die Weißenhofsiedlung von Mies van 
der Rohe in Stuttgart sind Beispiele 
des Massenwohnungsbaus, dessen 
ästhetische und stadtplanerische 
Qualitäten in den Jahren nach dem 
Zweiten Weltkrieg nicht mehr erreicht 
worden sind...“ (Geschichte der Deut-
schen Kunst, S. 310) 

War der Wohnungsbau finanziellen 
Einschränkungen unterlegen, so 
konnten die Architekten beim Bau 
von Villen ihren Vorstellungen von 
moderner Architektur freien Lauf las-
sen. Gerade in der zweiten Hälfte der 
20er Jahre entstanden so zahlreiche 
qualitätvolle Bauten, die in die Archi-
tekturgeschichte eingingen. Vorreiter 
war auch hier Walter Gropius, der 
schon 1926 in Dessau mit seinen 
Meisterhäusern neue Maßstäbe setz-
te. Funktionalität gepaart mit einfa-
cher Großzügigkeit, die Vermeidung 
von Pathos zugunsten bequemen 
Wohnens und eine bis dahin nicht 
gekannte Technisierung der Wohn-
räume zeichnete diese Architektur 
aus. 
Die neuen Materialien und Konstruk-
tionen ermöglichten eine vollkommen 
vom Aufbau losgelöste Gestaltung 
der Fassaden. Die meisten dieser 
Häuser, wie von Hans Scharoun in 
Löbau, erheben sich auf Stützen 
über dem Boden. Die Gerüstbauwei-
se in Stahl oder Stahlbeton erlaubte 
es, den Grundriss frei zu wählen. Die 
Außen- wie die Innenwände konnten 
frei im Raum disponiert, die Außen-

Fred Goldberg (1889-1931 verschollen): 
Sonntagnachmittag, 1930, 

Öl/Sperrholz, 97,5 x 33,5 cm, 
Karlsruhe, Staatliche Kunsthallen.
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fassaden entsprechend mit großen 
Glasflächen ausgestattet werden. Es 
entstanden offene, helle und großzü-
gige Räume, die ineinander übergin-
gen. So führen die inneren Wege der 
Villa Schminke  auf unterschiedlich 
angelegte Sonnenterrassen, von de-
nen man den jeweils optimalen Blick 
auf die sie umgebende Landschaft 
genießen konnte. 
Einer der erfolgreichsten Architekten 
in den 20er Jahren war Ludwig Mies 
van der Rohe. Seine Villen setzten 

Maßstäbe für Generationen von 
Architekten. Dabei arbeitete er mit 
den verschiedensten Materialien. So 
schuf er für die Familie Lange in Kre-
feld eine Villa in rotem Backstein und 
weißem Beton. Große Fensteröffnun-
gen und vor- und zurückspringende 
Bauteile verschränken Innen und 
Außen miteinander.
Leider kann ich nicht alle richtungs-
weisenden Gebäude der Weimarer 
Zeit vorstellen, aber eines der be-
rühmtesten und spektakulärsten 
Bauwerke des 20. Jahrhunderts darf 
in diesem Zusammenhang nicht feh-
len. Es stammt ebenfalls von Ludwig 
Mies van der Rohe und ist anlässlich 
der Weltausstellung in Barcelona 
1929 als Beitrag Deutschlands ent-
worfen worden. Es hatte nur einen 
Zweck zu erfüllen: Es sollte der Welt 
zeigen, wie sich Deutschland nach 
dem Ersten Weltkrieg gewandelt hat-
te. Entsprechend formulierte es der 
Deutsche Generalkommissar Georg 
von Schnitzler anlässlich der Eröff-
nung: „Wir haben das zeigen wollen, 
was wir können, was wir sind, wie 
wir heute fühlen, sehen. Wir wollen 
nichts als Klarheit, Schlichtheit, Auf-
richtigkeit.“ (Deutsche Architektur, S. 145) 

Der so genannte Barcelona-Pavillon, 
der heute wieder in einer Rekonstruk-
tion zu sehen ist, erhebt sich über ei-
nem Travertinsockel. Er besteht aus 
einem Stahlbetondach, welches von 
verchromten kreuzförmigen Stahlträ-
gern gehalten wird. Dadurch hat Mies 
van der Rohe die Möglichkeit gehabt, 
den Raum unter dem Dach vollkom-
men frei zu gestalten. Er gliedert die-
sen Raum durch freistehende Wän-
de, die in verschiedenen Materialien 
ausgeführt sind: Eine der Wände 

besteht aus honig-
farbenem Onyx. Laut 
Mies van der Rohe 
habe er das gesamte 
Gebäude um diese 
kostbare Wand her-
um konzipiert. Justus 
Bier schrieb 1929 
begeistert in der Zeit-
schrift „Die Form“: 
„ein Gebäude ohne 
Zweck, wenigstens 
ohne ersichtlichen, 
greifbaren, sich auf-
drängenden Zweck 
... leerer Raum, und 
eben darum Raum 
an sich, Architektur 
als freie Kunst.“ 
(J. Bier: Mies van der Ro-

hes Reichspavillon in Barcelona. Die Form 4 
(1929), S. 423) 
Moderner kann Architektur nicht ver-
wirklicht werden. Mit dem Deutschen 
Pavillon in Barcelona hat Mies van 
der Rohe eine Tür zu einer Archi-
tektur aufgestoßen, die heute noch 

genauso aktuell ist, wie sie damals 
revolutionär war. 
Diente der Deutsche Pavillon dem 
einzigen Zweck, ein gewandeltes 
Bild von Deutschland zu geben, so 
besteht natürlich die berechtigte Fra-
ge, ob sich diese Architektur auch im 
alltäglichen Leben bewähren konnte. 
Zur gleichen Zeit, als Mies van der 

 Ludwig Mies van der Rohe (1886-1969): Haus Lange, 
1927-30, Krefeld

Rohe den Auftrag zum Barcelona-
Pavillon erhielt, beauftragte ihn die 
Familie Tugendhat aus Brünn, heute 
Brno in Polen, eine Villa zu errichten. 
Mies van der Rohe denkt sich für die 
Familie Tugendhat keine neue Archi-
tektur aus, sondern greift die Idee zu 
seinem Pavillon auf und übernimmt 
die Strukturen für die Villa. 

Es entsteht ein Einfamilienhaus von 
großzügigen Ausmaßen in Hanglage. 
Auch hier dient eine Stahlkonstruk-
tion als Raster, in dem die Wände 
frei eingestellt werden können. Eine 
Onyxwand trennt den Wohn- vom Ar-
beitsbereich, während eine halbrunde 
Wand aus Ebenholz den Essbereich 
markiert. Die gesamte verglaste 
Südseite besteht aus versenkbaren 
Fenstern, damit die Bewohner im 
Sommer direkt von den Wohnräumen 
auf die Terrasse gehen können.

Die Auswahl der hier gezeigten Bei-
spiele verdeutlicht die große Band-
breite der Entwicklungen in den 20er 
Jahren in Deutschland. Vom sozialen 
Wohnungsbau, über  Industrie- und 

Hochhausarchitektur, bis 
hin zu Villen wurde in dieser 
Zeit in Deutschland alles 
entwickelt, was die klas-
sische Moderne bis heute 
ausmacht. Es ist eine Ein-
fachheit in der Erscheinung, 
gepaart mit einem Höchst-
maß an Funktionalität und 
einem Formempfinden, 
das auch heute noch seine 
Gültigkeit besitzt. Durch die 
Wahl der NSDAP 1933 wur-
de dieser Entwicklungspro-
zess jäh unterbrochen. Viele 

deutsche Architekten verließen das 
Land und nahmen ihre Vorstellungen 
vom modernen Bauen mit. So ent-
standen in England, Israel, Südafrika, 
Nord- und Südamerika Bauten, die 
noch heute mit dem Begriff „Bau-
haus-Architektur“ bezeichnet werden. 
Wie sich die Architektur im Dritten 
Reich darstellte, werde ich Ihnen in 
der nächsten Woche zeigen.

Ludwig Mies van der Rohe (1886-1969): 
Deutscher Pavillon zur Weltausstellung 
1929, Barcelona, Rekonstruktion
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Irmgard Weyrather schreibt in ihrem 
Buch „Muttertag und Mutterkreuz“, 
dem ich die meisten meiner Informa-
tionen entnommen habe (einige grö-
ßere Textpassagen sind z.T. wörtlich 
wiedergegeben), „Das nationalsozia-
listische Frauenbild war im Grunde 
kein Frauen-, sondern ein Mutterbild. 
Ein weiblicher Mensch wurde fast 
nie als Frau, sondern immer gleich 
als Mutter gesehen und angespro-
chen. Alle anderen Realitäten wurden 
ausgeblendet. Eine Frau, die keine 
Kinder hatte oder wollte, galt nicht als 
richtige Frau. Wenn Frauen außer-
halb der Familie auftauchten, so galt 
dies schon fast als eine Folge der 
‚Entartung des deutschen Volkes‘, 
als eine ‚Fehlentwicklung, die wieder 
rückgängig gemacht werden muss-
te‘“. 1936 hieß es in einer Rede Hit-
lers: „Die Welt der Frau ist, wenn sie 
glücklich ist, die Familie, ihr Mann, 
ihre Kinder, ihr Heim.“ 
Die Nazis wollten der deutschen Frau 
zu diesem Glück gerne verhelfen, da 
sie dann dem Volk am allermeisten 
nützt.
In der NS-Zeit wurde ein regelrechter 
Kult um die „deutsche Mutter“ betrie-
ben. Das NSDAP-Programm stellte 
die Mutter unter Schutz, jedoch nicht 
ihrer Selbstwillen, sondern „im Inte-
resse der Hebung der Volksgesund-
heit“. Mutterschaft blieb nicht länger 
eine private Angelegenheit. Nein, sie 
wurde zur Staatsaufgabe und sogar 
zur völkischen Pflicht der deutschen 
Frau proklamiert. „Arische“, „erbge-
sunde“ Mütter, die ihrem Führer Kin-
der „schenkten“, wurden als „höchs-
tes Gut“ des Volkes gefeiert. Das 
Gebären und Aufziehen vieler Kinder 
„guten Blutes“ war aus Nazi-Sicht 
gleichwertig mit dem kriegerischen 
Kampf der Soldaten gegen die „Min-
derwertigen“ und „Fremdrassigen“. 

Durch Mütterehrungsfeiern und Mut-
terkreuzverleihungen wurde dieser 
Kult auf eine quasi-religiöse Ebene 
gehoben. „Heilig soll uns sein jede 
Mutter deutschen Blutes“, lautete ein 
NS-Propaganda-Satz. Den Frauen, 
die in der Mutterrolle ihre wichtigs-
te Lebensaufgabe sahen, bot das 
politische System ideologische und 
gesellschaftliche Aufwertung. 
Das ganze Spektakel und die beson-
deren Auszeichnungen dienten nicht 
nur der Manipulation der Frauen, 
sondern, wie Irmgard Weyrather be-
sonders hervorhebt, „waren Teil einer 
Zelebration des Nationalsozialismus 
als politische Religion.“ 

Bevor wir aber die Entwicklungen 
der zielgerichteten NS-Propaganda 
und weiterer bevölkerungspolitischer 
Instrumente genauer betrachten, bli-
cken wir historisch zurück, denn die 
Wurzeln des Kults um die „deutsche 
Mutter“ liegen schon vor 1933. 

Der Kult entwickelte sich bereits aus 
den Muttertagsfeiern in der Weimarer 
Republik. Nach der Machtergreifung 
durch die Nationalsozialisten erfuhr 
er eine ideologische Verstärkung 
und Ausnutzung. In der Zeit des 2. 
Weltkriegs steigerte er sich dann zu 
einem zentral gelenkten Kult um die 
„arische Mutter“. 

Bei der Implementierung ihres Mut-
terkults konnten die Nationalsozialis-
ten einen bereits vorhandenen Feier-
tag nutzen, der weder von der Kirche 
noch von den politischen Gegnern 
schon besetzt war: den „deutschen 
Muttertag“. Die ursprüngliche Idee 
des Muttertags stammte von einer 
Amerikanerin, namens Ann Jarvis, 
die den „Mother´s day“ erstmals 1907 
propagierte. 

Nur 7 Jahre später, im Jahr 1914, 
wurde der Muttertag bereits vom 
amerikanischen Kongress zum offizi-
ellen Staatsfeiertag erklärt. 

In Deutschland geht der Muttertag 
– was viele von Ihnen wahrscheinlich 
wissen oder zumindest immer ver-
mutet haben – auf die Initiative des 
„Verbandes deutscher Blumenge-
schäftsinhaber“ zurück. 
Dieser beschloss 1922, dem Beispiel 
Amerikas zu folgen. Um nicht selbst 
mit den eigenen Geschäftsinteres-
sen so offensichtlich in Erscheinung 
zu treten, versuchte der Verband, 
die Muttertags-Idee möglichst von 
irgendeiner gemeinnützigen Gesell-
schaft - als neutraler Stelle - verbrei-
ten zu lassen. 1925 wurde dann 
tatsächlich der „Vorbereitende Aus-
schuss für den Deutschen Muttertag“ 
von der „Arbeitsgemeinschaft für 
Volksgesundung“ aufgenommen, 
einem 1919 erfolgten Zusammen-
schluss aus Vertretern vieler staat-
licher Behörden, den Kirchen (auch 
der jüdischen Gemeinde) sowie 
Wohlfahrtsverbänden, mit dem Ziel 
„deutsche Würde“ und „gute Sitte“ 
zur Geltung zu bringen. 
Diese Arbeitsgemeinschaft wandte 
sich u.a. gegen Prostitution, gegen 
„Schmutz und Schund“ in der Presse 
und betätigte sich volkserzieherisch, 
im Sinne geistiger Erneuerung und 
körperlicher Ertüchtigung unter be-
sonderer Berücksichtigung bevölke-
rungspolitischer Bestrebungen. 

Sie war es nun auch, welche die „10 
Gebote für den Muttertag“ verbreitete 
-  mit konkreten Angaben, wie die 
Mutter – lebend oder tot – von ihren 
Kindern zu ehren sei: 

Z.B. „Nimm der Mutter am Sonntag
alle Arbeit ab“, oder „Gehe zum 
Friedhof, wenn dort deine Mutter 
liegt.“ Das 2. Gebot lautete: „Stelle 
früh leuchtende Blumen auf den 
Tisch“; das 4. Gebot bezog sich auf 
die gestorbene Mutter und enthielt 
die Anweisung „…schmücke das 
Grab mit Blüten des Frühlings“. Das 
Interesse der Blumengeschäftsinha-
ber war damit geschickt vertreten. 

Die „Arbeitsgemeinschaft für Volks-
gesundung“, die zunächst nur ins 
Spiel gekommen war, um die durch-
sichtigen Absichten der Blumenge-
schäfte zu tarnen, entwickelte bald 
eigene ideologische Interessen am 
Muttertag, wollte mit ihm gegen eine 
Liberalisierung der Sexualmoral, ge-

Frauenbild 
in der NS-Zeit: 
„Die deutsche Mutter“

Ann Jarvis (1864 - 1948)
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gen sexuelle Aufklärung und die weit 
verbreiteten, verbotenen Abtreibun-
gen kämpfen. Der Muttertag wurde 
zunehmend politisiert, zum Symbol 
des Widerstands gegen den sittlichen 
Verfall stilisiert und zum Vehikel für 
antiemanzipatorische Forderungen. 
Er sollte dem Erhalt der Familie die-
nen, die wiederum für ein Bollwerk 
gegen Industrialisierung, Rationali-
sierung und Individualisierung ge-
halten wurde. Die Muttertagswerber 
propagierten die traditionelle Frauen-
rolle und hielten die Berufstätigkeit 
von Müttern für ein Übel. In ihrer 
Denkschrift zum Muttertag von 1927 
heißt es: „Es ist ein Schaden, dass 
viele Mütter ihre Kinder allein lassen, 
um draußen in der Wirtschaft Geld zu 
verdienen. Der wahre Frauenberuf, 
dessen Sinn in der Muttertagsfeier 
tief erfasst werden soll, ist es, an der 
Seite des Mannes Priesterin an sei-
nem Herde und Mutter seiner Kind-
schar zu sein.“ 

Als 1931 der „Reichsverband Deut-
scher Herrenausstattungsgeschäfte“ 
das Geschäft mit einem Vatertag 
nachzumachen versuchte, wurde er 
von den Anhängern des Muttertags 
heftig bekämpft, die aufgrund des 
humoristischen Beigeschmacks des 
Vatertags den „Muttertagsgedanken“ 
profanisiert und diskreditiert sahen. 
Zudem barg die plumpe Werbung 
„Schenkt Krawatten“ die Gefahr, die 
so umsichtig eingestimmte Bevölke-
rung auf die Idee zu bringen, dass 
das Engagement des „Verbandes der 
deutschen Blumengeschäftsinhaber“ 
mit dem Motto „Schenkt Blumen zum 
Muttertag“ nicht ganz uneigennützig 
war.  

Auch der „Reichsbund der Kinder-
reichen“ war an der Verbreitung der 
Muttertagsfeiern beteiligt. Zu seinem 
Programm gehörte u.a. der Kampf 
gegen Abtreibung und Geburtenkon-
trolle. Er wollte vor allem Mütter mit 
vielen Kindern ehren, und es ging 
wohl auf seine Initiative zurück, dass 
in verschiedenen Städten schon in 
den 20er Jahren Mütter besonders 
vieler Kinder in öffentlichen Mutter-
tagsfeiern besondere Ehrengaben 
erhielten. Diese Geschenkprämien 
für eine hohe Kinderzahl in Form von 
Porzellan, Broschen oder Spargut-
haben waren bereits Vorformen der 
späteren Mutterkreuzverleihungen. 
Sie hatten allerdings noch nicht den 
Charakter einer quasi militärischen 
Auszeichnung. Und mit Ausnahme 

von Preußen, wo die Mütter erst ei-
nen Antrag stellen und ihren guten 
Leumund und ihre Erziehungsleis-
tungen begutachten lassen mussten, 
wurden die Mütter für diese Aus-
zeichnungen auch noch nicht auf ihre 
„Würdigkeit“ hin überprüft.

Die Muttertagsbewegung der Weima-
rer Zeit ist auch als eine Gegenreak-
tion auf die Bewegung gegen den 
§ 218 und auf die sog. „Neue Frau“ 
zu sehen. Das konservative Mutter-
bild war in der Zeit keineswegs das 
allein dominierende. Die Weimarer 
Republik zeichnete sich gerade 
durch ein neues Frauenbild aus, das 
die bisherige Definition der Frau als 
Mutter zu überwinden begann. 

Diese „Neue Frau“ wurde von den 
„modernen“ Frauenzeitschriften als 
Idealbild der emanzipierten Frau 
gepriesen und war dem konservati-
ven Mutterbild geradezu diametral 
entgegengesetzt. Die „Neue Frau“ 
war eine Folge der Mobilisierung 
der Frauen im Ersten Weltkrieg, die 
sie gezwungenermaßen in die Lage 
versetzt hatte, berufstätig zu sein 
und ohne Mann einen Haushalt zu 
führen. Zu dieser Selbstständigkeit, 
die die Frauen während des Krieges 
erlebt hatten, kamen 1918 das Wahl-
recht und die politische Gleichheit für 
Frauen, die ihnen die Weimarer Ver-
fassung zugestanden hatte. 

Diese erreichte Selbständigkeit er-
möglichte das Bild der „Neuen Frau“, 
das von den Linken als positives 
Frauenbild und von den Rechten als 
Schreckgespenst beschrieben wurde. 
Eine „Neue Frau“ war nicht nur die 
Intellektuelle, die sich wie Marlene 
Dietrich anzog und 
einen Männerhaar-
schnitt trug, oder 
die junge Angestell-
te, die eher wie ein 
Teenager aussah. 
Auch die junge, 
verheiratete Fabrik-
arbeiterin gehörte 
dazu, die den prak-
tischen Bubikopf 
trug und mit allen 
Mitteln versuchte, 
ihre Familie klein 
zu halten.

In der Person der 
russischen Femi-
nistin, Schriftstel-
lerin und sowjeti-
schen Politikerin, 

Alexandra Michajlowna Kollontaj, 
wurde dieser neue Frauentypus vor-
gelebt. Die Kollontaj, 1872 in St. Pe-
tersburg geboren, war eine der Iden-
tifikationsfiguren der emanzipierten 
Frauen der Weimarer Republik. 
Sie trat für die sexuelle Emanzipation 
der Frau ein, propagierte die Ab-
schaffung der Ehe, „die Einigung der 
Geschlechter auf der Grundlage der 
freien und natürlichen Anziehung“, 
die Vorbereitung der Kinder auf das 
Erwachsenenleben durch die „Spiel-
Liebe“ und zudem antimilitaristische 
Ideen. 
Kein Wunder, dass die Regierung 
von Zar Nikolaus II. sie verfolgte. Sie 
flüchtete nach England und in die 
Schweiz, lernte Lenin und Rosa Lu-
xemburg kennen und wurde Bolsche-
wikin. 1917 wurde sie als erste Frau 
ins Exekutivkomitee von Leningrad 
gewählt und 1920 Volkskommissarin 
für die soziale Sicherheit. Als erste 
sowjetische Botschafterin vertrat sie 
ihr Land von 1923 – 1945 im diplo-
matischen Dienst in Mexiko, Norwe-
gen und Schweden. 

1952 starb sie in Moskau. Ihre 
Hauptwerke sind: „Wege der Liebe“ 
1923 und die Autobiografie „Ich habe 
viele Leben gelebt“ 1926. 

Die Aggressionen 
der Verfechter 
der Muttertags-
bewegung gegen 
die „Neue Frau“ 
richteten sich nicht 
nur gegen deren 
freiere Sexualmoral, 
sondern vor allem 
gegen den Versuch, 
die Familie klein zu 
halten. 

Gerade in den Jah-
ren 1929-32, in de-
nen die Bewegung 
gegen den § 218 
ihren Höhepunkt 
erlebte, intensivier-
te sich auch die 

Alexandra M. Kollontaj 
(1872 - 1952)
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Muttertagspropaganda. Alle Mutter-
tagsförderer, zumeist Mitglieder im 
„Reichsbund der Kinderreichen“, wa-
ren selbstverständliche Gegner des 
Abtreibungsparagraphen. Schließlich 
gehörte zu dem von der Muttertags-
bewegung geförderten Frauenbild 
unabdingbar, dass eine Frau jede 
Schwangerschaft als Glück begrüßte 
oder sie wenigstens als Opfer auf 
sich nahm. Dies zeigt deutlich – so 
die Autorin Irmgard Weyrather, dass 
es nicht um eine Verbesserung der 
sozialen Lage der realen Mütter 
sondern vor allem darum ging, ein 
bestimmtes Mutter-Bild zu verankern. 
Die Mutter wurde sakral stilisiert, wo-
durch ihre Aufopferung für die Familie 
legitimiert wurde. Natürlich waren es 
nicht nur konservative Männer, son-
dern auch zahlreiche Mütter, die die 
Ehrungen am Muttertag begrüßten.  
Festzuhalten gilt: die Muttertagsbe-
wegung der Weimarer Republik woll-
te wieder zurück zum Frauenbild der 
Kaiserzeit und endete schließlich im 
rassistischen, nationalsozialistischen 
Frauenbild, das nach 1933 mit staat-
licher Macht durchgesetzt wurde. 
Was jedoch nicht übersehen werden 
darf, ist, dass schon vorher für die 
Hauptinitiatoren des Muttertags (ab-
gesehen von den nur am Geschäft 
interessierten) das Engagement Teil 
ihrer bevölkerungs-politischen Pro-
pagandaarbeit war. Der „Deutsche 
Muttertag“ hieß nicht nur deutsch, 
um von seinem amerikanischen Ur-
sprung abzulenken. Den Propagan-
disten des Muttertags ging es bereits 
in den 20er Jahren nur um die „deut-
sche Mutter“, zwar noch nicht im na-
tionalsozialistischen Sinne gemeint, 
aber es ging ihnen bereits um die 
Förderung von im eugenischen Sinne 
gesunden Nachwuchses. 
Deutsch und gesund implizierte aber 
schon die Benachteiligung der die-
sen Kriterien nicht entsprechenden 
Mütter. Die „Arbeitsgemeinschaft für 
Volksgesundung“ baute somit ideolo-
gische Brücken in den Nationalsozia-
lismus hinüber. 

An ihre Vorarbeiten konnte das 
NS-Regime problemlos anknüpfen. 
Bereits ein Jahr nach der Macht-
ergreifung war der Muttertag zum 
festen Bestandteil des „nationalso-
zialistischen Feierjahres“ geworden, 
zu dem nur Nationalfeiertage und 
die neuen  Parteifeiertage (Tag der 
Machtergreifung am 30.1., Geburts-
tag des „Führers“ am 20.4., Gedenk-
tag für die Gefallenen der Bewegung 
am 9. November) gehörten. 
Bestehende kirchliche Feiertage ver-
suchten die NS-Ideologen umzudeu-
ten: Ostern wollten sie als „Deutsche 
Ostern“ auf ein altes germanisches 
Frühlingsfest zurückzuführen, aus 
Pfingsten sollte das „Fest des Hohen 
Maien“ werden und aus dem Weih-
nachtsfest, die „Deutsche Kriegs-
weihnacht“, was ihnen allerdings 
schwerlich gelang. 
Mit dem Muttertag hingegen hatten 
die Nazis keine Schwierigkeiten. 
Er wurde von der Bevölkerung nicht 
als eine rein nationalsozialistische 
Feier angesehen, war schon vor 
1933 vorhanden. Die Nazis verkauf-
ten ihn als deutsche Tradition. Trotz 
seines nur 10jährigen Bestehens 
wurde versucht, ihn auf germanische 
Ursprünge zurückzuführen. 
In einer Musteransprache in den Mit-
teilungen der „Arbeitsgemeinschaft 
für Volksgesundung“ zum Muttertag 
1934 hieß es:

„Siehst du, Mutter, was wir heute 
feiern, ist deutsche Art, ist deutsches 
Empfinden! Immer ward die Mut-
ter vom Germanen geschätzt und 
geehrt! Nicht jedes Volk gab ihr ihr 
Recht. Aber der Deutsche las es aus 
den Gesetzen der Natur ab, dass 
die Mutter des Volkes Höchstes und 
Wichtigstes sei. Und wenn der Ger-
mane das Frühlingsfest beging …, 
da wanden der brave Sohn und die 
brave Tochter ein Blütenkränzlein 
für ihre liebe, gute Mutter. Und was 
sich vor Jahrtausenden im Herzen 
des germanischen Volkes eingenistet 
hat, ist Tradition geworden. So feiern 
auch wir heute den Muttertag.“

Die Vorbereitung des Muttertags lag 
seit 1934 in der Hand von Goebbels 
und die NS-Regierung machte sich 
diesen Tag regelrecht zu eigen. 
Der Ablauf des Muttertagsfestes wur-
de öffentlichen NS-Feiern angepasst: 
mit einer Morgenfeier und einer im 
Rundfunk übertragenen Reichssen-
dung zum Muttertag. Immer mehr 
wurde in Radiosendungen auf die 

Vermehrung der Geburtenzahl Be-
tonung gelegt, ja auf Kinderlose und 
-arme regelrecht geschimpft, die 
sich der biologischen Pflichterfüllung 
entzögen. Es wurde auch bereits von 
der Pflicht gesprochen „einwandfreie, 
gesunde Kinder“ zu bekommen. 

Schon bei der Gattenwahl sollten 
sich Frauen dieses Zieles bewusst 

sein. Die Ehe wurde immer mehr zur 
Erfüllung eines rassischen Auftrags 
stilisiert. Ein geborenes Kind war 
nicht nur ein deutsches Kind, weil die 
Eltern deutsch waren, es war berufen 
die Ahnenreihe „deutschen Blutes“ 
fortzusetzen. Dies implizierte in einer 
nicht ausgesprochenen Weise, dass 
die Mutterschaft nicht arischer Frau-
en verhindert werden sollte.

Die offiziellen Muttertagsfeiern waren 
zu einem Teil der NS-Bevölkerungs-
politik geworden. Sie bekamen ein 
spezifisches nationalsozialistisches 
Gepräge verpasst, indem sie weit-
gehend für die Propaganda der 
NS-Weltanschauung funktionalisiert 
wurden. 

Ein öffentlich wirksamer Höhepunkt 
des nationalsozialistischen Mut-
terkults waren ab 1939 die Mutter-
kreuzverleihungen. Von Rudolf Heß 
wurde an Weihnachten 1938 Hitlers 
„Stiftung des Ehrenkreuzes der 
Deutschen Mutter“ der Öffentlichkeit 
bekannt gegeben. Hitler nannte das 
Mutterkreuz ein sichtbares Zeichen 
des Dankes des Deutschen Volks an 
kinderreiche Mütter. Eine Satzung 
regelte die Voraussetzungen für die 
Verleihung. Darin heißt es in Art. 

Joseph Goebbels (1897 - 1945)
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2: „Das Ehrenkreuz der Deutschen 
Mutter können Mütter erhalten, falls 
a) die Eltern der Kinder deutschblütig 
und erbtüchtig sind, b) die Mutter der 
Auszeichnung würdig ist, c) die Kin-
der lebend geboren sind.“ 
In Art. 3 werden die Ehrenkreuze 
gleich den Olympiamedaillen in drei 
Stufen eingeteilt: Bronze für vier bis 
fünf Kinder, Silber für 6 bis 7 und 
gold für acht oder mehr Kinder. 
Auf der Vorderseite war das Haken-
kreuz abgebildet mit dem Spruch 
„Der Deutschen Mutter“, auf der 
Rückseite befand sich die gestanzte 
Unterschrift Hitlers. Eine zugehörige 
Verleihungsurkunde belegte den 
rechtmäßigen Besitz. 

Auch die 
Tragweise 
war genau 
festgelegt: 
Das Origi-
nal-Mutter-
kreuz sollte 
an Festta-
gen und zu 
Familien-
feiern am 
blauweißen 
Bande um 
den Hals 
gehängt 
werden. 
Für die 
Alltagskleidung musste eine blauwei-
ße Schleife mit einem Miniaturkreuz 
ausreichen, was jedoch bei der 
Verleihung nicht mitgeliefert wurde, 
sondern in einschlägigen Geschäften 
(braunen Läden) gegen Nachweis 
der Urkunde gekauft werden konnte. 
Es war unstatthaft das Originalkreuz 
an einer Kette oder als Brosche oder 
zum einfachen Arbeitskleid zu tragen. 
Dies würdige die vom Führer verlie-
hene Auszeichnung herab, war die 
Begründung. 

Gleichzeitig mit der Satzung wurde 
auch eine Durchführungsverordnung 
veröffentlicht, welche die verwal-
tungsmäßige Abwicklung der Auslese 
der Kandidatinnen regelte. Dies war 
ein langwieriger bürokratischer Akt: 
Die Vorschläge, welche Frau das 
Mutterkreuz bekommen sollte, wur-
den entweder vom Bürgermeister, 
auf Antrag des Ortsgruppenleiters 
der NSDAP oder des Kreiswarts des 
„Reichsbundes der Kinderreichen“ 
aufgestellt und anschließend gesam-
melt der unteren Verwaltungsbehörde 

vorgelegt. Diese Behörde, die 1938 
schon Listen über die Erbtüchtigkeit 
der deutschen Familien vorliegen 
hatte, stellte nach Einholung einer 
gutachterlichen Äußerung des Ge-
sundheitsamtes das Einvernehmen 
mit dem Kreisleiter der NSDAP her. 
Dann wurden die Vorschlagslisten 
von der Verwaltungsspitze der Stadt 
oder Gemeinde zur Präsidialkanzlei 
weitergereicht, die die Besitzzeugnis-
se ausfüllte. 
Die Aushändigung der Mutterkreu-
ze und Urkunden sollten durch den 
jeweiligen Ortsgruppenleiter der 
NSDAP jeweils am nächsten Mutter-
tag (erstmals im Mai 1939) gesche-
hen. 

In der Zeitschrift „Volk und Rasse“ 
war bereits 1939 zu lesen: 
„Bewußt wird das Ehrenkreuz der 
deutschen Mutter nicht verliehen als 
Prämie für eine bestimmte Anzahl 
von Kindern, …, sondern als ein Aus-
zeichnung für eine biologische Leis-
tung, die eben nicht nur in der Zahl, 
sonder auch in dem Wert der Kinder 
besteht.“  
Im Oktober 1940 wurde von der Par-
teikanzlei darauf hingewiesen, dass 
bei Beteiligung von „jüdischem oder 
Zigeunerblut“, die Mutter nicht in 
Frage komme. Zu diesem Zeitpunkt 
waren bereits Deportationen von Ju-
den, Sinti und Roma in KZs durchge-
führt worden. Die „Deutschblütigkeit“ 
schloss ebenso Frauen aus, deren 
Vorfahren aus Polen, Dänemark, Li-
tauen, Tschechien, Kroatien und der 
Slowakei eingewandert waren.
Als „nicht würdig“ galten Frauen, die 
zu einer Zuchthausstrafe verurteilt 
oder aufgrund verwerflicher und 
besonders dem Mutterkreuz wider-
sprechender Handlungen bestraft 
worden waren oder das Ansehen der 

Deutschen Mutter schwer geschä-
digt hatten (Abtreibung, uneheliche 
Kinder, Alkohol, Zigaretten, Gewerbe-
unzucht, Rassenschande). Mitunter 
genügte es auch schon, bei der jähr-
lichen Sammlung für das Winterhilfs-
werk zu wenig gespendet zu haben. 
Weiter hieß es im Merkblatt zur Aus-
lese, dass Mütter erbkranker und 
asozialer Familien nicht in Frage 
kommen. 

Als asozial galt, wenn Angehörige 
durch unsittlichen Lebenswandel 
auffielen. Es kam also nicht auf die 
einzelne Frau sondern auf die ganze 
Familie an. Zu asozialen Kriterien 
gehörten auch „arbeitsscheu, von 
der Wohlfahrt lebend, streitsüchtig, 
nörglerisch, schlampig“. Hier reichte 
schon eine Denunziation zur Nicht-
verleihung oder zum Entzug des 
Abzeichens. 
Ab Juli 1940 kamen weitere neu 
erlassene „Richtlinien für die Beurtei-
lung der Erbgesundheit“ hinzu. 
Hierin wurden alle nicht-jüdischen 
Deutschen ihrem „Erbwert“ nach in 
eine Skala eingeordnet. 

Alle Anträge auf Mutterkreuze – ob 
erfolgreich beschieden oder abge-
lehnt - wurden nach der Bearbeitung 
an die neu eingerichteten Gesund-
heitsämter zurückgegeben, wo die 
Unterlagen für die Erbbestandsauf-
nahme ausgewertet werden sollten. 

Diese „Erbkartei“ diente der bürokra-
tischen Vorbereitung von Zwangsste-
rilisationen, Deportationen und Mord. 
Für die beim Mutterkreuz abgelehn-
ten Frauen und ihre Familien wäre 
es oft besser gewesen, sie wären 
erst gar nicht für ein Mutterkreuz in 
Betracht gezogen worden. Trotzdem 
war das Mutterkreuz sehr beliebt und 
wurde millionenfach verliehen. 

Wie bereits geschildert, wurde für die 
Überprüfung der für das Mutterkreuz 
in Frage kommenden Mütter ein 
massiver bürokratischer Aufwand be-
trieben. Jeder Antrag passierte nicht 
weniger als sechs Behörden, die 
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jeweils umfangreiche Nachforschun-
gen anzustellen und über die Ergeb-
nisse detailliert zu berichten hatten. 
Für die Bearbeitung der Anträge wur-
de extra neues Personal eingestellt, 
und trotzdem konnte die Flut der An-
träge bis zum ersten Verleihungster-
min am Muttertag 1939 aufgrund der 
Dauer der vielen Ermittlungen nicht 
bewältigt werden. Nachdem trotz Ein-
schubs eines zweiten Termins zum 
Erntedankfest die Verleihung an alle 
Berechtigten nicht gänzlich erfolgt 
war (erst insgesamt 2,6 Millionen ver-
liehen) wurde am Heiligabend noch 
eine weitere Verleihung eingerichtet. 
Es gab zahlreiche Beschwerden und 
viele Mütter mussten mit einer Bestä-
tigung, dass sie vorgeschlagen sind, 
hingehalten werden. 

Auch während des Krieges sollte un-
bedingt die Verleihung des Mutter-
kreuzes beibehalten werden, obwohl 
die Vergabe anderer ziviler Orden 
aus verwaltungstechnischen Grün-
den eingestellt wurde. Dies zeigt den 
Stellenwert, den Hitler dem Mutter-
kreuz beimaß. 
Trotz Klagen der Behörden hielt die 
Partei auch an der Umständlichkeit 
des Antragsverfahrens fest. Bis 
September 1941 waren 4,7 Millio-
nen Mutterkreuze verliehen worden, 
davon 1,2 Mill. goldene, fast ebenso 
viele silberne und 2,3 Mill. bronzene.

In den Mutterkreuzverleihungen 
sahen die Nazis eine wichtige Maß-
nahme zur Festigung der in der NS-
Propaganda so viel beschworenen 
Volksgemeinschaft. Mit Hilfe des 
Ordens konnten die deutschen und 
nur die deutschen Mütter die eigene 
Zugehörigkeit zur Gruppe der „wert-
vollen“ Volksgenossen unter Beweis 
stellen. 
Bis 1939 war diese Möglichkeit nur 
Männern und jüngeren Frauen gege-
ben, die dies als Mitglieder von SS, 
SA, HJ oder BDM durch das Tragen 
von Uniformen taten. Mit der Stiftung 
des Mutterkreuzes gab Hitler auch 
älteren Frauen die Chance, von ihrer 

Integration in die Volksgemeinschaft 
sichtbar Zeugnis abzulegen. Der 
Mutterorden demonstrierte nicht nur 
den Kinderreichtum der Trägerin, 
sondern auch ihre Zugehörigkeit zur 
„deutschen Volksgemeinschaft“. 

Vor diesem Hintergrund ist auch zu 
verstehen, dass eine Antragsableh-
nung als Schmach und Ausgrenzung 
empfunden wurde. Die Ablehnungs-
gründe wurden nicht bekannt gege-
ben und so konnte es diskriminieren-
de Folgen haben, wenn eine Frau 
mit vier oder mehr Kindern, was für 
jeden Nachbarn ersichtlich war, kein 
Mutterkreuz trug. Sie wurde als un-
würdig, also erbbiologisch ungesund 
oder asozial, bloßgestellt. Es gab 
eine ganze Menge von flehenden 
Bittbriefen von Müttern aber auch 
von Familienmitgliedern, die im Na-
men der Mutter oder sogar in ihrem 
eigenen Namen um Verleihung des 
Kreuzes baten, da sich dieser Makel 
auf das Ansehen der ganzen Familie 
und das eigene berufliche Fortkom-
men auswirkte. 

Da Ablehnungsgründe verschwiegen 
wurden, konnten alle Verwandten 
getrost die Mutter für die Schuldige 
halten, obwohl es genauso gut am 
Ehemann, den Kindern oder anderen 
Angehörigen liegen konnte. 
Der soziale und innerfamiliäre Druck 
für Frauen war sehr groß, wenn sie 
in einer vom Glauben an den Führer 
geprägten Umgebung lebten. 

Man schätzt, dass im Schnitt nicht 
mehr als 5% abgelehnt worden 
sind. Hierzu kommt noch die Zahl 
der kinderreichen Jüdinnen oder Zi-
geunerinnen, für die aus rassischen 
Gründen erst gar kein Antrag gestellt 
wurde. 

Übrigens baten auch nicht national-
sozialistisch eingestellte Frauen um 
das Mutterkreuz, denn erstens wur-
de es nicht unbedingt als politische 
Maßnahme empfunden und zweitens 
konnte es in bestimmten Milieus 
notwendig sein, wenn man nicht auf-
fallen wollte. Ebenso kam es, wenn 
auch selten, vor, dass Frauen dessen 
Annahme verweigerten. Sie gaben 
an, sich nichts daraus zu machen. 
Materielle Vergünstigungen brachte 
die Ehrung schließlich nicht mit sich.

Es bestand lediglich gegenüber der 
geehrten Mutter Grußpflicht seitens 
sämtlicher Mitglieder der Partei-Ju-
gendformationen, um ihr Achtung zu 
erweisen sowie die Pflicht, Sitzplätze 
in Straßenbahnen für sie freizu-
machen. Weitere Vergünstigungen 
waren Ehrenplätze bei Parteiveran-
staltungen. Zwar hatte man 1941 mal 
über einen Ehrensold für Inhaberin-
nen über 65 Jahren nachgedacht 
(z.B. 10, 15, 20 Mark/Monat je nach 
Kategorie), doch bei 4,7 Mill. Träge-
rinnen, von denen bereits die Hälfte 
über 65 war, hätte das mindestens 
25 Mill. RM/Monat gekostet. 
Lehnte eine Mutter die Auszeichnung 
ab, ließ die Partei selten locker. 
War eine Frau mutterkreuzberechtigt, 
bestand ein gewisser Druck, es auch 
anzunehmen. Sonst kam sie ebenso 
in Verruf. 

Die große Mehrheit der berechtigten 
Frauen wird das Mutterkreuz jedoch 
gewollt und als staatliche Auszeich-
nung empfunden haben. In geheimen 
Parteiberichten wurde im Mai 1943 
die hohe Akzeptanz des Mutterkreu-
zes in der Bevölkerung betont. Man 
befürchtete eher Probleme bei einer 
weniger scharfen Auslese. 
„Denn es wirke sich auf die Stim-
mung der Berechtigten sehr schlecht 
aus, werte das Mutterkreuz ab und 
könne sogar zur Ablehnung führen, 
wenn auch Mütter asozialer oder 
sonst unerwünschter Familien be-
dacht würden“, hieß es.

Nun muss man fragen: Hat der 
Mutterkult und die Propaganda zur 
erwünschten Erhöhung der Gebur-
tenrate geführt? 
Zwischen 1933 und 1938 stieg tat-
sächlich die Anzahl der jährlichen 
Geburten in Deutschland von 
971.000 auf 1.349.000 bzw. Gebur-
tenrate von 14,7% auf 19,6%. 
Der größte Anstieg fand zwischen 
1933 und 1934 statt, was die Nazis 



1945

15

als Beweis für die generelle Umkehr 
in der Bevölkerungsentwicklung seit 
Machtübernahme Hitlers werteten. 
Die neugeborenen Kinder seien 
Kinder des Vertrauens. Der wiederer-
wachte Wille zum Kind wurde als 
größter Erfolg des Nationalsozialis-
mus und die gestiegene Geburtenra-
te als das Glaubensbekenntnis des 
deutschen Volkes zum nationalso-
zialistischen Staat bezeichnet. Das 
Mutterkreuz sollte der Dank an die 
„deutsche Mutter“ sein, „die diesen 
Vertrauensbeweis erbrachte.“ 
Doch selbst als die Geburtenrate 
nach 1941 wieder sank und 1942 auf 
dem Niveau von 1933 ankam, wurde 
unbeirrt auch dies als Vertrauensbe-
weis für den Führer interpretiert, da 
trotz des Krieges ihm noch Kinder 
geboren wurden. 
Aufgrund des hohen Menschenver-
lustes wurde es in der Kriegszeit 
noch bedeutungsvoller Nachschub 
zu produzieren. Und immer stärker 
wurde bei den Muttertagsansprachen 
die Opferbereitschaft der Mütter, 
ihre Söhne herzugeben, wenn Vater 
Staat sie rufe, miteinbezogen. Die 
Auszeichnungen und Ehrungsfeiern 
wurden insbesondere nach dem 
Schrecken von Stalingrad 1942 als 
Strategie des Aufrufs zum Durch-
halten für Soldatenmütter gefallener 
Söhne zelebriert. 
Das Mutterkreuz erinnere – so der 
Bevölkerungspolitiker Friedrich Burg-
dorf - in seiner äußeren Form an das 
Eiserne Kreuz. Die deutsche Mutter 
sollte den gleichen Ehrenplatz in 
der Volksgemeinschaft erhalten wie 
der Frontsoldat, denn „ihr Einsatz 

von Leib und Leben für Volk und 
Vaterland war der gleiche wie der 
des Frontsoldaten im Donner der 
Schlachten.“ 
Das Mutterkreuz sollte ein Orden 
sein, der Gebärleistungen wie Kriegs-
leistungen honorierte und galt als 
Staatssymbol, das öffentlich nicht 
missachtet werden durfte. 
Trotzdem wurde es natürlich auch 
verhohnepipelt. Im Volksmund wurde 
es als „Kaninchenorden“ bezeichnet 
in Anlehnung an die sprichwörtlich 
reichhaltige Vermehrung dieser 
Spezies. Es soll auch vorgekommen 
sein, dass eine Frau das Mutterkreuz 
mit der Begründung abgelehnt habe, 
sie sei doch keine Preiskuh. 
Es war übrigens ausdrücklich ver-
boten, in der Öffentlichkeit Anspie-
lungen auf den der Mutterschaft 
vorausgehenden Zeugungsakt zu 
machen. Doch kursierten hierzu 
Spottgedichte und eine ganze Reihe 
von Flüsterwitzen. Z.B. handelte ei-
ner von Ehrungen in drei Stufen für 
Väter: „Der Staat führte einige Son-
dertitel ein. Für fünf Kinder den Titel 
„Erzeugungsrat“. Hatte jemand ein 
uneheliches Kind, so erhielt er den 
Titel „Geheimer Erzeugungsrat“, und 
hatte er ein uneheliches Kind, ohne 
Alimente zahlen zu müssen, wurde 
er zum >wirklichen Geheimen Erzeu-
gungsrat< ernannt.“
Im Januar 1942 führte ein im 
Deutschlandsender erklungener 
Schlager eines beliebten Sängers zu 
heftigen Beschwerden beim „Reichs-
bund Deutsche Familie“ und beim 
Propagandaministerium. Grund dafür 
war der Text „Ich bin so leidenschaft-

lich wie ein Casanova … ich krieg 
bestimmt noch mal das Vaterkreuz.“

Im Zusammenhang mit Witzen über 
das Mutterkreuz stehen auch Witze 
über die angebliche Impotenz Adolf 
Hitlers. Diese Vermutung wurde 
durch den Widerspruch genährt, 
dass Hitler, der die Frauen unent-
wegt zum Kindergebären aufforderte, 
selbst keine Kinder hatte, was selbst-
verständlich nicht öffentlich ausge-
sprochen werden durfte. Im August 
1943 wurde eine Stenotypistin vom 
Sondergericht Frankfurt zu zwei 
Jahren Gefängnis wegen Heimtücke 
verurteilt, weil sie ihren Kolleginnen 
folgendes Gedicht auf den Arbeits-
platz gelegt hatte:

„Der nach russischer Art regiert
Sein Haar nach französischer Mode 
frisiert,
Sein Schnurrbart nach englischer Art 
geschoren,
und selbst nicht in Deutschland ge-
boren.
Der uns den römischen Gruß gelehrt,
von uns Frauen viel Kinder begehrt,
und selber keine erzeugen kann,
Das ist in Deutschland der führende 
Mann.“

Sehr geehrte Damen und Herren, 
lassen sie mich zunächst mit einem 
Rückblick auf das vergangene Pro-
jekt (Musik und Film in der Weimarer 
Zeit) beginnen. 
Neben meinem Dauerthema Musik-
geschichte, ist nun auch die Filmge-
schichte hinzu gekommen. 
Die Betrachtungszeiträume werden 
offenbar auch immer kürzer: 
vor einem Jahr betrachteten wir die 
15 Jahre der Weimarer Zeit, ab heute 
sind es nur 12 Jahre. 

In der Musikentwicklung tut sich nicht 
mehr besonders viel, mehr jedoch in 
der Filmbranche.

Betrachten wir zunächst die sog. 
ernsthafte Musik. Wir finden seit der 
Jahrhundertwende zwei große Rich-
tungen: Vertreter der Spätromantik 
und Neuerer, insbesondere Befür-
worter der atonalen Musik (wie Ar-
nold Schönberg, Alban Berg und An-
ton Webern).
Anders als in der U-Musik und beim 
Film sind die Jahre nach dem Ers-
ten Weltkrieg durch wenig Neues ge-
kennzeichnet. Das Meiste war schon 
vorher angelegt worden: z. B. die 
Zwölftonmusik, deren Wegbereiter 
v.a. Arnold Schönberg (1874-1951) 
wurde. Weitere Avantgardisten wa-
ren Igor Strawinsky (1882-1971), der 

einen eigenen Stil zwischen Klassik 
und neuer innerer Ordnung schuf, 
und Paul Hindemith (1895-1963). 
Auch er ging seinen eigenen Weg, 
der immer jenseits aller aktuellen Mo-
den stand. Man nannte ihn auch den 
„Meister vom Handwerk“. Er gilt trotz 
soliden Kompositionshandwerks als 
einer der Bahnbrecher der Moderne. 
Alle genannten Komponisten hinter-
ließen ein umfangreiches Werk.

Eine besondere Rolle nahm Richard 
Strauss (1864-1949) ein. Er war ei-
ner der führenden Programmsinfoni-
ker des 19. Jahrhunderts gewesen 
und dann einer der bedeutendsten 

Musik im Rückblick
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deutschen Musikdramatiker des 20. 
Jahrhunderts. Auch für unser jetziges 
Projekt zur NS-Zeit werden wir ihn 
genau betrachten müssen.
Er war einer der wenigen Opernkom-
ponisten des 20. Jhs.

Als Musikbeispiel möchte ich ihnen 
von Richard Strauss aus dem Horn-
konzert Nr. 2 den 1. Satz anspielen. 
Ein Beispiel spätromantischer Mu-
sikauffassung in der Mitte des 20. 
Jhs. Strauss’ Vater war ja nun ein 
sehr bekannter Waldhornsolist. 
Daher können wir die Nähe seines 
Sohnes zu diesem Instrument ver-

stehen. Solist ist Berry Tuckwell, es 
spielt das Royal Philharmonic Or-
chestra unter Vladimir Ashkenazy in 
einer Aufnahme von 1991. 
Die einst so berühmte italienische 
Oper hatte 1924 mit dem Tod Giaco-
mo Puccinis (1858-1924) aufgehört 
zu existieren. Mit ihm erreichte die 
Oper als Gattung ihren bislang letz-
ten Höhepunkt. Sie hatte sich jedoch 
schon weit von den Idealen der italie-
nischen Oper entfernt.

Auch andere Nationen melden sich 
im Bereich der E-Musik zu Wort. 
Allen voran die Sowjetunion. Mit den 
Komponisten Prokofieff, Schostako-
witsch, Rachmaninow und Chatscha-

turian u.a. spricht sie ein gewichtiges 
Wort mit und nimmt die alte Stellung 
des 19. Jhs. wieder ein. 
Auch die Vereinigten Staaten von 
Amerika haben nun mehr als Jazz 
und Musicals zu bieten. 
Komponisten wie Aaron Copland, Sa-
muel Barber und Roy Harris schaffen 
eine eigenständige amerikanische E-
Musik. 
In Großbritannien tritt nach Jahrhun-
derte langem musikalischem Schwei-
gen mit Benjamin Britten (1913-1976) 
wieder ein Engländer in den Focus 
der Musikkultur.

Kommen wir nun zur sog. U-Musik. 
Nehmen wir zunächst die Operette. 
Sie hatte als Wiener Operette ihren 
Siegszug angetreten. 
Namen wie Oskar Straus, Franz 
Lehár, Leo Fall u.a. (Foto unten) ver-
binden wir mit der jüngeren Wiener 
Richtung. 

Mit Emerich Kálmán tritt die ungari-
sche Operette (z. B. Gräfin Mariza) 
in Erscheinung. Mit Paul Linke, Paul 
Abraham, Eduard Künneke und Theo 
Mackeben meldete sich eine Berliner 
Operette zu Wort.

Kompositorisch hatte sie am Ende 
der Weimarer Zeit ihren Höhepunkt 
lange hinter sich gelassen. Auch die 
Anzahl der Aufführungen nimmt ab. 
Andere Arten der Unterhaltungsmu-
sik haben Terrain erobert. 

Vor allem das Musical, aber auch Va-
riete und Revue werden immer be-
liebter, weil leichter konsumierbar. 

Die Berliner „Tiller Girls“ beispiels-
weise, erreichen weltweite Bekannt-
heit mit ihren Revueveranstaltungen. 
Der amerikanische Einfluß ist unver-
kennbar. Das lässt erst nach, als die 

Nazis die Macht übernehmen und die 
„Negermusik“ auf den Index setzen. 
Aber Jazz und Blues hatten schon 
viele Anhänger, die sich ihre Musik 
nicht ganz verbieten ließen. 

Der NS-Staat vollzog nun mit der In-
stitutionalisierung von Kulturkontroll-
ämtern wie der Reichsmusik- oder 
der Reichsfilmkammer eine detaillier-
te Überwachung des Kulturbetriebes 
und der darin wirkenden Personen.
Eine Vielzahl von namhaften Kultur-
schaffenden wurde ausgegrenzt oder 
gar verfolgt.

In Amerika feierte George Gershwin 
mit seinen Musicals wie „Porgy and 
Bess“ derweil große Triumphe.

Mit der deutschen Gesangsgruppe 
„Comedian Harmonists“ gab es seit 
den 20er Jahren eine international 
berühmte Formation. Ihr Repertoire 
umfaßte populäre amerikanische 
Musicalkompositionen, traditionelle 
Volkslieder und Klassikadaptionen, 
die sie im Stil der amerikanischen 
Barbershop-Harmonik bearbeiteten. 
Die Wirkung ihres Gesangs war oft 
ironisch. Da von den sechs Sängern 
drei jüdisch waren, wurde ihre Musik 
schon nach 1933 als jüdisch entar-
tet bezeichnet und schließlich 1935 
verboten. Die Gruppe löste sich dann 
auf, da man sich für eine gemein-
same Emigration nicht entschließen 
konnte.

Sie hören nun als Musikbeispiel das 
Lied „Wenn die Sonja russisch tanzt“. 
Damit möchte ich ihnen mal einen et-
was weniger bekannten Titel von den 
Comedian Harmonists vorstellen, 
als „Veronika, der Lenz ist da“ oder 
„Mein kleiner grüner Kaktus“, was Sie 
alle kennen werden. 
Da ich keine Textvorlage von dem 
Musikbeispiel habe, hier ein paar 
Textfetzen: „Wenn die Sonja rus-
sisch tanzt, fühlt man ihre Glut, Wol-
ga, Wodka, Kaukasus liegen ihr im 
Blut; … Sogar der Wladimir, das alte 
Trampeltier (oder: ist ganz verrückt 
nach ihr), der läßt den Wodka stehn, 
nur um sie anzusehn“. Teilweise sin-
gen sie auch auf Russisch.

Wenn sie möchten, würde ich ihnen 
am dritten Abend, der sich der U-Mu-
sik widmet, ein weiteres unbekanntes 
Lied der „Comedian Harmonists“ vor-
stellen: „Maskenball im Gänsestall“.

Die Musik-Auswahl heute soll den, 
z. T. dramatisch-traurigen, Übergang 
von Weimar zur NS-Zeit zeigen.

Richard Strauss (1864-1949)
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Berlin entwickelte sich in der Weima-
rer Zeit zur Metropole des kulturellen 
Lebens in Deutschland. Theater und 
Oper feierten dort ihre größten Tri-
umphe. 
Namen wie Gustaf Gründgens, Er-
win Piscator oder Max Reinhardt er-
hielten in dieser Zeit ihren Klang. Von 
Bert Brecht und Kurt Weill war schon 
vor einem Jahr die Rede. 
Bürgerliche und proletarische Kultur 
blühten nebeneinander. 
um Teil im Kampf gegeneinander. 
Musik und Theater wurden politisch. 
Das reiche, z. T. skandalumwitterte 
Theaterleben erhielt weitere Farbe 
durch Oper, Operette, Kabarett und 
Revue. Einige Dirigenten erreichten 
einen hohen Bekanntheits- und Be-
liebtheitsgrad, wie nie zuvor: 
Wilhelm Furtwängler, Bruno Walter, 
Herbert v. Karajan, Otto Klemperer 
u.a.

In den zwanziger Jahren galt 
Deutschland als das reichste und be-
neidenswerteste Theater-Land der 
Welt. Dies gilt auch für das Musik-
Theater. In keinem anderen Zeitab-
schnitt der deutschen Geschichte 
hatten die Kritiker der kulturellen Er-
eignisse einen höheren Stellenwert. 
Die Rezensionen in den Feuilletons 
der Zeitungen aller Richtungen be-
gleiteten das (Musik-)Theaterleben. 
Sie wurden gelegentlich so selbst ein 
Stück Literatur.

Auch der deutsche Film der Weima-
rer Zeit erreichte Weltruhm. 

Er war u.a. zum Ausdrucksmittel des 
Expressionismus geworden. Der 
Wechsel vom Stumm- zum Tonfilm 
1929 verlieh dem Film eine neue 
Ausdrucksmöglichkeit aber erforder-
te auch ganz neue Konzeptionen. 
Regisseure wie Fritz Lang, Friedrich 
Wilhelm Murnau, Paul Wegener u.a. 
setzten Maßstäbe, die z. T. bis heu-
te das Filmgeschäft noch bestim-
men. So wurde der Film „Nosferatu 
- eine Symphonie des Grauens“ (von 
Murnau) das Vorbild aller späteren 
Horrorfilme. Neben den Regisseuren 
errangen viele Schauspieler Welt-
ruhm. So z.B. Marlene Dietrich, die 
1930 durch den Film „Der blaue En-
gel“ (Regie Josef v. Sternberg) inter-
national bekannt wurde.

Schon während des Ersten Weltkrie-
ges war mit der Ufa (Universum Film-
AG) 1917 eine Institution geschaf-
fen worden, die dem deutschen Film 
enorme Kapazitäten verlieh.

Als die Bilder zu sprechen begannen, 
bot sich einer Reihe von Opernkünst-
lern die Gelegenheit, ihre Talente ei-
nem weit größeren Publikum darzu-
bieten, als es bis dahin möglich war. 

Filme, Rundfunksendungen und 
Schallplatteneinspielungen brachten 
Stars hervor, die früher nur dem The-
aterbesucher bekannt gewesen wä-
ren. In den englischsprachigen Län-
dern waren die Namen von Sängern 
wie Richard Tauber, Jan Kipura, Ninó 
Martini u.a. in aller Munde. Und in 
Italien schufen sich die großen Tenö-
re wie Beniamino Gigli, Enrico Caru-
so war bereits 1921 gestorben, unter 
den Kinobesuchern ihre eigene Fan-
gemeinde. 
Keiner erntete jedoch auf diesem Ge-
biet mehr Beifall, und keiner gewann 
größere Zuneigung als der tragische, 
kleine Tenor Joseph Schmidt (1904-
1942). 
J. Schmidt war 1904 als Sohn jüdi-
scher Eltern in Rumänien geboren 

worden. Seine geringe Körpergröße 
von 1,53 m verhinderte, trotz seines 
großen Talentes, eine Karriere auf 
der Opernbühne.

J. Schmidts Karriere begann 1929, 
nachdem er seit 5 Jahren in Berlin 
Gesang studiert und seinen Militär-
dienst abgeleistet hatte. 1929 ent-
deckte man ihn und ließ ihn im Rund-
funk singen. 1931 begann seine Kar-
riere im Film „Der Liebesexpreß“. Im 
August 1933 hatte sein bekanntester 
Film „Ein Lied geht um die Welt“ Pre-
miere. Bis 1936 gelangten ihm weite-

re zahlreiche Kassenschlager wie z. 
B. „Heut’ ist der schönste Tag in mei-
nem Leben“. Obwohl die Filme welt-
weit im Vertrieb waren, erreichten sie 
beim deutschsprachigen Publikum 
den größten Anklang.

Als weiteres übergreifendes Musik-
beispiel (und symbolische Textaus-
wahl) möchte ich ihnen das Lied „Es 
wird im Leben dir mehr genommen 
als gegeben“, gesungen von Jose-
ph Schmidt vorstellen, auch wenn es 
schwer ist, nach den Ironikern von 
vorher, so einen Titel zu hören. 

Es ist ein Lied aus seinem letzten 
Film „Heut ist der schönste Tag in 
meinem Leben“, Österreich 1936. 
Leider habe ich auch hier keinen Text 
finden können. 
Der Titel gilt, so glaube ich, für unse-
re Projektzeit ganz besonders:

Es wird im Leben dir mehr genom-
men als gegeben 
Ja das ist so im Leben eben, das 
merke dir. 
Du musst es lernen, es steht dein 
Schicksal in den Sternen 
Es wird entschieden in den Fernen 
und niemals hier.   
Doch folgt auf Regen in uns danach 
der Sonne Segen 
Drum hab Vertrauen, alles wird gut. 
Es wird im Leben dir mehr genom-
men als gegeben 
Ja, das ist so im Leben eben, hab 
Mut, hab Mut.  
 
Nimm’s nicht so sehr tragisch und 
schwer. 
Denn ewig bleibt, was man erreicht.  
 
Es wird im Leben dir mehr genom-
men als gegeben 
Ja das ist so im Leben eben, das 
merke dir. 
Du musst es lernen, es steht dein 
Schicksal in den Sternen 
Es wird entschieden in den Fernen 
und niemals hier. 
Doch folgt auf Regen in uns danach 
der Sonne Segen 

Joseph Schmidt (1904-1942)
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Drum hab Vertrauen, alles wird gut.
Es wird im Leben dir mehr genom-
men als gegeben
Ja, das ist so im Leben eben, hab 
Mut, hab Mut.

(von Hans May-Neubach)

Auf seiner Flucht vor den Nazis reiste 
er 1942 illegal in die Schweiz ein. 

Dort wurde er in ein Internierungsla-
ger eingewiesen. Da seine Gesund-
heit dem Lagerleben nicht gewach-
sen war, starb er dort an einer Herz-
schwäche, 38-jährig.

Doch nun begann sich der national-
sozialistische Antisemitismus auch in 
der Kultur breiten Raum zu verschaf-
fen. 

Damit waren den jüdischen Künstlern 
Konzertveranstaltungen in Deutsch-
land unmöglich gemacht worden. 

Darüber mehr in den nächsten drei 
Veranstaltungen. In einer Woche be-

fasse ich mich mit der ernsten Musik 
der NS-Zeit, dann mit der U-Musik 
und am letzten Abend mit dem Film 
im Dritten Reich.

Da wir unsere Reihe hiermit been-
den, möchte ich mich in den drei 
nächsten Abenden auch ein wenig
mit den Jahren nach dem Zweiten 
Weltkrieg befassen.

Am 30. Januar 1933 ernannte 
Reichspräsident von Hindenburg 
Adolf Hitler zum Reichskanzler. 
Damit hatte Letzterer sein erstes Ziel 
erreicht. Allerdings handelte es sich 
dabei nicht, wie später glorifi zierend 
verkündet wurde, um eine Machter-
greifung, es war schlicht eine Macht-
übertragung.

Die NSDAP wusste diesen Tag bom-
bastisch zu inszenieren. 
Von 19.00 bis 1.00 Uhr nachts zog 
ein Fackelzug an der Reichskanzlei 
vorbei. Hitler, Göring, Goebbels, Heß 
und auch Hindenburg standen an 
den Fenstern. Zunächst marschierte 
die SA, es folgten Militärkapellen und 
der Stahlhelm, danach erneut SA-
Verbände (Bild rechts).
Und schon in dieser Nacht fl oss Blut 
– der staatlich sanktionierte Terror 
breitete sich aus.

Dennoch war man auf konservativer 
Seite durchaus zufrieden. Neben 
Hitler hatten nur Wilhelm Frick als In-
nenminister und Hermann Göring als 
Minister ohne Geschäftsbereich Re-
gierungsämter inne. Die Konservati-
ven um Alfred Hugenberg und Franz 
von Papen stellten das Gros der Mi-
nister. „Wir haben ihn uns engagiert“, 
erklärte von Papen: „In zwei Monaten 
haben wir Hitler in die Ecke gedrückt, 
dass er quietscht.“ Wie sehr er, wie 
viele andere im Reich auch, Hitler 
und seine  Bewegung damit unter-
schätzt hatte, wurde bald offenbar.
Bereits zwei Tage später, am 1. Fe-
bruar, konnte Hitler entgegen der Ko-
alitionsvereinbarung Neuwahlen für 

den 5. März durchsetzen. Bewusst 
setzte dieser auf das plebiszitäre Ele-
ment, während die Konservativen 
eine starke Präsidialdemokratie woll-
ten. Doch Hitler setzte sich durch, 
am 1. Februar wurde der Reichstag 
aufgelöst. Bis zum 5. März herrschte 
Wahlkampf, in dem die NS-Strategie 
von staatlicher Legalität und gleich-
zeitiger Gewalt durch die Parteiorga-
nisationen das Bild bestimmte.

Dabei kam den Nationalsozialisten 
zu Hilfe, dass sie über das Innenmi-
nisterium die Polizei kontrollierten. 

Mit der Zustimmung der konservati-
ven Kräfte setzte nun direkt die Ver-
folgung von Kommunisten und Sozi-
aldemokraten ein. 

Diese scheinlegale Politik basierte im 
Wesentlichen auf dem § 48 der Wei-
marer Verfassung, von dem schon 
die Rede war. Am 4. Februar unter-
zeichnete Hindenburg die „Verord-
nung zum Schutz des deutschen 

Volkes“, in dem die Ba-
sis gelegt wurde, um die 
kommunistische und so-
zialdemokratische Pres-
se zu verbieten.

Am 6. Februar wurde der 
Preußische Landtag auf-
gelöst und die Befugnis-
se der bisherigen Re-
gierung kommissarisch 
auf Göring übertragen. 
Mit diesem 2. Preußen-
schlag war der Weg frei, 
alle wichtigen Positionen 
im einfl ussreichsten Land 
des Reiches mit Natio-
nalsozialisten zu beset-
zen.
Der 27. Februar 1933 
wurde zu einem zentra-
len Datum der Gleich-
schaltungsmaßnahmen 
des Nationalsozialismus: 

An diesem Tag brann-
te der Reichstag. Auch 
wenn sich in den letz-

ten Jahrzehnten viele Forscher mit 
der Frage beschäftigt haben, ob der 
psychisch gestörte niederländische 

Stationen der Gleichschaltung
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Staatsbürger van der Lubbe den 
Brand gelegt hat oder ob der Reichs-
tagsbrand von den Nationalsozia-
listen in-
szeniert 
wurde 
bzw. wie 
es über-
haupt zu 
diesem 
Feuer 
kommen 
konnte, ist 
dies nicht 
von zen-
traler Be-
deutung.
Von Be-
deutung ist 
vielmehr, wie Hitler und Göring die-
sen Vorfall nutzten, um nun die ei-
gene Macht zu festigen und die de-
mokratischen Spielregeln endgültig 
außer Kraft zu setzen.

Propagandistisch wurde der Reichs-
tagsbrand als Beweis für eine kom-
munistische Verschwörung und einen 
bevorstehenden Aufstand ausge-
schlachtet. 

Am 28. Februar trat die Notverord-
nung „Zum Schutz von Volk und 
Staat“ in Kraft. Diese war, wie wir 
heute wissen, allerdings längst vor-
bereitet und bedurfte nur eines ent-
sprechenden Anlasses, um mit ihr 
agieren zu können. 
Diese Verordnung bildete die - for-
mell legalen - Grundlagen für Verfol-
gungsmaßnahmen und die Basis für 
den permanenten Ausnahmezustand.
Noch in der Nacht zum 28. Februar 
hatte Göring alle kommunistischen 
Abgeordneten und die Funktionäre 
der KPD verhaften lassen und ihre 
Presse endgültig verboten. 

Bis zum 15. März wurden fast 8.000 
Personen in Haft genommen, nahezu 
alle Kommunisten.

Die „Reichstagsbrandverordnung“ 
bot die Grundlage für polizeistaatli-
che Willkür und NS-Terror. Sie wur-
de, wie es ein Historiker formulierte, 
zur Verfassungsurkunde des 3. Rei-
ches.
Die bürgerlichen Grundrechte wie 
Pressefreiheit und Freiheit der Per-
sonen wurden ausgehebelt. Auch die 
Möglichkeit, sich an Gerichte zu wen-
den, wurde ausgesetzt. Vor allem 
aber konnte die Reichsregierung nun 
in die politischen Verhältnisse der 
Länder eingreifen.

Am 5. März fanden die Reichstags-
wahlen statt. Sieht man sich die Be-
dingungen an, dann kann man wohl 
nur noch von „halbfreien“ Wahlen 
sprechen.
Die Parteien der Linken, also KPD 
und SPD, hatten nicht mehr die Mög-
lichkeit, regulär an diesen Wahlen 
teilzunehmen. Zu sehr wurden sie im 
Wahlkampf durch staatliche Restrikti-
onen wie andererseits durch NS-Ge-
waltmaßnahmen behindert. 
Trotz der massiven Einschüchterung 
auch ihrer Wähler konnten beide Par-
teien unter diesen Umständen re-
spektable Ergebnisse erzielen.

Die SPD kam auf 18,3% nach 20,5% 
bei den Wahlen von November 1932. 
Die KPD erzielte 12,3% nach 16,9% 
im Vorjahr. 

Auch das katholische Zentrum konn-
te sein Ergebnis halten. 
Damit kam die Regierungskoalition 
auf insgesamt nur 51,9%. 
Die NSDAP konnte 43,9% der Stim-
men auf sich vereinigen. 

Dies war für die Parteispitze eine her-
be Enttäuschung, war man doch for-
mal weiter an den 
Koalitionspartner 
gebunden. 

Eine Botschaft 
aus diesen Vor-
gängen ist zen-
tral: 
Die NSDAP ist nie 
in freien Wahlen 
von der Mehrheit 
des Deutschen 
Volkes gewählt 
worden.
Hitler zog aus 
diesem Ergebnis 
Konsequenzen 
für sein weiteres 
Vorgehen. Nicht 
die Koalition sollte die Dinge in An-
griff nehmen, vielmehr sollten weitere 
Notverordnungen die Alleinherrschaft 
vorantreiben. Das „Heimtückegesetz“ 
vom 21. März ergänzte die Reichs-
tagsbrandverordnung und ermöglich-
te die Gleichschaltung der Länder. 
Das „Ermächtigungsgesetz“ vom 23. 
März sollte die politische Machtkon-
zentration vollenden. Es zielte auf die 
Ausschaltung des Parlaments und 
der anderen politischen Kontrollin-
stanzen. 
Hiermit sollte der Regierung die Mög-
lichkeit gegeben werden, zunächst 
für vier Jahre ohne Mitwirkung des 

Reichstages und des Reichsrates re-
gieren zu können. Insbesondere aber 
wurde die Stellung des Reichskanz-
lers gestärkt, der sowohl unabhängig 
werden sollte von den Notverordnun-
gen des Reichspräsidenten wie von 
der Zustimmung des Kabinetts. 
Damit sollte der Weg in den Führer-
staat freigemacht werden.
Der Verabschiedung des Ermächti-
gungsgesetzes stand allerdings ein 
Hindernis entgegen: Es bedurfte ei-
ner 2/3 Mehrheit des Reichstages. 
Hitler bereitete die entscheidende 
Sitzung des Reichstages auf seine 
Art brillant vor.

Am 21. März wurde der Tag von 
Potsdam begangen. Hier trafen erst-

malig in der Öffentlichkeit Reichsprä-
sident Hindenburg und Reichskanz-
ler Hitler aufeinander. Der bei diesem 
Anlass praktizierte Handschlag wur-
de von der NS-Propaganda genuss-
voll ausgeschlachtet. Der General 
und der Gefreite, vereint für das Wohl 
des deutschen Volkes streitend, war 
die Botschaft der von Hitler „Rühr-Ko-
mödie“ genannten Begegnung.

Wieso allerdings sollten die Parteien 
ihrer eigenen Entmachtung zustim-
men? Die Parteien der Regierungs-
koalitionen hatten machtpolitisch 
bereits ausgespielt. Durch weitere 
Mitarbeit glaubten sie, das Schlimms-

Marinus van der Lubbe
(1909 - 1934)

„Tag von Potsdam“
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te verhindern zu können. Damit 
dachten sie allerdings noch in den 
Kategorien des Rechtsstaates. 

Das Zentrum als Oppositionspar-
tei wollte durch seine Zustimmung 
vor allen Dingen die Verhandlungen 
mit dem Vatikan über das Konkordat 
nicht gefährden. 
So stimmte allein die SPD gegen das 
Ermächtigungsgesetz. 
Die KPD war im Reichstag nicht ver-
treten, ihre Abgeordneten waren ver-
haftet oder geflohen.
Das Ermächtigungsgesetz sicherte 
scheinbar noch einmal den 
legalen 
Weg des neuen Staates. 
Augenscheinlich demokra-
tisch verabschie-
det, gab es der formaljuris-
tisch denkenden Beamten-
schaft die Möglichkeit, am 
Aufbau des neuen Staates 
mitzuwirken.

Für die große Mehrheit der 
Bürgerinnen und Bürger 
ging derweil das Leben in 
seinen gewohnten Bah-
nen weiter. Eine Mehrheit 
hatte ohnehin die Parla-
mente und parlamentarische Demo-
kratie abgelehnt, Parteien galten als 
überflüssig und hinderlich. Nun hat-
te man den geachteten Reichspräsi-
denten und den tatkräftig wirkenden 
Reichskanzler, die die Dinge richten 
würden.

So war es nur noch ein kleiner Schritt 
bis zur Gleichschaltung der Partei-
en. Zunächst sollte es die Sozialde-
mokratie treffen. Sie war der verblie-
bene natürliche Gegner der NSDAP. 
Als Grund für ein Verbot wurden die 
angeblichen staatsfeindlichen Aktivi-
täten des Exilvorstandes (denn nur 
im Ausland fühlte man sich noch vor 
Verfolgung sicher) der SPD herange-
zogen.

Mit der Ausschaltung der Linken stieg 
automatisch der Druck auf die an-
deren Parteien. So kam ihre Aus-

schaltung fast einer Selbstauflösung 
gleich. Nur da, wo man sich noch 
zierte, wurde der Druck erhöht. 
Im Juli 1933 war der Ein-Parteien-
Staat vollendet.

Es blieb noch die Gleichschaltung 
der Länder. Was in Preußen gelun-
gen war, sollte nun auch im Rest des 
Reiches durchgesetzt werden. Gera-
de in den süddeutschen Ländern war 
die NSDAP bei den März-Wahlen 
ausgesprochen erfolgreich. Somit ge-
rieten die dortigen Regierungen un-
ter Druck.
Die NSDAP nutzte zunächst all die 
Stärken, die sie schon immer als 
Partei ausgezeichnet hatte. Sie or-
ganisierte Massendemonstrationen 
ihrer Mitglieder in den Landeshaupt-
stätten, unterstützt von der Partei-
armee der SA. Ziel dieser „aufge-
brachten“ Menge war es, das Hissen 
der Hakenkreuz-Fahne auf öffentli-
chen Gebäuden zu erzwingen. Die 
Landesregierungen weigerten sich 

selbstverständlich, Parteisymbo-
le aufzuziehen. Die Reichsregierung 
benutzte diese Haltung nun dazu, 
die öffentliche Sicherheit für gefähr-
det zu erklären und die Landesregie-
rungen abzusetzen. Nationalsozialis-
tische Reichskommissare traten an 
ihre Stelle. 

Natürlich war das ein klarer Verfas-
sungsbruch, der kennzeichnend war 
für das Vorgehen der NSDAP. Vor al-
len Dingen Heinrich Himmler nutz-
te diesen Weg, um seine persönli-
che Machtposition auszubauen und 
die ersten Schritte in den Aufbau des 
SS-Staates zu gehen. Damit war die 
Gleichschaltung der staatlichen Or-
gane abgeschlossen.
Allerdings bedurfte es aus Sicht der 
Nationalsozialisten noch eines wei-
teren Schrittes, nämlich der Gleich-
schaltung der Gesellschaft. Wir alle 

kennen die Geschichten von Verei-
nen, Verbänden und Organisationen, 
die sich schon bald selbst gleich-
schalteten und das Führerprinzip ein-
führten. Allerdings musste diejenige 
Gruppe den Anfang in diesem Pro-
zess machen, deren Macht die NS-
Führung am meisten fürchtete. 

Dies waren die Arbeiter und ihre Or-
ganisationen, die Gewerkschaften.
Die Betriebsratswahlen vom März 
1933 hatten mehr als deutlich ge-
macht, dass die Bindung der Arbei-
terschaft an ihre Organisationen 
ungebrochen war. Auch die Aktivi-
täten der NS-Arbeiterorganisation, 
der NSBO, hatten sich daran aufge-
rieben. Die Partei stoppte daraufhin 
deren wildes Gebaren gegen Ge-
werkschaftseinrichtungen und deren 
Funktionäre.
Stattdessen bereitete man unter Füh-
rung von Robert Ley, dem Organi-
sationsleiter der Partei und späteren 
Führer der Deutschen Arbeitsfront, 

eine zentrale Gleich-
schaltungsaktion vor. 
Der Name macht einmal 
mehr deutlich, wie perfi-
de Nationalsozialisten mit 
Sprache umgingen. Die 
Maßnahme trug den Na-
men „Aktionskomitee zum 
Schutz der Deutschen Ar-
beit“.
Ein außergewöhnlich ge-
schicktes Täuschungsma-
növer ging der geplanten 
Aktion voraus. Der traditi-
onelle Tag der Internatio-
nalen Arbeiterbewegung, 

der 1. Mai, wurde zum Feiertag der 
nationalen Arbeit erklärt. 

Den Gewerkschaften war es trotz al-
ler Anstrengungen nie gelungen, die-
sen Feiertag in der Weimarer Repub-
lik durchzusetzen. Jetzt sahen sie die 
Chance, unter Ausnutzung der NS-
Bewegung den Schritt zur Einheits-
gewerkschaft vollziehen zu können. 
Sie riefen ihre Mitglieder auf, sich an 
den geplanten Massenkundgebun-
gen am 1. Mai zu beteiligen. Adolf 
Hitler ließ diese Gelegenheit nicht 
verstreichen, ohne sie propagandis-
tisch zu nutzen und das hohe Lied 
des Deutschen Arbeiters zu preisen.
Der nächste Tag brachte dann die 
Zerschlagung der Gewerkschaft. 
SA und SS besetzten die Gewerk-
schaftshäuser, die Funktionäre wur-
den in Schutzhaft genommen. Die 
NSBO übernahm zunächst leitend 
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die gewerkschaftlichen Organisati-
onen, die man bestehen ließ. Bald 
darauf aber wurden die Mitglieder 
wie auch das gewerkschaftliche Ver-
mögen in die Deutsche Arbeitsfront 
überführt. Damit war auch die Tarif-
hoheit der Sozialpartner beendet.

Eine Baustelle allerdings blieb noch 
erhalten, dies war die parteiinterne 
Opposition, die sich in Form der 
SA unter der Führung Ernst Röhms 
entwickelte. Sie hatte den bürger-
kriegsähnlichen Straßenkampf ge-

führt und damit nach eigener Ein-
schätzung für die Durchsetzung der 
NSDAP gesorgt. 
Allerdings hatte sie bisher in keiner 
Weise den Lohn dafür einfordern 
können.

Röhm forderte jetzt die Verschmel-
zung von SA und Reichswehr zu ei-
ner Miliz unter seiner Führung, nicht 
mehr und nicht weniger. 

Das Wort von der „2. Revolution“ 
machte in der Partei die Runde. Die 
Reichswehr stand der SA kritisch ge-
genüber. Die Generäle konnten dem 
Gedanken eines Volksheeres über-
haupt nichts abgewinnen.

Hitler dagegen war klar, dass er für 
seine Rüstungspläne wie für sei-
ne Kriegsvorbereitungen das Militär 
brauchte. So entschied er sich für die 
Reichswehr und gegen die SA.

Im Frühsommer 1934 verdichteten 
sich Gerüchte, nach denen die SA 
putschen wolle. Die Reichswehr be-
fand sich in erhöhter Alarmbereit-
schaft. 

Ende Juni 1934 hielten sich Röhm 
und die SA-Führung in Bad Wiessee 
auf, wo Hitler ihnen überraschend 
entgegentrat. 

Dies war der Beginn einer dreitägi-
gen Mordaktion, die sich nicht nur 
auf die Führung der SA beschränk-
te. Das System benutzte diese Gele-

genheit, um offene Rechnungen mit 
vielen anderen zu begleichen, die 
mit der SA nichts zu schaffen hatten. 
Dazu zählten u.a. Gregor Strasser, 
General von Schleicher sowie der 
damalige Staatskommissar von Kaar, 
der Rivale aus der Putschzeit 1923. 
Aber auch einige Mitarbeiter von Pa-
pens wurden bei dieser Gelegenheit 
liquidiert.

Hitler begründete die Erschießung 
der SA-Führer damit, dass er gegen 
die sich verbreitende Homosexualität 
habe vorgehen müssen. 

In der Bevölkerung entstand der Ein-
druck, dass hier das Gute über das 
Böse gesiegt habe. 

Hitler nahm damit auch das höchste 
Richteramt für sich in Anspruch.

Und der angesehene Staatsrechtler 
Carl Schmitt legitimierte diese Hal-
tung scheinwissenschaftlich: 

„Der Führer schützt das Recht“, 
schrieb er in einem Aufsatz, „vor dem 
schlimmsten Missbrauch, wenn er im 
Augenblick der Gefahr Kraft seines 
Führertums als oberster Gerichtsherr 
unmittelbar Recht schafft ... 
Der wahre Führer ist immer auch 
Richter.“

Der Reichswehr kam die Entwicklung 
natürlich sehr entgegen. Die Nieder-
schlagung des so genannten „Röhm-
Putsches“ hatte ihr den wesentlichen 
Gegner genommen. 

Doch hatte sie diesen Erfolg damit 
erkauft, dass sie praktische Beihilfe 
zum Mord geleistet hatte. 

Sie war moralisch korrumpiert und in 
den neuen Staat verwickelt.

Das machte es für Hitler leichter, ihr 
das abzufordern, wofür er die Zu-
stimmung der Reichswehr brauchte, 
nämlich die Vereinigung der Ämter 
von Reichskanzler und Reichspräsi-
dent.

Ihren Abschluss fand die nationalso-
zialistische Machtergreifung am 22. 
August 1934, dem Tag, als der grei-
se Reichspräsident von Hindenburg 
starb.

Hitler übernahm dessen Amt in 
Personalunion. 

Noch am selben Tag wurde die 
Reichswehr auf die Person Adolf 

SA-Chef Ernst Röhm
(1887 - 1934)

Hitlers, der sich nun „Führer und 
Reichskanzler“ nannte, vereidigt. 

Diese ungewöhnliche Eidesbindung 
an die Person des „Führers“ führte 
zur Unterwerfung der Armee unter
die NS-Gewaltpolitik und machte 
später den Widerstand gegen Hitler 
so schwer. 

Nun galt die Parole: 
„Ein Volk, ein Reich, ein Führer!“

Der „Führer“ in Nazi-Pose und -Propa-
ganda
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2. Abend:

Wie immer in dieser Reihe können 
an dieser Stelle nur einige Aspekte in 
den Fokus der Betrachtungen gestellt 
werden. Es soll zunächst um zwei 
Bereiche gehen, die für den National-
sozialismus in besonderer Weise prä-
gend waren: Verführung und Gewalt!

Gewalt und Unterdrückung sind 
Kennzeichen einer jeden Diktatur. Mit 
Repression und Beschneidung der 
Freiheitsrechte der Bürgerinnen und 
Bürger sichern auch heute Despo-
ten in aller Welt ihr Regime ab. Aber 
auch hier hatte das 3. Reich eine be-
sondere Ausprägung, wie ich Ihnen 
im weiteren Verlauf darlegen werde.

Besonders kennzeichnend für die 
NS-Diktatur ist aber, wie sehr sie 
sich um breite Zustimmung in der 
Bevölkerung bemüht hat. 
Hitler und der Führungsclique war 
mehr als klar, dass die Kriegsziele 
sowie die Durchsetzung ihres men-
schenverachtenden Rassenanti-
se-mitismus mit all seinen Konse-
quenzen nicht nur durch Repres-
sion abzusichern waren. Dass ihr 
Weg, auf eine Zustimmung der brei-
ten Massen der Deutschen zu set-
zen, erfolgreich war, zeigt sich ins-
besondere daran, dass das Regime 
noch bis in die letzten Kriegsjahre 
hinein hohe Zustimmung fand. 

Dazu hat erheblich die immense 
Propaganda des Systems beigetra-
gen, aber auch dessen sozialpoliti-
sche Leistungen.
Wirtschafts- und Sozialpolitik gingen 
dabei Hand in Hand. Als primäre Auf-
gabe des „neuen Staates“ wurde an-
gesehen, die Folgen der Weltwirt-
schaftskrise aus dem Jahr 1932 zu 
überwinden. Und hier gelang dem 
Regime in den ersten Jahren das, 

was man heute als ein Wirtschafts-
wunder bezeichnen würde. Allerdings 
dauerte es bis 1936/37, bis der Grad 
an Beschäftigung sowie Löhne und 
Volkseinkommen wieder den Stand 
von 1929 erreicht hatten. Deutsch-
land war aber das einzige europäi-
sche Land, das dieses Ziel so früh 
erreichte.
„Arbeit und Brot“„ würden über sei-
nen Erfolg entscheiden, dessen war 
sich Hitler bewusst. Und tatsächlich 
hatte sich bis 1935 die Zahl der Ar-
beitslosen halbiert, 1936 herrschte 
Vollbeschäftigung.

Die Nationalsozialisten bedienten 
sich dabei sicherlich der Pläne, Initi-
ativen und Ideen der Weimarer Zeit. 
Allerdings setzten sie alle verfügba-
ren Mittel ein, um durch eine antizyk-
lische Wirtschaftspolitik Arbeitsplätze 
und Wirtschaftswachstum zu stärken. 

Es waren die Ideen von John M. Key-
nes, die hier umgesetzt wurden. In 
den ersten zwei Jahren flossen etwa 
5 Millionen Reichsmark in Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen. 
Im Wesentlichen galten sie dem Aus-
bau der öffentlichen Infrastruktur und 
dem Wohnungsbau. 
Legendär ist der Autobahnbau. 
In der Weimarer Republik geplant, 
war er der spektakulärste Teil des 
Programms, der übrigens nicht unter 
militärischen Gesichtspunkten zu 
sehen ist. 

Der Einsatz von Maschinen wurde 
dabei bewusst zurückgeschraubt, 
um mehr Menschen einsetzen zu 
können.

Besonders wirkungsvoll in wirtschafts
politischer wie in propagandistischer 

Hin-
sicht 
waren 
die 
Ehe-
stands-
darle-
hen. 
Sie 
wurden 
denje-
nigen 
ge-
währt, 
die hei-
rate-
ten und 
dieses 
Geld 
für 

Wohnungseinrichtungen ausgaben. 
Mehr als 200 Millionen Reichsmark 
wurden in den ersten beiden Jahren 
ausgezahlt. 
Auch bevölkerungspolitisch war 
dies ein Erfolg, allein 1933 wurden 
200.000 Ehen mehr geschlossen als 
im Vorjahr. Wichtigstes NS-Ziel war 
dabei natürlich, Frauen aus dem Ar-
beitsprozess abzuziehen.

Ein weiteres arbeitsmarktpolitisches 
Mittel lag im 6-monatigen Arbeits-
dienst für Jungen und Mädchen, der 
im Juni 1935 eingeführt wurde. 
So tauchte diese Altersgruppe für ein 
halbes Jahr nicht in der Arbeitsstatis-
tik auf.
Und auch der ab 1935 erfolgte Aus-
bau der Wehrmacht, der Grundlage 
der Hitlerschen Kriegspläne war, hat-
te arbeitsmarktpolitische Auswirkun-
gen.

Als Fazit lässt sich ab 1935 ein sich 
selbst tragender wirtschaftlicher Auf-
schwung konstatieren. Mit der Er-
reichung dieses Ziels wandelte sich 
dann die NS-Wirtschaftspolitik. Ab 
1936 flossen staatliche Kreditmittel in 
die Rüstungsindustrie – die Kriegs-
vorbereitung stand im Mittelpunkt. 
Daneben trat das Ziel, die deutsche 
Wirtschaft möglichst autark agie-
ren zu lassen, um im Krieg nicht auf 
eventuell wegbrechende Einfuhren 
angewiesen zu sein. So kam es zu 
diesem Zeitpunkt bereits zu einer Ra-
tionierung bestimmter Konsumgü-
ter. Das Regime schaffte es, im gro-
ßen Umfang eine Kriegswirtschaft in 
Friedenszeiten zu installieren. Da-
von profitierte das System noch in 
den ersten Kriegsjahren, in denen 
die Wirtschaft fast wie in Friedenszei-
ten lief. 

Es war dem Regime gelungen, Brot 
und Arbeit zu sichern. Das Lohnein-
kommen der Arbeiterschaft war ge-
stiegen, auch wenn es nach 1936 
stagnierte. Begleitet von erheblicher 
Propaganda konnte das stabilisierte 
System seine Kriegspolitik ausbauen, 
getragen von der Zustimmung der 
breiten Massen.

Ich möchte nun Ihren Blick auf eine 
NS-Organisation lenken, die vielen 
von Ihnen nicht bekannt sein wird, 
die aber dennoch erheblich zum so-
zialpolitischen Erfolg des 3. Reiches 
beigetragen hat. Sie steht nicht oft im 
Zentrum der Betrachtung, obwohl sie 
die zweitgrößte Organisation des 3. 
Reiches nach der Deutschen Arbeits-

Verführung und Gewalt

Hitler beim 1. Spatenstich 
der Autobahn 
Frankfurt/M. - Mannheim, 
23.09.1933
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front war. Es handelt sich um die na-
tionalsozialistische Volkswohlfahrt, 
kurz NSV.
Die NSV wurde 1931 in Berlin ge-
gründet. Sie hatte zunächst die Auf-
gabe, sich ausschließlich Parteige-
nossen anzunehmen, die in Not ge-
raten waren. Damit ist klar, dass der 
Titel „Volks-“wohlfahrt allein propa-
gandistischen Zwecken folgte.

Erst nach der Regierungsübernahme 
durch Adolf Hitler wurde die NSV ein 
offizielles Organ der NSDAP. 

Ihr Vorsitzender Erich Hilgenfeldt 
nutzte den Prozess der Gleichschal-
tung, um die Stellung der NSV (und 
damit sei-
nen eigenen 
Machtbe-
reich in der 
NS-Hierar-
chie) auszu-
bauen. 

So wurde 
die Arbei-
terwohlfahrt 
aufgelöst, 
ihr Vermö-
gen über-
nahm die 
NSV. 
Gleiches galt für den DPWV (Deut-
scher Paritätischer Wohlfahrtsver-
band). 

Die übrigen Wohlfahrtsverbände, ins-
besondere Caritas und Innere Mis-
sion, schlossen sich unter der Füh-
rung der NSV in der „Reichsarbeits-
gemeinschaft der Deutschen Wohl-
fahrtsverbände“ zusammen. Sie 
standen damit unter ständiger Bedro-
hung, aber es ist der NSV tatsächlich 
nie gelungen, wirklichen Einfluss auf 
die kirchlichen Träger zu nehmen.
Die NSV versuchte sich in der Bevöl-
kerung zu verankern. Dazu engagier-
te sie sich in populären und spekta-
kulären Programmen, deren propa-
gandistische Überhebung sehr zu ih-
rem Erfolg beitrug. Zudem weitete 
Hilgenfeldt die Tätigkeiten der NSV 
aus – ein Vorgehen, das vielen Par-
teiorganisationen eigen war.
Die NSV konnte schließlich mehr als 
17 Millionen Mitglieder verzeichnen. 
Noch eindrucksvoller ist die Zahl der 
Haushalte, die sie erreichte: 
In mehr als 56 % der deutschen 
Haushalte lebte ein Mitglied dieser 
Parteigliederung.
Was bewegte die Menschen zu ei-
nem Beitritt?

In vielen Fällen war es das äußere 
Zeichen, sich mit dem neuen System 
arrangiert zu haben. Man konnte zei-
gen, dass man dazugehörte, indem 
man einer vergleichsweise harmlo-
sen, dem Sozialen verschriebenen 
Vereinigung beitrat.
Dennoch vertrat die NSV sogleich die 
ideologische Ausrichtung der NSDAP. 
In ihrem Mittelpunkt stand von vorn-
herein der Gedanke der Volksge-
meinschaft. Hilfen waren vor allen 
Dingen abhängig vom vermeintlichen 
„Wert“ des Einzelnen für den Staat. 

Der Begriff der Volksgemeinschaft 
implizierte dabei automatisch, wer 
nicht Mitglied dieses angeblichen 
Wertebundes sein konnte. Dazu zähl-
ten zu aller erst Kommunisten und 
notorische Sozialdemokraten. 

Hinzu trat die nationalsozialistische 
Rassenideologie, deren pseudo-wis-
senschaftlicher Biologismus den jü-
disch-deutschen Teil der Bevölke-
rung ausschloss. Aber auch angeb-
lich erbbiologische Faktoren wur-
den herangezogen und für Notlagen 
verantwortlich gemacht. Damit fie-
len alle chronisch Kranken, Asozia-
le (wie auch immer definiert), Alko-
holiker, Geisteskranke und „Krüppel“ 
aus dem Kreis der Hilfeberechtigten 
heraus, da sie als „erbminderwertig“ 
klassifiziert wurden.
Nach Auffassung der NS-Ideologie
und damit auch der NSV sollte eine 
über Generationen geplante „Auf-
züchtung“ des eigenen Volkes, die 
die Ausmerzung des vermeintlich 
Schwachen einschloss, auf lange 
Sicht jede Wohlfahrtspolitik überflüs-
sig machen. 

Die NSV trug dazu bei, die rück-
sichtslose rassische Familien- und 
Bevölkerungspolitik als Bestandteil 
des NS-Staates zu verbreiten und im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten umzu-
setzen.

Den größten Aktivposten der NSV bil-
deten die so genannten Block- und 
Hauswalter. 
Deren Aufgabe lag einerseits im 
Sammeln von Spenden und Mit-
gliedsbeiträgen, auf der anderen Sei-
te sollten sie Ermittlungen über Ge-
sundheitszustand, Wohnungssitua-
tion und die wirtschaftlichen Verhält-
nisse der Bewohner anstellen. Die-
ses System eröffnete der NSV die 
Möglichkeit, jeden deutschen Bür-
ger zu erfassen und sich über sei-
ne familiäre und wirtschaftliche Situ-

ation zu informieren. In den Jahren 
der Vollbeschäftigung rekrutierte die 
NSV in der Mehrzahl Frauen für die-
se Aufgabe. Für diese unentgeltliche 
Aufgabe wurde ein Zeitaufwand von 
ca. 3 Stunden pro Tag angesetzt, al-
lein dies trug erheblich zur Entlas-
tung staatlicher Sozialausgaben bei. 
Gleichzeitig sicherte das Blockwart-
system einen absoluten Zugriff auf 
die Daten der Bürgerinnen und Bür-
ger, die das System nutzen konnte.
Eine der wesentlichen Maßnahmen, 
die die NSV durchführte, werden Sie 
sicherlich kennen. 

Es ist das Winterhilfswerk. Auch dies 
war keine Erfindung des NS-Staates, 

sondern bereits in der Weimarer Re-
publik von den Wohlfahrtsverbänden 
ins Leben gerufen worden. Nun aber 
wurde es vom 3. Reich adaptiert und 
propagandistisch erhöht. Mit Reden 
von Hitler und Goebbels wurde das 
Winterhilfswerk 1933 eröffnet. Durch 
einen enormen Sammelerfolg sollte 
die Zustimmung der Bevölkerung zu 
seinem Start bekräftigt werden. 

Die Partei zog alle Register. Jede nur 
denkbare Organisation wurde in die 
Sammlungstätigkeit einbezogen. Hin-

Erich Hilgenfeldt
(1897 - 1945)
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zu kamen „freiwillige“ Spenden von 
Firmen, die auch direkte Abzüge vom 
Gehalt der Beschäftigten einschlos-
sen. Im Gegenzug erzielten diese 
Spender eine monatlich wechseln-
de Plakette, die an die Wohnungstür 
zu kleben war. So konnte man nach 
außen dokumentieren, dass man zur 
Volksgemeinschaft gehörte. Anderer-
seits – und das war für viele genauso 
wichtig – schützte sie vor den zahl-
reichen Sammlern, die an die Haus-
tür kamen.
Ergänzt wurde diese Sammeltätig-
keit durch die Einführung eines „Ein-
topf-Sonntages“. Auf Goebbels An-
weisung hin sollten an einem fest-
gelegten Sonntag im Monat in al-
len deutschen Haushalten nur Ein-
topf-Gerichte gegessen werden. 

Das dadurch eingesparte Geld wur-
de an den Haustüren gesammelt. 
Die Spender wurden dabei nament-
lich erfasst, sodass es schier unmög-
lich war, sich dem zu entziehen. Die-
se Maßnahme war ungeheuer popu-
lär. Durch umfangreiche Propagan-
da begleitet, gelang es tatsächlich, 
ein gewisses Gefühl einer nationalen 
Solidarität herzustellen. Selbst in der 
Auslandspresse wurde diese Aktion 
als Ausdruck eines praktischen Sozi-
alismus gefeiert.
In den folgenden Jahren wurde das 
Winterhilfswerk von den Menschen 
mehr und mehr als Zwangsmaßnah-
me empfunden und die Kritik in der 
Bevölkerung wuchs. So wurden die 
Ehefrauen der NS-Prominenz, als sie 
im Pelzmantel auf Berliner Straßen 

sammelten, von aufgebrachten Bür-
gern derartig bedrängt, dass sie die 
Sammlung abbrechen mussten.
Und dennoch war das WHW ein Er-
folg. In Friedenszeiten wurden etwa 
2,5 Milliarden Reichsmark gesam-
melt, die der Entlastung der staat-
lichen Sozialpolitik dienten. In den 
Kriegsjahren erfuhr das WHW dann 
auch eine inhaltliche Aufwertung und 
höhere Akzeptanz, als die Zielset-
zung sich in Richtung auf eine besse-
re Versorgung der Frontsoldaten ver-
schob.

Die zweite große Säule der NSV war 
das 1934 gegründete Hilfswerk „Mut-
ter und Kind“, das auf eine Durch-
setzung der bevölkerungspolitischen 
Ziele der NSDAP abzielte. 
Familienhilfe war das Motto aller die-
ser Leistungen. Natürlich wurden 
die Hilfen auf „erbbiologisch wert-
volle Volksgenossen“ begrenzt. Sie 
schlossen jedoch ledige Mütter ein. 
Die bereits oben erwähnten Ehe-
standsdarlehen standen für die zen-
tralen Angebote der NSV. Mit der Ge-
burt jeden Kindes verringerte sich der 
zurückzuzahlende Betrag um 25 %.
Verschließt man den Blick vor dem 
ideologischen Hintergrund, dann war 

die NSV auf diesem Gebiet 
erfolgreich und brachte zahl-
reiche Verbesserungen auf 
den Weg. 
So war das Hauptziel zu-
nächst, die noch immer hohe 
Säuglingssterblichkeit zu be-
kämpfen. Mit großem Perso-
naleinsatz, Kursen, Beratung 
und Begleitung von Schwan-
geren und jungen Müttern 
gab es hier tatsächlich deut-
liche Erfolge. Ebenso erfolg-

reich war die Absenkung der Zahl der 
Todesfälle von Frauen im Kindbett. 

Die NSV gründete auch zahlreiche 
Erholungsheime für Mütter, in denen 
sie mit oder ohne Kind gesundheit-
lich betreut wurden. Die Zahl der Kin-
dergärten im Reich verdreifachte sich 
durch den NSV-Einsatz bis 1939.
Neben den bereits entwickelten gro-
ßen Maßnahmen dehnten sich die 
Aktivitäten der NSV weiter aus; es 
ging so weit, dass sie staatliche Auf-
gaben vollständig übernahm. So wur-
de der NSV ab 1935 das gesamte 
Adoptionswesen übertragen.
Große Fortschritte gab es auf dem 
Gebiet der Tuberkulosebekämpfung. 
Die NSV hatte sich des Themas an-
genommen und ein neues Röntgen-

gerät entwickeln lassen, das preis-
werte Massenuntersuchungen mög-
lich machte. In der Folge ging die 
Mortalität deutlich zurück. Aber auch 
hier zeigte sich das menschenver-
achtende Verständnis dieser Ge-
sundheitspolitik: Wer unheilbar an 
TBC erkrankt war, fand keine Unter-
stützung!
Daneben widmete sich die NSV der 
Zahnhygiene, übernahm die Wan-
dererbetreuung, veröffentlichte Koch-
bücher und verkaufte bereits vor 
Kriegsbeginn so genannte „Volksgas-
masken“. All dies trug zu ihrer Veran-
kerung im Bewusstsein der Bevölke-
rung bei.

Lassen Sie mich abschließend noch 
auf einen Bereich der NSV eingehen, 
den Sie bereits alle kennen: die Kin-
derlandverschickung (KLV).

Sie wurde die populärste Maßnahme 
der Organisation. 
In Friedenszeiten diente sie der Ent-
sendung von erholungsbedürftigen 
Kindern und Jugendlichen aus Stadt- 
und Industriegebieten zu einem 
mehrwöchigen Aufenthalt auf dem 
Lande. 

Zwischen 1933 und 1939 wurden 
über 3 Millionen Kinder in diese Maß-
nahme einbezogen, hinzu kamen 
weitere 1,4 Millionen, die durch an-
dere Träger verschickt wurden. Auch 
zur Unterstützung der außenpoliti-
schen Ziele des Reiches wurde die 
KLV genutzt. Vor der Saar-Abstim-
mung 1935 wurden 55.000 Kinder 
ins Reich eingeladen. Vor dem An-

Propagandaplakat (wahrsch. 1943)
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schluss Österreichs standen die dor-
tigen Jugendlichen im Mittelpunkt der 
Aktion. Wir alle kennen die KLV als 
die Organisation, die Millionen von 
Kindern in der Kriegszeit aufs Land 
schickte, die durch Bombardierungen 
bedroht waren.

Die NSV war allerdings auch ein In-
strument der Geldabschöpfung. Die 
dadurch erzielte Entlastung der öf-
fentlichen Haushalte setzte beträcht-
liche Mittel frei, die nicht zuletzt in die 
Aufrüstung fließen konnten.

Mit der Förderung der Volksgemein-
schaft stand sie an der Spitze der 
NS-Umwertung der Gesellschaft. 
Rassenideologie und Erbbiologismus 
waren die Leitlinien. Wer durch die-
ses Raster fiel, für den gab es keiner-
lei Unterstützung. 

Der Fürsorgebegriff, der auf die hu-
manistische Tradition des Wertes des 
Individuums gründete, hatte ausge-
dient. Insoweit darf die Bedeutung 
der NSV für die Stabilisierung des 
NS-Systems und die Implementie-

rung ihrer rassepolitischen Ziele in 
weite Teile der Bevölkerung nicht un-
terschätzt werden.

Zweifellos stellten Protest, Kritik oder 
gar Widerstand gegen die NS-Dikta-
tur eine große Gefahr für Leib und 
Leben dar, da das Regime gegen Kri-
tiker und Gegner mit maßlosen Mit-
teln vorging. 
Widerstand zu leisten, war und ist 
eine individuelle, schwer wiegende 
Entscheidung. Die eine Seite der Ge-
schichte, heute die der katholischen 
Kirche, sind die Gläubigen – hier gab 
es natürlich Menschen, denen der 
Glaube Richtschnur dafür war, „da-
bei“ nicht mitzumachen, denen der 
Glaube eine „innere Emigration“ er-
möglichte und half, sich selbst trotz 
um sich greifender Brutalisierung und 
Enthumanisierung (mit)menschlich 
zu verhalten. So gab es eine Reihe 
von bewundernswerten Einzelperso-
nen, die sich aus katholisch-christli-
chem Glauben der Mitarbeit im NS-
System als Priester, Nonne oder 

Mönch versagten oder gar gegen das 
Regime oder einzelne seiner Verbre-
chen vorgingen. 

Wie z.B. Maximilian Kolbe, der sich 
1941 anstelle eines anderen Gefan-
genen im KZ Auschwitz umbringen 
ließ; Max Josef Metzger (1887-1944), 
der wegen seines pazifistischen und 
gegen die Nazis gerichteten Engage-
ments durch ein Urteil von Freislers 
Volksgerichtshof 1944 umgebracht 
oder schließlich auch Alfred Delp, der 

zum Kreisauer Widerstandskreis ge-
hörte und nach dem gescheiterten 
Attentat vom 20.Juli 1944 hingerich-
tet wurde. 
Delp war es auch, der bekannte: 
„Die künftige Geschichte wird das bit-
tere Kapitel zu schreiben haben über 
das Versagen der Kirchen.“ 

Für mich ist die Geschichte der ka-
tholischen Kirche von 1933 bis 1945 
keine Geschichte des bloßen Ver-
sagens – es ist eine Geschichte des 

Mitmachens, Wegsehens, beredten 
Schweigens, Lavierens an der Seite 
der jeweils Mächtigen, aber auch des 
Kampfes – aber zumeist nur dann, 
wenn es um eigene Interessen ging. 
Das ist die andere Seite, sozusagen 
die institutionelle offizielle Kirche mit 
ihren hierarchischen Strukturen, ihrer 
Diplomatie, ihrem politischen Verhal-
ten usw., der ich im Folgenden nach-
gehen will.

Papst Pius XI. (1857 – 1939, Pontifi-
kat ab 1922) hatte es, so „Der Spie-
gel“, während seines Pontifikats von 
1922 bis 1939 mit den „Dämonen 
des 20. Jahrhunderts zu tun… mit 
Mussolini, Franco, Stalin und Hitler.“ 
Bei der Begegnung mit diesen Ver-
brechern traf, wie der Münsteraner 
Kirchenhistoriker Hugo Wolf sagt, 
„eine Organisation mit absolutem 
Wahrheitsanspruch, die katholische 
Kirche, (…) auf Ideologien mit totali-
tärem Anspruch.“ 
Das war nicht spannungslos, obwohl 
sowohl Pius XI. als auch sein Kardi-
nalstaatssekretär Pacelli  eine ausge-
prägte Sympathie für straff-autoritäre 
Staatsformen besaßen, solange die-
se antikommunistisch und kirchen-
freundlich waren. 

Dass die geistig-politische und hier-
archische Ausrichtung des Vatikans 
mit demokratisch-pluralen Gesell-
schaftsformen in steter Spannung 
stand, habe ich hier ja schon mehr-
fach herausgearbeitet. Die von der 
Kirche bekämpften „Grundsätze der 
französischen Revolution, der Libe-
ralismus, die Volkssouveränität, der 
Sozialismus, der aufklärerische Ra-
tionalismus, der Parlamentarismus 
mit seinen Parteien, der Materialis-
mus und der Egalitarismus – all das 

Die katholische Kirche 1933 – 1945

Maximilian Kolbe (1894-1941)

Alfred Delp (1907-1945) 
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schien schon gesiegt zu haben und 
wurde nun doch durch den Faschis-
mus gleichsam hinweggefegt.“ 
Plötzlich ergab sich für die Kirche, so 
der Theologe und Direktor des Han-
nah-Arendt-Instituts, Prof. G. Besier, 
unverhofft die Chance, „alle Fehl-
entwicklungen von der Reformation 
über die Aufklärung bis hin zum welt-
anschaulich indifferenten, liberalen 
Staat zu korrigieren“. 

Vor allem daraus erklärt sich die poli-
tische Unterstützung, ja z.T. Begeis-
terung des Vatikans über Deutsch-
land unter Hitler, Polen unter Pil-
sudski, Spanien unter dem Putschis-
ten Franco, Italien unter Mussolini 
oder gegenüber dem Ustascha-Re-
gime des Ante Pavelic, dem mehre-
re 10.000 orthodoxe Serben, Juden 
und Roma aus religiös-rassistischen 
Gründen zum Opfer fi elen. 

Als im Januar 1933 die konservati-
ven Eliten Hitler und seiner NSDAP 
die politische Macht in Deutschland 
übergaben, bestanden noch die War-
nungen der katholischen Bischöfe 
Deutschlands vor der Unvereinbar-
keit bestimmter NS-Positionen mit 
dem Glauben. Ebenso gab es vielfäl-
tige, unterschiedlich geregelte Verbo-
te für den Umgang der Kirche mit Na-
zis, worüber ich ja schon im letzten 
Projekt berichtete. 
Im Machtantritt der NSDAP lag aber 
dennoch für die Kirche sowohl Be-
drohung als auch Verlockung: Über-
einstimmungen bzw. gemeinsame 
Bezugspunkte fanden sich zunächst 
und vor allem natürlich im sehr aus-
geprägten Antikommunismus, in der 
vehementen Ablehnung von Libera-
lismus und Demokratie, im christlich 
bzw. rassistisch defi niertem Antise-
mitismus. Einig waren sie sich aber 
auch im Ziel eines ständisches Auf-
baus von Wirtschaft und Gesellschaft 
nach dem Vorbild Italiens unter Mus-
solini, in gemeinsamen sozialpoliti-
schen Vorstellungen (u.a. Zurück-
drängung des jüdischen Einfl usses) 
sowie in der eher diffusen Kritik an 

den Zumutungen der Moderne, wozu 
auf kirchlicher Seite Fraueneman-
zipation, Ehescheidung, Kinos, das 
Nachtleben usw. zählten.
Glaubt man der kirchlichen Ge-
schichtsschreibung, habe beim Auf-
einandertreffen von Kreuz und 
Hakenkreuz das Kreuz trium-
phiert. 
Erst 1963 erhielt diese Darstel-
lung Risse, als Rolf Hochhuth das 
Drama „Der Stellvertreter“ veröf-
fentlichte. 

Hier wird Eugenio Pacelli (1876 - 
1958, Pontifi kat ab 1939), der von 
1917-1929 Nuntius in Deutsch-
land, anschließend Kardinal-
staatsekretär von Papst Pius XI. 
war und 1939 dessen Nachfol-
ger mit dem Namen Pius XII. wurde, 

als Papst dargestellt, der früh von der 
Vernichtung der Juden wusste und 
zu diesem Menschheitsverbrechen 
schwieg. Erst Ende der 90-er Jahre 
gab der Vatikan eine Erklärung bzgl. 
des Versagens gegenüber dem Holo-
caust ab, in der es u.a. heißt: 
„Wir bedauern zutiefst die Fehler und 
die Schuld der Söhne und Töchter 
der Kirche.“ 
Diese Erklärung, wohl ein Fortschritt 
gegenüber früheren Versuchen, die 
Fakten zu leugnen, stieß sogleich auf 
Kritik. 
Hier sprach der Vatikan nicht von der 
Kirche als Institution, nicht von der 
Kurie und auch nicht vom Episkopat 
oder gar Papst, sondern nur von Ein-
zelnen, die versagt hätten. 
Wir müssen also genauer hinschau-
en.
Papst Pius XI. bewunderte ebenso 
wie sein Staatssekretär Pacelli 
Hitler für „sein beherztes und uner-

schrockenes Vorgehen gegen den 
Kommunismus“. Begeistert hatte 
sich Pius ja schon über den faschisti-
schen Diktator Mussolini in Italien ge-
äußert, den er 1926 als einen „Mann 
der Vorsehung“ bezeichnete. Beide 

vereinbarten 1929 ihr Konkordat, den 
Lateranvertrag, der 60 Jahre nach 
der Aufl ösung des Vatikanstaates 
1870 der erste Vertrag zwischen Itali-
en und Vatikan überhaupt war. 

Während in Deutschland die bürger-
lichen Freiheitsrechte beiseite gefegt 
wurden, die ersten massiven antijüdi-
schen Pogrome im März 1933 statt-
fanden und Tausende Menschen in 
Gefängnissen und eiligst eingerich-
teten Konzentrationslagern und Kel-
lerverliesen misshandelt, gefoltert 
oder ermordet wurden, fanden Ver-
handlungen zwischen der Hitlerschen 
Reichsregierung und dem Vatikan 
über ein deutsches Konkordat ihren 
Abschluss. 
Darüber hatte ich bereits berichtet, 
daher hier nur eine kurze Zusam-
menfassung: 
Hitler wurde durch diesen ersten völ-
kerrechtlichen Vertrag international 
und natürlich auch national (nicht nur, 
aber ganz besonders) gegenüber 
den Katholiken hoffähig. 

Pius XII.

Pius XI. und Mussolini
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„In Wirklichkeit“, so der Münchner 
Kardinal Faulhaber (1869-1952), „ist 
Papst Pius XI. der beste Freund, am 
Anfang sogar der einzige Freund 
des neuen Reiches gewesen. Milli-
onen im Ausland standen zuerst ab-
wartend und misstrauisch dem neu-
en Reich gegenüber und haben erst 
durch den Abschluss des Konkordats 
Vertrauen zur deutschen Regierung 
gefasst.“ 

Durch das Verbot der parteipoliti-
schen Betätigung der Geistlichen in 
Artikel 32 erlangte Hitler zudem an 
einer innenpolitischen Front Ruhe. 
Obwohl von kirchlicher Seite ein Zu-
sammenhang mit dem Zustandekom-
men des Konkordats immer demen-
tiert wird, erhielt er aber wohl deshalb 
die letztliche Zustimmung des katho-
lischen Zentrums als auch der Baye-
rischen Volkspartei zum „Ermächti-
gungsgesetz“, mit dem die NS-Dik-
tatur Ende März 1933 legal errichtet 
wurde. 
Die Kirche erhielt ihrerseits materielle 
und institutionelle Sicherheiten: 
So regeln viele der 34 Artikel ganz 
generell die Freiheit der katholischen 
Kirche, ihre Angelegenheiten selbst-
ständig zu ordnen, sicherte theolo-
gische Fakultäten, katholische Be-
kenntnisschulen und den Religions-
unterricht als ordentliches Lehrfach, 
das der Erziehung zu vaterländi-
schem, staatsbürgerlichem und so-
zialem Bewusstsein aus dem „Geis-
te des christlichen Glaubens- und Sit-
tengesetzes“ diente. 
Die Bischöfe hatten einen Treueid 
gegenüber der Regierung zu leisten 
und im sonntäglichen Gottesdienst 
ein „Gebet für das Wohlergehen des 
Deutschen Reiches und Volkes“ zu 
leisten. 
Unglaublich, aber nachzulesen, ist 
ein geheimes Zusatzprotokoll zum 
Konkordat, das völkerrechtswidrige 
Vereinbarungen enthält: 
Für den Fall der Wiederaufrüstung 
Deutschlands, die der Versailler Ver-
trag, also internationales Recht aus-
drücklich verbot, trafen Vatikan und 
Reich Regelungen über kirchliche
Rechte und Pflichten in der Armee! 

„Durch die Unterzeichnung des 
Reichskonkordats ist der National-
sozialismus in Deutschland von der 
katholischen Kirche in der denkbar 
feierlichsten Weise anerkannt wor-
den. (…) Diese Tatsache bedeutet 
eine ungeheure moralische Stärkung 
der nationalsozialistischen Reichs-

regierung und ihres Ansehens“, ju-
belte der „Völkische Beobachter“ am 
24.7.1933.

Bereits im März 1933 nahm die Kir-
che ihre Verbote und Vorbehalte ge-
gen die Nazis zurück – obwohl die 
Nazis an der Macht ihren Terror nun 
umfassend und mithilfe staatlicher 
Organe ausübten…

Am 25.4.1933 erklärte Kardinal von 
Faulhaber, dass „der Nationalsozia-
lismus und der Faschismus in Rom 
als einzige Rettung vor dem Kommu-
nismus und dem Bolschewismus“ be-
trachtet würden. 
Daher konnten auch die deutschen 
Bischöfe in einem gemeinsamen Hir-
tenbrief am 3. Juni mitteilen: „Es fällt 
(…) uns Katholiken auch keinesfalls 
schwer, die neue starke Betonung 
der Autorität im deutschen Staats-
wesen zu würdigen und uns mit je-
ner Bereitschaft ihr zu unterwerfen, 
die sich nicht nur als eine natürliche 
Tugend, sondern wiederum als eine 
übernatürliche kennzeichnet, weil 
wir in jeder menschlichen Obrigkeit 
einen Abglanz der göttlichen Herr-
schaft und eine Teilnahme an der 
ewigen Autorität Gottes erblicken.“

Man muss sich dabei vor Augen hal-
ten, dass zu diesem Zeitpunkt auch 
ein Teil der eigenen Leute, nämlich 
allein 2000 Funktionäre, Anhänger 
und sogar der Vorsitzende der ka-
tholischen Bayerischen Volkspartei, 
Staatsrat Fritz Schäffer, bereits im 
Gefängnis saßen… 
Kardinal Adolf Bertram aus Bres-
lau verfasste als Vorsitzender im Na-
men der Fuldaer Bischofskonferenz 
ein Dankschreiben, in dem es hieß, 
die neue Regierung habe sich „die 
Förderung von christlicher Volkser-
ziehung, die Abwehr von Gottlosig-
keit und Unsittlichkeit, den Opfersinn 
fürs Gemeinwohl und den Schutz der 

Rechte der Kirche zum Leitstern ih-
res Wirkens gemacht“. 
Kardinal von Faulhaber konnte da 
nur noch hinzufügen: „Uns kommt 
es aufrichtig aus der Seele: Gott er-
halte unserem Volk unseren Reichs-
kanzler“  - und hielt den Handschlag 
der NS-Regierung mit dem Papst-
tum, „der größten sittlichen Macht der 
Weltgeschichte“ für eine „Großtat von 
unermesslichem Segen.“ 

Diesem Schwenk zunächst des 
Papstes und der Kurie, dann des 
deutschen Episkopats und schließ-
lich vieler Gläubiger zu den Nazis 
und der „nationalen Regierung“ woll-
ten sich natürlich auch die katholi-
schen Verbände nicht verschließen: 

Der Katholische Lehrerverband, der 
Cartellverband der ka-
tholischen Studenten-
verbindungen, der ka-
tholische Gesellenver-
ein, der katholische 
Jungmännverband 
usw. usw. – es ist die 
immer gleich bleiben-
de triefende Anbiede-
rei, mit man sich hier 
am Ziel kirchlicher 
Wünsche wähnte. 

Von der „Erfüllung ei-
nes göttlichen Wil-
lens“ sprach Monsig-

nore Wolker als Generalpräses des 
Jungmännerverbandes, während der 
Cartellverband es sich nicht nehmen 
ließ, Mitte Juli 1933 zu verkünden: 
„Nur der nationalsozialistische Staat 
… kann uns die Wiederverchrist-
lichung unserer Kultur bringen. Es 
lebe der CV! Es lebe das Großdeut-
sche (!!!) Reich! Heil unserem Führer 
Adolf Hitler!“ 

Zwar behauptet die katholische Ge-
schichtsschreibung, dass die katho-
lische Kirche bzw. führende Köpfe in 
ihr dem Nationalsozialismus nichts 
abgewinnen konnten – aber ver-
schweigt, dass sie ihn (wie andern-
orts die anderen faschistischen Re-

Bischöfe beim Katholisches Jugendtreffen 
am 20.8.1933 (Berlin)
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gime in Europa) hoffnungsvoll, ja be-
geistert begrüßte und zur Durchset-
zung eigener Interessen benutzen 
wollte. 
Das, aber auch die enttäuschte Hoff-
nung, wird aus der Stellungnahme 
der bayerischen Bischöfe vom Febru-
ar 1938 nach dem Verbot der katholi-
schen Jugendorganisationen in Bay-
ern wegen „staatsfeindlicher Betäti-
gung“ deutlich:
„Wir erheben Einspruch dagegen, 
daß man unter Berufung auf diese 
Verordnung (gemeint ist VO ‚zur Ab-
wehr kommunistischer, staatsgefähr-
dender Gewaltakte‘ vom 28.2.1933) 
kirchliche Vereine auflöst und verbie-
tet, die nicht kommunistisch, sondern 
christlich sind, die nicht staatsgefähr-
dend, sondern staatsbejahend sind, 
die nicht Gewaltakte planen, son-
dern bestehende Obrigkeiten aner-
kennen.“ 
Doch die NSDAP war strukturell eben 
nicht nur antikommunistisch und de-
mokratie-, sondern neben vielem an-
deren auch kirchenfeindlich, war sie 
doch ideologisch und organisatorisch 
auf Totalität aus. Zwar wurde im Kon-
kordat die staatlich-politische Sphäre 
von der religiös-seelsorgerischen der 
Kirche getrennt – aber das konnten 
die Nazis auf Dauer gar nicht einhal-
ten. Sie mussten, um ihre verbreche-
rischen Ziele zu erreichen, die ideo-
logische und weltliche Macht total er-
ringen. 
Dadurch wurde selbst eine übliche 
christlich-gläubige Haltung, die sich 
im Besuch des Gottesdienstes, der 
Gemeindetreffen oder in der Teil-
nahme an Prozessionen manifes-
tierte, nach und nach zu einem Wi-
derstands-Akt, weil er dieser Tota-
lität des NS-Machtwillens Grenzen 
aufzeigte. Diese Haltung musste, 
selbst wenn die Gläubigen dies gar 
nicht beabsichtigten, oft zum Konflikt 
mit dem Regime führen, weil die Na-
zis letztlich jede (auch „unpolitische“) 
Form der individuellen oder kollek-
tiven Selbstbehauptung zur Wider-
standsform deklarierten. 

So kam es bald zu Klagen der Kirche 
gegen Verletzungen des Konkordats 
durch staatliche oder NS-Stellen: 
Übergriffe gegen Prozessionen, Kir-
cheneigentum, Verhaftung oder gar 
Ermordung missliebiger Priester, Vor-
ladungen, Misshandlung und Verhaf-
tung Tausender Katholiken.

Doch folgte daraus keine grundsätzli-
che Ablehnung des NS-Regimes und 
seiner Politik durch die katholische 
Kirche. 
Mit wenigen Ausnahmen war der „Wi-
derstand“ in Wahrheit nichts anderes 
als der Versuch der Kirche, die Ein-
mischungen des Regimes in Glau-
bensinhalte und die im Konkordat 
festgehaltene Kirchenverfassung ab-
zuwehren. 
Kardinalstaatssekretär Pacelli 
schrieb aus Rom allein zwischen 
1933 und 1939 nicht weniger als 55 
Protestnoten nach Berlin. 
Keine einzige richtete sich gegen 
NS-Verbrechen - er protestierte allein 
gegen die Beschneidung kirchlicher 
Rechte oder Ansprüche im Jugend-, 
Schul- oder katholischen Presse-
wesen, er wand-
te sich gegen Ein-
griffe in die Gestal-
tung des Gottes-
dienstes, die kirch-
lichen Feiertage 
oder gegen das 
Verbot von Prozes-
sionen, gegen die 
Konfiszierung von 
Kircheneigentum, 
gegen die Folgen 
der Gleichschal-
tung der katholi-
schen Vereine 
oder auch gegen 
die Verunglimp-
fung des Alten Tes-
taments oder den 
Missbrauch kirchli-
cher Begriffe durch 
„deutschgläubige“ Nazis oder NS-
Propaganda. 
Eine Vorgehensweise, der auch der 
deutsche Episkopat unter der Füh-
rung des Breslauer Kardinals Bert-
ram folgte, indem er eine schriftliche 
Eingabenpolitik an die verantwortli-
chen NS-Stellen verfolgte. 

In einer 1935 verfassten Denkschrift 
der Fuldaer Bischofskonferenz an 
Hitler hieß es:
„Wir lehnen jede staatsfeindliche 
Handlung oder Haltung … strengs-
tens ab.“  

Im Entwurf dieser Denkschrift schrieb 
der Münsteraner Bischof von Galen: 
„In den kirchentreuen Katholiken wer-
den Eure Exzellenz die zuverlässigs-
te und opferwilligste Gefolgschaft fin-
den.“ 
Diese Linie, mit dem NS-Regime 
politisch konform, aber kirchlich-reli-
giös auf eigene Freiheit bedacht zu 
sein, wurde bis 1945 verfolgt. 
Bischof Bertram konnte 1936 beteu-
ern, dass es keinen einzigen Hirten-
brief gebe, der „den Staat, die Bewe-
gung oder den Führer“ kritisiert habe. 
Angesichts der verübten und auch 
damals bekannten Verbrechen eine 
bemerkenswerte Aussage. 

Es liegt nahe, nun einen Blick auf die 
Reaktion der katholischen Kirche auf 
das offensichtliche Unrecht gegen-
über den Juden  zu werfen, die ja 
schon sehr früh durch verschiedene 
Gesetze und Maßnahmen öffentlich 
verfolgt und diskriminiert wurden. 

Bereits im April 1933 erhielt Papst 
Pius XI. einen Brief, in dem es hieß: 
„Seit Wochen sehen wir in Deutsch-

land Taten ge-
schehen, die je-
der Gerechtigkeit 
und Menschlich-
keit – von Nächs-
tenliebe gar nicht 
zu reden – Hohn 
sprechen. Jahre 
hindurch haben 
die nationalsozia-
listischen Führer 
den Judenhass 
gepredigt. Nach-
dem sie jetzt die 
Regierungsgewalt 
in ihre Hände ge-
bracht und ihre 
Anhängerschaft 
… bewaffnet ha-
ben, ist diese 
Saat des Hasses 
aufgegangen. Al-

les, was geschehen ist und noch täg-
lich geschieht, geht von einer Regie-
rung aus, die sich ‹christlich› nennt. 
Seit Wochen warnen und hoffen nicht 
nur die Juden, sondern Tausende 
treuer Katholiken in Deutschland - 
und ich denke, in der ganzen Welt - 
darauf, dass die Kirche Christi ihre 
Stimme erhebe, um diesem Miss-
brauch des Namens Christi Einhalt 
zu tun. Ist nicht diese Vergötzung der 
Rasse und der Staatsgewalt, die täg-
lich durch den Rundfunk den Mas-
sen eingehämmert wird, eine offene 

Edith Stein (1891-1942)
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Häresie? (…) Wir alle, die wir treue 
Kinder der Kirche sind, fürchten das 
Schlimmste für das Ansehen der Kir-
che, wenn das Schweigen noch län-
ger anhält. Wir sind der Überzeu-
gung, dass dieses Schweigen nicht 
imstande sein wird, auf Dauer den 
Frieden mit der gegenwärtigen deut-
schen Regierung zu erkaufen.“ 

Die Antwort des Papstes ist durch die 
Brief-Schreiberin selbst bezeugt: 
„Ich habe einige Zeit danach seinen 
Segen für mich und meine Angehöri-
gen erhalten. Etwas anderes ist nicht 
erfolgt.“ 
Diesen Brief schrieb Edith Stein 
(1891-1942), die zum Katholizismus 
konvertierte deutsche Philosophin jü-
dischen Glaubens, die 1942 im KZ 
Auschwitz ermordet wurde. 
Ihre Bitte, Papst Pius XI. möge öf-
fentlich zugunsten der gepeinigten 
und verfolgten Juden und gegen „den 
Vernichtungskampf gegen das jüdi-
sche Blut“ Stellung nehmen, ist we-
der von ihm noch von der Kurie oder 
vom deutschen Episkopat bis zum 
Ende des Nazi-Regimes erfüllt wor-
den. 
Stattdessen wurde Edith Stein 1998 
heilig gesprochen…

Auch gegen die Nürnberger Rasse-
gesetze vom September 1935 war 
von katholischer Seite kein Wort zu 
hören – schließlich findet sich im 
„Handbuch der religiösen Gegen-
wartsfragen“ von 1937 das Bekennt-
nis zu Maßnahmen zur „Reinerhal-
tung der deutschen Rasse“ und der 
Hinweis, dass „Aufnahme fremden 
Blutes“ ein Risiko für ein Volk bedeu-
te…, Herausgeber: der antisemiti-
sche Freiburger Erzbischof Conrad 
Gröber (1872 – 1948).
Selbst die berühmte Enzyklika „Mit 
brennender Sorge“ vom 14. März 
1937, die Papst Pius XI. auf Deutsch 
veröffentlichte, die in allen Gemein-
den verlesen wurde und in katholi-
scher Sicht eine Verurteilung des Na-
tionalsozialismus und seines Ras-
senwahns darstellt, beinhaltet kein 
Wort zum Schutz der Juden. 
Selbst dort, wo sie gegen die Ras-
senlehre der Nazis argumentiert, ist 
die Enzyklika nicht antirassistisch 
im Sinne der Verteidigung von Ju-
den, Sinti oder Roma, sondern allein 
kirchliche Selbstbehauptung und Ver-
teidigung von Glaubensgrundlagen. 
In ihr wird sogar behauptet, die Ras-
se sei ein „Grundwert menschlicher 
Gemeinschaftsgestaltung“! 

„Brennende Sorge“ galt nicht den Ju-
den oder den Menschenrechten: „Mit 
brennender Sorge und steigendem 
Befremden beobachten Wir seit ge-
raumer Zeit den Leidensweg der Kir-
che…“ Sie sei einem „Vernichtungs-
kampf“ ausgesetzt, der Priester bis 
in „Konzentrationslager“ führe. Da-
gegen hebt die Enzyklika die Rechte 
der katholischen Kirche hervor, wen-
det sich gegen Konkordatsverletzun-
gen durch die Reichsregierung und 
verteidigt Grundlagen des katholi-
schen Glaubens gegen Verfälschun-
gen der NS-Propaganda. 
Pius XI. wolle „wahren Frieden“ zwi-
schen Kirche und Staat in Deutsch-
land und meinte gegenüber dem 
deutschen Vatikanbotschafter von 
Weizsäcker, die Enzyklika sei „bei al-
ler Freimütigkeit wohlwollend.“ 

Zynisch gesprochen - abgesehen 
von kirchen- und glaubensfeindlichen 
Vorstößen der Nazis war in Deutsch-
land eigentlich alles ganz in Ord-
nung… 

In krassem Gegensatz dazu veröf-
fentlichte Pius XI. 5 Tage nach der 
Enzyklika „Mit brennender Sorge“ die 
Enzyklika „Divini redemptoris“ (Über 
den atheistischen Kommunismus) 
vom 19.3.1937. 
In ihr wird radikal und klar Stellung 
bezogen:
Der Kommunismus treibe die Welt 
in eine „grauenvolle Unkultur“, un-
tergrabe die Fundamente der christ-
lichen Kultur, sei eine „satanische 
Geißel“ voll „abstoßender und un-

menschlicher Grausamkeit“, mit dem 
man sich auf „keinem Gebiet“ zur 
Zusammenarbeit einlassen dürfe…

Dagegen gab es für Papst, Kurie 
oder deutsches Episkopat keinen An-
lass, sich an den internationalen Pro-
testen gegen die antijüdischen Po-
grome vom 9. November 1938 zu be-
teiligen, obwohl etwa 200 Synago-
gen, Tausende jüdische Geschäfte 
und ca. 20.000 Juden verhaftet, 
misshandelt und 10.000 von Ihnen 
ins KZ Buchenwald transportiert wur-
den. 

Doch schon zuvor, im August 1938, 
gründeten der früh gegen die Nazis 
eingestellte Berliner Bischof Konrad 

Graf von 
Preysing 
(1880-
1950) 
und Dom-
propst 
Bernhard 
Lichten-
berg 
(1875-
1943) das 
„Hilfs-
werk beim 
Bischöfli-
chen Ordi-
nariat Ber-
lin“, das 
sich um 
„nicht-
arische 
Katholi-
ken“, also 

konvertierte Juden kümmerte, die als 
Opfer der Nürnberger Gesetze Hilfe 
benötigten. 
Von Preysing wandte sich im März 
1943 auch an Papst Pius XII. mit 
der verzweifelten Bitte, öffentlich ge-
gen die Judenverfolgung zu sprech-
en und betonte, „dass die Kirche das 
himmelschreiende Verbrechen an 
den Juden nicht mit diplomatischem 
Schweigen hinnehmen darf.“  
Die Antwort von Pius XII.: 
Er werde für die Juden beten. 

B. Lichtenberg

von 
Preysing
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Ich will abschließend der immer wie-
der gestellten Frage nachgehen, ob 
öffentlicher Protest der Kirche etwas 
bewirkt, Verbrechen gar verhindert 
hätte? 
Die Kirche behauptete später: 
Jeder kirchliche Proteste hätte dazu 
geführt, die Maßnahmen gegen Ju-
den, aber auch die Kirche zu ver-
schärfen. 
Diese Frage lässt sich letztlich natür-
lich nicht beantworten – doch ich will 
beispielhaft drei Vorgänge nennen, 
die zeigen, wie sehr die Nazis öffent-
liche Auseinandersetzung als Entlar-
vung der „Volksgemeinschaft“ und 
Loyalitäts-Entzug, zumal im Krieg, 
fürchteten: 

Der bayerische Innen- und Kultusmi-
nister Adolf Wagner ordnete im Som-
mer 1941 mit einem „Kruzifix-Er-
lass“ an, alle Kruzifixe aus Schulräu-
men zu entfernen. Die Folge: Pfarrer 
brandmarkten öffentlich und von der 
Kanzel herab den Erlass als „kultur-
los“ und als „Gotteslästerung“, wor-
aufhin tumultartige Proteste folgten. 
Frauen demonstrierten und hängten 
bereits entfernte Kruzifixe wieder auf, 
kurz: öffentlicher Aufruhr – der Erlass 
wurde zurückgenommen.

Im Herbst 1940 setzte der so ge-
nannte „Klostersturm“ ein, in dessen 
Verlauf zahlreiche Klöster durch die 
Nazis konfisziert, geschlossen und 
viele Ordensleute verhaftet wurden. 
Da die Bischöfe zu diesen Gewalt-
aktionen der Nazis schwiegen, be-
fürchteten die Ordensleute, die Kir-
che werde die Klöster kampflos 
preisgeben. 
Daraufhin bilde-
te sich um den 
Dominikanerpa-
ter Odilo Braun 
(1899-1981) 
und mit Unter-
stützung von Bi-
schof Preysing 
der „Ausschuss 
für Ordensan-
gelegenheiten“, 

der sich vehement für eine andere 
Haltung der Bischöfe gegenüber dem 
NS-Regime und für die allgemeinen 
Menschen- und Demokratierechte 
einsetzte. 
Braun schrieb empört im März 1943 
an Bischof Johannes B. Dietz, Ful-
da: „Meiner Überzeugung nach hätte 
der deutsche Episkopat schon längst 
in der furchtbaren Judenverfolgung 
als offizielle Vertreterin der Kirche 
in Deutschland für die unterdrück-
te Menschenwürde eintreten sol-
len“. Nach Kriegsende meinte er, die 
meisten Bischöfe „fürchteten, dass 
das Wissen sie zum Handeln zwin-
gen würde, und dass dieses Handeln 
Gefahr für Leib und Leben bedeuten 
könnte.“
Das wenige, was die deutschen Bi-
schöfe nun gemeinsam oder einzelne 
gegen bestimmte Maßnahmen der 
Nazis unternahmen, ging zumeist auf 
Initiativen von Mitgliedern dieses Or-
densausschusses zurück. 
Sie konnten Kardinal Bertram dazu 
bewegen, sich dem 1942 geplanten 
Gesetz zur Zwangsscheidung „ras-
sischer Mischehen“ zu widersetzen 
(wovon viele Katholiken betroffen wa-
ren). Selbst die berühmten Galen-
Predigten 
des Jah-
res 1941, 
mit de-
nen der 
Münste-
raner Bi-
schof ge-
gen die 
planmä-
ßige Er-
mordung 
Behinder-
ter pro-
testier-
te, tragen 
die Hand-
schrift des 
Ordensausschusses. In diesen öf-
fentlichen und letztlich weltweit be-
achteten Predigten hatte von Galen, 
der im Übrigen Diktatur, Außen- und 
Kriegspolitik Hitlers nie in Frage ge-
stellt hatte, gedrängt von Odilo Braun 
mutig gegen die Vernichtung von 
Behinderten aus seiner Diözese im 
Rahmen des Euthanasie-Programms 
„T4“ protestiert. 
Die Opfer kamen ja zumeist aus 
kirchlich geführten Heimen und An-
stalten. Die Sprengkraft lag aber vor 
allem darin, dass er deutlich mach-
te, dass jeder Mensch, z.B. verwun-

dete Soldaten, Alte und Kranke, jeder 
also, den die Nazis als „lebensunwert 
und unproduktiv“ ansahen, in der Ge-
fahr stand, umgebracht zu werden. 
Er erstattete Strafanzeige wegen 
Mord - woraufhin die Nazis das Pro-
gramm, mit dem schon etwa 100.000 
Menschen ermordet waren, vorüber-
gehend einstellten.

Als letztes Beispiel: 
Als die Nazis im Februar 1943 un-
ter dem Decknamen „Schlussaktion“ 
Berlin „judenfrei“ machen und alle mit 
„Ariern“ verheirateten/verwandten Ju-
den verhaften und deportieren woll-
ten, kam es zu den heute berühmten 
Protesten in der Rosenstraße:
Etwa 1.000 Menschen, zumeist Frau-
en, demonstrierten vor dem Gebäu-
de, in dem ihre Partner interniert wor-
den waren. Polizei, Gestapo und SS 
schüchterten sie sogar mit Maschi-
nengewehren ein - doch ihr tagelan-
ger Protest hatte Erfolg: 
Die fast 2.000 Juden kamen frei. 
Darunter auch 35, die schon nach 
Auschwitz unterwegs waren, sie ka-
men im Schnellzug zurück nach Ber-
lin. 

Im selben Jahr in Rom: Im Oktober 
1943 verhaftete die SS viele jüdische 
Römer, um sie zu deportieren. 
Ein Protest von Vatikan oder Papst 
Pius XII. blieb aus. 
„Der Papst hat sich … zu keiner de-
monstrativen Äußerung gegen den 
Abtransport der Juden aus Rom hin-
reißen lassen … hat … auch in die-
ser heiklen Frage alles getan, um 
das Verhältnis zu der deutschen Re-
gierung und den in Rom befindlichen 
deutschen Stellen nicht zu belasten“, 
so der deutsche Vatikan-Botschafter, 
von Weizsäcker, nach Berlin. 
Allerdings, so hieß es nach Kriegsen-
de, soll Pius Anweisung gegeben ha-
ben, in Rom die Klöster für verfolgte 
Juden zu öffnen, um sie zu retten.

Zusammenfassend: 
Bei den offiziellen katholischen Pro-
testen ging es allein, mit wenigen 
Ausnahmen, um rein kirchlich-katho-
lische Interessen oder Rechte der ei-
genen Klientel. 

Mit Ausnahme der Predigten von 
Kardinal von Galen aus Münster im 
Juli/August 1941 gegen die Eutha-
nasie wurde zu keinem Zeitpunkt of-
fiziell, eindeutig und öffentlich gegen 
Hitler, das NS-Regime oder die von 
diesem verübten Verbrechen selbst 
protestiert. Obwohl die Kirche durch Odilo Braun

Bischof Graf von Galen
 (1878 – 1946)
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naten und noch Jahre danach ge-
lang über die so genannte „Kloster-„ 
bzw. „Rattenlinie“ unter tätiger Mithil-
fe von Institutionen und Teilen der ka-
tholischen Kirche, allen voran durch 
einen Vertrauten von Papst Pius XII., 
Bischof Hudal, u.a. Hunderten von 
Kriegs- 
und Nazi-
ver-
brechern 
und Ju-
denmör-
dern mit 
gefälsch-
ten Pa-
pieren die 
Flucht z.B. 
nach La-
teiname-
rika. 

Unter ihnen z.B., um nur die heute 
bekanntesten Verbrecher namentlich 
zu erwähnen, Adolf Eichmann, akri-
bischer Organisator der Judenver-
nichtung, SS-Standartenführer Walter 
Rauff, der die Gaswagen bauen ließ, 
Auschwitz-Arzt und  „Todesengel“ Jo-
sef Mengele, der Kommandant der 

ihr Informationssystem bis in das 
letzte Dorf über die Vorgänge dort 
hervorragend informiert war, erhob 
sich Protest offizieller Kirchenstellen 
allein fast ausschließlich gegen Hit-
lers Kirchenpolitik, die Verletzungen 
des Konkordats oder bestand in der 
Verteidigung von Glaubensinhalten. 
Das bedeutet zugleich, dass es ab-
gesehen von einigen wenigen, stark 
verklausulierten Kanzelverkündigun-
gen keinen offiziellen oder öffentli-
chen Protest gegen die Abschaffung 
der Menschenrechte, gegen Folter, 
Mord und Totschlag, gegen Diskrimi-
nierung und Ermordung der Juden, 
gegen Verfolgung und Ermordung 
missliebiger Gruppen und Personen, 
gegen Völkerrechtsverbrechen, An-
griffskriege und Vernichtungsfeldzü-
ge im Osten von Seiten der katholi-
schen Kirche gegeben hat. 

So konstatierte im Februar 1943 Je-
suitenprovinzial Augustinus Rösch, 
man habe „ja leider entsetzlich ge-
schwiegen zu so Vielem und Furcht-
barem“. Daran änderte sich auch 
bis Kriegsende nichts – im Gegen-
teil: Schon in den letzten Kriegsmo-

Vernichtungslager Sobibor bzw. Treb-
linka, Franz Stangl, SS-Hauptsturm-
führer Klaus Barbie, genannt „Der 
Schlächter von Lyon“ usw. usw. 
Kein Wunder, dass Hans-Ulrich Ru-
del, der höchstdekorierte Soldat der 
Wehrmacht, seine Flucht mithilfe 
katholischer Kreise in einem Buch 
mit dem Titel: „Viele Wege führen 
nach Rom“ schildert.

„Die Verantwortung fällt auch auf die, 
die dazu schweigen.“ Dieser Satz 
steht in dem Brief Edith Steins an 
Papst Pius XI. vom April 1933. 
An der Wahrheit dieses Satzes hat 
sich auch nach ihrer Heiligsprechung 
1998 durch ihre Kirche und nach 
Jahrzehnten nichts geändert.

Alois Bischof Hudal
(1885 – 1963)

Heute Abend möchte ich mich mit der 
sog. ernsthaften Musik unseres Zeit-
abschnittes befassen. Unser Blick 
geht zuerst nach Deutschland, aber 
auch in die anderen Nationen. Wie 
ich schon vor einer Woche sagte, ist 
unser Zeitabschnitt sehr kurz, um 
größere Veränderungen im Musik-
bereich wahrnehmen zu können. Je-
doch bedingte die extreme politische 
Lage besondere Einflüsse auf das 
kulturelle Leben in Deutschland. 

Die religiös und politisch Verfolgten 
hatten Deutschland verlassen oder 
waren nicht mehr in Freiheit. Die Zu-
rückgebliebenen hatten sich mit der 
politischen Veränderung anrangiert, 
waren ins Innere emigriert oder hat-
ten sich dem Regime mehr oder we-
niger begeistert angeschlossen.

In der E-Musik finden wir unter den 
letztgenannten die beiden durchaus 
bedeutenden Komponisten Richard 
Strauss und Carl Orff. 
Orffs Bedeutung innerhalb der Mo-
derne des 20. Jahrhunderts ist ein-
zigartig, aber auch „einseitig“ im Sin-
ne einer Konzentration auf relativ we-
nige Stilmittel. 

Bekannt wurde er schon vor 1933 mit 
seinem sog. „Orff’schen Schulwerk“. 
Es handelt sich dabei, sie werden es 

sicher aus ihrer Schulzeit noch ken-
nen, um den Einsatz eines eigens 
von Orff erfundenen und konstruier-
ten Klang- und Rhythmus-Instrumen-
tariums für den Musikunterricht. 
Carl Orff kam also von der Musik-Er-

ziehung her und erwies sich schon 
dort als Fanatiker des Rhythmus, den 
er für das wesentliche Element der 
Musik des 20. Jahrhunderts hielt. 
Wir werden dies gleich beim Musik-
beispiel feststellen können.

Carl Orff ist fast allen bekannt durch 
seine Vertonung der „Carmina bura-
na“. Es handelt sich dabei um eine 
Liedersammlung des späten 13. Jhs., 
die im Kloster Benediktbeuren gefun-
den wurden. Daher der Titel. 

Es sind dies weltliche Gesänge für 
Soli Chor mit Begleitung v. Instru-
menten. Uraufführung in Frankfurt 
am 8.6.1937.

Es gibt Komponisten, die ihren Ruhm 
einem einzigen Werk zu verdanken 
haben. Carl Orff gehört dazu. Seine 
herrlich saftige, lateinisch-altfranzö-
sisch-mittelhochdeutsche Hommage 
an das Mittelalter, an Wein, Weib und 
Gesang, genauer: den Frühling, die 
Taverne und die Liebe - nicht ohne 
Grund ist sie das Populärste, was 
im Bereich der Vokalmusik während 
des 20. Jahrhunderts hervorgebracht 
wurde.

Von Strauss bis Orff - die „E-Musik“

Carl Orff (1895-1982)
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Als Musikbeispiel hören sie nun aus 
Orffs „Carmina burana“ Aus dem 3. 
Satz „Uf dem Anger“ den Tanz und 
das Chorstück „Floret siva“ 

Instrumental wie vokal also sehr 
rhythmusorientiert. In unserem Pro-
jektbegleitheft werde ich wieder Emp-
fehlungen für besonders gute CD-
Einspielungen angeben.

Inwieweit Carl Orff sich im Dritten 
Reich politisch engagiert hatte, fand 
ich in der Literatur nicht. 
Da er bereits im Jahr 1950 einen 
Lehrstuhl für Komposition an der 
Münchener Musikhochschule ange-
tragen bekam, kann man ihm seine 
Zeit im NS-Staat nicht sehr zum Vor-
wurf gemacht haben.

Kommen nun zum zweiten deut-
schen Komponisten der trotz seines 
hohen Alters im NS-Staat noch 
Karriere machte: 
Richard Strauss. 
Er war ein weitaus bedeutenderer 
Komponist als Orff. 
Strauss wurde 1864 in München 
geboren. Sein Vater war erster 
Hornist (Waldhorn) am Hofor-
chester in München. 
Seine Mutter stammte aus der 
Bierbrauer-Dynastie Pschorr, ei-
ner der reichsten Familien Mün-
chens. So hatte auch Richard 
Strauss zeit seines Lebens keine 
finanziellen Probleme und konn-
te sich immer seiner Kompositi-
on widmen. Aus einem musikali-
schen Elternhaus stammend, be-
gann er schon mit sechs Jahren zu 
komponieren. Da er ein Musikstudi-
um in München nach kurzer Zeit wie-
der abbrach, ließ er sich privat unter-
richten.

Seit 1885 übernahm Strauss künst-
lerische Aufgaben. Zunächst als Di-
rigent und Leiter der Hofkapelle in 
Meiningen. Danach arbeitete er als 
Dirigent an verschiedenen Orches-
tern in München, Weimar, Wien und 
Berlin. 1917 wurde er Mitbegründer 
(mit Max Reinhardt und Hugo v. Hof-

mannsthal) der Salzburger Festspie-
le, 1919 bis 1924 Direktor der Wiener 
Hofoper. 
Mit 60 Jahren (1924) zog sich 
Strauss von künstlerischen Ämtern 
zurück und widmete sich nur noch 
der Komposition. Er verstand sich als 
bürgerlicher Künstler, der die Exis-
tenznot (die er nicht hatte) vieler sei-
ner Zeitgenossen vor Augen sah. Er 
setzte sich dafür ein, daß Komponis-
ten von ihrer Arbeit leben können. 
Strauss gilt auch daher als Mitbe-
gründer der GEMA, der Gesellschaft 
für musikalische Aufführungsrechte, 
die 1903 gegründet wurde. 

Kontrovers diskutiert wird die Rolle 
von Strauss in der Zeit des National-
sozialismus. Einige Stimmen be-
haupteten, daß er völlig unpolitisch 
gewesen sei und nicht richtig mit den 
Machthabern kooperiert habe.
Andere warfen ihm vor, daß er von 
1933 bis 1935 Präsident der Reichs-
musikkammer und damit ein offiziel-
ler Kultur-Repräsentant Nazi-
Deutschlands war.

Man hielt Strauss zugute, daß er sich 
für vereinzelte jüdische Künstler ein-
setzte, aber nicht das Regime kriti-
sierte. 

Stefan Zweig zeigte später Ver-
ständnis dafür, daß dem über 70jäh-
rigen Strauss das eigene Werk und 
das Wohlergehen seiner Familie und 
Freunde wichtige war als offizieller 
Widerstand.

Courage bewies Strauss lediglich, als 
er zur Uraufführung seiner Oper „Die 
schweigsame Frau“ im Januar 1935 
darauf bestand, daß der Name des 
jüdischen Librettisten Stefan Zweig 
auf dem Programmzettel und dem 
Plakat abgedruckt werde. Hitler blieb 

daraufhin der Aufführung fern und 
das Stück erlebte nur drei Wiederho-
lungen. Das Regime ließ nun Strauss 
fallen. Auch er trat dann schließlich 
von seinem Amt des Präsidenten der 
Reichsmusikkammer zurück.

Es folgten aber dennoch einige Ur-
aufführungen von Opern und Musik-
stücken in Deutschland. 
1945 zog Strauss nach Zürich um. 
Ob er dies aus Angst vor der Sieger-
justiz tat ist nicht bekannt. 
1949 kehrte er nach Deutschland 
(Garmisch) zurück, wo er am 
8.9.1949 im Alter von 85 Jahren 
starb. 
Sein letztes Werk waren die „Vier 
letzten Lieder“ nach Gedichten von 
Hermann Hesse und Joseph v. Ei-
chendorff, die er 1948 abgeschlos-
sen hatte.

Im Booklet der gleich folgenden Auf-
nahme steht: 

„Sterben in Schönheit. Klage wäre 
fruchtlos und unwürdig. Strauss’ letz-
te Lieder künden von Bereitschaft 
zum Tode. Stilistisch hat er die prun-
kende Geste des Jugendstils über-
wunden (…) [er] kehrt zur Einfachheit 
der melodischen Linie zurück.“

Ich möchte ihnen nun das 
dritte dieser „Vier letzten 
Lieder“ vorspielen. Es trägt 
den Titel „Beim Schlafenge-
hen“ und ist wohl das inspi-
rierteste seiner Lieder. Das 
Lied dauert 6 Minuten. Aber 
lassen wir es ausnahms-
weise einmal in voller Län-
ge durchlaufen. Es abzubre-
chen täte weh.

In dieser Referenzaufnah-
me von 1982 singt Jessye 
Norman und es spielt das 
Gewandhausorchester Leip-
zig unter Kurt Masur. 

„Vier letzte Lieder“ von 
Richard Strauss
3. Beim Schlafengehen

Nun der Tag mich müd gemacht,
Soll mein sehnliches Verlangen
Freundlich die gestirnte Nacht
Wie ein müdes Kind empfangen.

Hände, laßt von allem Tun,
Stirn, vergiß du alles Denken,
Alle meine Sinne nun
Wollen sich in Schlummer senken.

Und die Seele, unbewacht,
Will in freien Flügen schweben,

Richard Strauss (1864-1949), 
hier 1933 mit Gesangskünstler/-in
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Villa-Lobos Leben verlief unorthodox, 
ja widersprüchlich. Zu Beginn seiner 
Karriere streifte er als Straßenmusi-
kant durch Rio de Janeiro. Gleichzei-
tig schrieb er Operrezensionen. Eine 
Aufnahmeprüfung am Nationalen 
Musikinstitut in Rio scheiterte 1907. 
Im Jahr 1923 erhielt er jedoch ein 
staatliches Stipendium, um in Paris 
Komposition zu studieren.
Das überbordende Schaffen von Vil-
la-Lobos umfaßt etwa 1.000 Werke. 
Darin bilden seine Zyklen „Chôros“ 

Um im Zauberkreis der Nacht
Tief und tausendfach zu leben.

Hermann Hesse

Als letzten Komponisten des heuti-
gen Abends möchte ich ihnen einen 
relativ unbekannten Brasilianer vor-
stellen, der in den 1920er bis 1940er 
Jahren seine kompositorisch beste 
Zeit hatte: 
Heitor Villa-Lobos (1887-1959). 
Auch er, der musikalische Autodidakt, 
war in die politischen Verhältnisse 
seiner Zeit verstrickt. 
In Brasilien herrschte unter Getulio 
Vargas von 1930 bis 1945 eine Dik-
tatur. Villa-Lobos wurde die künstle-
rische Galionsfigur des nationalisti-
schen Regimes. 

Zuvor war er in Europa, speziell in 
Paris, ein gefeierter Komponist, der 
es verstand, europäische Musiktradi-
tionen mit der brasilianischen Folklo-
re in Einklang zu bringen.

Heitor 
Villa-Lobos 

und „Bachianas brasileiras“ die Ach-
se. Auch einige Opern hinterließ er, 
6 Ballette sowie Filmpartituren. Inte-
ressant ist sein umfassendes Werk 
für Gitarre Solo. Sein großes Vor-
bild überhaupt war Johann Sebastian 
Bach. Er bekannte sich aber auch als 
brasilianischer Folklorist.
Als letztes Musikbeispiel für heute 
möchte ich ihnen eines seiner Gitar-
renstücke vorstellen. Und zwar aus 
den „Suite populaire brésilienne“ den 
„Schottisch-Chôro“. Die Gitarre spielt 
Michael Tröster.

Seit dem 1. Weltkrieg waren die Ge-
burten in Deutschland von 894.978 
(1920) auf 516.793 im Jahre 1932 
dramatisch gesunken. 
In keinem anderen Industrieland gab 
es einen vergleichbaren Einbruch in 
der Geburtenstatistik. Schon damals 
setzte der Trend zur Zwei-Kind-Fami-
lie ein und viele Schwangerschaften 
wurden abgebrochen. 

1937 schätzte Heinrich Himmler, 
Reichsführer SS, die Zahl der Abtrei-
bungen auf 600.000 bis 800.000 jähr-
lich. Pro Jahr würden etwa 30.000-
40.000 Frauen an den Folgen einer 
Abtreibung sterben und in Folge un-
sachgemäßer Eingriffe etwa 300.000 
Frauen pro Jahr auf Dauer unfrucht-
bar.
Die Nationalsozialisten setzten sich 
zum Ziel, diese Entwicklung zu än-
dern. Wie bereits am letzten Don-
nerstag gehört, propagierten sie, 
dass die Frau statt einen Beruf zu er-
lernen in ihre angestammte Rolle im 
Haus zurückkehren und Mutter vieler 
Kinder werden solle. 

Gemäß der NS-Rassenideologie war 
nicht die gesamte deutsche Bevölke-
rung, sondern nur der „gesunde und 
arische“ Teil zur Vermehrung aufge-
fordert. 

Als Konsequenz dieser rassenideolo-
gischen Bevölkerungspolitik, gingen 
geburtenfördernde und  -verhindern-
de Maßnahmen von Anfang an Hand 
in Hand. Neben der propagandisti-
schen Aufwertung der Mutterschaft 
und rein „ideellen“ Anreizen wie Müt-
terehrungsfeier und Mutterkreuz gab 
es auch materielle Hilfen, wie Steuer-
erleichterungen für Familien, die Ein-
führung von Kinderbeihilfen ab dem 
dritten Kind, verbilligte Haushaltshil-
fen sowie das Ehestandsdarlehen. 

Dieses bis zu 1.000 RM betragen-
de Darlehen konnten junge Paare, 
die einen „judenfreien“ Stammbaum 
über zwei Generationen beibringen 
konnten und die Gesundheitskriterien 
der Nazis erfüllten, als Unterstützung 
beim Bau von Eigenheimen erhal-
ten. Die Frau durfte selbstverständ-
lich nicht berufstätig sein. Bekam 
das Paar Kinder, verringerte sich die 
Rückzahlung um 25 % pro Kind, d.h. 
mit dem 4. Kind war das Darlehen 
abgelöst.  

Schon im Mai 1933 wurde die Ab-
treibung unter Todesstrafe gestellt 
und im Juli das Gesetz zur Verhü-
tung erbkranken Nachwuchses be-
schlossen. Letzteres bestimmte, 
dass „genetisch minderwertige“ Per-

sonen auch gegen ihren Willen steri-
lisiert werden konnten. Betroffen wa-
ren psychisch kranke Menschen, sol-
che mit erblicher Blind- oder Taub-
heit, erblicher körperlicher Missbil-
dung sowie schwerem Alkoholismus. 
Die Kranken und tendenziell auch die 
Asozialen, womit Bettler, Homosexu-
elle, Prostituierte sowie Frauen mit 
mehreren unehelichen Kindern ge-
meint waren, konnten mit diesem Ge-
setz gewaltsam gehindert werden, 
Kinder zu bekommen. 

Ca. 250.000 – 300.000 Menschen 
wurden damals zwangssterilisiert. 

Im Jahr 1935 wurde durch die „Nürn-
berger Gesetze“ Juden, Sinti und 
Roma verboten, sich mit Ariern zu 
verheiraten. Gleichzeitig wurde die 
Scheidung von Mischehen ohne An-
gabe von Gründen möglich. Doch 
auch „arische“ Volksgenossen nahm 
man stärker unter Kontrolle. 
Ein Gesetz legte fest, dass Ehen nur 
mit Ehetauglichkeitszeugnis des Ge-
sundheitsamtes geschlossen werden 
durften. Dazu mussten die Kandida-
ten umfassend Auskunft über sich, 
ihre Familien, eigene Krankheiten 
und die von Angehörigen, über ih-
ren Alltag und ihre Familiengeschich-
te geben. 

Der „Lebensborn“ e.V. 



1933

34

Im Juli 1938 wurde ein neues Ehe- 
und Ehescheidungsgesetz erlassen, 
das u.a. das Heiratsalter herabsetz-
te (für Mädchen sogar auf 16 Jahre!) 
und die Scheidung problemlos er-
möglichte, wenn sich eine Seite ohne 
triftigen Grund weigerte, Kinder zu 
bekommen oder vorzeitig unfruchtbar 
geworden war.

Trotz des Geburtenanstiegs in den 
ersten Jahren des Regimes waren 
die Nazis mit den Ergebnissen ihrer 
Bevölkerungspolitik nicht zufrieden 
– und so richteten sie ihren Blick 
auf die unverheirateten Mütter. Die-
se Frauen hatten einen schweren 
Stand, wurden von allen Seiten der 
Gesellschaft diskriminiert, verurteilt 
und ausgeschlossen. 

Die katholische Kirche sah durch den 
außerehelichen Geschlechtsverkehr 
ihre Moral verletzt, die Nationalsozia-
listen durch die uneheliche Schwan-
gerschaft ihr „sauberes Familienide-
al“ beschmutzt. Es gab sogar Geset-
ze, die unverheiratete Mütter regel-
recht bestraften: Z.B. wurden ledige 
Beamtinnen, die ein Kind erwarteten, 
aus dem Dienst entlassen. 

Die erste NS-Organisation, die sich 
um ledige Mütter kümmerte, war das 
Hilfswerk „Mutter und Kind“, eine 
1934 von der Nationalsozialistischen 
Volkswohlfahrt (NSV) gegründete 
Einrichtung. Ihr ging es nicht spezi-
ell nur um ledige Mütter, sondern sie 
bot allgemein Schwangerschaftsbe-
ratung, Mütterschulung, Kindergar-
tenbetreuung, Kinderlandverschik-
kung u.ä. an. 

Aufgrund dieser Aktivitäten in der 
Schwangeren- und Mütterbetreuung  
seitens der NSV, der Dachorganisati-
on der staatlichen Sozialpolitik, fürch-
tete Heinrich Himmler um die auf die-
sem Sektor beanspruchte Führungs-
rolle der SS. Schließlich verstand 
sich die „Schutzstaffel“ als Vorreiter 
nationalsozialistischer Bevölkerungs- 
und Rassepolitik. Gewissermaßen 
aus  Konkurrenzdenken gründete die 

SS ein Jahr später am 12.12.1935 
den Lebensborn e.V. als ein zusätz-
liches bevölkerungs-politisches In-
strument, das mit dazu beitragen 
sollte, die Geburtenrate zu steigern 
und die noch immer große Zahl an 
illegalen Abtreibungen zu verringern. 
Sie tat dies allerdings nicht unter so-
zialen, sondern unter rassenpoliti-
schen Vorzeichen. In vereinseige-
nen Geburtshäusern und Kinderhei-
men sollten nur hilfsbedürftige Müt-
ter und Kinder „guten Bluts“ Unter-
stützung finden. Damit sollte eine 
Steigerung der Geburtenrate bei 
gleichzeitiger qualitativer, sogenann-
ter „rassischer Veredelung“ erreicht 
werden. Durch Gründung des Le-
bens-
borns, 
ver-
such-
te die 
SS die 
natio-
nalso-
zialisti-
schen, 
ideolo-
gischen 
Vorga-
ben auf dem Gebiet der Mütter-
fürsorge in die Praxis umzusetzen. 
Man sagt, es sei ein Lieblingspro-
jekt Himmlers gewesen, dem er 
Modellcharakter für die Zukunft 
Deutschlands beimaß, immer mit 
Blick auf die künftige „arische“ Elite.

Der Verein war organisatorisch dem 
SS-Apparat angegliedert, trat aber 
aus juristischen Gründen als einge-
tragener Verein auf. Somit war er 
rechtlich selbständig, konnte Eigen-
tümer von Immobilien und Landbe-
sitz werden und auch Nicht-SS-An-
gehörige den Beitritt ermöglichen.

Anfangs gehörte der Lebensborn 
e.V. zum Rasse- und Siedlungs-
hauptamt (RuSHA) der SS, genau-
er zu dessen Sippenamt, seit 1938 
jedoch zum Persönlichen Stab des 
Reichsführer SS. Damit war er letz-
ten Endes nur noch Himmler gegen-
über verantwortlich. Geschäftsführer 
war zunächst SS-Sturmbannführer 
Guntram Pflaum und ab Mai 1940 
bis Kriegsende SS-Standartenführer 
Max Sollmann;  ärztlicher Leiter war 
von Anfang an SS-Oberführer Dr. 
med. Gregor Ebner.
Finanziert wurde diese „Wohlfahrt-
seinrichtung“ durch Beitragszahlun-
gen der SS-Mitglieder, deren Höhe 

sich nach der Anzahl ihrer Kinder 
richtete. Kinderlose hatten die höchs-
te Abgabe zu machen, Eltern mit vier 
oder mehr Kindern waren von den 
Zahlungen befreit. Schon dies war 
für die „SS-Angehörigen“ ein Anreiz, 
möglichst viel Nachwuchs zu zeugen.

Als erstes Entbindungsheim diente 
ab dem 15. August 1936 ein ehemali-
ges Caritas-Kinderheim im oberbaye-
rischen Steinhöring, östl. von Mün-
chen. Bis 1944 entstanden insge-
samt 28 Lebensbornheime im Deut-
schen Reich und in den von ihm be-
setzten Gebieten. 
Viele Heime waren kombinierte Müt-
terentbindungs- und Kinderheime. 
Sie wurden meist in enteigneten, jü-
dischen Anwesen eingerichtet. 
Manche waren auch Schenkungen 
von Nationalsozialisten. Bei den Ge-
bäuden handelte es sich häufig um 
ehemals luxuriöse Hotelanlagen oder 
großzügige Herrenhäuser. 
Die Vereinsverwaltung befand sich 
in der beschlagnahmten Münchner 
Villa des nach Amerika emigrierten 
Schriftstellers Thomas Mann. 

Ledige Mütter bildeten den Großteil 
der Frauen in den Lebensbornhei-
men. Da den Heimen Standesämter 
und polizeiliche Meldestellen ange-

gliedert waren, konnten die Entbin-
dungen vor den Heimatgemeinden 
der Mütter geheim bleiben. Manche 
Schwangere baten daher schon früh 
um Aufnahme. Bleiben mussten sie, 
bis sie abgestillt hatten, denn Stillen 
war oberstes Gebot. 
Manche Mütter arbeiteten danach im 
Heim, um in der Nähe ihres Kindes 
zu sein. Es gab auch die Möglichkei-
ten, das Kind nur tagsüber zur Be-
treuung dorthin zu geben, es gänz-

NSV-Heim Kurmark in Klosterheide bei 
Lindow
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lich zur Pflege dort zulassen oder es 
gar zur Adoption freizugeben. Wa-
ren Mütter als Alleinerziehende nicht 
fähig, für ihren Nachwuchs zu sor-
gen, übernahm der Lebensborn die 
Vormundschaft. Diese Kinder blie-
ben im Heim oder wurden Pflegeel-
tern, meist kinderlosen SS-Ehepaa-
ren zur nationalsozialistischen Erzie-
hung übergeben.
Den Müttern ging es in den Lebens-
bornheimen recht gut. Insbesondere 
während des Krieges war das Leben 
dort durch Gewährleistung medizini-
scher Versorgung und ausgewogener 
Verköstigung vergleichsweise kom-
fortabel. Die Unterbringung erfolg-
te in Ein- oder Zweibettzimmer. Zu-
dem lagen die 
Heime meist 
ländlich abge-
legen, also au-
ßerhalb von 
Bombenangrif-
fen bedrohter 
Gebiete, wes-
halb sich viele 
Ehefrauen von 
SS-Angehöri-
gen zur Entbin-
dung an den 
Lebensborn 
wandten. 
Sie wurden 
ohne Untersu-
chung aufge-
nommen, da 
man von ih-
rer Reinrassig-
keit ausging. 
Unverheirate-
te Schwangere 
wurden hinge-
gen erst nach 
einer rassischen und erbbiologischen 
Überprüfung aufgenommen. 
Vorzulegen war:  1) der „Große Ab-
stammungsnachweis“ mit dem Nach-
weis der Vorfahren bis zum 1.1.1800, 
wie für die NSDAP und ihre Unter-
gliederungen allgemein üblich. 
2) ein Erbgesundheitsbogen zum 
Nachweis der Gesundheit und zur 
„rassischen“ Beurteilung, der die Un-
tersuchungen durch SS-Ärzte zu-
sammenfasste. 
3) ein ausgefüllter Bogen mit Fragen 
zur Person, etwa nach Beruf, Kran-
kenversicherung, Parteizugehörig-
keit, Heiratsabsicht usw. inklusive ei-
nes handgeschriebenen Lebenslaufs 
mit Lichtbildern. 
4) eine eidesstattliche Versicherung, 
dass der angegebene Mann der Va-

ter des Kindes sei. Sämtliche Unter-
lagen musste gleichfalls der werden-
de Vater einreichen, der deshalb im-
mer bekannt sein musste. 
Im Laufe des Krieges bewogen der 
enorme Menschenverlust und das 
wachsende Geburtendefizit, die Auf-
nahmekriterien zu reduzieren, so 
dass schließlich etwa 75% der Anträ-
ge bewilligt wurden.

Allerdings war der Lebensborn e.V. 
als Instrument nationalsozialistischer 
Bevölkerungspolitik von nur margina-
ler Bedeutung.

Insgesamt kamen in den Heimen 
bis zum 11. Mai 1945 lediglich rund 
8.000 Kinder zur Welt. Davon knapp 

5.000 
une-
helich 
Gebo-
rene. 
Hinzu 
kom-
men 
aller-
dings 
noch 
weitere 
12.000 
Kinder, 
die in 
den 
Hei-
men 
Norwe-
gens 
auf die 
Welt 
ka-
men; 
doch 
dazu 

später. Zunächst möchte ich erst auf 
den Mythos der Zuchtanstalt einge-
hen, welcher teilweise bis heute das 
Bild des Lebensborns in der Öffent-
lichkeit bestimmt. 
Bereits in der NS-Zeit entstanden 
Gerüchte über den Lebensborn als 
Ort des Lasters, über Paarungs-
zwang und Pornographie. 
Auch nach dem 2. Weltkrieg wurden 
in zahlreichen Büchern und einigen 
Filmen die Legenden von den Zucht-
farmen der SS weiter gesponnen, in 
denen sich fanatische BDM-Mädchen 
von reinrassigen SS-Männern hätten 
schwängern lassen. 
Doch alle Behauptungen dieser Art 
konnten weder für Heime in Deutsch-
land noch für die besetzten Gebiete
bewiesen werden  bzw. wurden wi-

derlegt. In seriöser Literatur werden 
von namhaften Historikern wie Georg 
Lilienthal oder dem Norweger Kåre 
Olsen, die jahrelang in Archiven zu 
diesem Thema geforscht haben, der-
artige Theorien eindeutig verneint. 

Allerdings kommt es nicht von unge-
fähr, dass derartige Verdachtsmo-
mente aufkamen. 
Olsen schreibt hierzu: 
„Die Nazis – und ganz besonders die 
SS – waren in ihren politischen An-
schauungen extrem und scheuten, 
wie allgemein bekannt, auch vor dem 
Äußersten nicht zurück, um ihre ras-
senpolitischen Ziele zu erreichen. 
Worte wie Holocaust oder Euthana-
sie sind hier Schlüsselbegriffe... 
Und sie waren bereit mit ihren bevöl-
kerungspolitischen Maßnahmen sehr 
weit zu gehen, also Schritte zu unter-
nehmen, um eine rassische Elite 
zu schaffen und den erwünschten 
Nachwuchs zu vermehren und quali-
tativ zu verbessern. Sie kidnappten in 
den besetzten Gebieten Osteuropas 
einzelne ‚wertvolle‘ Kinder, sie stell-
ten die Abtreibung unter Todesstrafe, 
experimentierten mit künstlicher Be-
fruchtung und erwogen, die Bigamie 
zuzulassen, um so das brachliegen-
de Gebärpotenzial zu nutzen, das 
junge Kriegerwitwen für sie darstell-
ten….
Hitler … lancierte 1942 den Plan, 
in den rassisch zurückgebliebenen 
deutschen Regionen das Blut ‚auf-
zunorden‘, z.B. durch Verlegung von 
Einheiten der Waffen-SS dorthin. 
1943 legte Himmler angeblich sei-
ne Zukunftspläne für den Lebens-
born dar. 

Danach sollten sich sämtliche ledige 
Frauen, die bis zu ihrem 30. Lebens-
alter noch kein Kind bekommen hat-
ten, dem Lebensborn zur Verfügung 
stellen, um geschwängert zu werden. 
Hier taucht also der Lebensborn als 
Zuchtanstalt auf. …Es ist verständ-
lich, dass viele glaubten, dass der 
Lebensborn dergleichen tatsächlich 
tat. Schließlich kümmerte sich diese 
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Institution um ledige Mütter und de-
ren Kinder, zeichnete sich überdies 
durch starke Geheimhaltung aus und 
betrieb eignen Heime, die oft sehr 
abgeschieden lagen.“ 
Weiter führt Olsen aus: 
„Himmler befürchtete, dass diese Ge-
rüchte über die Lebensbornheime als 
Zuchtanstalten der Institution scha-
den könnten. Deswegen befahl er, 
dass Männern der Zugang zu den 
Heimen praktisch untersagt wurde. 
Väter und Freunde der dort lebenden 
Frauen sollte sie ausschließlich in 
den Gemeinschaftsräumen besuchen 
dürfen, wo dann Kaffee serviert wur-
de…Selbst in Kreisen der deutschen 
Nazis wurde von Zuchtplänen ge-
munkelt und einige distanzierten sich 
sogar explizit davon. 
Hans Günther, Begründer jener Ras-
senkunde, meinte, dass jegliche Art 
von geplanter Zucht den Menschen 
zum Tier erniedrige, was im direkten 
Widerspruch zur Vorstellung von der 
Überlegenheit der nordischen Rasse 
stehe. Ein Zuchtprogramm sei unver-
einbar mit der nationalsozialistischen 
Wirklichkeit, damit wähle man den 
gleichen Weg wie Liberale und Mar-
xisten. Die Familie werde sich aufl ö-
sen und man bekomme den familien-
losen Massenmenschen.“

Vorhin war in dem Zitat von Kidnap-
ping die Rede, worauf ich noch ein-
mal näher eingehen möchte. 

Die Geburtenrate in Deutschland 
stieg zwar, aber der begonnene Krieg 
forderte viele Leben und die „arische 
Elite“ wuchs nur mäßig. So griffen 
die Nazis zu drastischeren Mitteln: 
Sie befahlen ihren Soldaten, ausge-
wählte, „arisch aussehende“ Kinder 
aus den besetzten Ländern zur „Ein-
deutschung“ mitzunehmen. Mit ande-
ren Worten, sie entführten und ver-
schleppten blonde, blauäugige Kin-
der nach Deutschland gemäß der 
Devise Himmlers: „Ich habe wirklich 
die Absicht, germanisches Blut in der 
ganzen Welt zu holen, zu rauben und 
zu stehlen, wo ich kann.“ 

Vor allem in Polen wurden sie aktiv, 
nahmen Waisen und Halbwaisen, un-
eheliche Kinder und Kinder, deren 
Eltern verhaftet, getötet oder nach 
Deutschland zwangsverschickt wor-
den waren, unter die rassische Lupe. 
Oft mit brutaler Gewalt wurden 2 - 6-
jährige Kinder aus Heimen, Pfl ege-
familien oder den Verwandten und 
auch Müttern fortgenommen. 
Zunächst wurden sie in polnischen 
Kinderheimen einer drakonischen 
Umerziehung unterworfen, unter 
Strafe gezwungen, ihren Namen und 
ihre Muttersprache aufzugeben und 
landeten später im Lebensborn, von 
wo man sie in Pfl ege- und Adoptions-

stellen zu vermitteln versuchte. In 
seiner Funktion als Vormund hatte 
der Lebensborn diesen Kindern eine 
völlig neue Identität aufgezwungen 
mit deutschem Namen und Papieren, 
nach denen sie Findelkinder waren, 
ohne Eltern, ohne Geburtsort und 
ohne genaues Geburtsdatum. 

Nach Schätzung von Lilienthal lande-
ten 250 - 300 polnische Kinder nach 
Auslese und Gehirnwäsche mit fal-
scher Identität in deutschen Lebens-
born-Heimen. Nur wenige konnten 
nach dem Krieg identifi ziert und ihren 
Eltern zurückgegeben werden. 
Auch viele norwegische, sloweni-
sche, tschechische, französische, 
luxemburgische und belgische Kin-
der wussten nicht, wer sie waren und 
warum sie nach Deutschland gekom-
men waren. Als die amerikanischen 
Truppen anrückten, haben  Angestell-
te des Heims Steinhöring die Origi-
nalpapiere verbrannt.

In den besetzten Gebieten entstan-
den ebenfalls Lebensbornheime. Sie 
wurden für jene Frauen errichtet, die 
von deutschen Besatzungssoldaten 
ein Kind erwarteten. Dies geschah 

nicht nur zum Schutz der Mütter und 
Kinder, die in ihren Heimatorten häu-
fi g Beschimpfungen ausgesetzt wa-
ren, sondern auch zur Bewahrung 
„wertvollen Bluts“ für Deutschland. 

Abschließend beleuchten wir die be-
sondere Situation der Lebensborn-
heime in Norwegen bzw. das Schick-
sal der dort geborenen Kinder. 

Seit Beginn der Besatzung Norwe-
gens am 9. April 1940 bis Kriegsen-
de waren dort tausende von Wehr-
machtssoldaten stationiert. Ihre 
Hauptaufgabe war die militärische Si-
cherung insbesondere der lang ge-
streckten norwegischen Küste gegen 

eine Invasion der Al-
liierten. Bei Kriegs-
ende befanden sich 
über 300.000 deut-
sche Soldaten in Nor-
wegen, bei einer nur 
knapp 3 Millionen 
zählenden einheimi-
schen Bevölkerung. 
Die Besatzungszeit 
verlief in Norwegen 
relativ friedlich. 
Mancherorts waren 
deutsche Soldaten 
über lange Zeit fest 
stationiert, wurden oft 
in Privathäuser ein-

quartiert, so dass zwischen ihnen 
und der Zivilbevölkerung zwangsläu-
fi g engere persönliche Kontakte ent-
standen. 

Aus 30.000 - 40.000 Freund- und 
Liebschaften gingen etwa 10.000 
– 12.000 Kinder hervor, die in Nor-
wegen „Kriegskinder“ genannt wer-
den. Da nach Ansicht der Nazis die 
Norweger als Nachfolger der Wikin-
ger „guten Blutes und wertvoll“ gal-
ten (Ausnahme: die samische Bevöl-
kerungsgruppe, Straßendirnen und 
Behinderte), wurde den Liebesbezie-
hungen zwischen Soldaten und Nor-
wegerinnen und ihren gemeinsamen 
Kindern großes Wohlwollen entge-
gen gebracht. 

Mit hohem bürokratischem Aufwand 
erfolgte der Aufbau von landesweit 
zwölf Lebensbornheimen sowie einer 
Mütterschule. Die Heime wurden von 
einem Arzt geleitet, hatten i.d.R. ei-
nen Verwalter, eine Oberschwester, 
eine Hebamme, eine Sekretärin, eine 
Bürohilfe und Übersetzerin, einen 
Sprachlehrer, zwei Krankenschwes-
tern, einen Küchenchef mit Stellver-
treter, zwei Küchenmägde, eine Stall-

Kinderraub in Polen
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magd, vier Haushaltsgehilfinnen, 
zwei Waschfrauen, einen Wachtmeis-
ter, einen Heizer und Gärtner. Laut 
Olsen beschäftigte der Lebensborn 
e.V. in Norwegen insgesamt 300 An-
gestellte, Deutsche und Norweger. 
Die Nazis ließen sich das Projekt ei-
niges kosten. Der Etat lag 1941 bei 
2,3 Mill. RM und stieg auf etwa 6,2 
Mill. RM 1945. 

Es gab eine Flut von Anfragen von 
Schwangeren, die um Hilfe baten, 
weil sie vor der Geburt ihren Hei-
matort verlassen wollten. Viele wa-
ren von ihren Familien und ihrem so-
zialen Umfeld verstoßen worden, als 
bekannt wurde, dass sie von einem 
Deutschen Soldaten ein Kind erwar-
teten. Die Deutschen bemühten sich 
sehr, Mütter und Kinder in den Hei-
men bestmöglich zu versorgen und 
gewährten umfangreiche finanziel-
le Hilfen. Für die Dauer des Krieges 
zahlten die deutschen Behörden für 
Mutter und Kind einen monatlichen 
Unterhalt, der das Doppelte des nor-
wegischen Satzes betrug, übernah-
men alle Kosten für die Entbindung 
und Krankenhausaufenthalt, gaben 
Beihilfen für Kinderkleidung, Kinder-
wagen und Kinderbett, bewilligten 
entgangene Lohnzahlungen, zahlten 
Arztbehandlungen, Reisekosten und 
Stillgeld. 
Doch „mit dem Frieden kam das Lei-
den“. Viele dieser sog. „Deutschen-
mädchen“ und „Kriegskinder“ sagen, 
dass für sie der Krieg eigentlich erst 
im Frühjahr 1945 begann. 

Während der Besatzung waren sie 
von den Deutschen geschützt und 
umsorgt worden. Doch nach dem 
Krieg veränderte sich ihre Lage dras-
tisch. Sie waren nun dem Hass ihrer 
Landsleute ausgesetzt. 
Schon in den ersten Kriegsjahren 
hatte sich die norwegische Exilregie-
rung in Schweden sehr missbilligend 
über „Deutschenmädchen“ geäußert. 
Mittels Drohungen über den Rund-
funk versuchten sie, zu verhindern, 
dass die Zahl norwegisch-deutscher 
Liebesbeziehungen anstieg (1941: 
„…Frauen, die die Deutschen nicht 
abweisen, werden ihr ganzes weite-
res Leben dafür einen furchtbaren 
Preis bezahlen.“). 
Zweifellos drohte der Widerstandwille 
des norwegischen Volkes gegen den 
Feind durch solche Beziehungen un-
terwandert zu werden. 
Nach Kriegsende fand in Norwegen 
eine umfassende Aufarbeitung der 

Besatzungszeit statt. Sie betraf alle, 
die verdächtigt wurden, ihr Land ver-
raten zu haben. Die Ahndung betraf 
Politiker und Offiziere, denen man 
vorwarf, bei der deutschen Invasion 
unpatriotisch gehandelt zu haben so-
wie Personen, die im Verdacht stan-
den, sich durch eine wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit den Deutschen 
bereichert zu haben. 

Insgesamt wurden 90.000 Norweger 
angeklagt, davon 20.000 zu Gefäng-
nisstrafen verurteilt und 25 leitende 
Mitglieder der mit den Deutschen kol-
laborierenden Partei National Sam-
ling zum Tode verurteilt. 

Daneben fanden aber auch Akte von 
Straßenjustiz statt. Diese richteten 
sich gegen Menschen, die mutmaß-
lich enge Kontakte zu Deutschen ge-
habt hatten, ohne dabei allerdings 
gegen ein Gesetz verstoßen zu ha-
ben. Zu ihnen zählten jene Norwege-
rinnen, die während des Krieges ei-
nen deutschen Freund gehabt hat-
ten. Sie wurden als „Deutschenhu-
ren“ oder „Deutschenflittchen“ be-
schimpft und offen diskriminiert. Es 
kam zu spontanen und organisierten 
Übergriffen, bei denen sie bespuckt 
und ihnen mit Schafscheren die Haa-
re geschoren wurden, was z.T. mit 
großer Brutalität vor sich ging. 

Um nach fünf Exiljahren die Regie-
rungsarbeit wieder aufnehmen zu 
können, musste die norwegische 
Staatsmacht in einer Weise auftreten, 
die im Volk Vertrauen weckte. Und 
dazu gehörte, dass die strafrechtliche 
Verfolgung der Landesverräter nicht 
im Widerspruch zum Rechtsempfin-
den der Bevölkerung stehen durf-
te. Sie drang daher auf eine schnel-
le, harte und umfassende strafrechtli-
che Aufarbeitung. Man wusste, dass 
große Teile der Bevölkerung auch 
den „Deutschenmädchen“ und ih-
rem „Bastardnachwuchs“ gegenü-
ber äußerst aggressiv eingestellt wa-
ren. Die „Kriegskinder“ selbst waren 
natürlich unschuldig, aber sie waren 
für viele der sichtbare Beweis für die 
Fraternisierung mit dem Feind. 

Die Obrigkeit musste zwar einer-
seits verhindern, dass beide Gruppen 
nach Kriegsende der Lynchjustiz zum 
Opfer fielen, wollte aber andererseits 
die „Deutschenmädchen“ bestrafen 
und die Kriegskinder anders behan-
delt wissen als die übrigen norwegi-
schen Kinder. 
Hinzukam, dass uneheliche Kinder 

gesellschaftlich generell geächtet wa-
ren und das Pfarrerkomitee mit äu-
ßerstem Nachdruck die Notwendig-
keit der Bestrafung der Frauen ver-
trat. 
Interessanterweise empörte sich die 
norwegische Bevölkerung weitaus 
weniger über die mindestens  
100. 000 Norweger, die während 
des Krieges für die Deutschen gear-
beitet hatten („Deutschenarbeiter“), 
als über die Frauen, die sich mit ei-
nem Deutschen eingelassen hatten 
(„Deutschenmädchen“). 

Im Wesentlichen richteten sich die 
Aggressionen gegen Frauen, die ein 
Kind von einem Deutschen hatten. 
Sicherlich waren viele besonders ver-
ärgert, dass diese Frauen und ihre 
Kinder so gut von den Deutschen 
versorgt worden waren, ihre Kinder in 
eleganten Heimen zur Welt gebracht 
und höhere Unterhaltszahlungen er-
halten hatten, als sie für ledige Müt-
ter in Norwegen üblich waren. 
Unmittelbar nach dem Krieg folg-
ten für diese Frauen Verhaftungen 
und Internierungen, Jobkündigungen, 
Wohnungsverweise und Landes-
ausweisungen. Tausende von Nor-
wegerinnen wurden durch Maßnah-
men bestraft, für die es keinerlei Ge-
setzesgrundlage gab. Und diese Ab-
rechnung mit den Müttern wirkte sich 
zwingend auch auf das Leben ihrer 
Kinder aus. Für viele prägte dies ihre 
Kindheit und Jugend, manche litten 
ihr ganzes Leben lang darunter. 

Auch den Kindern selbst wurde 
mit feindseligem Verhalten begeg-
net. Sie wurden von ihren Lands-
leuten als „Deutschenbastarde“ be-
schimpft, diskriminiert, schikaniert 
und misshandelt. Sie galten in Nor-
wegen als „Kinder der Schande“. Vor 
allem in Norwegen (in anderen Län-
dern war dies nicht der Fall) wur-
den nach dem Krieg eine große An-
zahl Lebensbornkinder misshandelt, 
sexuell missbraucht, psychiatrisiert 
und zwangsadoptiert, was nicht we-
nige in den Suizid getrieben hat. Ein 
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norwegischer Oberarzt hatte allen 
„Deutschkindern“ kollektiv die Diag-
nose „schwachsinnig und abweichle-
risches Verhalten“ attestiert. Die Be-
gründung lautete: Frauen, die un-
verhohlene Verbindungen zum deut-
schen Feind gehabt hätten, seien im 
Allgemeinen „schwach begabte und 
asoziale Psychopathinnen, zum Teil 
hochgradig schwachsinnig“. Es sei 
davon auszuge-
hen, dass ihre Kin-
der dies geerbt hät-
ten. „Vater ist Deut-
scher“ genügte zur 
Einweisung. 

Teilweise waren sie 
auch medizinischen 
Versuchen mit 
LSD und anderen 
Rauschgiften aus-
gesetzt. Ihre Aus-
weispapiere wurden 
vernichtet, gefälscht 
oder bis 1986 als 
„Geheimmaterial“ 
zurückgehalten. 

Jahrzehntelang wur-
de das Thema in 
der norwegischen 
Öffentlichkeit tabui-
siert. Erst seit Mitte 
der 80er Jahre wurden immer mehr 
Bücher und Berichte über die men-
schen-unwürdige Behandlung die-
ser Kinder veröffentlicht. Zuletzt 1998 

lehnte eine Mehrheit des norwegi-
schen Parlaments die Einsetzung ei-
ner Untersuchungskommission als 
„unnötig“ ab. 

Im Jahr 2001 verklagten sieben 
„Kriegskinder“ die norwegische Re-
gierung, weil sie in der norwegischen 
Nachkriegsgesellschaft diskriminiert 
wurden, weil sie schlechte Ausbildun-
gen bekamen, nicht gefördert wur-
den, in psychiatrischen Anstalten un-
tergebracht wurden, ohne dort hin-
zugehören, weil sie gequält, miss-
handelt und missbraucht wurden. Sie 
hatten sich zusammengeschlossen, 
gegenseitig unterstützt, geholfen und 
gestärkt. 

Mittlerweile reagiert die Öffentlich-
keit mit großem Wohlwollen und Mit-
gefühl: Immerhin hat sich zur Jahr-

tausend-
wende 
der dama-
lige nor-
wegische 
Minister-
präsident 
Bondevig 
bei den 
Kriegskin-
dern we-
gen der 
schlim-
men Ver-
hältnis-
se in der 
Nach-
kriegszeit 
entschul-
digt und 
die Re-
gierung 
hat ein 

großes Forschungsprojekt auf den 
Weg gebracht, das die Lebensbedin-
gungen dieser Kinder dokumentieren 
und reflektieren soll. Ihren Gerichts-

prozess haben die Kriegskinder trotz-
dem verloren. Sie unterlagen wegen 
Verjährung und fehlender Dokumen-
tation. Das Parlament wies die Re-
gierung jedoch 2002 an, sich mit den 
Betroffenen zu einigen. 
Tatsächlich hat Norwegen mehr 
als 59 Jahre nach dem Ende des 
2. Weltkrieges erstmals Entschädi-
gungszahlungen an die bis zu 12 000 
„Kriegskinder“ angekündigt. 

Es gab auch norwegische Lebens-
bornkinder, die später in Deutschland 
aufgewachsen sind, sei es mit ihren 
Müttern, bei der Familie des Vaters 
oder in Pflegefamilien. Nach norwegi-
schem Gesetz behielten diese Kinder 
die norwegische Staatsbürgerschaft. 

Ein besonderes Schicksal erlitten 
jene Kinder, die in der DDR aufwuch-
sen. Lebensborn-Kinder galten dort 
als Nazikinder und wurden akribisch 
überwacht. 
Da die Stasi über Lebensborn-Akten 
verfügte, wusste sie manchmal ganz 
genau über Vater und Mutter eines 
Lebensborn-Kindes Bescheid, gab 
aber keine Auskunft. Wenn jemand 
nachforschte, wurde er im Gegenteil 
vorgeladen und unter Druck gesetzt, 
damit die Recherchen nach den El-
tern unterblieben. Hatte das Lebens-
born-Kind eine norwegische Mutter 
also Anrecht auf die norwegische 
Staatsbürgerschaft, nutzte die Stasi 
die Situation für die eigene Geheim-
diensttätigkeit. Agenten wurden mit 
den Personalien dieser Frauen und 
Männer ausgestattet, besorgten sich 
norwegische Papiere, gingen nach 
Norwegen, nahmen Kontakt zu „ih-
ren“ Familien auf und betrieben Ge-
heimdienstarbeit. Die echten Norwe-
gerkinder erfuhren davon erst nach 
dem Fall der Mauer, als sie selbst 
nach der Mutter suchten und dort von 
einem „Vorgänger“ hörten.

Auf der Suche nach dem deutschen Vater

Bevor ich zur Architektur, die nach 
1933 in Deutschland gebaut wurde,
komme, möchte ich zunächst die 
Vorbedingungen aufzeigen, ohne die 
es nicht so schnell zu einem Wandel
in der Baugeschichte hätte kommen 
können. Auch hier muss betont wer-
den, dass die Entwicklung der mo-
dernen Architektur in Deutschland 
nicht nur Befürworter fand, sondern 
von Anfang an auch eine große Geg-
nerschaft innerhalb der Bevölkerung, 

aber auch bei den Architekten, be-
saß. So gründete sich als Reaktion
auf den Zusammenschluss fortschritt-
licher Architekten im so genannten 
„Ring“ 1928 der „Block“, in dem sich 
konservative Architekten zusammen-
schlossen.Sie machten Front gegen 
das, wie es hieß, „undeutsche“ Bau-
en und sahen ihre Zeit heraufdäm-
mern. Ein Beispiel für die Schwierig-
keiten, die konservative Kräfte schon 
in der Weimarer Republik machen 

konnten, ist die Geschichte des Bau-
hauses, welches zunächst aus Wei-
mar, dann aus Dessau vertrieben 
wurde und zum Schluss in Berlin 
aufgelöst werden musste. Als dann 
Adolf Hitler am 30. Januar 1933 zum 
Reichskanzler gewählt wurde, war 
die Zeit für die Gegner der modernen 
Architektur gekommen. 

Eines der wichtigsten Gesetze ge-
gen die zeitgenössischen Architek-

Architektur im Dritten Reich
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ten war das „Gesetz zur Wiederher-
stellung des Berufsbeamtentums“, 
das im April 1933 eingebracht wurde. 
Mit Hilfe dieses Gesetzes konnten 
unliebsame Hochschullehrer an den 
Universitäten und Beamte in Bauver-
waltungen entlassen werden. „Die 
Liste der Betroffenen liest sich wie 
eine Ehrentafel der neueren Kunst 
und Architektur, ihrer Auftraggeber 
und Bauherren.“ (Pehnt, S. 195) 

Zahlreiche Architekturschulen muss-
ten schließen und bis dahin berühm-
te Architekten wurden aus politi-
schen Gründen mit Zivilprozessen, 
Schadensersatzklagen oder Polemi-
ken überzogen. Die neue Regierung 
machte von Anfang an keinen Hehl 
aus ihrer Abneigung gegen die „ver-
judete“, „undeutsche“ und „bolsche-
wistische“ Architektur und ihre Archi-
tekten. Den Betroffenen selbst blieb 
nur, so schnell wie möglich Deutsch-
land zu verlassen.

Die „Gleichschaltung“, wie sie von 
der NS-Diktatur genannt wurde, voll-
zog sich überraschend unaufgeregt. 
Schon wenige Tage nach Hitlers Re-
gierungsantritt schloss die Preußi-
sche Akademie der Künste die 
ersten nun „untragbaren“ Mitglieder 
aus – es waren Käthe Kollwitz und 
Heinrich Mann. 

Der Bund Deutscher Architekten, das 
wichtigste Gremium der privaten Ar-
chitekten, erhielt sofort einen neuen 
Präsidenten, Eugen Hönig, der sich 
und die seinen dem NS-Regime auch 
gleich andiente. 
Hönig wurde schon im Sommer 
1933 Präsident der neu gegründeten 
Reichskammer der Bildenden Küns-
te, in der der Bund Deutscher Archi-
tekten und der Deutsche Werkbund 
aufgingen. 
Nur Walter Gropius, Martin Wagner 
und Wilhelm Wagenfeld erdreisteten 
sich, durch Rücktritt aus dem Werk-
bund ihren Unmut kundzutun, alle 
anderen schwiegen oder stimmten 
begeistert zu. Architekt durfte sich ab 
jetzt nur noch der nennen, der von 
der Reichskammer der Bildenden 
Künste anerkannt war. War er das 
nicht, so kam das einem Berufsver-
bot gleich. 

Hatten sich viele Architekten vor 
1933 nur wenig oder gar nicht mit 
den Zielvorstellungen der NSDAP be-
fasst, so wurde dies schnell nachge-
holt. Grundsätzlich wollte keiner bei 
der Errichtung eines neuen Germani-

schen Reiches fehlen und jeder
überlegte, ob er nicht mit seiner bis-
herigen Architektur nicht nur deutsch, 
sondern sogar sehr deutsch baute.
Die Frage war nur, was das hieß, 
deutsch zu bauen. 

So fühlten sich zunächst alle, die 
nicht direkt von der NS-Diktatur ver-
folgt wurden, mehr oder weniger be-
rechtigt, sich für sehr deutsche Archi-
tekten zu halten. 
Sogar Walter Gropius unterließ keine
Versuche, seine Vorstellungen von 
einer sachlichen Bauweise als ur-
deutsch hinzustellen, und Ludwig 
Mies van der Rohe machte einen 
ernstlichen Versuch, sich dem Führer 
anzudienen, indem er 1934 mit vie-
len anderen einen „Aufruf der Kultur-
schaffenden“ unterzeichnete, der im 
„Völkischen Beobachter“ abgedruckt 
wurde und in dem es unter anderem 
heißt: 
„Wir glauben an diesen Führer, der 
unseren heißen Wunsch nach Ein- 
tracht erfüllt hat. „
„Theodor Fischer, selbst kein Avant-
gardist, erklärte 1933 in einer coura-
gierten Rede ausgerechnet vor dem 
Kampfbund für Deutsche Kultur, die 
moderne Architektur sei der einzige
Stil, den die Deutschen selbst er-
schaffen hätten. Die Gotik kam aus 
Frankreich, Renaissance, Barock 
und Rokoko aus den „welschen“ Län-
dern. Nur die Moderne, meinte Fi-
scher vereinfachend, war eine deut-
sche Erfindung. Die Welt habe das 
Land darum beneidet. ‚Heroisch ist 
der Sinn zum Neuen – und deutsch 
dazu.’“ (Pehnt, S. 197) 

Aber auch das konservative Archi-
tektenlager irrte sich bisweilen. Man-
che ihrer aggressivsten Vertreter sa-
hen sich von den neuen Machtha-
bern miss-
verstanden 
und erhielten 
keine Auf-
träge. Ver-
suchten die 
Architekten 
der Moder-
ne zu retten, 
was zu retten 
war, so buhl-
ten die An-
hänger einer 
heimatver-
bundenen, 
deutschtü-
melnden Ar-
chitektur um 

das Augenmerk des Führers. Die-
ser hatte aber schon in „Mein Kampf“ 
1926 eine klar umrissene Vorstellung 
von einer Architektur, die sich an der 
Antike orientieren müsse, kundgetan. 
1933 unterstrich Hitler in seiner so 
genannten ersten Kulturrede auf dem 
Nürnberger Parteitag seine Meinung, 
Griechen und Römer hätten den ras-
sisch verwandten Germanen so nahe 
gestanden, dass man getrost ihrer 
„erziehenden und führenden Mission“ 
folgen könne. 
Es sei allemal besser, „Gutes nach-
zuahmen, als neues Schlechtes zu 
produzieren.“ (Pehnt, S. 196) 

Und ein Jahr später erteilte Hitler 
den Anhängern einer konservativen 
neuromantischen Architektur wieder-
um eine Abfuhr: 
Er nannte sie in seiner Rede auf 
der Kulturtagung der NSDAP 1934 
„Rückwärtse“, die durch ihre „krau-
se Welt romantischer Vorstellungen“ 
nicht für die zukünftige Architektur 
des neu erstarkten Deutschlands zu 
gebrauchen seien. 

Ein Wettbewerb, der jedoch noch in 
der Weimarer Republik ausgeschrie-
ben wurde, sorgte schnell für eini-
ge Klarheit: der Erweiterungsbau der 
Reichsbank in Berlin, der auf Wunsch 
Hitlers von Heinrich Wolff ausgeführt 
werden sollte. 

Paul Ludwig Troost (1878-1934): 
Umgestaltung und Ergänzung des Königsplatzes, 
München, 1933-36
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Es entstand der erste von einer Rei-
he von ähnlichen Verwaltungsbauten
des Dritten Reiches. Er zeichnete 
sich durch eine sehr moderne Stahl-
konstruktion aus, die jedoch nicht 
nach außen gezeigt wurde. Die 
Sandsteinfassade wirkt streng, fast 
monoton und in ihren Ausmaßen er-
scheint die Reichsbank – sie umfasst 
fünf Straßenblöcke – imposant. 
Der reine Zweckbau hat noch nichts 
von dem einschüchternden Selbst-
verständnis der folgenden Gebäude
und steht eher in der Tradition von 
Verwaltungsbauten, wie sie  schon 
in der Kaiserzeit und in der Weima-
rer Republik für die Industrie errich-
tet wurden. 
Hitler entschied sich sofort nach sei-
nem Amtsantritt für den Münchner Ar-
chitekten Paul Ludwig Troost. Dieser 
erste „Baumeister des Führers“ hat-
te einen großen Einfluss auf den Ge-
schmack Hitlers, der eigentlich der 
Prachtarchitektur der Wiener Ring-
straße anhing. 

Troosts schnörkelloser, scharfkanti-
ger Klassizismus, mit nur wenigen 
differenzierenden Details, dafür aber 
umso mehr stakkatoartigen Wiederho-
lungen, markierte den Anfang einer
Entwicklung, die im Größenwahn en-
dete. Troost gestaltete auf Wunsch 
Hitlers den Münchner Königsplatz 
neu, indem er die gesamte Begrü-
nung durch Granitplatten ersetzen 
ließ, um den Aufmärschen in der 
„Hauptstadt der Bewegung“ den ge-
wünschten Halt zu garantieren. 
Weiter schloss er den Platz nach Os-
ten mit zwei vollkommen identischen 
Verwaltungsbauten und zwei eben-
falls symmetrisch angelegten Ehren-
tempeln ab.

Als Höhepunkt und Abschluss seiner 
Karriere erhielt Troost gleich darauf 
von Hitler den Auftrag, für die „Haupt-
stadt der deutschen Kunst“ München 
einen entsprechenden Kunsttempel 
zu errichten: das Haus der deutschen 
Kunst, welches 1937 eröffnet wur-
de. Auch dieser Bau war Ausdruck 

des neuen Selbstwertgefühls der auf-
strebenden Diktatur. Troost verbin-
det auch hier das Alte mit dem Neu-
en: Der Portikus, bestehend aus ei-
ner endlosen Reihe von Rundsäulen, 
von zwei Eckpfeilern flankiert, zitiert 
die Fassade des Alten Museums von 
Karl Friedrich Schinkel in Berlin. 
Nur wie karg, schroff und geistlos 
wirkt diese Monumentalität im Ver-
gleich mit der architektonischen 
Formvollendung des preußischen 
Baumeisters. 
Troost starb 1934 und es musste ein 
neuer „erster Baumeister des Füh-
rers“ gefunden werden. 

Positiv aufgefallen war der damals 
28-jährige Albert Speer der NSDAP 
durch seine eindrucksvollen Dekora-
tionen für nationalsozialistische Fest-
lichkeiten. Speer war Schüler eines 
angesehenen Baumeisters der Mo-
derne, Heinrich Tessenow, hatte aber 

bis dahin noch nichts gebaut. In sei-
nen „Erinnerungen“ erklärt Speer die 
Entscheidung des Führers wie folgt: 
Hitler hätte sich fachlich überlegene-
ren Menschen gegenüber minder-
wertig gefühlt und deshalb den un-
erfahrenen, formbaren jungen Archi-
tekten, der er war, ausgewählt. (Pehnt, 
S. 200) 

Richtig ist jedenfalls, dass Speer wie 
kein anderer die Vorstellungen und 
Visionen seines Führers in konkre-
te Entwürfe umzusetzen verstand. 
Er musste einfach alles noch grö-
ßer, noch weiter, noch höher planen, 
als es sich Hitler sowieso schon vor-
stellte. 

So war Albert Speer genau der rich-
tige Architekt, um aus Berlin das 
„großdeutsche“ Germania zu ma-
chen. Von Anfang an ging es nicht 
um die Beeindruckung des deut-
schen Volkes, der ausländischen 
Nachbarn, der Feinde des Regimes 

oder der Freunde. Sie alle waren 
nicht die Instanzen, um über die Grö-
ße Deutschlands entscheiden zu 
können. Allein spätere Generationen 
sollten über die Leistungen der Vor-
väter staunen, die den Grundstein 
zum Tausendjährigen Reich gelegt 
hatten. So wie spätere Generationen 
voller Ehrfurcht die Namen der Tem-
pel und Städte Ägyptens, Griechen-
lands und Roms nannten, so soll-
ten auch die Orte des Deutschen Rei-
ches von den Nachkommen ehrfürch-
tig ausgesprochen werden. „Niemals 
hat es in der Geschichte der Archi-
tektur ein so intensives Streben nach 
Dauer gegeben wie in Deutschland 
zur Zeit des Nationalsozialismus, und 
nie zuvor sind die Ergebnisse dieses 
Strebens so kurzlebig gewesen.“ 
(Borsi, S. 108)

Obwohl die Zielvorgabe sehr hoch 
angesetzt war – Hitler sah nur das 

kaiserliche Rom als wirkli-
che Konkurrenz zu seinen 
Bauvorhaben an, denn das 
beeindruckte immerhin noch 
mit seinen Ruinen - war es 
natürlich ein wünschenswer-
ter Nebeneffekt, wenn die 
Nachbarstaaten schon einen 
kleinen Vorgeschmack auf 
all das bekämen, was noch 
folgen würde. So freute sich 
Speer sehr darüber, dass 
er die Höhenentwicklung 
des sowjetischen Pavil-
lons auf der Weltausstellung 

1937 ausspionieren konnte, so dass 
der Adler auf seinem Entwurf einige 
Meter über dem „Arbeiterpaar“ der 
UdSSR thronte. 

Welch ein Unterschied zwischen 
Speers peinlichem Imponiergehabe 
und Mies van der Rohes intelligen-
tem Architekturempfinden nur acht 
Jahre zuvor in Barcelona.

War der neue „Reichsstil“ zu Anfang 
recht einfach, fast bescheiden zu 
nennen, so änderte sich das mit dem 
zunehmenden „Erfolg“ Hitlers. Die 
Ausmaße wurden im wahrsten Sinne 
des Wortes größenwahnsinnig. 

In Nürnberg sollten das größte Auf-
marschgelände  - für 500.000 Men-
schen – und das größte Stadion der 
Welt – für 405.000 Menschen – ent-
stehen. In Hamburg war der größ-
te Wolkenkratzer mit einer Höhe von 
250 Metern und die längste Brü-
cke der Welt geplant. In Berlin soll-
te es nicht nur die breitesten Straßen 

Adolf Hitler im Atelier Albert Speers 
auf dem Obersalzberg, Berchtesgaden, o.J.
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mit 120 Metern, sondern auch den 
größten Flughafen in Tempelhof, den 
höchsten Triumphbogen mit 117 Me-
tern und die gewaltigste Kuppelhalle 
mit dem siebzehnfachen Rauminhalt 
des Petersdomes geben. 

Dass diese Architektur Ausdruck ei-
nes bestimm-
ten Menschen-
bildes war, 
wird deutlich, 
wenn man sich 
Speers Äu-
ßerungen zur 
Kuppelhal-
le vergegen-
wärtigt. Die 
Besucher soll-
ten durch sei-
ne Architektur 
„zerschmettert“ 
werden. 
(Mittig, S. 38) 
Bevor aber 
der Betrach-
ter „zerschmet-
tert“ werden 
konnte, muss-
ten ungeheu-
re Mengen an 
Berliner Alt-
stadtsubstanz 
zerstört und 
die ehemali-
gen Bewohner 
zwangs-
umgesiedelt 
werden. Im 
Spreebogen, am 
Tiergarten, in Tempelhof wurden über 
50.000 Wohnungen vernichtet. 

„Ersatzwohnungen für die Ausquar-
tierten wurden geschaffen, indem 
in anderen Vierteln Juden aus ihren 
Wohnungen ausgewiesen wurden, 
zur Auswanderung gezwungen oder 
in ‚Judenhäusern’ zusammengezo-
gen, schließlich in osteuropäische 
Ghettos und Todeslager verschleppt 
wurden.“ (Pehnt, S. 212) 

Aber das war noch nicht alles: 
Von Anfang an war den Planern be-
wusst, dass die Mittel, Materialien 
und Arbeitskräfte von Deutschland
alleine gar nicht zu beschaffen wa-
ren. Die Reparationszahlungen der 
noch zu besiegenden Nachbarstaa-
ten und Zwangsarbeiter, die deut-
schen wie die ausländischen, waren 
schon mit eingeplant.
Als 1939 Speers neue Reichskanzlei 
eingeweiht wurde, war sie nach dem 

rasanten Fortschreiten des Größen-
wahns schon zu klein geraten. Der 
Weg der Besucher zum Arbeitszim-
mer des Führers war zwar mit 160 
Metern nicht gerade kurz, aber im-
mer noch nicht lang genug. 
Die nächste Reichskanzlei sollte eine 
palastartige Festung in gigantischen 

Barockfor-
men wer-
den. 

Aber nicht 
nur Berlin
war für das 
NS-Re-
gime wich-
tig. Nürn-
berg, die 
alte Kaiser-
stadt mit ih-
rer Tradition 
der Reichs-
tage war ein 
ebenso be-
deutendes 
Zentrum 
der „Bewe-
gung“. Hier 
sollte all-
jährlich der 
NSDAP Par-
teitag statt-
finden. 
Es muss-
te Platz für 
eine halbe 
Million Men-
schen ge-
schaffen 

werden. Den Auftrag für die entspre-
chenden Bauten erhielt wiederum 
Speer. Die Planung sah eine Fertig-
stellung im Jahre 1950 vor. 
Bis dahin sollte das Reichspartei-
tagsgelände mit Märzfeld, deutschem 
Stadion, Zeppelinfeld, Dutzendteich, 
Kongresshalle und Luitpoldhain voll-
endet sein. 

Verbunden wurden diese Anlagen 
durch eine breit angelegte Achse, die 
auf die Kaiserburg im Hintergrund 
ausgerichtet war. So wurde das alte 
mit dem neu-
en Reich au-
genfällig ver-
bunden. Damit 
auch die nähe-
re Umgebung 
urdeutsch an-
mutete, soll-
te der Kiefern-
wald durch 
40.000 Eichen, 

die germanischen Bäume schlecht-
hin, ersetzt werden. 
Während das Deutsche Stadion in 
seinen Ausmaßen alles bisher Be-
kannte übertreffen sollte, hätten sich 
auch die Zuschauer auf neue Ver-
hältnisse einstellen müssen: 
Sportwettkämpfe wären ohne Feld-
stecher nicht mehr zu verfolgen ge-
wesen. 

Das Märzfeld für Aufmärsche sollte 
daran erinnern, dass das Deutsche 
Reich 1935 seine Wehrhoheit wieder-
erlangt hatte, und die Kongresshalle 
von Ludwig und Franz Ruff sollte den 
Zusammenkünften der Partei 
dienen und ca. 60.000 Menschen  
Platz bieten. 

Nur das Zeppelinfeld und die Kon-
gresshalle stehen heute noch und 
künden von einer Zeit, in der nicht 
nur die Menschen in Reihe und Glied 
anzutreten hatten, sondern auch die 
Architektur, die sich hauptsächlich 
durch überdimensionale Wiederho-
lungen der immer gleichen pathe-
tisch-brutalen Floskeln auszeichnete.

Werner March legte einen Entwurf für 
das Olympiastadion in Berlin vor, der 
einen offen sichtbaren Beton- und 
Glasbau vorsah. 

Da dies aber nicht sein durfte, wur-
de kurzerhand im Sinne Hitlers von 
Speer das gesamte Stadion mit einer 
groben Granitoberfläche versehen. 
Rohe Pfeiler erheben sich über ei-
nem Oval, abgeschlossen durch ein 
monumentales Kranzgesims. Auch 
hier entspricht die Monotonie der 
architektonischen Erscheinung der 

Albert Speer (1905-1981): 
Planung für die Reichshauptstadt. 
Die Nord-Süd-Achse, Berlin, 1937-42, Modell, 
Blick vom Südbahnhof auf die Kuppelhalle

Ludwig und Franz Ruff (1906-1979): Kongresshalle auf dem 
Parteitagsgelände, Nürnberg, 1934-41, nicht fertig gestellt
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Eintönigkeit der Massenaufmärsche 
anlässlich der Olympischen Spiele.
So wie das architektonische Detail,
so es denn überhaupt noch vorhan-
den ist, durch die immerwährende 
Wiederholung an Wert verliert, so 
geht auch der individuelle 
Mensch in der willenlosen 
Masse unter. 
Er soll sich als Teil eines 
Systems begreifen, das nur 
funktionieren kann, wenn 
jeder an seinem vorbe-
stimmten Platz seine Auf-
gabe erfüllt. So soll dem 
Betrachter der NS-Architek-
tur auf der einen Seite be-
wusst werden, dass er au-
ßerhalb des Systems ein 
Nichts ist, innerhalb des 
Systems aber seinen Bei-
trag zur Größe des Ganzen 
leisten kann und muss. 

So gehört der Aufmarsch 
der Massen unbedingt 
zum Bild der NS-Architek-
tur dazu. Ohne die kollek-
tive Erfahrung, ein Teil des 
Ganzen zu sein, funktio-
niert das System nur un-
vollständig. „Die Bauten 
waren leere Gefäße. Die 
Vorgänge, die in ihnen statt-
fanden, gehörten mehr als 
bei jeder anderen Archi-
tektur zu ihrer Vervollstän-
digung. Leni Riefenstahls 
Parteitags- und Olympiade-
filme gaben dazu die Seh-
anleitung.“ (Pehnt, S. 208)

Während sich in den ers-
ten Jahren der NS-Dikta-
tur eine offizielle Ziel- und 
Stilrichtung innerhalb der 
Architektur entwickelte, so 
sah das in der Provinz und für ande-
re Bauaufgaben ganz anders aus. 
Hier wurde Wert auf Heimatverbun-
denheit gelegt, alte Bautraditionen 
wurden reanimiert und auf individuel-
le Lösung sehr viel Wert gelegt.
Hatte die moderne Architektur ver-

sucht auf die verschiedensten Bau-
aufgaben einheitlich zu reagieren, 
wurde das nun als Gleichmacherei 
verurteilt. 
Der Reichsjugendführer Baldur von 
Schirach beurteilte die Entwicklung 
wie folgt: „Wir bauen Großbauten 
und kleinste Heime aus einem Geis-
te, aber wir lösen die verschiedenen 
Aufgaben verschieden.“ (Pehnt, S. 200)

Gebäude, die für die Zusammenkunft 
der verschiedenen NSDAP-Organi-
sationen bestimmt waren, wie das 
Hitlerjugend-Heim Hermann Göring 
in Melle, verzichteten bewusst auf 
eine zeitgemäße Architektur. Der tra-
ditionelle Fachwerkstil suggeriert Tra-

dition und Verwurzelung mit dem hei-
matlichen Boden. 

Bei genauerem Hinsehen jedoch wird 
auch hier deutlich, dass es sich nur 
um eine Fassade handelt, die man 
genauso gut in Sand- oder Ziegel-
stein hätte ausführen können. 

Eine immer noch wichtige Bauaufga-
be stellte die Errichtung von Wohn-
bauten dar. 
Auch hier beschritten die neuen 
Machthaber vollkommen andere 
Wege. Die größte Wohnungsnot wur-
de zwar in der Weimarer Republik 
behoben, aber es fehlte immer noch 
an Wohnraum. 
Während viele Siedlungen in der 
Weimarer Republik von Steuergel-
dern bezahlt wurden und zu einem 
umfangreichen Programm zur Ver-
besserung der Lebensverhältnisse 
gehörten, so zog sich das NS-Re-
gime aus diesen Programmen her-
aus und überließ es wieder der priva-

ten Bauwirtschaft, für 
Wohnungen zu sor-
gen. Entsprechend 
fielen die Zahlen der 
jährlich fertiggestell-
ten Wohnungen hin-
ter die der Weima-
rer Republik zurück. 
Steuergelder wurden 
in der Rüstung drin-
gender gebraucht und 
man hatte schon hohe 
Ausgaben für die Er-
richtung der öffentli-
chen Prachtbauten 
veranschlagt. 

Wo Siedlungen im 
Sinne der NS-Dikta-
tur errichtet wurden, 
stand der ideologi-
sche Aspekt im Vor-
dergrund. 
Auch hier sollte den 
Bewohnern die Ver-
bindung von Staat 
und Familie deutlich 
vor Augen stehen. Ab-
weichungen vom nor-
mierten Wohnen wa-
ren nicht erwünscht, 
wie man deutlich am 
Siedlungsabschnitt 
„Harthof“ der Schot-
tenheim-Siedlung bei 
Regensburg erkennen 
kann. Wer ein kleines 
Haus auf eigenem 
Grund und Boden 
sein Eigen nennt, der 

kämpft umso entschlossener dafür. 

„Mein Haus, mein Boden, mein Va-
terland“ lautete die Devise, die die 
Bevölkerung auch zum Kinderkrie-
gen animieren sollte, was für die NS-
Ideologen schon aus wehrpolitischen 
Gründen wichtig war. Aber gerade in 

Reichsparteitag der NSDAP in Nürnberg, 1934, 
Aus: „Triumph des Willens“ (1935), Film von Leni Riefenstahl
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dieser Zeit, in der auf der einen Seite 
die Gemeinschaft des Volkes immer 
wieder betont wurde, vermied man 
es, Siedlungen zu bauen, die ent-
sprechende Versammlungsorte be-
reitstellten. Auch hier bleiben die NS-

Sied-
lungen 
hin-
ter den 
An-
sprü-
chen 
der 
Wei-
marer 
Repu-
blik zu-
rück.

Wer 
nicht 
das 
Glück 
hatte, 
in ei-
ner der 

trauten Einfamilienhaussiedlungen zu 
wohnen, wie sie in Mascherrode bei 
Braunschweig, Schlageterstadt bei 
Düsseldorf oder München-Ramers-
dorf entstanden, musste sich mit ei-
ner der kasernenartigen Arbeitersied-
lungen begnügen, wie sie unter an-
derem in Berlin entstanden.

Der Vergleich mit Kasernenbauten
der damaligen Zeit war nicht nur 
möglich, sondern gewünscht. 
Auch hier haben wir es mit einer 
Funktionalisierung des Wohnens zu 
tun, wie sie auch von modernen Ar-
chitekten angestrebt wurde, aber die 
Lösungen der NS-Architekten blei-
ben im Vergleich zum Siedlungsbau 
der Weimarer Zeit mehr als unbefrie-
digend. 
Wer nicht in einer der parteikonfor-

men Siedlungen wohnte, hatte aber 
wenigstens im Urlaub die Möglich-
keit, sich den neuen architektoni-
schen Wind um die Nase wehen zu 
lassen. Um dem Regime uneinge-
schränkt tatkräftig dienen zu können, 
sollten die Arbeiter und ihre Famili-
en „Kraft durch Freude“ tanken, in-
dem sie in einem von insgesamt fünf 
geplanten Seebädern ihre Zeit ver-
brachten. 

Zum Glück ist nur eine dieser monst-
rösen Ferienanlagen – Prora bei Binz 
auf Rügen – fertig gestellt worden. 
20.000 Menschen sollten in der über 
vier Kilometer langen monotonen 
Urlaubskaserne Erholung finden und 
nie vergessen, wem sie das zu ver-
danken hatten.

„Mein Haus, mein Boden, 
mein Vaterland“, 
in: Deutsche Arbeitsfront 
Heft 13, o.J. (1934)

Clemens Klotz: 
Ferienanlage der Organisation „Kraft 

durch Freude“  (Deutsche Arbeitsfront), 
Prora bei Binz auf Rügen, 1935-41

Wenn ich nun zu einer abschließen-
den Beurteilung der Architekturent-
wicklung im Dritten Reich kommen 
soll, so ist dies nicht gerade einfach.

Wir haben es auf der einen Seite mit 
öffentlichen Gebäuden zu tun, die 
durchaus ihre Vorläufer in der Wei-

marer Republik, ja sogar im Kai-
serreich finden und eine Entwick-
lung anzeigen, die man auch in 
anderen Ländern Europas feststel-
len kann. 

Auf der anderen Seite existiert ein 
Größenwahn, wie er beispiellos 
ist. Ob wir es aber nun mit öffent-
lich oder privat genutzten Bauten 
zu tun haben, allen ist eins imma-
nent: eine bis dahin nicht gekannte 
Menschenverachtung. 
Abschließend möchte ich bei-
spielhaft Konstanty Gutschow, der 
1941 zum „Architekten der Neuge-
staltung der Hansestadt Hamburg“ 
ernannt wurde, zitieren. 

Angesichts der großen Zerstö-
rungen, die die Bombardierungen 
der Alliierten in den Städten ange-
richtet hatten, äußerte er noch im 
März 1944: 

„Dieses Werk der Zerstörung wird 
Segen wirken ... Dem allergrößten 
Teil der baulichen Zerstörung wei-
nen wir keine Träne nach.“ 
(Pehnt, S. 212)

3. Abend

Die Nationalsozialisten hatten keine 
eigene Philosophie. Sie bedienten 
sich zur Begründung ihrer Weltsicht 
und ihres Machtanspruch aus unter-
schiedlichen Quellen. Denen ist ge-
meinsam, dass sie mit Philosophie, 
also mit „kritisch-rationaler Selbst-
überprüfung des eigenen Denkens 
(…), die sich … tendenziell auf eine 
Gesamtdeutung der Welt und der 

menschlichen Existenz richtet“, we-
nig und mit der wörtlichen Überset-
zung des Begriffs „Philosophie“, „Lie-
be zur Weisheit“, gar nichts zu tun 
hatten. 
Deren Quellen hatten anderes 
Kaliber:
Da ist zunächst der Sozialdarwinis-
mus. Darwins Erkenntnis, wonach 
sich in der Evolution der durchsetzt, 

der am besten an seine Umwelt an-
gepasst ist, wurde von Völkisch-Re-
aktionären als „Gesetz der Natur“ auf 
die Gesellschaft und die Beziehun-
gen zwischen Völkern übertragen. 
Aus dieser Verfälschung leiteten sie 
ab, ein Volk müsse sich im „Kampf 
ums Dasein“ seiner Feinde erwehren 
und danach trachten, als stärkstes 
alle anderen Völker zu unterwerfen – 

Die Nationalsozialisten und die Philosophie
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denn der „Kampf ums Dasein“ kennt 
nur Sieg oder Untergang. 

Die zweite Quelle ist der Rassismus. 
Nationalsozialisten, wie alle Rassis-
ten, leiten aus der Verschiedenar-
tigkeit von Menschen verschiedene 
Rassen, Rasseneigenschaften und 
daraus Höher- bzw. Minderwertigkeit 
ab. Die Deutschen, so behaupteten 
sie, gehörten zur allen anderen über-
legenen „arischen Rasse“. Als „Her-
renrasse“ sei sie berufen, die Welt zu 
beherrschen, andere Völker zu un-
terwerfen bzw. auszurotten, da die-
se als „minderwertig“ oder Gefahr für 
das eigene Überleben angesehen 
wurden. 
Hitler behauptete in „Mein Kampf“ 
eine Dreiteilung der Menschheit in 
„Kulturbegründer“ (Arier), „Kulturträ-
ger“ (fremde Kulturen, die den Kern 
arischer Kultur übernehmen) und die 
„Kulturzerstörer“ (Juden). 

Mit der abstrusen Behauptung, ihre 
Religion mache die Juden zur Rasse, 
bin ich nun bei der dritten Quelle, 
dem Antisemitismus angelangt. 
Die Nazis konnten ihren rassisch be-
gründeten Antisemitismus auf vielfäl-
tige, christlich geprägte antijüdische 
Vorurteile gründen. 
Juden wurden zur Ursache aller 
Übel in der Welt erklärt, wofür sie 
durch ihre jahrhundertlange Aus-
grenzung, Verfolgung und Stigmati-
sierung die geeignete Projektions-
fläche boten: 

Sie waren z.B. zugleich „Ausbeu-
ter, geldgierige Blutsauger“ und Herr-
scher des weltweiten Kapitalismus - 
aber auch das genaue Gegenteil, 
nämlich Urheber und Führer von 
Kommunismus, Sozialismus und Re-
volution. 

Die vierte Quelle ist schließ-
lich der Nationalismus. Nazis, 
wie alle Nationalisten, stre-
ben die aggressive Machtstei-
gerung des eigenen Staates 
an. Im irrationalen Wert „Nati-
on“ oder „Volk“, verbunden mit 
der Ideologie des Sozialdar-
winismus, erscheinen andere 
Staaten als Feinde, die der ei-
genen Machtsteigerung ent-
gegenstehen und zugleich Le-
bensraum, Rohstoffe oder Ar-
beitsheere für das eigene 
Wohlergehen darstellen. 

Die Anschauung, dass „Krieg 
Fortsetzung der Politik“, bes-
ser: Ideologie „mit anderen 
Mitteln“  sei, ist von ihnen in 
die Moderne hinüber gerettet wor-
den, ebenso wie das Prinzip der allei-
nigen Herrschaft eines „Berufenen“. 

Damit sind wir bei der letzten wich-
tigen Quelle der Nazis, dem Führer-
prinzip.
Vorbilder dieser Herrschaftsform sind 
Caesar, Alexander, Napoleon oder 
in deutscher Variante Hermann der 
Cherusker – denen gemeinsam ist, 
dass sie unbeschränkte Macht be-
saßen. Die Legitimität dieser Herr-
schaft wurde im Deutschland der 
Jahre 1933 - 1945 in mystischer Ver-
klärung auch auf Hitlers Berufung als 
Ausdruck des „göttlichen Willens“ zu-
rückgeführt. 

Hitler hatte sich daher z.B. nicht vor 
seinem Volk, sondern allein „vor Gott“ 
oder „der Vorsehung“  zu verantwor-
ten. Die Kirchen protestierten wegen 

dieser Verwendung von Begriffen, die 
nach ihrer Meinung allein dem christ-
lichen Glauben zustanden – dabei 
waren es gerade auch sie, die sich 
dieses „Vorsehungs-Jargons“ bei ih-
rer „Führer“-Verherrlichung selbst oft 
genug bedienten. 

Brutal-logisch folgt, dass Gegner des 
„Führers“ zugleich als Gegner des 
„Auftrags“, gar des „Volkes“ sich dem 
Führerwillen unterwerfen oder als 
„Schädlinge“, „Verräter“ usw. „ausge-
merzt“ werden müssen. 

Nach unten delegierte Macht wurde 
allein durch den Willen des „Führers“ 
legitimiert. Durch die kulthafte Über-
höhung der Person wurde Hitler der 
Alltags-Sphäre vollkommen enthoben 
und „unfehlbar“ gemacht, was gleich-
zeitig den naiven Satz hervorbrachte:
„Wenn das der Führer wüsste!“ – als 
hätte Hitler mit Unrecht und Verbre-
chen nichts zu tun und von ihnen 
nichts gewusst. 

Meine sehr verehrten Damen und 
Herren,
als mich die Referentinnen und Re-
ferenten dieser Reihe eingeladen 
haben, einen kleinen Beitrag zum 
Thema „Propaganda“ zu liefern, habe 
ich das gerne zugesagt. 
Um das Ganze durch ein 6. Referat 
nicht ausufern zu lassen, werde ich 
mich kurz fassen und nach einigen 

einleitenden Bemerkungen eine 
Hitler-Rede in den Mittelpunkt der 
Betrachtungen stellen.

Hitler hatte die Bedeutung der Propa-
ganda bereits früh erkannt. Gerade 
die englischen Aktivitäten während 
des 1. Weltkrieges hatten ihn beein-
druckt. So schrieb er 1924 in „Mein 
Kampf“:

„Gerade darin liegt die Kunst der Pro-
paganda, dass sie, die gefühlsmäßi-
gen Vorstellungen der großen Masse 
begreifend, in psychologisch richtiger 
Form den Weg zur Aufmerksamkeit 
und weiter zum Herzen der breiten 
Masse findet.“
So wurde die Propaganda eines der 
wichtigsten Elemente in der Arbeit 
der NSDAP. 

Über die Bedeutung der NS-Propaganda
(Hermann Hupe, Bürgermeister der Stadt Kamen, als Gastredner im „Zeitenwende“-Team der VHS)

Hitler in der Nazi-Propaganda
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Bemerkenswert ist, dass ein ideolo-
gisch rückwärts gerichtetes System 
sich dabei der modernsten Techniken 
bediente. 
So sind die Deutschland-Flüge Hit-
lers ein bis daher nicht gekanntes 
Ereignis und wirken entsprechend 
spektakulär.

Auch die Inszenierung der Reichs-
parteitage mit ihren Lichtdomen aus 
Scheinwerfern der Reichswehr sind 
eindrucksvolles Beispiel propagan-
distischer Inszenierungen.
Sie geben der 
Parteiveran-
staltung einen 
gewollt sakralen 
Charakter.

Nach der Er-
nennung Hitlers 
zum Reichs-
kanzler wird 
bereits am 13. 
März 1933 das 
„Reichsministe-
rium für Volksaufklärung und Propa-
ganda“ unter der Leitung von Joseph 
Goebbels eingeleitet. 

Goebbels, 1897 geboren, entstamm-
te einem frommen katholischen 
Elternhaus. Er schloss sein Germa-
nistik-Studium in München mit der 
Promotion ab. 
Seine Begegnungen mit Hitler im 
Jahr 1922 veränderte sein Leben 
vollkommen. Er wurde einer der 
glühendsten Nationalsozialisten und 
Verehrer seines Führers. 

Hitler, der Goebbels Talent als Red-
ner und Agitator erkannte, ernannte 
ihn schon bald zum Gau-Leiter von 
Berlin. 1928 wurde Goebbels Reichs-
propaganda-Leiter der NSDAP. In 
der Endphase des Regimes wurde 

der Propagandist des Endsieges von 
Hitler zum „Generalbevollmächtigten 
für den totalen Kriegseinsatz“ er-
nannt. 

Als einer der letzten in Hitlers Umge-
bung gab er sich sowie seiner Frau 
und den fünf Kindern wenige Stun-
den nach Adolf Hitlers Selbstmord 
den Tod. 
Als Reichspropaganda-Minister ge-
lang Goebbels schnell die Ausschal-
tung möglicher ideologisch oppositi-
oneller Medien. Innerhalb kurzer Zeit 

errichtete er die 
absolute Verfü-
gungsgewalt über 
Presse, Rundfunk 
und Film. 
Goebbels war aber 
auch, und das darf 
nicht vergessen 
werden, der Orga-
nisator der Juden-
pogrome des 
Jahres 1938.

Das NS-System zielte darauf ab, alle 
Bereiche des öffentlichen Lebens 

„Lichtdom“ aus 130 Flakscheinwerfern

Joseph 
Goebbels

mit und durch ihre Propaganda zu 
bestimmen. Ständige Ansprache, 
Überredung und Verpflichtung der 
Menschen durch nonverbale wie ver-
bale, durch optische und akustische 
Reize gehörten dazu.

Insbesondere der Begriff der „Volks-
gemeinschaft“, die Sehnsucht nach 
einem gesellschaftlichen Zustand 
ohne krasse soziale Unterschiede 
wurde dazu benutzt. 

Zur Entkonfessionalisierung der 
Gesellschaft wurde das national-
sozialistische Feierjahr bewusst an 
die Festkultur der Kirchen angelehnt. 

Von der Wiege bis zur Bahre sollte 
die NS-Propaganda begleiten. 

Sprache war das zentrale Mittel, mit 
dem man die Menschen gewinnen 
wollte.
Wie diese Sprache eingesetzt wurde, 
will ich Ihnen an dem folgenden Bei-
spiel verdeutlichen:

Es handelt sich um eine Rede Adolf 
Hitlers im Berliner Sportpalast. Sie 
wurde am 10. Februar 1933 gehalten 
und sollte den Wahlkampf für die 
bevorstehenden Reichstagswahlen - 
Sie haben davon schon an anderer 
Stelle in dieser Reihe gehört - eröff-
nen. (Es folgt eine Analyse der so 
genannten „Amen-Rede“.)

Die Nationalsozialisten und die Philosophie (Fortsetzung)

Als die Nazis noch um Meinungsfüh-
rerschaft in unterschiedlichen Bevöl-
kerungskreisen kämpfen mussten, 
klaubten sie philosophische Vorstel-
lungen zusammen, die sie selbst in 
eine Art „historische Kontinuität“ stell-
ten, so dass Hitler in gebildeten kon-
servativ-bürgerlich Kreisen als Voll-
ender dieser Vorstellungen und Strö-
mungen erschien. 
Philosophen waren der NSDAP vor-
übergehend nützlich. Sie hatten den 
Aufstieg der Nazi-Partei durch Ver-
breitung verwandter Ideen entweder 

vorbereitet (Spengler), sich in ihren 
Dienst gestellt (Gadamer, Heidegger) 
oder waren von den Nazis einfach 
als „seelenverwandt“ in Beschlag ge-
nommen worden (Nietzsche). 
Ihre klangvollen Namen dienten der 
Staffage, hinter dem sich Primitivität, 
platter Irrationalismus und dümmste 
Geschichtsfälschungen verstecken 
konnten.
In diese Richtung arbeitete einer, der 
den hochtrabenden Titel „Beauftrag-
ter des Führers für die Überwachung 
der gesamten geistigen und weltan-

schaulichen Schulung und Erziehung 
der NSDAP“ trug: NSDAP-Reichs-
leiter Alfred Rosenberg (1893-1945)  
mit seinem Buch: „Der Mythus des 
20. Jahrhunderts“. 
Bereits 1930 erschienen, sollte es 
eine umfassende Deutung der Welt-
geschichte, eine Art Geschichtsphi-
losophie und Begründung für den 
Machtanspruch der NSDAP darstel-
len. Rosenberg plädierte darin u.a. 
für eine „Religion des Blutes“ und  
vertrat viele neuheidnisch-kirchen-
feindliche und gegen das Alte Testa-
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ment gerichtete Positionen, die das 
Christentum ersetzen sollten. Die ka-
tholische Kirche kämpfte schon aus 
Selbstschutz in Schriften, Studien 
und in Predigten des Münchner Kar-
dinals Faulhaber Ende 1933 heftig 
gegen die Verbreitung des Buches. 

Im „Mythus“ wird 
die Geschichte auf 
den Kampf der „nor-
disch-atlantischen“ 
gegen die „semi-
tisch-jüdische“ Ras-
se zurückgeführt 
und die NS-Ideolo-
gie als Menschheits-
ziel dargestellt. 

Die aus dem christ-
lichen Antijudais-
mus geläufigen Po-
sitionen, wonach 
die  jüdische Reli-
gion „teuflisch“ und 
„Widersacher jeden 
Menschentums“ sei, 
fehlten ebenso we-

nig, wie die Absurdität, dass die „nor-
dische Rassenseele“ „eine neue Art 
von Göttlichkeit“ in sich trage und die 
Arier „Gotteskinder“ seien. 
Christus sei kein Jude, sondern Ver-
körperung der „nordischen Rassen-
seele“, was durch Judentum, Paulus 
und die katholische Kirche verfälscht 
wurde, um der „nordischen Rassen-
seele“ zu schaden. 

In der Auseinandersetzung der Kir-
chen mit dem Werk, das erst dadurch 
seine weite Verbreitung fand, vertei-
digte die katholische Kirche das Ju-
dentum - allerdings nur das histori-
sche der biblischen Zeit, dem nach 
der Schrift ja auch Jesus entstammt. 
Daraus folgte allerdings keine aktuel-

le Solidarität mit 
Juden – mehr-
heitlich hatte die 
Kirche nichts ge-
gen ihre umfas-
sende Diskrimi-
nierung und ver-
weigerte zumeist 
Hilfe.

Angelpunkt der 
Rosenbergschen 
Theorie war der 
„einer Rassen-
seele wesenhaf-
ter Wille als for-
mende Kraft“, die 
„… auf alle Zwei-
fel und Fragen… 
nur eine Antwort 

(kennt): ‚Ich will‘.“„Das ist die Aufga-
be unseres Jahrhunderts: Aus einem 
neuen Lebens-Mythus einen neuen 
Menschentypus zu schaffen.“ 
Den brauchte die NSDAP schließ-
lich zur Unterwerfung anderer Völker, 
Menschenzüchtung, Zwangssterilisa-
tion oder Tötung von als „lebensun-
wert“ definiertem Leben usw. Denn 
dieser Wille selbst folgt keiner Moral, 
jedes Handeln ist legitimiert – soweit 
dieses von einem starken Führer ge-
wollt und angeordnet ist. 
Rosenbergs „Mythus“ verursachte 
1933/34 viel Unruhe in den Kirchen, 
so dass Hitler, der Ruhe für die Stabi-
lisierung des NS-Regimes brauchte, 
dieses antichristliche und antikirchli-
che Buch als „inoffizielle Privatarbeit“ 
abtat, das er zudem als „zu schwer“ 
zu lesen empfand. 
Da die Nazis sich bewusst als Tat- 
und Gewaltmenschen darstellten, de-
nen jeder „Intellektualismus“ fremd 
sei, bezeichnete Goebbels es als „in-
tellektuellen Rülpser“ seines Intim-
feindes Rosenberg. 
Und: Die Nazis brauchten keine „Ge-
hirnverrenkungen“ mehr, nachdem 
sie die Staatsmacht errungen hat-
ten: Verquast-abstruse Ideologie und 
(wo die nicht anschlug) Terror reich-
ten – so dass sich Rosenberg 1934 
selbst gegen „philosophische Grund-
lagen der (NS-) Bewegung“ richtete. 
Die Nazis schlossen fast ein Drittel 
aller philosophischen Fakultäten in 
Deutschland… 

Alfred Rosenberg (1893-1945) 

Was hat mit all dem nun die evange-
lische Kirche in Deutschland zu tun? 

Die ev. Kirche lehnte in ihrer übergro-
ßen Mehrheit die Weimarer Republik 
vehement ab. Nationalistische, anti-
semitische und völkische Vorstellun-
gen waren in ihr weit verbreitet. Dar-
über hatte ich vor einem Jahr be
richtet. Es ist kein Zufall, dass natio-
nalistisch-evangelisch-antisemitische 
Gruppierungen früh einen nicht zu 
unterschätzenden Beitrag zum Auf-
stieg der NSDAP leisteten. 

Mit dem mehrere 10.000 Mitglieder 
umfassenden „Bund religiöser Sozia-
listen Deutschlands“ um Georg Fritze 
gab es natürlich auch andere Protes-
tanten. Auch gab es unterschiedliche 
Positionen und konfessionelle Diffe-
renzen zwischen Lutheranern, Unier-

Die Evangelische Kirche und die Nazis

 Georg Fritze  (1874-1939)

ten und Reformierten - doch Demo-
kratie-Befürworter und -Verteidiger 
waren selten. 
Gehen wir den Gründen nach:
Schon Ende des 19. Jhrdts. tauch-
te im Protestantismus gelegentlich 
die „Vorstellung vom deutschen Volk 
als Gottes auserwählter Nation“ auf. 
Aus diesem „theologischen Nationa-
lismus“, verbunden mit theologisch 
überhöhten Auffassungen von Nation 
und Volk, aber auch Rasse, ent-
wickelten sich Anfang des 20. Jahr-
hunderts verschiedene „Deutschreli-
giöse Bewegungen“. 

Bereits 1917 beim 400-jährigen Ju-
biläum der Reformation gab zusam-
men mit anderen Pastor Friedrich An-
dersen aus Flensburg, später Grün-
dungsmitglied des völkisch-antisemi-
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tischen „Bundes für deutsche Kirche“ 
(1921), „95 Thesen“ heraus, die ein 
„Deutschchristentum auf evangeli-
scher Grundlage“ begründen sollten.

Darin hieß es: „Religion ist die inners-
te Kraft und feinste Blüte im geistigen 
Leben eines Volkes, kann aber nur 
in völkischer Ausprägung kulturkräf-
tig wirken... Eine innigere Verbindung 
zwischen Deutschtum und Christen-
tum ist nur zu erreichen, wenn dieses 
aus der unnatürlichen Verbindung 
gelöst wird, in der es … mit der jüdi-
schen Religion steht.“ 

Der sich Ende des 19. Jhrdts. entwi-
ckelnde rassistische Antisemitismus 
hatte seinen Zwillingsbruder im aus 
Luthertagen mitgeschleppten ausge-
prägten protestantischen Judenhass 
gefunden. 
Religiös-völkische Gruppierungen 
radikalisier-
ten vorhan-
dene anti-
semitische 
Stereotype 
auf die ak-
tuelle Lage 
Deutsch-
lands nach 
dem Krieg, 
wobei sich 
hier beson-
ders die 
„Thule-Ge-
sellschaft“ 
hervortat, zu 
der u.a. auch Hitler, Strei cher  oder 
Rosenberg Kontakt hatten: Nationa-
lismus, Rassismus, Vorsehungsglau-
be und andere esoterisch-okkultisti-
sche Vorstellungen und Praktiken ge-
hörten zum Repertoire dieses Krei-
ses, dessen Presse-Organ der „Völ-
kische Beobachter“ war. 
Aus der „Thule-Gesellschaft“ heraus 
gründete sich die „Deutsche Arbeiter-
Partei“, aus der dann 1920 die 
NSDAP hervorging. 

1921 wurde Hitler deren Parteivorsit-
zender, der erklärte: 
„Indem ich mich des Juden erwehre, 
kämpfe ich für das Werk des Herrn.“ 
1922 hieß es dann bei ihm: 
„Ich sage: Mein christliches Gefühl 
weist mich hin auf meinen Herrn und 
Heiland als Kämpfer. Er weist mich 
hin auf den Mann, der einst einsam... 
diese Juden erkannte und zum 
Kampf gegen sie aufrief.“ 

Ab Mitte der 20-er Jahre trat in der 
NS-Propaganda der massive Anti-

kommunismus an die erste Stelle. 
Der rassisch begründete Antisemi-
tismus mit seinen pseudo-biologi-
schen Erklärungsmustern konnte z.B. 
bäuerlich-religiös geprägte Kreise, 
die mehr traditionell-christlich antijü-
dischen Vorurteilen anhingen, nicht 
ausreichend mobilisieren. 
Aus diesem Grund wurde z.B. Artur 
Dinter (1876-1948), von Hitler 1924 

zum NSDAP-Gauleiter in Thüringen 
gemacht, 1928 aus der Partei ausge-
schlossen, weil dieser religiöse Son-
derling 1927 die „Geistchristliche Re-
ligionsgemeinschaft“ gründete, deren 
Ziel es u.a. war, die christliche Leh-
re zu „entjuden“, worauf Hitler pro-
pagandistisch er-
klärte: 
„In unseren Reihen 
dulden wir keinen, 
der die Gedanken 
des Christentums 
verletzt.“ 

Ebenfalls 1927 
gründeten die Pfar-
rer Leffl er und 
Leutheuser in Thü-
ringen einen Pfar-
rer- und Lehrer-
kreis, der als „Kir-
chenbewegung 
Deutscher Chris-
ten“ hier großen 
Einfl uss erlangte 
und z.B. die Grün-
dung von NSDAP-
Ortsgruppen vorbe-
reitete. 

Als Ausdruck ihrer dortigen Stärke 
waren Nazis ja bereits ab 1930 an 
dortigen Landesregierungen beteiligt. 

Kein Wunder also, dass Vertreter der 
„Kirchenbewegung Deutsche Chris-
ten“ 1932 bei Kirchenwahlen auch in 
die Leitung der ev. Landeskirche von 
Thüringen gelangten.

Reichsweit war nun der Zeitpunkt ge-
kommen, diesem Einfl uss der 
NSDAP in evang. Kreisen auch orga-
nisatorischen Ausdruck zu verleihen:

Der Berliner Pfarrer Joachim G. W. 
Hossenfelder (1899-1976), später Bi-
schof von Brandenburg und Geist-
licher Vizepräsident des Ev. Ober-
kirchenrates in Berlin, gründete am 
6.6.1932 als reichsweite Dachor-
ganisation der ev. Nazis und Sam-
melbecken unterschiedlicher völ-
kisch-christlicher NS-Parteigänger 
die „Glaubensbewegung Deutsche 
Christen“ (DC). 
Innerhalb eines Jahres zählte diese 
sich selbst als „SA Jesu Christi“ be-
zeichnende Organisation über 1 Mio. 
Mitglieder und mit ca. 6.000 Pfarrern 
etwa ein Drittel aller ev. Pfarrer. 
Zwar nannte sie sich „Glaubens-

bewegung“, gleichwohl waren die 
„Richtlinien“ der DC kein Glaubens-, 
sondern „Lebensbekenntnis“. 

260.000 x verkauft...Dinter-Buch 

„Deutsche Christen“ (DC)
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Dieses war wiederum weniger religi-
ös als vielmehr ideologisch-politisch, 
eher völkisch als kirchenpolitisch 
oder gar theologisch bestimmt: 
„Wir sehen in Rasse, Volkstum und 
Nation uns von Gott geschenkte und 
anvertraute Lebensordnungen. [...] 
Daher ist der Rassenvermischung 
entgegenzutreten. [...] 
In der Judenmission sehen wir eine 
schwere Gefahr für unser Volkstum. 
Sie ist das Eingangstor fremden Blu-
tes in unseren Volkskörper.“ 

Bei den Preußischen Kirchenwahlen 
Ende 1932 konnte die DC bereits ein 
Drittel aller Stimmen erzielen. 
Ihre Hauptforderung nach Schaffung 
einer deutschen Reichskirche, die die 
Zersplitterung der 28 ev. Landeskir-
chen überwinden sollte, fand bei vie-
len ev. Christen große Zustimmung. 

Die DC behauptete u.a., Jesus sei 
kein Jude, sondern „Arier“, weshalb 
„Mitbrüder“ nach DC-Christentum 
auch nur „Volksgenossen“ sein könn-
ten. Sie forderten „artgerechten 
Christusglauben“ und lange vor den 
Nürnberger Rassegesetzen von 1935 
Heiratsverbot zwischen Deutschen 
und Juden.

All dies hielt evangelische Kirchen-
führer nicht davon ab, in Hitler den 
Retter des Christentums vor dem 
Bolschewismus zu bejubeln: 

Generalsupererintendent Otto Dibeli-
us, späterer Bischof von Berlin, hielt 
nach Hitlers Wahlsieg vom 5.3. die 
Festpredigt am „Tag von Potsdam“: 

Die Verhaftung von Regimegegnern, 
die Abschaffung verfassungsmäßiger 
Rechte nach dem Reichstagsbrand 
wurde von ihm als Rückkehr zu Ord-
nung und Sitte verstanden – und ent-
sprechend begrüßt: 

„Wir haben von Dr. Martin Luther ge-
lernt, dass die Kirche der rechtmäßig 
staatlichen Gewalt nicht in den Arm 
fallen darf, wenn sie tut, wozu sie be-
rufen ist. Auch dann nicht, wenn sie 
hart und rücksichtslos schaltet. 
Wir kennen die furchtbaren Worte, 
mit denen Luther im Bauernkrieg die 
Obrigkeit aufgerufen hat, schonungs-
los vorzugehen, damit wieder Ord-
nung in Deutschland werde.“ 
Gleichzeitig warnte er aber (gemäß 
der 2-Reiche-Position, wonach die 
Kirche allein dem Glauben und der 
Staat dem Gesetz zu folgen habe) 
vor einem Hineinregieren des Staa-
tes in die Kirche. 

Am 23.3. versprach Hitler den Kir-
chen in seiner Regierungserklärung, 
dass sie „die wichtigsten Faktoren 
zur Erhaltung unsres Volkstums“ sei-
en und er ihnen daher „den ihnen zu-
kommenden Einfluss einräumen und 
sicherstellen“ werde. 

Ende März 1933 appellierten Kir-
chenvertreter an ihre ausländischen 
Ökumene-Partner, die „Hetze gegen 
die Neuordnung Deutschlands“ ein-
zustellen, weil sich alles in „ruhiger 
Disziplin“ vollzöge und dem „Frieden“ 
diene. 

Selbst nach dem massiven Juden-
Boykott Anfang April 1933 stellte sich 
z.B. Dibelius erneut hinter den Hitler-
staat: 

„Schließlich hat sich die Regierung 
genötigt gesehen, den Boykott jüdi-
scher Geschäfte zu organisieren - in 
der richtigen Erkenntnis, daß durch 
die internationalen Verbindungen des 
Judentums die Auslandshetze dann 
am ehesten aufhören wird, wenn sie 
dem deutschen Judentum wirtschaft-
lich gefährlich wird. 
Das Ergebnis dieser ganzen Vorgän-
ge wird ohne Zweifel eine Zurück-
dämmung des jüdischen Einflusses 
im öffentlichen Leben Deutschlands 
sein. 
Dagegen wird niemand im Ernst et-
was einwenden können.“ 

Radikaler das Stuttgarter Evangeli-
sche Sonntagsblatt (18.6.1933): 
„... Sich mit allen brauchbaren Mitteln 
zu erwehren, war das gute Recht des 
deutschen Volkes. Dabei mitzuhelfen 
war die Pflicht auch des Christen ... 
Wer sein Volk in der Gefahr im Stich 
läßt, der ist nicht nur ein Feigling, 
sondern er vergeht sich gegen Got-
tes Willen!
Der Boykott und andere Maßnahmen 
gegen den jüdischen Einfluß waren 
´kriegerische´ Handlungen, entsprun-
gen aus der Notwehr ...“ 
Dibelius, der nach eigener Aussage 
schon während seiner „Studentenzeit 
im Kampf gegen Judentum und Sozi-
aldemokratie gestanden“ hatte, ver-
sicherte in einem US-Radiosender, 
dass die von den Nazis Verhafteten 
gut behandelt würden… 

Der sich später auch als „Wider-
standskämpfer“ gerierende bayeri-
sche Landesbischof Meiser, ein glü-
hender Antisemit, ordnete Mitte April 
1933 folgende Kanzelabkündigung 
im Hauptgottesdienst an: 

„Mit Dank und Freude nimmt die Kir-
che wahr, wie der neue Staat der 
Gotteslästerung wehrt, der Unsittlich-
keit zu Leibe geht, Zucht und Ord-
nung mit starker Hand aufrichtet, wie 
er zur Gottesfurcht ruft, die Ehe hei-
lig gehalten und die Jugend geistlich 
erzogen wissen will, wie er der Väter 
Tat wieder zu Ehren bringt und hei-
ße Liebe zu Volk und Vaterland nicht 
mehr verfemt, sondern in tausend 
Herzen entzündet. [...] 
Wir können unsere Gemeindeglieder 
nur bitten, sich ernstlich und willig da-
für einzusetzen, dass die starken auf-
bauenden Kräfte [...]  zum vollen, un-
gehinderten Siege kommen.“

Otto Dibelius
(1880 - 1967)

Hans Meiser
(1881 - 1956)
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Wie Katholiken glaubten auch Pro-
testanten, dass sie mit Hitlers Kanz-
lerschaft am Ziel ihrer Wünsche sei-
en – doch den von Meiser gewünsch-
ten „vollen Sieg“ konnte es gar nicht 
geben, weil sich wie überall im NS-
System zeigte, dass auch die DC kei-
ne einheitlichen Ziele hatte. 

Hier gab es Machtkämpfe zwischen 
gemäßigten und radikalen Kräften, 
die zu erheblichen Differenzen und 
schließlich zum so genannten „Kir-
chenkampf“ und zur Kirchenspaltung 
führten. 
Am 3./4. April 1933 fand eine Reichs-
tagung der DC unter Teilnahme pro-
minenter Nazis wie Göring und be-
kannter Theologen wie Karl Fezer 
statt, die eine einheitliche Reichs-
kirche, natürlich unter Führung der 
„Deutschen Christen“, forderte. 
Die Radikalen forderten darüber hin-
aus die Einführung des „Führerprin-
zips“, die „Artgemäßheit“ der Kirche 
unter Ausschluss getaufter Juden so-
wie die Einsetzung von „Staatskom-
missaren“, um die Landeskirchen 
gleichzuschalten. 

Daraufhin bildete sich mit der „Jung-
reformatorischen Bewegung“ eine in-
nerkirchliche Opposition, die eindeu-
tig „Ja zum neuen deutschen Staat“ 
sagte, aber zugleich die Freiheit der 
Kirche „von aller politischer Beein-
flussung“ forderte. Grundlage der zu 
schaffenden Reichskirche mit einem 
Reichsbischof an der Spitze könnten 
nur die Bekenntnisschriften, Glau-
bens- und kirchliche, aber keine poli-
tischen Kriterien sein. 

Am 7.4.1933 folgte das „1. Gesetz 
zur Wiederherstellung des Berufsbe-
amtentums“, das die Entlassung aller 
jüdischen Beamten und damit auch 
getaufter Juden aus Kirchenämtern 
verfügte. 
Eine Minderheit, wie z.B. die „Jungre-
formatoren“, lehnte den Ausschluss 
von „Nichtariern“ aus der Kirche mit 
dem Hinweis ab, dass der Staat zu 
richten, die Kirche aber zu retten 
habe. 

Das bedeutete gleichzeitig, dass die 
kirchliche Opposition allein die Über-
nahme dieser (vom Grundsatz aber 
nicht in Frage gestellten) staatlichen 
Regelung in die Kirche ablehnte. 
Es gab nur wenige Protestanten, die 
im rassisch definierten „Arierparagra-
phen“ eine „Irrlehre“ sahen, gegen 
die Widerstand zu leisten war, wes-
halb auch später kaum ein führen-

der Kirchenvertreter die Legitimität 
der Terrormaßnahmen gegen Juden 
in Frage stellte. Diese verschwinden-
de Minderheit repräsentiert vor allem 
Dietrich Bonhoeffer, der z.B. schrieb:

„Die Kirche ist den Opfern jeder Ge-
sellschaftsordnung in unbedingter 
Weise verpflichtet, auch wenn sie 
nicht der christlichen Gemeinde an-
gehören.“ 

Doch die Sorge der Kirchenleitung 
galt weniger den Juden und anderen 
Verfolgten als ihrer eigenen Organi-
sation. Die 28 ev. Landeskirchen be-
gannen, den seit 
Mai 1922 beste-
henden föderalen 
„Deutschen Evan-
gelischen Kirchen-
bund“ in eine zen-
tralisierte Kirche 
umzuwandeln, die 
schließlich im Juli 
1933 als „Deutsche 
Evangelische Kir-
che“ (DEK) gegrün-
det wurde.

Hitler hatte am 
25.4.1933 Wehr-
kreispfarrer Lud-
wig Müller (1883-
1945) zu seinem 
kirchlichen Vertrau-
ensmann und Be-
vollmächtigten für 
alle ev. Kirchenfra-
gen ernannt. Die 
„Deutschen Christen“ machten ihn 
zu ihrem Schirmherren und forder-
ten, Müller zum ersten Reichsbischof 
zu wählen, während die DC-Gegner 
Friedrich von Bodelschwingh, den Di-
rektor der Bethel-
Anstalten, für die-
ses Amt vorsahen. 

Obwohl einige lu-
therische Landes-
kirchen ein „bedin-
gungsloses Ja“ zum 
Nationalsozialis-
mus als das Gebot 
der Stunde verkün-
deten und Müllers 
Wahl zum Reichsbi-
schof unterstützten, 
wurde am 27.5. von 
Bodelschwingh in 
Eisenach zum ers-
ten Reichsbischof 
designiert. 
Müller, die DC und auch Hitler ak-
zeptierten das nicht, woraufhin Hitler 

Müller erlaubte, in Radio-Ansprachen 
massiv gegen von Bodelschwingh 
vorzugehen. 
Als am 24.6. DC-Mitglied August Jä-

ger zum Staatskom-
missar für die evan-
gelischen Kirchen in 
Preußen ernannt wur-
de, der umgehend alle 
wichtigen Ämter mit 
DC-Anhängern be-
setzte, trat von Bodel-
schwingh zurück, zu-
mal ihm nun einige 
Landeskirchen die Un-
terstützung entzogen. 

Ludwig Müller wurde 
Bischof der Landes-
kirche der Altpreußi-
schen Union und Lei-
ter des Reichskirchen-
amtes. Er entfernte 
Gegner, wozu auch 
Otto Dibelius gehörte, 
der gegen die DC und 
Müller eine die bisheri-
gen Kirchenstrukturen 

verteidigende Haltung eingenommen 
hatte. Müller wies alle Pfarrer an, in 
einer Kanzel-Erklärung dem Staat für 
die Erneuerung der Kirche zu dan-
ken. Abgesetzte und entlassene DC-

Gegner wie Dibelius 
empfahlen stattdessen 
den Gemeinden Süh-
negottesdienste „zum 
Zeichen der Erniedri-
gung, die der Kirche 
widerfahren war“, ab-
zuhalten, was zur 1. 
Verhaftung eines Pfar-
rers im Kirchenkampf 
führte (Pastor Groß-
mann, Berlin-Steglitz). 

Am 29.6. erteilte Hitler 
den Auftrag, eine 
Reichskirchen-Verfas-
sung auszuarbeiten, 
die bereits am 11.7. 
von allen ev. Kirchen-

führern unterschrieben am 14.7. Ge-
setzeskraft erlangte. Für den 23.7. 

Dietrich Bonhoeffer (1906-1945)

Friedrich von Bodelschwingh
(1877-1946)
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wurden reichsweite Kirchenwahlen 
angeordnet. Hitler rief am Vorabend 
zur Wahl der DC auf und machte 
für NS-Mitglieder die Teilnahme ver-
pflichtend. 
Zugleich wurde die gegen die DC 
von der „Jungreformatorischen Be-
wegung“ ins 
Leben ge-
rufene Liste 
„Kirche und 
Evangelium“ 
den Schika-
nen der po-
litischen Po-
lizei ausge-
setzt. 

Die „Deut-
schen Chris-
ten“ erhiel-
ten etwa 2/3 
aller Stim-
men und 
übernahmen 
in fast allen 
ev. Landeskirchen die Macht, die sie 
unmittelbar auf das „Führerprinzip“ 
ausrichteten. 

Lediglich Württemberg, Bayern und 
Hannover behielten ihre alte, so ge-
nannte „intakte“ Kirchenleitung. 

Ende August 1933 beschlossen die 
Berlin-Brandenburgische Provinzial-
synode, 2 Wochen später auch die 
Ev. Kirche der Altpreußischen Uni-
on die Übernahme des „Arierparagra-
phen“, wobei dieser noch durch ein 
Eheverbot mit „Nichtariern“ verschärft 
wurde: 
„Als Geistlicher oder Beamter der Kir-
chenverwaltung (... kann...) nur arbei-
ten, wer rückhaltlos für den nationa-
len Staat und die Deutsche Evangeli-
sche Kirche (...eintritt...), wer arischer 
Abstammung und nicht mit einer Per-
son nichtarischer Herkunft (...verhei-
ratet ist).“ 

Obwohl der sächsische Landes-
bischof Coch sich sicher war, dass 
„Martin Luther heute für den Arier-
paragraphen stimmen würde“, bilde-

te sich am folgenden Tag (21.9.) aus 
der innerevangelischen Opposition 
heraus der „Pfarrernotbund“. 

Martin Niemöller (1892-1984), seit 
1924 NSDAP-Wähler und Bewun-
derer Hitlers, formulierte mit Dietrich 
Bonhoeffer ein Protestschreiben mit 
4 Punkten an die neue Kirchenregie-
rung, in dem es u.a. hieß: 

„1. Nach dem Bekenntnis unserer 
Kirche ist das kirchliche Lehramt le-
diglich an die ordnungsgemäße Be-
rufung gebunden. 
Durch den ‚Arierparagraphen’ des 
neuen kirchlichen Beamtengesetzes 
wird ein Recht geschaffen, das zu 
diesem grundlegenden Bekenntnis-

satz im Widerspruch steht. Damit 
ist ein Zustand, der nach dem Be-
kenntnis als Unrecht gelten muss, als 
kirchliches Recht proklamiert und das 
Bekenntnis verletzt.“ 
Mit der Feststellung einer „Verletzung 
des Bekenntnisstandes“ (status con-
fessionis), also Verstoß gegen das 
Augsburger Bekenntnis von 1530, 
wurde dieser Frage der theologische 
Rang einer unaufgebbaren Substanz 
des ev. Glaubens zugewiesen!  

„(…) 3. Wer einem solchen Bruch 
des Bekenntnisses die Zustimmung 
gibt, schließt sich damit selbst aus 
der Gemeinschaft der Kirche aus. Wir 
fordern deshalb, dass dies Gesetz, 
dass die Evangelische Kirche der alt-
preußischen Union von der christli-
chen Kirche trennt, unverzüglich auf-
gehoben wird.“ 

Mit diesem Satz wurde bereits eine 
Kirchenspaltung angedeutet. 
Mitglieder des Bundes verpflichteten 
sich, betroffenen Pfarrern zu helfen. 
Nun begann in Teilen der DEK der 
Widerstand gegen die Verquickung 
des Glaubens und der Kirche mit NS-
Ideologie und NS-Staat. 
Überall im Reich entstanden so ge-
nannte „bekennende Gemeinden“. 

Gleichzeitig wurde von der DC-do-
minierten DEK das Motto „Ein Volk – 
ein Reich – eine Kirche“ umgesetzt. 
Am 27.9.1933 fand in der Lutherstadt 
Wittenberg eine Nationalsynode statt, 
auf der Müller auch mit den Stimmen 
der innerkirchlichen Opposition ein-
stimmig zum „Reichsbischof“ gewählt 
wurde, dem 1934 August Jäger als 
„Rechtswalter der DEK“, etwa juristi-
scher Präsident, an die Seite gestellt 
wurde. 

Am 13.11.1933 fand im Berliner 
Sportpalast eine Kundgebung des 
DC-Großgaus Berlin mit der Bekant-
gabe der DC-„Richtlinien“ statt. 

Der DC-Gau-Obmann, Dr. Reinhold 
Krause, forderte u.a. den Verzicht 
auf das „jüdische“ Alte Testament 
und Neuauslegung des Neuen Tes-
taments; „Befreiung vom alten Testa-
ment mit seiner jüdischen Lohnmo-
ral, von diesen Viehhändler- und Zu-
hältergeschichten“; Verzicht auf die 
„Sündenbock- und Minderwertigkeits-
theorie des Rabbiners Paulus“, die 
die christliche Botschaft verfälsche; 
Kampf gegen den „Religions- und 

Volksfeind“ Marxis-
mus; Verzicht auf Ju-
denmission, da da-
durch die Gefahr der 
„Rassenmischung“ 
bestehe; Einführung 
des Arierparagra-
phen und Schutz des 
Volkes vor „Minder-
wertigen und Untüch-
tigen“ unter Hinweis 
darauf, dass Mitleid 
und Wohltätigkeit 
ein Volk „verweichli-
chen“ und schließlich 

Kirchenwahl am 23.7.1933

Bischof Friedrich Coch
(1887 - 1945)



1945

51

„Rückkehr zum heldischen Jesus als 
Führer“. „Unsere Religion ist die Ehre 
der Nation im Sinne eines kämpfen-
den, heldischen Christentums“ und 
„Die Seele des deutschen Volkes ge-
hört restlos dem neuen Staat“, offen-
barte Krause. 

Die Empörung unter ev. Christen war 
groß, denn dies war der Versuch, 
über den DC die Kirche im Sinne des 
„Neuheidentums“ mit seiner antijüdi-
schen, antichristlichen „deutsch-ger-
manischen Weltanschauung“, „Blut 
und Boden-Ideologie“ usw., wie sie 
z.B. auch von Rosenberg im „My-
thus“ vertreten wurde, auszurichten. 

Vielen DC-Mitglie-
dern, aber auch 
Kirchengemeinden 
schwebte zwar 
eine christliche Na-
tionalreligion vor 
– aber eine Erset-
zung des Christen-
tums durch eine 
deutsch-germani-
sche Nationalreligi-
on war damit nicht 
gemeint. 

Die Folge dieser 
Radikalisierung 
waren Auflösungs-
erscheinungen in 
dieser „Bewegung“ 
selbst, da die DC 
viele Mitglieder 
verlor. Die DC do-
minierten zwar die 
Reichskirche und 
die meisten Landeskirchen, zerfiel 
aber, mit Ausnahme der starken Thü-
ringer DC-Gruppierung, in bedeu-
tungslose Gruppen, so dass es 1934 
32 verschiedene deutsche Glaubens-
bewegungen gab. 
Zugleich traten Reichsbischof Müller 
von der Schirmherrschaft, Hossenfel-
der von der Reichsleitung der DC zu-
rück. 
Ebenfalls am 13.11. gab der „Pfarrer-
notbund“, der sich selbst nicht als po-
litische, sondern als innerkirchliche 
Opposition gegen außerkirchliche 
Eingriffe verstand, eine Erklärung ab, 
in der es u.a. hieß:

„Die Mitglieder des Pfarrernotbundes
stehen unbedingt zu dem Führer des 
Volkes Adolf Hitler. 
Sie schämen sich, daß sie durch 
kirchliche Gegner genötigt werden, 
diese Selbstverständlichkeit über-
haupt auszusprechen.“ 

Als „Reibi“ Müller Ende 1933 unter 
heftigen Protesten die ev. Jugend in 
die Hitler-Jugend überführte, die Kir-
che diktatorisch in den NS-Staat ein-
gliedern wollte und zudem mit einem 
„Maulkorb-Erlass“ im Januar 1934 
jede kirchenpolitische Diskussion in 
der Öffentlichkeit verbot, war die Un-
ruhe groß. 

Hitler selbst sah sich nun genötigt, im 
Januar 1934  je sieben Vertreter der 
DC und der Opposition sowie Müller 
zu einem Gespräch zu empfangen, 
um den Streit zu beenden. 
Niemöller und der „Pfarrernotbund“ 
mit seinen etwa 7.000 Pfarrern wur-

den der Staatsfeindlichkeit beschul-
digt. 
Hitler drohte mit Finanzentzug, wenn 
sich nicht alle Seiten hinter Müller 
stellten. 
Daraufhin bekräftigten alle Führer der 
Landeskirchen wenige Tage später in 
einer öffentlichen Erklärung „einmü-
tig ihre unbedingte Treue zum drit-
ten Reich und seinem Führer“ und 
stellten sich geschlossen in dem Wil-
len „seine Maßnahmen und Verord-
nungen in dem von ihm gewünsch-
ten Sinne durchzuführen, die kirchen-
politische Opposition gegen sie zu 
verhindern und (...) die Autorität des 
Reichsbischofs zu festigen“ hinter 
Müller.
Reichsbischof Müller ging nun dar-
an, die DEK reichsweit umzustruktu-
rieren. 
Die Taktik der nicht-DC-orientierten 
innerkirchlichen Opposition, „ihre An-

liegen auf dem Wege kirchenpoliti-
scher Verhandlungen durchzusetzen 
oder ihnen zumindest Gehör zu ver-
schaffen, war fehlgeschlagen.“ 

Nun sammelte sich die kirchliche Op-
position reichs-
weit. 

Im März 
schlossen sie 
sich zur „Be-
kenntnisge-
meinschaft der 
DEK“ zusam-
men und be-
auftragten im 
März 1934 ei-
nen „Reichs-
bruderrat“ mit 
ihrer Leitung, 
der im April ge-
gen die von 
der DC „be-
setzte“ DEK 
den Anspruch 
erhob, „recht-
mäßige Evan-
gelische Kirche 
Deutschlands“ 
zu sein. 

Vom 29. bis 31.5.1934 fand in 
Barmen bei Wuppertal die 1. Be-
kenntnissynode statt, zu der Luthera-
ner, Reformierte und Unierte Vertre-
ter entsandten.

Wie der Kirchenkampf in Deutschland 
weiter ging, erfahren Sie nächste Woche.

DC-Kundgebung am 13.11.1933 im Berliner Sportpalast 
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„Entartete Kunst“ im
 Dritten Reich

Wie sah nun die Situation der Kunst 
in Deutschland um 1933 aus?

Zunächst gab es, wie ich schon er-
läutert hatte, von Seiten vieler Muse-
en, Galerien, Sammlern und Kunst-
kritiker das Bestreben, die moderne
Kunst einer breiteren Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. 
Auf der anderen Seite gab es aber 
auch hier seit Beginn der modernen 
Malerei im Kaiserreich heftige Anfein-
dungen. Dabei lehnte sich nicht nur 
ein konservatives kunstinteressier-
tes Publikum gegen impressionisti-
sche, spät- oder nachimpressionis-
tische und expressionistische Kunst 
auf, sondern auch eine breite Künst-
lerschaft, die sich in den Museen und 
Ausstellungen nicht genügend vertre-
ten sah. 
Schon im Kaiserreich ging es dabei 
nicht nur um die Kunst allein, son-
dern auch um nationale Identitäten. 
So wurden Bilder von Gauguin, van 
Gogh, Matisse, Picasso und vielen 
anderen Künstlern auch und gerade 
deshalb abgelehnt, weil es sich um 
ausländische, oft französische Kunst 
handelte. Die Ankäufe von Werken 
dieser Künstler riefen häufig Protest-
stürme hervor, die von deutschen 
Künstlern angeführt wurden. 
So resümierte Carl Vinnen 1911 „an-
gesichts der großen Invasion franzö-
sischer Kunst“, dass die deutschen 
Künstler ihre warnende Stimme erhe-
ben sollten, um diesen Angriff abzu-
wehren. 
Schon im Kaiserreich wurde diese 
Auseinandersetzung zwischen mo-
dernen und traditionellen Künstlern 
mit Begriffen aus der Kriegsführung 
umschrieben.

In der Weimarer Republik nahmen 
die Empfindlichkeiten eher noch zu. 
Die Erfahrungen, die die Menschen 
im Ersten Weltkrieg gemacht hat-

ten, führten zu ganz unterschiedli-
chen Reaktionen. Viele Künstler, wie 
Dix, Grosz oder Beckmann erklärten 
die traditionellen Werte für unbrauch-
bar, da sie den Krieg nicht nur nicht 
verhindert, sondern heraufbeschwo-
ren hatten. Entsprechend machen sie 
sich über die bürgerliche Moral lustig 
und prangern die gesellschaftlichen 
Verhältnisse in ihren Bildern an. 

Andere Künstler reagieren auf Ar-
beitslosigkeit, Hunger und Elend mit 
einem großen politischen Engage-
ment und sehen sich in erster Linie 
als politische Maler. 

Wilhelm Lachnit oder Otto Griebel 
malen das Proletariat und seine Nöte 
und begründen damit ihre künstleri-
sche Existenz. 

Wieder andere Künstler, wie Vertre-
ter des Expressionismus, versuchen 
an ihre Erfolge vor dem Ersten Welt-
krieg anzuschließen und malen wei-
ter wie bisher. 

Allgemein kann man sagen, dass die 
Kunstrichtungen immer differenzier-
ter werden und dass der Kunstmarkt 
immer unübersichtlicher wird. 
Das Kunstpublikum, aber auch 
Sammler und Kunstkritiker reagier-
ten mit Ablehnung und Verständnis-
losigkeit gegenüber dieser Entwick-
lung. Sie setzten die abstrakte Kunst, 
den Expressionismus und die Neue 
Sachlichkeit mit Werteverfall gleich 
und fühlten ihre Kunstvorstellungen 
und Normen bedroht. 

So findet der ehemalige Maler und 
Zeichner Hitler eine Situation vor, die 
sich geradezu anbietet, „aufgeräumt“ 
zu werden. Und da sich der „Füh-
rer“ gar nicht so eindeutig äußert, wie 
nun die wirkliche, wahre und gute 

deutsche Kunst auszusehen hat, füh-
len sich viele Künstler angesprochen, 
ohne gemeint zu sein. 

Ein Beispiel für die vollkommene 
Fehleinschätzung der Situation auf 
beiden Seiten liefert der Fall Emil 
Nolde. 
Als tiefgläubiger und konservativer 
Zeitgenosse war er von den Ideen 
der Nationalsozialisten so begeistert, 
dass er eines der Gründungsmitglie-
der der nordschleswigschen Abtei-
lung der NSDAP wurde – und zwar 
schon 1920! Als einer der Expressi-
onisten der ersten Stunde gehörte 

er zu den erfolg-
reichsten Künst-
lern der Weimarer 
Republik. 
Über einen Zeit-
raum von ca. 20 
Jahren kauften öf-
fentliche Museen 
und Kunsthallen in 
Deutschland 1052 
seiner Werke. 
Nolde sah seine 
Kunst in der Tra-
dition urdeutscher 
Kunstauffassung. 
Seine Archetypen 
und nordischen 
Landschaften ent-
sprachen genau-

so seinen Vorstellungen von der Aus-
druckskraft der nordischen Rasse 
wie die Art und Weise seines wilden 
Malstils. 

Seine Befürworter sahen in seinen 
Bildern, aber auch ganz allgemein im 
Expressionismus den „ekstatischen 
Ausdruck des deutschen Mittelal-
ters“. Als die NSDAP Alois Schardt 
beauftragte, Ludwig Justi als Leiter 
der Alten Nationalgalerie in Berlin ab-
zulösen, räumte er den Werken Emil 
Noldes viel Platz ein. 
Ein weiterer Bewunderer Noldes war 
kein Geringerer als Goebbels: 
Er fragte bei Alois Schardt nach, ob 
es möglich sei, aus der Nationalga-
lerie Werke Noldes für seine Privat-
wohnung auszuleihen. Der Wunsch 
wurde ihm natürlich gewährt. 
Auch als Schardt 1933 abgesetzt und 
Eberhard Hanfstaengl sein Nachfol-
ger wurde, vergrößerte auch dieser 
die Zahl der Werke Noldes in der Na-
tionalgalerie. Im selben Jahr waren 
Werke Noldes in einer Ausstellung 
zu sehen, die vom nationalsozialisti-
schen Künstlerbund getragen wurde. 
Aber die Situation änderte sich lang-

Otto Griebel (1895-1972): Die Internationale, 1928/29, 
Öl/Lwd., 127 x 183 cm, 
Berlin, Deutsches Historisches Museum
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sam: Schon früher hatten nationalso-
zialistische Kunstideologen wie Bet-
tina Feistel-Rohmeder die expressi-
onistische Malerei für einen „Reflex 
des Rassenchaos“ in Deutschland 
gehalten. „Ihrer Meinung nach war 
die Faszination am Leben ‚primitiver’ 
Kulturen mit dunkler Hautfarbe ein In-
diz für Entartung.“ (Barron, S.315)

Als Nolde sich um eine Aufnahme in 
den „Kampfbund für deutsche Kultur“ 
bemühte und diese abgelehnt wur-
de, kam es zu einer heftigen Debatte 
zwischen seinen Anhängern und sei-
nen Gegnern. 

Aber die Zahl der Kritiker nahm zu. 
Als dann Hitler im September 1934 
auf dem Nürnberger Parteitag sei-
ne Vorstellungen von Kunst und Kul-
tur verlautbarte, verebbte auch Go-
ebbels Begeisterung für Nolde. Sei-
ne Werke wurden aus einer Ausstel-
lung über zeitgenössische Kunst in 
München entfernt und 1936 wurde 
ihm jede künstlerische Tätigkeit un-
tersagt. 

1937 wurden alle seine Werke, die 
sich in öffentlichen Sammlungen be-
fanden, beschlagnahmt, 48 seiner Ar-
beiten dann in der Ausstellung „Ent-
artete Kunst“ gezeigt. 

Nolde besuchte 
diese Ausstellung 
und musste mit an-
sehen, wie sein Al-
targemälde des ge-
kreuzigten Christus 
als Verletzung der 
religiösen Haltung 
der Deutschen ver-
unglimpft wurde. 

Als gläubiger Christ 
war er von diesem 
Erlebnis so nieder-
geschmettert, dass 
er die Feier zu sei-
nem 70sten Ge-
burtstag absag-
te und ein Protest-
schreiben an Go-
ebbels richtete, 
in dem er forder-
te, ihm wenigstens 
sein Eigentum wie-
derzugeben, was 
ihm gewährt wurde. 

So oder ähnlich sah der Werdegang 
vieler Künstler nach 1933 aus. 

Die große Ablehnung gegen die mo-
derne Kunst kulminierte aber schon 

1927 in dem in München gegründe-
ten „Kampfbund für deutsche Kultur“. 

Eines seiner engagiertesten Mitglie-
der war der Architekt und Maler Paul 
Schultze-Naumburg, der 1928 sein 
Buch „Kunst und Rasse“ veröffent-
lichte. Hierin verunglimpfte er die mo-
dernen Künstler als „degeneriert“, 
„entartet“ und bezeichnete sie als 
„Untermenschen“. 
Um seine unhaltbaren Theorien zu 
begründen, warum die moderne 
Kunst abzulehnen sei, schreckte er 
auch nicht davor zurück, die Wer-
ke von Picasso, Oskar Kokosch-
ka, Amadeo Modigliani oder Karl 
Schmidt-Rottluff mit Fotografien von 
Gesichtsdeformationen, psychisch 
Kranker oder mit „Negerplastik“, wie 
es bei ihm hieß, zu vergleichen. 
Damit versuchte er die moderne 
Kunst als „fremdrassig“ und „krank“ 
zu diffamieren und auszugrenzen. 

Schultze-Naumburg war aber nur ei-
ner unter vielen, die nun ihre Zeit ge-
kommen sahen und gnadenlos ihren 
Unverstand an den Künstlern und ih-
ren Werken ausließen. 

Nachdem die NSDAP in Thüringen 
schon 1930 eine Mehrheit im Parla-
ment stellte, wurden wenige Tage 

nach der Machtübernahme auf Ver-
anlassung des dortigen Innenminis-
ters Wilhelm Frick (NSDAP) Werke 
moderner Künstler aus dem Schloss-
museum in Weimar entfernt. 

Seit 1933 veröffentlichte der „Kampf-

bund für deutsche Kultur“ den 
„Kunstbericht“, der kostenlos an ca. 
zweihundert Zeitungen im Lande ver-
schickt wurde. 
In ihm wurde umschrieben, wie man 
mit der modernen Kunst umgehen 
solle: 
„Man kann sie vorher in einer Häu-
fung vorführen, kann diese mit den 
dafür aufgewandten Summen, den 
Namen der dafür verantwortlichen 
Galeriebeamten und Kultusminister 
bekannt machen – worauf die Werke 
der Unkunst nur noch einen Nutzwert 
haben können: nämlich als Heizma-
terial öffentliche Gebäude zu erwär-
men.“

Dies war aber nicht die Meinung Hit-
lers, der mit Schultze-Naumburg be-
sprach, wie man weiter mit der mo-
dernen Kunst umgehen solle. 
Eine brutale Vernichtung kam nicht 
infrage, jedenfalls nicht sofort, denn 
die Werke der Moderne sollten „nicht 
vernichtet, sondern als Denkmäler ei-
ner Deutschen Verfallszeit in beson-
deren Räumen aufbewahrt werden.“ 
(H. Brenner: Die Kunstpolitik des Nationalsozi-
alismus, S. 255) 

Das Regime wollte, dass das Volk 
sich eine eigene Meinung über die 
moderne Kunst bilden sollte. 
So wurden für den Münchner Fest-
sommer 1937 zwei Ausstellungen ge-
plant, einmal die erste große Deut-
sche Kunstausstellung im neu errich-
teten Haus der Deutschen Kunst und 
zum anderen die Ausstellung „Entar-
tete Kunst“ im Archäologischen Insti-
tut gleich gegenüber. 
Am 30. Juni 1937 erließ Goebbels 
folgendes Dekret: 
„Auf Grund einer ausdrücklichen Voll-
macht des Führers ermächtige ich 
hiermit den Präsidenten der Reichs-
kammer der bildenden Künste, Herrn 
Professor Ziegler, München, die im 
deutschen Reichs-, Länder- und 
Kommunalbesitz befindlichen Werke 
deutscher Verfallskunst seit 1910 auf 
dem Gebiet der Malerei und der Bild-
hauerei zum Zwecke einer Ausstel-

Emil Nolde (1868-1956): „Kreuzigung“ 
(1911-12, Öl/Lwd., 220,5 x 193,5 cm) wird zur Lagerung 

nach Schloss Niederschönhausen gebracht, 1937
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lung auszuwählen und sicherzustel-
len. Ich bitte, Herrn Professor Zieg-
ler bei der Besichtigung und Auswahl 
der Werke weitestgehende Unterstüt-
zung zuteil werden zu lassen. gez. 
Dr. Goebbels.“ 

Mit weiteren Helfern reiste Adolf Zieg-
ler in den nächsten drei Wochen 
durch Deutschland und konfiszierte 
ca. 700 Werke aus 32 Museen in 28 
Städten und sandte sie nach Mün-
chen. 

Es waren Werke des Expressionis-
mus, des Dadaismus, des Futuris-
mus, des Konstruktivismus und der 
Neuen Sachlichkeit. 
Die Kommission bereiste Deutsch-
land dann noch ein zweites Mal, so 
dass insgesamt ca. 16.000 Gemäl-
de, Skulpturen, Zeichnungen und 
Graphiken beschlagnahmt und dann 
nach Berlin geschickt wurden. 
Dieses Verfahren wurde bis 1938 
fortgesetzt und ohne die ausdrück-
liche Genehmigung des „Führers“ 
auch auf Kunst vor 1910 und auf 
ausländische Künstler erweitert. Da 
die ganze Aktion grundsätzlich ge-

setzwidrig war, wurde nachträg-
lich am 31. Mai 1938 ein „Gesetz 
über Einziehung von Erzeugnis-
sen entarteter Kunst“ erlassen, 
das rückwirkend dieses Vorgehen 
legalisierte.

Bevor ich zu der Ausstellung „Ent-
artete Kunst“ in München 1937 
komme, möchte ich kurz die Ent-
wicklung des Begriffs selbst erläu-
tern. Die Bezeichnung „Entartung“ 
kam schon im 18. Jahrhundert im 
Bereich der Biologie auf. Aber erst 
zum Ende des 19. Jahrhunderts 
wurde dieser Begriff auch auf Er-
zeugnisse der Kultur übertragen. 

Das konservative 
Bürgertum im Kai-
serreich erlebte zu-
sehends einen Ver-
fall der eigenen kul-
turellen Werte des „Gu-
ten, Wahren und Schö-
nen“. Der Impressionis-
mus und der Expressio-
nismus in der bildenden 
Kunst, aber auch der 
Naturalismus und Rea-
lismus in Literatur und 
Schauspiel führten zu 
einer allgemeinen Ein-
teilung in das gesunde 
Althergebrachte und in 
das davon Abweichen-
de, Abnorme und Ent-
artete. 
Der Mediziner, Schrift-
steller und Mitbegrün-
der des Zionismus in 
Deutschland, Max Nor-

dau, veröffentlichte 1893 seine 
Schrift „Entartung“, in der er seine 
medizinischen Kenntnisse auf kultu-
relle Fragen anwendete. 
Er beurteilte die bürgerlichen Normen 
als gesund und der Art gemäß, wäh-
rend alles Neue als psychiatrisch 
krank, als „Entartung“ ausgesondert 
werden müsse. 

Spätestens 
seit die-
ser Veröf-
fentlichung 
wurde es 
Brauch, die 
moderne 
Kulturent-
wicklung als 
„entartet“ zu 
diffamieren. 
Dass Nor-
dau und 

viele andere Gegner der modernen 
Kunst nicht auf taube Ohren stie-
ßen, belegen die Verkaufszahlen 
seines Buches. Bis 1914 wurden in 
Deutschland mehrere hunderttau-
send Exemplare vertrieben und ins 
Französische, Englische und Russi-
sche übersetzt. Aber auch in Frank-
reich erschien 1926 eine ähnliche 
Abhandlung, die sich ebenfalls zur 
Aufgabe gemacht hatte, eine Analy-
se zur Pathologie der Kunst seit dem 
Impressionismus vorzulegen – inter-
essanterweise mit einer Titelvignette 
nach einer Arbeit von George Grosz 
„Krawall der Irren“. 

ie Nationalsozialisten konnten also 
von Anfang an davon ausgehen, 
dass ihre „Kulturpolitik“ in weiten 
Kreisen der Bevölkerung wenn nicht 
sogar begeistert, so doch billigend 
aufgenommen wurde. 
So stellte die Ausstellung „Entartete 
Kunst“ in München einen Höhepunkt 
innerhalb der Diffamierung der mo-
dernen Kunst dar. 

Die Ausstellung wurde am Montag, 
dem 19. Juli 1937, einen Tag nach 
der Eröffnung der Ausstellung „Große 
Deutsche Kunstausstellung“, eröffnet. 
Beide Ausstellungen gehören unbe-
dingt zusammen und beziehen sich 
aufeinander, da so der Bevölkerung 
auf der einen Seite die gute, deut-
sche Kunst und auf der anderen Sei-
te die schlechte, „entartete“ Kunst 
gezeigt werden konnte. 
Bei den Bildern in der Ausstellung 
„Entartete Kunst“ handelte es sich, 
wie schon erwähnt, ausschließlich 
um Werke, die in öffentlichen deut-

Konfiszierte „entartete“ Kunst in Schloss Nieder-
schönhausen, Berlin; 
Werke von Paul Gauguin, Vincent van Gogh, Henry 
Matisse und Pablo Picasso

Eingang zur Ausstellung „Entartete Kunst“, 
Archäologisches Institut, 

München, 1937

Max Nordau 
(1849 - 1923)
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schen Sammlungen ausgestellt wa-
ren. Die Auswahl war mehr oder we-
niger willkürlich und orientierte sich 
an der allgemeinen Leitlinie Hitlers, 
der definierte,  welche Werke als 
„entartet“ behandelt werden sollten. 
Es waren solche, „... die das deut-
sche Gefühl beleidigen oder die na-
türliche Form zerstören oder ver-
stümmeln oder sich durch fehlendes 
angemessenes handwerkliches oder 
künstlerisches Können auszeichnen“. 
(Barron, S.19)

Die Ausstellung war so 
konzipiert, dass die ge-
zeigten Werke, aber 
auch die Künstler, 
Kunstkritiker, Sammler 
und Museumsdirektoren 
auf das Äußerste diffa-
miert wurden. 

Die Räume waren the-
matisch geordnet und 
die Werke teilweise mit 
Texten versehen, die wie 
folgt lauteten: 
„Unter der Herrschaft 
des Zentrums frecher 
Verhöhnung des Gott-
erlebens“, „Jüdisches 
Allzujüdisches“, „Offen-
barung der jüdischen 
Rassenseele“, „Ver-
höhnung der deutschen 
Frau“, „Ideal: Kretin 
und Hure“, „Beschimp-
fung des deutschen Hel-
den des Weltkrieges“, 
„Wahnsinn wird Metho-
de“ usw. 

Die Art und Weise der 
Präsentation ließ dem 
Betrachter der Ausstel-
lung keinen Spielraum, 
sich eine eigene Mei-
nung zu bilden, von 
Raum zu Raum wur-
de er mit Hitler-Zita-
ten, verunglimpfenden Sprüchen und 
aus dem Kontext herausgerissenen 
Künstler-Zitaten konfrontiert, um so 
die Richtigkeit der NS-Kulturpolitik zu 
begreifen. 

Manchmal war der Besucher selbst 
aufgefordert, sich ein Urteil zu bilden, 
wenn z.B. Zeichnungen von Klee und 
Kokoschka Bilder von Geisteskran-
ken gegenübergestellt wurden mit 
der Unterschrift: „Welche von diesen 
drei Zeichnungen ist wohl eine Dilet-
tantenarbeit vom Insassen eines Ir-
renhauses?“ (Barron, S. 21) 

Mit einer solchen bösartigen Polemik 
ging man gegen die angeblichen 
„Zersetzer“ der deutschen Kunst vor.

Die Ausstellungsdauer war ursprüng-
lich auf zweieinhalb Monate ange-
setzt, der stete Andrang an Besu-
chern führte aber zu einer Verlänge-
rung bis Ende November 1937. 

Der große „Erfolg“ der Ausstellung 
führte dazu, sie auch in anderen gro-
ßen Städten des Reiches zu zeigen. 
Bis Ende April 1941 wurde sie in 

13 deutschen und österreichischen 
Städten präsentiert. Insgesamt ha-
ben sie wohl über zwei Millionen 
Menschen gesehen und damit war 
sie eine der „erfolgreichsten“ Ausstel-
lungen überhaupt. 

Reichsmarschall Hermann Göring 
hatte in der Zwischenzeit die Idee, 
die „entartete“ Kunst im Ausland zu 
verkaufen. Goebbels schlug dies 
Hitler vor und notierte in sein Tage-
buch: „Wir hoffen, dabei noch Geld 
mit dem Mist zu verdienen.“ 
(Barron, S. 135) 

Nach längeren Verhandlungen mit 
dem Schweizer Auktionshaus Fischer 
kam es zur Versteigerung von ins-
gesamt 125 Werken der klassischen 
Moderne. 

Besonders van Goghs Selbstporträt 
erregte unter den ca. 40 anwesenden 
Sammlern, Kunsthändlern und Muse-
umsdirektoren aus Europa und Ame-
rika großes Aufsehen. 
Van Goghs Gemälde, welches ur-
sprünglich in der Neuen Staatsgale-
rie in München hing und nur für die-
se Auktion enteignet wurde, ging 
schließlich für 240.000 Schweizer 
Franken in die USA. Es befindet sich 
heute im Fogg Art Museum, Harvard 
University, Cambridge. 
Da sich aber nicht alle Museen, 
Kunsthändler und Sammler aus ver-
ständlichen Gründen an dieser Auk-
tion beteiligt hatten, führte sie nicht 
zu dem finanziellen Erfolg, den 
sich Fischer und die Machthaber in 
Deutschland erhofft hatten. Wäre 
dies anders gewesen, wären viel-
leicht mehr bedeutende Werke geret-
tet worden. Denn schon am 20. März 
1939 wurden vermutlich ca. 5.000 
der konfiszierten Gemälde unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit verbrannt. 

Wie sah aber nun die offizielle Kunst 
im Dritten Reich aus? 

Die ersten Jahre der NS-Diktatur 
brachten mehr Verwirrung in die Kul-
turpolitik, als dass es zu eindeutigen 
Zielsetzungen kam. Hitler äußerte 
sich zwar immer wieder zu Kunst und 
Architektur, aber es blieben zu viele 
Fragen offen, als dass eine einheit-
liche Richtung erkennbar gewesen 
wäre. Eine Zielvorgabe zur weiteren 
Entwicklung wurde jedenfalls am 15. 
Oktober 1933 mit der Grundsteinle-
gung für das „Haus der Deutschen 
Kunst“ gegeben. In Hitlers Rede an-
lässlich dieser Veranstaltung „... ver-
kündete er das Ultimatum, die Nati-
onalsozialisten gäben dem Volk vier 
Jahre Zeit, sich an die Kulturpolitik 
der neuen Regierung anzupassen.“ 
(Barron, S. 17) 

Entartete Kunst – Ausstellungsführer. 
Abgebildet ist das Werk des Künstlers Otto Freund-

lich (1878-1943 ermordet im KZ Lublin-Maidanek) 
„Der Mensch“, 1912, Gips, Höhe 139 cm, erworben 

1930 vom Museum für Kunst und Gewerbe, Ham-
burg, Verbleib nach der Ausstellung unbekannt.
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Nach und nach fokussierte sich das 
Bild von der neuen deutschen Kunst 
und viele Künstler, die zuvor in der 
zweiten Reihe gestanden hatten, sa-
hen ihre Stunde gekommen. 

Nicht nur dass sie die vielen freige-
wordenen Stellen derer besetzten, 
die als Juden oder politisch Anders-
denkende verfolgt wurden, sie ergat-
terten auch viele Aufträge zur Aus-
schmückung des neuen deutschen 

Reiches. So hat der Bildhauer Hans 
Ruwoldt 1938 von der Stadt Ham-
burg den Auftrag erhalten, das Gefal-
lenendenkmal am Rathausmarkt zu 
„überarbeiten“. Er zerstörte das 
Relief der „Trauernden Mutter“ von 
Ernst Barlach und ersetzte es durch 
einen kraftvollen Adler. 
Vorher und auch danach arbeitete 
Ruwoldt wieder kubistisch. 

Es gibt viele solcher Fälle der Anpas-
sung, aber auch viele Beispiele von 
Künstlern, die begeistert die Vorstel-

Arno Breker (1900-1991): Bereitschaft, 
1937, Bronze, früher Zeppelinfeld, 
Nürnberg, zerstört.

lungen von Kunst und Kultur des NS-
Regimes teilten. 

Als am 18. Juli 1937 die „Gro-
ße Deutsche Kunstausstellung“ im 
„Haus der Deutschen Kunst“ eröffnet 
wurde, war von den monatelan-gen 
Rangeleien, was denn nun zur „gro-
ßen deutschen Kunst“ zählt, nichts 
mehr zu merken. Um 
überhaupt die großen 
Säle der neuen Aus-
stellungshalle füllen 
zu können, wurde ein 
Wettbewerb ausge-
tragen. Es wurden ca. 
15.000 Werke einge-
reicht, da aber keine 
klaren Kriterien vorge-
geben waren, sah die 
Qualität entsprechend 
aus.

„Goebbels und Hitler 
nahmen persönlich an 
der Auswahl teil, und 
Goebbels schrieb in 
sein Tagebuch: ‚Bei 
der Plastik geht es 
noch, aber bei der 
Malerei ist es z.T. di-
rekt katastrophal. Man hat hier Stü-
cke aufgehängt, die einem direkt das 
Grausen beibringen. ... Der Führer 
tobt vor Wut.’“ (Barron, S. 18) 

Insgesamt einigte man sich auf ca. 
600 Arbeiten für die Ausstellung. Be-
dingung war, dass sie die Vorstellun-
gen Hitlers erfüllten. Kunst im Drit-
ten Reich musste absolut realistisch 
aussehen. Die Malweise sollte alt-
meisterlich glatt sein, die Themen der 
neuen Zeit entsprechen. 

Die dargestellten Menschen 
und Ereignisse sollten genre-
haft das Alltagsleben in 
Deutschland unter dem Haken-
kreuz glorifizieren. 

Familien, Bauern, deutsche 
Landschaften, Soldaten, Port-
räts, aber auch klassische Akt-
darstellungen von Frauen und 
Männern waren erwünscht. 

Die deutsche Frau durfte aber 
nicht erotisch anziehend, son-
dern musste immer sittsam 
prüde gemalt werden. Noch 
schwieriger war es bei Män-
nerakten. Sie sollten zwar auf 
der einen Seite männliche, 
kampferprobte Stärke symbo-
lisieren, durften aber auf der 
anderen Seite keinen Anlass 

zu homoerotischen Phantasien bie-
ten. 
Spätestens nach der Eröffnung der 
„Großen Deutschen Kunstausstel-
lung“ in München herrschte einige 
Klarheit, auch angesichts der Rede 
Hitlers: 
„Wir werden von jetzt ab einen un-
erbittlichen Säuberungskrieg füh-

ren gegen die letzten Elemente un-
serer Kulturzersetzung. Sollte sich 
aber unter ihnen einer befinden, der 
doch noch glaubt, zu Höherem be-
stimmt zu sein, dann hatte er nun ja 
vier Jahre Zeit, diese Bewährung zu 
beweisen. 
Diese vier Jahre aber genügen auch 
uns, um zu einem endgültigen Urteil 
zu kommen. Nun aber werden – das 
will ich Ihnen hier versichern – alle 
die sich gegenseitig unterstützen-

Adolf Wissel (1894-1973): Kalenberger Bauernfamilie, 
1939, Öl/Lwd., 150 x 200 cm, 

ehemals erworben von Adolf Hitler, 
heute: Oberfinanzdirektion, München

Hans Schachinger (1888-1952): Ostmärkische 
Bauernfamilie, 1940, Verbleib unbekannt
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den und damit haltenden Cliquen von 
Schwätzern, Dilettanten und Kunst-
betrügern ausgehoben und beseitigt. 
Diese vorgeschichtlichen prähistori-
schen Kultur-Steinzeitler und Kunst-
stotterer mögen unseretwegen in die 
Höhlen ihrer Ahnen zurückkehren, 
um dort ihre primitiven internationa-
len Kritzeleien anzubringen.“ 
(Barron, S. 18.)

Die Kunst, die nun gefördert und pro-
pagiert wurde, diente nur einem Ziel: 
der deutschen Bevölkerung ein Ideal-
bild vor Augen zu halten, das es galt 

nachzuahmen. Ob es die Hausfrau 
am Herd, die Bäuerin, der Landser 
oder die ganze Familie war, die dar-
gestellt wurde, immer sollte sich der 
Betrachter mit den Ansprüchen des 
Regimes auseinandersetzen. 

Dass dabei die Kunst oft zu kurz 
kam, haben viele Zeitgenossen er-
kannt, aber nicht offen ausgespro-
chen. Auf Ziegler und seine Bilder im 
„Haus der Deutschen Kunst“ ist fol-
gender Reim gemünzt: „Kennst du 
das Haus, auf Säulen ruht kein Dach, 
von Blut und Boden strotzet das Ge-

mach, und Zieglers nackte Mädchen 
sehn dich an: Was hat man Dir, du 
arme Kunst, getan?“ 
(Hoffmann-Curtius, S.75)

Das NS-Regime hatte den Menschen 
Identifikationsangebote gemacht, um 
eine möglichst breite Zustimmung zu 
erlangen. 

Diesen Konsens brauchte man nicht 
nur zur Verankerung des eigenen 
Machtanspruchs, er führte 
auch zur Befürwortung oder zumin-
dest Tolerierung derjenigen Maß-
nahmen, die die Menschen treffen 
sollten, die nicht zur so genannten 
„Volksgemeinschaft” zählten 
oder zählen sollten.

Es soll an dieser Stelle kurz 
und exemplarisch auf Ge-
waltmaßnahmen des NS-Re-
gimes eingegangen werden. 
Was drängt sich dabei mehr 
auf, als das System der Kon-
zentrationslager zu beleuch-
ten. Ich werde jetzt nur auf 
die Konzentrationslager ein-
gehen, die auf deutschem 
Boden lagen. 
Die eigentlichen Vernich-
tungslager werden im an-
schließenden Kapitel, in dem 
es u.a. um die Verfolgung 
und Ermordung der deut-
schen und der europäischen 
Juden geht, beleuchtet.

Das Konzentrationslager Dachau 
soll zunächst im Mittelpunkt stehen, 
zum einen, weil es gewissermaßen 
die Mutter aller Konzentrationslager 
ist, dessen Organisation und Abläufe 
sich in allen anderen deutschen La-
gern wiederholen. 
Zum anderen deshalb, weil ich spe-
ziell über dieses Lager bereits früher 
geforscht habe. 
Erste wilde Konzentrationslager wur-
den 1933 von der SA und der SS in 

Dachau, Oranienburg und Esterwe-
gen eingerichtet. Darüber hinaus ent-
standen in vielen kleinen Orten ähnli-
che Sammellager, wie sie hier in der 
Nähe, in Bergkamen-Schönhausen, 
errichtet wurden. 

Sie dienten zunächst der Inhaftierung 
von kommunistischen und sozialde-
mokratischen Funktionären, die den 
ersten Verfolgungsmaßnahmen zum 
Opfer fielen.

Heinrich Himmler, der Chef der SS, 
versuchte bereits früh, die Konzen-
trationslager einer geregelten Ord-
nung zuzuführen. Diese sollte in der 
Hand der SS liegen, weil damit ein 
Ausbau und eine Festigung seines 
eigenen Machtanspruchs einherging. 
Das Konzentrationslager Dachau 
sollte das Muster-KZ werden. 
Dieses Lager war auf dem Gelände 
einer ehemaligen Munitionsfabrik er-
richtet worden. Nach ersten chaoti-
schen Monaten mit zahlreichen un-
geklärten Todesfällen übertrug Himm-

ler die Leitung des Lagers an den 
SS-Oberfüh-
rer Theodor 
Eicke. 

Dieser hatte 
sich in den 
Augen der 
SS verdient 
gemacht, 
war er doch 
wegen der 

Vorbereitung von meh-
reren Bombenattenta-
ten in der Weimarer Zeit 
verurteilt worden. 
Allerdings hatte er sich 
Anfang 1933 mit dem 
pfälzischen Gau-Leiter 
Bürckel überworfen und 
war, nachdem er eine 
gewaltsame Abrech-
nung versucht hatte, 
in die Psychiatrie ein-
gewiesen worden. Von 

dort schrieb er zahlreiche Briefe an 
den Reichsführer der SS und bot sich 
Himmler für neue Aufgaben an.

Der glänzende Organisator Eicke 
entwickelte dann auch das Dachau-
er Modell. Er baute das Lager aus 
und gab ihm eine Struktur, indem er 
eine Disziplinar- und Strafordnung er-
ließ, die regelte, welche Häftlingsver-
gehen mit welchen Strafen geahn-
det wurden. Aber auch für die Wach-
mannschaften erließ er eine Dienst-
ordnung. Durch beständige Schu-

Konzentrationslager in Deutschland

Heinrich Himmler (1900 - 1945)
hier: Besichtigung des KZ Dachau, April 1933

Theodor Eicke
(1982-1943)



1933

58

lungen und Indoktrination implemen-
tierte er bei den Wärtern einen Hass 
auf die Häftlinge, der nahezu unvor-
stellbar war, wie sich Rudolf Höß, der 
spätere Kommandant von Auschwitz, 
erinnerte. Höß war selbst durch die 
Dachauer Schule gegangen.

Das effizienteste Mittel der Lagerver-
waltung bildete die von Eicke einge-
führte Häftlings-Selbstverwaltung. 
Ohne ihren Einsatz wäre es wohl 
kaum möglich gewesen, tausende 
von Häftlingen mit einer geringen 
Anzahl von Bewachern unter derart 
schlechten Bedingungen festzuset-
zen. 
Auf Häftlingsseite stand der Lager-
älteste an der Spitze, der zwischen 
SS- und Häftlingsinteressen vermit-
teln sollte. Ihm zur Seite standen 
Blockälteste und Stubenälteste. 
Daneben gab es so genannte „Ca-
pos“, die die einzelnen Arbeitskom-
mandos begleiteten. Letztere üb-
ten die reale Macht im Lager aus, sie 
entschieden über Wohl und Wehe 
der Gefangenen, sie bestimmten 
über Leben und Tod.

In Eickes Zeit gelangten Bilder der 
KZs in die breite Öffentlichkeit. So er-
schien im Juli 1933 eine Beilage zur 
Münchner Illustrierten Presse, die 
das Lagerleben darstellte. 
Das Lagerleben wurde darin natürlich 
beschönt. So wurde berichtet, dass 
es im Lager ein Schwimmbad gebe – 
Bilder belegten angeblich die „unbe-
kümmerte natürliche Freude“ der In-
sassen. 
Dies in einer Situation, in der die 
Häftlinge um ihr Leben fürchteten.
Ähnliche Berichte erschienen im gan-
zen Reich. 

Damit wird eines klar: Niemand kann 
wirklich sagen, dass er von diesen 
Lagern nichts gewusst hätte.

Theodor Eicke wurde 1934 zum In-
spekteur aller Konzentrationslager 
ernannt. 
Aus dieser Funktion heraus sorgte er 
dafür, dass alle anderen Lager nach 

dem Dachauer Vorbild errichtet wur-
den. Die Leitungen der anderen La-
ger entstammten stets den Dachauer 
Wachmannschaften. 

Der Tagesablauf im Lager begann mit 
dem Wecken um 5.00 Uhr und ende-
te um 21.00 Uhr. 
Alle gesunden Gefangenen verbrach-
ten den Tag in Arbeitskommandos, in 
Kriegszeiten auch außerhalb des La-
gers.

Das Schutzhaftlager in Dachau nahm 
einen relativ kleinen Teil des Gelän-
des ein. Es hatte eine Länge von 600 
m und eine Breite von 250 m. 
Insgesamt gab es 30 Gefangenen-
Baracken, die auf einer Fläche von 
100 x 10 m jeweils vier Stuben um-
fassten. 
In jeder Stube gab es 52 Plätze, so-
dass das Lager 6.240 Gefangene 
aufnehmen konnte. Diese Zahl wurde 
allerdings in Kriegszeiten um mindes-
tens das Dreifache überschritten.

Schon früh hatte die SS ein in allen 
KZs geltendes Schema von Häft-
lingskennzeichnungen eingeführt. Sie 
mussten an der linken Brustseite und 
am rechten Hosenbein getragen wer-
den.
Einen roten Winkel hatten die politi-
schen Gefangenen, Grün kennzeich-
nete die Kriminellen. Homosexuelle 
trugen einen rosa Winkel, einen vio-
letten die Zeugen Jehovas, Schwarz 
war den „Asozialen“ sowie Sinti und 
Roma vorbehalten. Jüdische Gefan-
gene wurden genauso klassifiziert, 
mussten dazu aber einen gelben 
Winkel tragen, sodass beide Kenn-
zeichen zusammen den David-Stern 
ergaben. Ausländische Häftlinge tru-
gen dazu einen Buchstaben, der ihre 
Nationalität dokumentierte.

Lassen Sie 
uns 
einen Blick 
auf die 
Entwick-
lung des 
Lagers 
zwischen 
1933 und 
1945 wer-
fen. 
Im Anfang 
stellten die 
politischen 
Häftlinge 
das Gros 
der Inhaf-
tierten. Sie 

bildeten über die ganzen 12 Jahre 
hinweg den Grundbesatz des Lagers. 
So gibt es Menschen, die die kom-
plette Zeit des 3. Reiches in Dachau 
verbracht haben. 

Hinzu kamen in Friedenszeiten Men-
schen, die aus allen möglichen Grün-
den in Schutzhaft genommen wur-
den. Es konnte sich um innerpar-
teiliche Streitereien handeln, eben-
so um die Tatsache, Alimente-Zah-
lungen nicht geleistet zu haben. Die 
Konzentrationslager bildeten dabei 
einen rechtsfreien Raum. Es bleibt 
aber festzuhalten, dass die Zahl der 
Gefangenen stark schwankte, weil in 
Friedenszeiten durchaus Entlassun-
gen aus dem KZ erfolgten. 
Nach 1939 war dies so gut wie aus-
geschlossen. Völlig überfüllt war das 
Lager zum ersten Mal 1938 nach der 
sog. „Reichskristallnacht“. 
Die vielen tausend Juden, die nun in-
terniert wurden, konnten allerdings 
auf Freilassung hoffen, wenn sie sich 
zur Emigration bereit erklärten.

Mit dem Überfall auf Polen begann 
die Überfüllungszeit des Lagers. 
Tausende polnischer Intellektueller 
und politischer Mandatsträger wur-
den in das Lager eingeliefert. 
Bis 1945 nahm die Zahl der Inhaftier-
ten zu. Arbeit in den verschiedensten 
Betrieben des Lagers, von der Kies-
grube bis zur Porzellan-Manufaktur, 
bildeten die Einsatzbereiche der 
Häftlinge. 

Es handelte sich dabei zum Teil um 
Schwerstarbeit. So mussten die Häft-
linge etwa einen schweren Trans-
portwagen ziehen, der vor allem zum 
Transport von Baumaterialien ein-
gesetzt wurde. Vorne, hinten und an 
den Seiten wurden er von Häftlings-
kraft bewegt. Die Häftlinge bezeich-

KZ-Häftlinge aus Dachau bei der Zwangsarbeit         
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neten ihn als „Moorexpress“, die Ar-
beit daran war gefürchtet. 

Erst im Frühjahr 1942 änderte sich 
die Grundstruktur des Lagers durch-
greifend. 
Nach dem Überfall auf die Sowjet-
union war im Winter 41/42 klar ge-
worden, dass der Krieg lange dauern 
würde. Damit waren große Truppen-
teile im Osten gebunden, es fehlten 
Arbeitskräfte in der Kriegsproduktion. 

Reichlich qualifiziertes Personal fand 
man in den Häftlingen der KZs, die 
mehr und mehr in die Kriegsprodukti-
on eingebunden wurden. 
Entsprechend unterstanden die La-
ger jetzt nicht mehr dem Reichs-
sicherheitshauptamt, sondern dem 
SS-Wirtschaftsverwaltungshauptamt.

„Vernichtung durch Arbeit“ konnte 
man das Programm der SS in dieser 
Phase nennen. Bei stark reduzierter 
Ernährung und forcierten Arbeitsbe-
dingungen starben 1942 extrem viele 
Häftlinge. Um zumindest ihre Ernäh-
rung zu sichern, erlaubte man ihnen, 
sich Pakete mit Lebensmitteln schi-
cken zu lassen. Dennoch hielt das 
Sterben an.

Aber auch medizinische Versuche an 
Häftlingen, vor allem in angeblich 
kriegswichtigen Versuchsreihen, führ-
te zum Tode vieler Menschen. 
Ich zeige Ihnen hier ein Bild 
von den sogenannten „Luft-
waffenversuchen“, die zu 
den so genannten „kriegs-
wichtigen Experimenten“ 
gehörten und oft tödlich en-
deten – damit sollte die 
Überlebenschance von ab-
geschossenen Fliegern in 
eiskaltem Wasser erforscht 
und mögliche Schutzmaß-
nahmen getestet werden 
(Bild rechts).  

Gleichzeitig wurden nicht 
mehr arbeitsfähige Häftlin-
ge mit so genannten Invali-
den-Transporten nach Hart-
heim bei Linz gebracht, wo sie ver-
gast wurden. 

Es hieß zunächst, dass Alte und 
Kranke verlegt würden, um sie durch 
eine bessere Betreuung gesundheit-
lich wiederherzustellen. Als aber we-
nige Tage nach den ersten Transpor-
ten die Kleider der Betroffenen wie-
der in der Kleiderkammer des Lagers 
eintrafen, wussten die Häftlinge Be-
scheid.

Jetzt wurde versucht, diesen Trans-
porten zu entgehen. 
Im Jahr 1942 fielen dieser Art der Er-
mordung etwa 2.600 Lagerinsassen 
zum Opfer.

Im November 42 brach in allen deut-
schen KZs Typhus aus. Durch die da-
raufhin verhängte mehrmonatige 
Quarantäne und den dadurch be-
dingten Arbeitsausfall der Häftlinge 
wurde überdeutlich, wie sehr man 
ihre Arbeitskräfte brauchte. 

So änderten sich in der Folge die 
Verhältnisse grundlegend. Nicht 
mehr Vernichtung stand im Mittel-
punkt, der Lebenserhalt der Gefan-
genen wurde wichtig. 
Die Ernährung wurde deutlich ver-
bessert, das Strafsystem, zumindest 
für reichsdeutsche Schutzhäftlinge, 
abgemildert und ausgesetzt.

Im Jahr 1943 sank die Mortalität in 
den Lagern auf den gleichen Stand 
wie im Rest der Bevölkerung.
Selbst Leistungsprämien für erfolg-
reichen Arbeitseinsatz wurden einge-
führt. Und im Herbst 43 entschloss 
man sich, in den Konzentrationsla-
gern Bordelle einzurichten, in denen 
mit Prämienscheinen bezahlt werden 
konnte.
Viele Häftlinge arbeiteten nun in zivi-
len Firmen und waren in sog. Außen-
lagern untergebracht. Unter den Au-

gen der Öffentlichkeit fielen die Re-
pressalien endgültig weg.

Erst in der 2. Hälfte des Jahres 1944 
verschlechterte sich die Lage der Ge-
fangenen erneut. 
Wie im gesamten Reich, wurde jetzt 
auch hier die Versorgung immer 
schwieriger. Gleichzeitig stieg die 
Zahl der Gefangenen extrem an. Das 
System zielte darauf ab, möglichst 
alle festzusetzen, die am Endsieg 

zweifelten. Hinzu kamen Tausende 
von Gefangenen aus den bis dahin 
besetzten Ländern.
Im Winter 1944 forderte eine erneu-
te Typhus-Epidemie mehr als 10.000 
Opfer. Mit Beginn des Jahres 1945 
füllte sich Dachau noch mehr. Aus 
den Konzentrationslagern, denen 
die Befreiung durch alliierte Trup-
pen bevorstand, brachte man in gro-
ßen Gruppen Häftlinge nach Dachau. 
Schließlich wurde das KZ Dachau als 
letztes deutsches Konzentrationsla-
ger am 29. April 1945 von amerikani-
schen Truppen befreit. 
Dachau war das Muster-KZ, das für 
alle anderen das Vorbild lieferte. Es 
war das erste eines Systems von La-
gern, die das ganze Reichsgebiet 
überzogen. Dieses System zeigt auf, 
wie sehr es der SS gelang, die Rol-
le der Rechtsprechung zu unterwan-
dern, indem sie letztlich die Verfü-
gungsgewalt über diejenigen erhielt, 

die nach NS-Definition nicht 
zur Volksgemeinschaft ge-
hörten. Himmler und seine 
SS waren es, die über das 
Leben und das Schicksal von 
Hunderttausenden entschie-
den. Dazu installierten sie ein 
menschenverachtendes Sys-
tem außerhalb der bestehen-
den gesellschaftlichen Ord-
nung. Hierfür stehen Namen 
wie Buchenwald, Groß-Ro-
sen, Ravensbrück, Neuen-
gamme, Flossenbürg, Sach-
senhausen, Bergen-Belsen 
und Mauthausen. 
Im Krieg kamen weitere 22 

hinzu, dazu 165 Arbeitslager.
Erst der Krieg machte aus den Op-
fern wieder Menschen – nicht um ih-
rer selbst Willen, sondern weil man 
sie als Arbeitssklaven zur Aufrechter-
haltung der Industrie, insbesondere 
der Kriegsindustrie brauchte. 
Dass es noch eine Steigerung die-
ser Unmenschlichkeit gab, werden 
wir sehen, wenn der Blick auf die 
Vernichtungslager im Osten gerich-
tet wird.
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Ich möchte Ihnen heute abend die 
Entwicklung vorstellen, die zur Ent-
deckung der Kernspaltung führte und 
einige Forscher, die maßgeblich dar-
an beteiligt waren. 

Das chemische Element Uran wurde 
ereits1789 von dem deutschen Apo-
theker Martin Heinrich Klaproth ent-
deckt. Er wurde später erster Inhaber 
des Lehrstuhls für Chemie an der 
neu gegründeten Berliner Universität. 
Klaproth war ungewöhnlich erfolg-
reich bei der Analyse vieler Minerali-
en und der Entwicklung der analyti-
schen Chemie überhaupt. 

Aus dem Mineral Pechblende extra-
hierte er einen braunschwarzen „Me-
tallkörper“, den er in Anlehnung an 
den 8 Jahre zuvor entdeckten Plane-
ten Uranus  „Uranium“ nannte. 
Hierbei handelte es sich allerdings 
noch nicht um reines Uran, sondern 
ein Uranoxid. 

Uran selbst ist ein silberweißes Me-
tall, dessen Reindarstellung 1840 
dem französischen Chemieprofessor 
Eugène Melchior Péligot erstmals ge-
lang. 

Im chemischen Periodensystem, in 
welchem die Anordnung der Elemen-
te steigend nach ihrer Atommasse er-
folgt, befindet sich Uran auf Platz Nr. 
92. Es ist das schwerste der natürlich 
vorkommenden Elemente mit einer 
Atommasse von 238. 
Die Ordnungszahl 92 bedeutet, dass 
der Uranatomkern 92 Protonen ent-
hält (Teilchen von der Masse 1 und 
positiver Ladung). Für den Ladungs-
ausgleich muss das Uranatom ent-
sprechend 92 negativ geladene Elek-
tronen besitzen, welche sich in der 
Atomhülle befinden. 
Diese sind jedoch nahezu masselos, 
woraus sich ableiten lässt, dass um 
die hohe Atommasse von 238 zu er-
reichen, noch 146 (238-92) Neutro-
nen im Kern vorhanden sind. 
Diese besitzen ebenfalls die Masse 1 
und sind – wie der Name andeutet - 
elektrisch neutral.  

Uran war lange Zeit nur eines von 
vielen anderen Elementen – bis zum 
Februar 1896, als es sozusagen über 
Nacht zu einem ganz und gar unge-
wöhnlichen Element wurde. 

Erinnern wir uns: 
Angeregt durch die kurz zuvor ent-
deckte Röntgenstrahlung experimen-
tierte der französische Physiker Hen-
ri Becquerel mit fluoreszierenden, 

uranhaltigen Mineralien, wobei er mit 
Hilfe des Zufalls die Radioaktivität 
entdeckte. 

Im Februar 1896 gab er bekannt: 
Uran ist ein strahlendes Element. 
Man sprach zunächst von Becquerel-
Strahlung und Uran war plötzlich 
sehr gesucht. Den Begriff Radioak-

tivität führte die junge Polin Marya 
Sklodowska, spätere Madame Curie, 
ein, welche bei Becquerel ihre Dok-
torarbeit zur Untersuchung der mys-
teriösen Uranstrahlung machte. 

Wir wissen von ihrem fanatischen Ei-
fer. Sie fand zunächst, dass auch das 
Element Thorium die gleiche Art von 
Strahlung aussendet und entdeckte 
mit ihrem Mann Pierre zwei neue, 
noch viel stärker radioaktiven Ele-
mente: Polonium und Radium. 

Aus den Abfallhalden des Uranerz-
baus aus St. Joachimsthal reicherte 
sie in jahrelanger Schwerstarbeit das 
seltene Radium an, bis sie 1911 eine 
wägbare Menge von 20 mg reinen 
Radiumchlorids in ihren Händen hielt. 
Nun wurde natürlich in vielen Labora-
torien in aller Welt nach weiteren ra-
dioaktiven Stoffen gesucht. 
Besonders erfolgreich dabei waren 
der neuseeländische Physiker Ernest 
Rutherford sowie der deutsche Che-
miker Otto Hahn. 

Alle chemischen Elemente, die 
schwerer als Wismut sind (Nr. 83), 
besitzen instabile Kerne und zerfallen 
unter Aussendung radioaktiver Strah-
lung. Man zählt insgesamt 26 sog. 
„Radioelemente“, was rund ¼ aller 
Elemente ausmacht. 

Aber auch einige leichtere, stabile 
Elemente besitzen radioaktive Varie-
täten, sog. Isotopen, wie z.B. das Tri-
tium H3, aber auch der Kohlenstoff 
C14 und das Kalium K40. 
Isotopen (gr. isos und topos, was 
gleicher Platz bedeutet) sind durch 
zusätzliche Neutronen im Kern 
schwerere Atomarten desselben Ele-
ments, die sich in ihrem chemischen 
Verhalten nicht voneinander unter-
scheiden. 

Der Chemiker Frederic Soddy (No-
belpreis 1921) hatte das Phänomen 
der Isotopie als erster erkannt. 
In der Natur kommen diese schwe-
reren Varietäten in einem ganz be-
stimmten Beimengungsverhältnis vor. 
Sie gibt es sowohl von stabilen als 
auch von radioaktiven Elementen. 

Wie wir bereits an einem der frühe-
ren Projektabende gehört haben, ist 
radioaktive Strahlung nicht einheit-
lich; man beobachtet drei ihrem We-
sen nach verschiedene Strahlungs-
arten (Alpha, Beta, Gamma), die sich 
aufgrund ihrer unterschiedlichen La-
dung und Masse leicht in einem Mag-
netfeld differenzieren lassen. 
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Kernspaltung 
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Alpha-Strahlen bestehen aus zwei-
fach positiv geladenen Teilchen, ge-
nau genommen aus Heliumkernen 
(zwei Protonen und Neutronen der 
Gesamtmasse 4). 
Sie werden schon durch ein Blatt Pa-
pier vollständig gestoppt. Bei den 
einfach negativ geladenen Teilchen 
der Betastrahlen handelt es sich um 
Elektronen. Sie besitzen nur 1/7000 
der Masse von Alphateilchen, bewe-
gen sich nahezu mit Lichtgeschwin-
digkeit fort und werden erst durch ei-
nige mm Kupferfolie aufgehalten. 

Die Gamma-Strahlen haben keiner-
lei Ladung; bei ihnen handelt es sich 
auch nicht um Teilchenstrahlen, son-
dern um elektromagnetische Wellen. 
Sie sind noch kurzwelliger (härter) 
als Röntgenstrahlung und die durch-
dringendsten aller drei radioaktiven 
Strahlen. Erst durch einige cm Blei 
werden sie wesentlich geschwächt. 
Registrieren und messen kann man 
radioaktive Strahlung auf unter-
schiedliche Weise, mittels fotogra-
fischer Filme, Wilsonscher Nebel-
kammer, Geiger-Müller-Zählrohr oder 
Szintillationszählern.

Das anfänglich größte Rätsel war na-
türlich, wie es denn überhaupt mög-
lich ist, dass radioaktive Stoffe stän-
dig diese Strahlungen, also Energie, 
abgeben. 

Woher kommt die Energie? 
Bald wurde offenbar, dass mit der 
Aussendung von Teilchenstrahlung 
sich Elementumwandlungen vollzie-
hen. Ausgehend von Uran, Thorium 
und Actinium ließen sich sogar ganze 
Zerfallsreihen ermitteln, deren Weg 
über unterschiedliche, z.T. kurzlebige 
Zwischenprodukte jeweils am Ende 
zu einem stabilen Blei-Isotop führt. 
Diesen komplexen Zerfallsreihen lie-
gen klare Gesetzmäßigkeiten zu 
Grunde, die sich nach der Art der ab-
gegebenen Strahlung richten: bei Al-
pha-Zerfall entsteht immer ein Iso-
top desjenigen Elements, das zwei 
Stellen weiter vorne im Periodensys-
tem steht (88 Radium 226 à 86 Ra-
don 222 + 2 He 4); bei einem Beta-

Strahler bildet sich hingegen ein Iso-
top des nächst höheren Elements (88 
Ra 228 à 89 Ac 228 +  1e). 
Das Radium226-Isotop wurde übri-
gens von Otto Hahn in Berlin ent-
deckt. Es besitzt eine Halbwertzeit 
von nur 6,7 Jahren und wurde zu me-
dizinischen Zwecken als billigerer Er-
satz für das langlebige Radium der 
Mme Curie mit einer HWZ von 1600 
Jahren in den Handel gebracht. 

Unter Halbwertzeit versteht man die 
Zeit, die vergeht, bis die Hälfte der 
betreffenden Substanz zerfallen ist, 
wobei sie von der ursprünglich vor-
handenen Ausgangsmenge unab-
hängig ist. Die HWZ ist eine  Materi-
alkonstante (HWZ = ln 2/k). Sie kann 
von einigen Milliarden Jahren (z.B. 
bei U238: 4,5 Ga) bis zu Sekunden-
bruchteilen (z.B. beim Po214:164 µs) 
reichen. 
Ein besonderes radioaktives Element 
ist das Radon (Nr. 86), welches in al-
len Zerfallsreihen (als Rn 218, 219, 
220, 222) auftaucht. Es ist als einzi-
ges radioaktives Element gasförmig 
(Edelgas) und entweicht daher leicht 
aus allen Präparaten, die eine seiner 

Muttersub-
stanzen er-
halten. 
Wenn es 
dann selbst 
nach max. 
3,8 Tagen in 
die radioak-
tiven Toch-
tersubstan-

zen weiter zerfällt, die nicht gasför-
mig sind, schlagen sich diese aus der 
Luft auf alle Oberflächen bzw. beim 
Einatmen in der Lunge nieder. Vor al-
lem die Radioaktivität dieses Nie-
derschlags ist verantwortlich für auf-
tretende Gesundheitsschädigungen 
(Kontamination).

Unsere Umwelt und wir selbst weisen 
Radioaktivität auf. In der Luft und im 
Regenwasser ist der hohe Gehalt am 
erwähnten Radon bemerkenswert. Im 
Boden und Gesteinen tragen über-
wiegend Uran, Thorium und Kalium 
40 zur natürlichen Radioaktivität bei. 
Durch Erosion gelangt sie auch in die 
Weltmeere. Insbesondere Verbindun-
gen des Radiums werden leicht aus 
Gesteinen herausgelöst. Über das 
Wasser gelangt Radium dann auch 
in Pflanzen und von dort in die Nah-
rungskette. Im menschlichen Orga-
nismus sind vorwiegend der Gehalt 
an Kohlenstoff und Kalium mit ihren 

radioaktiven Isotopen (C 14 und K 
40) für die natürliche Radio-
aktivität verantwortlich. Eine 70 kg 
Person weist durchschnittlich eine 
Radioaktivität von über 8000 Bq auf  
(8000 Atomzerfälle /s). 

Die natürliche Radioaktivität ist auf 
den selbständig verlaufenden Zer-
fallsvorgang der Atomkerne zurück-
zuführen. 

Kernumwandlungen können aber 
auch künstlich hervorgerufen wer-
den: durch Beschuss mit geeigneten 
Elementarteilchen (Protonen, Deute-
ronen, Neutronen, Alphateilchen). 

Erstmals gelang Rutherford 1919 die 
Umwandlung von Stickstoff in Sau-
erstoff durch Alphateilchenbeschuss 
(14N + 4 He à 16 O + 1p (H)). 

Damit hat sich ein alter Traum der Al-
chimisten erfüllt. Heute ist es tatsäch-
lich technisch möglich, andere Stoffe 
u.a. auch Quecksilberatome in Gold-
atome umzuwandeln (HWZ 48 min., 
stabiles Gold ist aus Platin gewinn-
bar, allerdings im atomaren Mengen-
bereich!). Große Fortschritte sind in 
diesem Bereich durch die Verwen-
dung immer energiereicherer (be-
schleunigter) Teilchen erzielt wor-
den. Da der Kern nur weniger als 
ein Zehntausendstel des Durchmes-
sers des Atoms ausmacht (Verhältnis 
Fußballfeld/Murmel), erfolgt ein Zu-
sammenprall sehr selten. Die über-
wiegende Mehrzahl der Teilchen 
fliegt durch die Elektronenhülle hin-
durch, ohne den Kern zu treffen. Die 
Ausbeute bei derartigen Kernreaktio-
nen ist also außerordentlich klein. 

Entstehen beim Beschuss von Atom-
kernen instabile Isotope, welche un-
ter radioaktiver Strahlung zerfallen, 
dann handelt es sich um sog. „künst-
liche Radioaktivität“. 

Erstmals 1934 bewies das Ehepaar 
Joliot-Curie  (Irène = die älteste Toch-
ter von Marie und Pierre Curie), dass 
bei Beschuss einer Aluminiumfolie 
mit Alphateilchen radioaktiver Phos-
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phor entstand (Al 27 + He 4 à P 30 
+ 1n.) Der radioaktive Phosphor zer-
fiel spontan unter Freisetzung eines 
Positrons. Für die Erzeugung künstli-
cher Radioaktivität erhielten die Joli-
ots 1935 den Nobelpreis für Chemie.

Weiterhin ist es möglich, durch den 
Beschuss von Atomkernen mit Ele-
mentarteilchen auch Isotope von Ele-
menten herzustellen, die in der Na-
tur überhaupt nicht vorkommen, also 
solche, die schwerer als Uran sind, 
die sog. Transurane. 

Die von dem Ehepaaar Joliots ent-
deckte Möglichkeit, radioaktive Nu-
klide auf künstlichem Wege zu er-
zeugen, brachten den italienischen 

Physiker Enrico Fermi (1901-1954) 
in Rom auf die Idee, eine systemati-
sche Untersuchung an allen verfüg-
baren Elementen von den leichtesten 
bis hinauf zum Uran durchzuführen. 

Er verwendete als Beschussmateri-
al Neutronen, welche gegenüber Al-
phateilchen oder Protonen den Vor-
teil haben, dass sie wegen ihrer La-
dungsneutralität vom Atomkern nicht 
abgestoßen werden. 
Fermi entdeckte, dass insbesondere 
langsame, mit Hilfe von Wasser oder 
Parafin abgebremste Neutronen die 
größte Chance hatten, vom Kern ab-
sorbiert zu werden. Im Jahr 1934 be-

schoss sein Team Uran und gemäß 
dem üblichen Verlauf bei allen ande-
ren Elementen (Bildung des nächst 
höheren Elements) erwarteten sie, 
das aus der Natur nicht bekannte 
Element Nr. 93 zu entdecken. 
Doch das Ergebnis war verwirrend. 
Es wurden gleich drei, mit verschie-
denen Halbwertzeiten abklingende 
ß-Aktivitäten beobachtet, was sie 
zu der Vermutung veranlasste, dass 
man auch gleich die Isotope der Ele-
mente No. 94 und 95 gefunden habe. 

Diese Ergebnisse und offenen Fra-
gen veranlassten andere Forscher - 
vor allem das Ehepaar Joliot in Paris  
und die Gruppe um Otto Hahn in Ber-
lin -, die Versuche Fermis nachzuvoll-
ziehen. Und damit begann ein weite-
rer Akt der Abenteuer, die schließlich 
zum sog. Atomzeitalter führten.

Otto Hahn, am 8. März 1879 gebo-
ren, war der Jüngste von vier Söhnen 
eines Glasermeister, der in Frankfurt 
am Main ein erfolgreiches Unterneh-
men betrieb. Otto besuchte dort die 
Oberrealschule. 
Nichts deutete auf seinen späteren 
Werdegang hin, als er im Frühjahr 
1897 sein Abitur ablegte. Zwar hat-
te er drei Einsen im Abgangszeugnis, 
aber nicht etwa in Mathematik, Phy-
sik und Chemie, sondern in Turnen, 
Singen und Religion. 
Sein Vater wollte, dass er Architekt 
werde, doch Otto entschied sich für 
das Studium der Chemie, das er in 
Marburg begann und in München 
fortsetzte. Nach seinem Doktor-Exa-
men 1901 und einer einjährigen Mi-
litärzeit nahm er die Stellung eines 
Assistenten am Chemischen Institut 
in Marburg an. Im Herbst 1904 ging 

er nach London, wo er bei Sir Wil-
liam Ramsay, dem berühmten Entde-
cker der Edelgase, eine Assistenten-
stelle fand. Dort machte er eigentlich 
abseits seines Fachgebiets zum ers-
ten Mal Untersuchungen mit radioak-
tivem Material und entdeckte das Ra-
diothorium. 
1905 folgte er einem Ruf des führen-
den Atomforschers Ernest Rutherford 
an die Universität von Montreal. 
Dort entdeckte er das Thorium C und 
das Radioactinium. 1906, nach 
Deutschland zurückgekehrt, setzte er 
seine Versuche am Chemischen Ins-
titut in Berlin fort, wo er das Mesotho-
rium fand und 1907 habilitierte. 
In dieser Zeit begann auch die enge 
Zusammenarbeit mit Lise Meitner. 
Gemeinsam entdeckten sie 1917 das 
radioaktive Element Nr. 91, das Prot-
actinium (Pa) sowie ein weiteres Ra-
dionuklid des Uran. 

Lise (Elisabeth) Meitner wurde 1878 
in Wien geboren und war eines von 
acht Kindern einer jüdischen Rechts-
anwaltsfamilie. 
Lise schloss die Schule mit dem Leh-
rerinnenexamen für Französisch ab 
und erlangte mit 20 Jahren ihr Abi-
tur extern an einem Jungengymna-
sium. An der Universität Wien nahm 
sie das Studium der Mathematik und 
Physik auf, welches sie 1906 dort als 
erste Studentin mit dem Dr.-Grad ab-
schloss. 

Zur Vertiefung ihrer Studien ging sie 
1907 nach Berlin, wo damals unter 
anderen Max Planck, Albert Einstein, 
Walter Nernst und Max von Laue ar-
beiteten sowie viele weltberühmte 
Chemiker und Biologen.
Berlin war zu jener Zeit so etwas wie 
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eine Welthauptstadt der Naturwissen-
schaft. Lise Meitner hörte die Vorle-
sungen über Theoretische Physik bei 
Max Planck, wollte sich aber auch 
experimentell betätigen. 
Da sie schon in Wien über die Ab-
sorption der so aktuellen radioaktiven 
Strahlung gearbeitet hatte, kam sie 
bald mit dem Chemiker Otto Hahn 
zusammen, der sich in Berlin als ein-
ziger mit radioaktiven Stoffen befass-
te. Der frisch habilitierte Hahn arbei-
tete damals im Chemischen Insti-
tut der Universität (Kaiser-Wilhelm-
Institut in Berlin-Dahlem 1912), des-
sen Direktor der berühmte organi-
sche Chemiker und Nobelpreisträger 
(1902) Emil Fischer war. 

Dieser wollte eigentlich keine Frauen 
aufnehmen und stellte Fräulein Dok-
tor Lise Meitner die Bedingung, dass 
sie auf keinen Fall die Experimentier-
säle der Studenten betreten dürfe. 
Schließlich gestattete er ihr zusam-
men mit Otto Hahn in einem Keller-
raum, der sog. Holzwerkstatt, zu ar-
beiten. Erst zwei Jahre später wurde 
ihre Mitarbeit am Institut bezahlt. 

1926 habilitierte sie und erhielt eine 
Privatdozentur für Kernphysik, womit 
sie zur ersten Professorin an der Ber-
liner Universität wurde. Die Physik 
war ihr Leben, sie blieb zeitlebens 
unverheiratet und kinderlos. 
Nach der Machtergreifung 1933 wur-
de der damals 55-jährigen Jüdin die 
Lehrerlaubnis entzogen; seitdem ar-
beitete sie wieder im Institut. 
Hier blieb sie während der ersten 
Jahre der Hitler-Herrschaft verhältnis-
mäßig unbehelligt dank ihrer öster-
reichischen Staatsbürgerschaft und 
des standhaften Eintretens von Otto 
Hahn für sie. 

Mit ihm verband sie ein 30jähriges, 
sehr erfolgreiches Forscherleben.
Das Team Meitner/Hahn versuchte 
die Ergebnisse Enrico Fermis in Rom 
nachzuvollziehen. In Berlin konnte 
man nicht nur die drei, sondern nach 
und nach ein ganzes Dutzend ver-
schiedener ß-Strahler aus dem be-
schossenen Uran abtrennen und 
durch jeweils verschiedene HWZ 
charakterisieren. 

Die Situation war ebenso aufregend 
wie verworren, es gab einfach zu vie-
le Transurane und alle waren eigen-
artigerweise nur ß-Strahler. 

Geblendet durch die Überzeugung, 
es könnten beim Neutronenbeschuss 
nur Isotope der dem Uran benach-
barten Elemente entstehen, kam nie-
mand auf die richtige Idee. 

Dabei hatte eine Chemikerin sie 
schon publiziert! 
Ida Noddack hatte bereits früh Zwei-
fel an Fermis Annahme geübt, er 
habe eine Kette von Transuranen ge-
funden, und 1934 geschrieben: 
„Es wäre denkbar, dass bei der Be-
schießung schwerer Kerne mit Neu-
tronen diese Kerne in mehrere 
Bruchstücke zerfallen, die zwar Iso-
tope bekannter Elemente, aber nicht 
Nachbarn der bestrahlten Elemen-
te sind.“  
Ida Noddack 
(geb. Tacke) 
(1898-1978) 
(s. rechts) 
kam in Lack-
hausen bei 
Wesel auf die 
Welt. 
Ihr Vater war 
Besitzer ei-
ner Lackfab-
rik. Nach dem 
Studium an der Technischen Univer-
sität Berlin ging sie 1923 in die In-
dustrie und entdeckte 1925 mit ih-
rem späteren Ehemann, dem Phy-
sikochemiker Walter Karl Friedrich 
Noddack (1896-1960), die Elemen-
te Rhenium (Nr. 75) und Masurium 
(späteres Technetium, Nr. 43). Sie 
veröffentlichte insgesamt 60 wissen-
schaftliche Aufsätze und mit ihrem 
Mann die „Monographie des Rheni-
ums“ sowie das Werk „Entwicklung 
und Aufbau der chemischen Wissen-
schaft“. 

Aber Ida Noddacks Meinung und Vo-
raussage fand kein Gehör. Nur weni-
ge Physiker hatten wohl von ihrer in 

einer chemischen Fachzeitschrift ver-
öffentlichten Idee überhaupt Kennt-
nis. Und diejenigen, die davon wuss-
ten und sogar mit ihr korrespondier-
ten, zogen diesen Lösungsansatz 
nicht ernsthaft in Betracht. 

Jahrelang gab es offene Konflikte 
zwischen den Noddacks und dem 
Gespann Meitner-Hahn, die eben-
so wie die maßgeblichen Atomphysi-
ker ihrer Zeit, Ernest Rutherford und 
Niels Bohr, die Annahme von einem 
Zerbrechen des Urankerns in größe-
re Bruchstücke schlichtweg für ab-
surd hielten. 

Wollte man den äußerst kompakten, 
von massiven Kräften zusammen-
gehaltenen Kern mit einem einzigen 
Neutron auseinanderbrechen, wäre 
das in etwa so, als würde man einen 
Kieselstein auf einen großen Fels-
block werfen in der Hoffnung, dass 
dieser dadurch in zwei Teile ausein-
anderfiele. 

Lise Meitner und ihr physikalisches 
Team waren so stark von der Un-
möglichkeit eines solchen Zerfalls 
überzeugt, dass niemand den Ge-
danken aufgriff und ihn experimentell 
überprüfte – allerdings tat auch Ida 
Noddack es nicht. 
Und der Chemiker Otto Hahn stand 
zu stark unter dem Einfluss der Phy-
siker, was der bezeichnende und oft 
zitierte Ausspruch von Lise Meitner 
verdeutlicht: 
“Lass mich das mal machen Hähn-
chen - von Physik verstehst du 
nichts.“ 
Also arbeitete man weiter mit der al-
ten Hypothese, die vielen beobachte-
ten radioaktiven Produkte seien Iso-
tope von Transuranelementen. 

Auch in Paris kam man nahe an die 
Wahrheit heran. Irène Joliot-Curie 
und Paul Savitch hatten 1938 beim 
Uranbeschuss einen Stoff mit ei-
ner HWZ von 3,5 Stunden identifi-
ziert, der nicht in das von Meitner 
und Hahn vorgeschlagene Sche-
ma der Bestrahlungsprodukte pass-
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te und sich zudem chemisch anders 
verhielt. Sie teilten mit: „Zusammen-
genommen sind seine Eigenschaf-
ten die des Lanthans, von dem man 
es, wie es bisher scheint, nur durch 
Fraktionierung separieren kann.“ 
Hätten die beiden gezeigt, dass es 
sich gar nicht vom Lanthan trennen 
lässt, also de facto Lanthan ist, wä-
ren sie die Entdecker der Uranspal-
tung geworden!

Als sich die politischen Verhältnisse
in Deutschland und Italien zuneh-
mend verschlechterten emigrierten 
viele Wissenschaftler, darunter auch 
Enrico Fermi. Er nutzte die Gelegen-
heit seiner Nobelpreisverleihung im 
Dezember 1938, um mit seiner jü-
dischen Frau über Stockholm in die 
USA zu gehen. 
Auch für Lise Meitner wurde nach 
dem Anschluss Österreichs die Lage 
in Berlin kritisch. Durch die Fürsorge 
Hahns und mit Hilfe der holländi-
schen Physiker Peter Debye und Dirk 
Coster gelangte sie illegal über die 
Grenze nach Holland und von dort 
weiter nach Stockholm, wo sie zu-
nächst Aufnahme im Nobelinstitut er-
hielt. 
Meitner wurde Mitglied der Schwe-
dischen Akademie und erhielt später 
eine Professur an der Technischen 
Universität Stockholm.

Trotz dieser politisierten Atmosphäre, 
in der es nicht leicht war, sich auf die 
Wissenschaft zu konzentrieren und 
trotz seiner bereits 60 Jahre, arbei-
tete Otto Hahn mit seinem Kollegen 
Fritz Straßmann täglich weiter an den 
Transuranen, manchmal bis spät in 

die Nacht. Die entscheidenden Ver-
suche führten die beiden im Dezem-
ber 1938 durch. 
Auf der Suche nach dem in Paris ge-
fundenen 3,5 h –Nuklid, kamen sie 
zu einem höchst überraschenden Er-
gebnis: Sie entdeckten im Produkt 
des Neutronenbeschusses das Ele-
ment Barium (Nr. 56), das sie zuerst 
für Radium gehalten hatten. 
Wo aber konnte Barium herkommen? 
Da dessen Atom viel leichter als ein 
Uranatom ist, konnte es nur durch 
Zerplatzen des Urankerns entstan-
den sein. 
Sollten sie den Atomkern tatsächlich 
gespalten haben? 
Es handelte sich dabei um etwas für 
sie so Unglaubliches, dass Hahn es 
nur wagte, seine langjährige Kollegin 
Lise Meitner einzuweihen, welche am 
19. Dezember in Schweden von ihm 
brieflich Mitteilung bekam. 
„...Unsere Ra-Isotope verhalten sich 
wie Barium... Vielleicht kannst Du ir-
gendeine phantastische Erklärung 
vorschlagen. Wir wissen dabei selbst, 
dass es eigentlich nicht in Ba zerplat-
zen kann … Falls Du irgend etwas 
vorschlagen kannst, das Du publi-
zieren könntest, dann wäre es doch 
noch eine Art Arbeit zu dreien.“ 

Otto Hahn hatte auf chemischem 
Wege eindeutig die Eigenschaften 
des Bariums nachgewiesen, war 
aber trotzdem durch die Physik ver-
unsichert, so dass der Wortlaut der 
Publikation von ihm und Straßmann 
im Januar 1939 vorsichtig gewählt 
war. Erst nach schwierigen Versu-
chen fanden sie die Ergänzung. 
Außer Barium erhielt das Produkt 
auch das Edelgas Krypton mit der 
Ordnungszahl 36. Und nun wurde 
klar: 56 + 36 ergibt 92, die Ordnungs-
zahl von Uran.

Lise Meitner in Schweden besprach 
die Ergebnisse sofort mit ihrem Nef-
fen, dem Physiker Otto Robert Frisch 
und so konnten sie beide als erste 
eine physikalische Erklärung für die 
beobachtete Kernspaltung publizie-

ren. Ihre Vorstellung von der „Kern-
spaltung“ (nuclear fission) - der Na-
me wurde von Meitner eingeführt -, 
basierte auf dem von dem dänischen 
Kernphysiker Niels Bohr stammen-
den Tröpfchenmodell des Atomkerns, 
welches besagt, dass schwere Kerne 
sich annähernd wie Flüssigkeitstrop-
fen verhalten. 
Ihre Idee war nun, dass bei einem 
besonders schweren und protonen-
reichen Kern wie dem des Urans auf 
Grund der zunehmenden Ladung die 
Oberflächenspannung herabgesetzt 
sein müsste analog zu einem was-
sergefüllten Ballon, dessen Haut 
umso dünner wird, je größer und 
schwerer er wird. In diesem Zustand 
reiche dann unter Umständen ein 
winziger Stoß mit dem Finger bzw. 
mit einem einzelnen Neutron aus, um 
die Wasserbombe – d.h. den Atom-
kern – zerplatzen zu lassen. „…durch 
das eingefangene Neutron zieht 
sich der Kern in die Länge, bildet zu-
nächst eine Art Taille und schließlich 
erfolgt eine Trennung in zwei unge-
fähr gleiche große, leichtere Kerne, 
die dann wegen ihrer gegenseitigen 
Abstoßung mit großer Heftigkeit aus-
einanderfliegen.“

Meitner gab die Information über die 
Entdeckung der Kernspaltung auch 
an Niels Bohr weiter, der sofort ver-
mutete, dass das seltene U 235 Iso-
top dafür verantwortlich sein müsse. 
Und tatsächlich: nur das Uranisotop 
235, welches gerade einmal 0,7% 
des Uranvorkommens ausmacht, ist 
spaltbar. 

Durch Aufnahme eines Neutrons wird 
es zu Uran 236 und bricht unter Bil-
dung von zwei etwa gleichgroßen, 
mittelschweren, radioaktiven Ker-
nen auseinander. Beim Versuch von 
Hahn und Straßmann entstanden 
als Bruchstücke Barium und Krypton 
(92U 235 + n à 92U236 à 56Ba142 
+ 36Kr92 + 2n). Jedoch wurden spä-
ter als weitere mögliche Spaltproduk-
te z.B. auch die Paare Strontium-Xe-
non, Yttrium-Jod, Bor-Lanthan nach-
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gewiesen. Allgemein gesagt, entste-
hen bei der Uranspaltung Bruchstü-
cke mit unterschiedlichen Atommas-
sen, die um die Atommassenzahl 95 
und 135 schwanken. 

Lise Meitner hätte ohne die nur ein 
halbes Jahr vor dem entscheidenden 
Versuch erzwungene Emigration mit 
Sicherheit an der Publikation der Ent-
deckung der Kernspaltung teilgenom-
men. 

Dieses bittere Schicksal hat ihr Otto 
Hahn durch seine schnelle briefliche 
Mitteilung bewusst erleichtert. Doch 
ehrte die schwedische Akademie 
der Wissenschaften allein Otto Hahn 
mit dem Nobelpreis für Chemie; Lise 
Meitner ging leer aus. 
Hahn konnte den für das Jahr 1944 

verliehenen Preis allerdings erst 
nach Kriegsende am 10.12.1946 aus 
den Händen des schwedischen Kö-
nigs in Empfang nehmen. 
Im Jahre 1957 wurde in Berlin ein 

Kernforschungs-
institut gegrün-
det, das zu Eh-
ren von Otto 
Hahn und Lise 
Meitner auf Vor-
schlag von Max 
Laue den Na-
men „Hahn-Meit-
ner-Institut für 
Kernforschung“ 
erhielt. 
Die lange Rei-
he der Transura-
ne hat sich heu-

te bis zum Element 109 fortgesetzt, 
welches zu Ehren Lise Meitners nach 
ihrem Tod Meitnerium genannt wur-
de. Auch nach Otto Hahn wurde ei-
nes der Transurane, das Element Nr. 
105 Hahnium benannt.

Zu den Transuranen gehört übrigens 
auch das so wichtige Element Plu-
tonium (94 Pu). Es wurde 1940 von 
Glenn Theodore Seaborg durch Be-
strahlung von Uran mit Kernen des 
schweren Wasserstoffs (Deutero-
nen, H2) entdeckt. Plutonium 239 ist 
ein Alphastrahler mit einer HWZ von 

24.400 Jahren. Es wird heute in je-
dem Kernkraftwerk in kg-Mengen 
künstlich gebildet. Was viele nicht 
wissen: es tritt spurenweise auch in 
der Natur auf, bei einer durch kosmi-
sche Strahlung ausgelösten Kern-
reaktion. Doch um 1 g natürliches 
Plutonium zu gewinnen, müsste man 
es aus 100.000 t Uran extrahieren. 

Hingegen wurden durch die oberirdi-
schen Kernwaffentests bis zum Jahre 
1963 etwa 3 t Plutonium weltweit auf 
der Erde verteilt. 
Aber von den Folgen, die aus der 
wissenschaftlichen Erkenntnis der 
Kernspaltung erwuchsen, hören wir 
am nächsten und letzten Abend. 
Abschließend sei hier noch ein Zitat 
von Lise Meitner wiedergegeben. Sie 
schrieb in den späten 50er Jahren:  
„Die Wissenschaft ist gewiss nicht 
schlecht, nur wir Menschen sind es 
leider.“

Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, heute möchte ich mich mit 
dem Film während der NS-Zeit be-
schäftigen. Die für heute vorgesehe-
ne U-Musik werde ich dann in einer 
Woche präsentieren.

Beginnen wir zunächst mit dem, was 
man das Weimarer Erbe nennen 
kann:
Wir haben vor einem Jahr gesehen, 
daß sich nach dem Ersten Weltkrieg 
speziell in Deutschland eine bedeu-
tende Filmkultur entwickelt hat. 
Aber auch in anderen europäischen 
Staaten und den USA entstanden be-
achtliche Werke der sich schnell ent-
wickelnden Filmindustrie. 
Neben dem neuen Medium, das den 
Bildern das Laufen beibrachte, wurde 
auch der abgedunkelte Kinosaal zum 
neuen Raumerlebnis.

Am Ende der Weimarer Republik hat-
te der Film schon die meisten seiner 
technischen Entwicklungsstufen hin-

ter sich: aus dem Stummfilm war der 
Tonfilm geworden und auch der Farb-
film eroberte seit 1932 die Leinwand. 
Die Methode der Darstellung der Re-
alität im Film begründete die Differen-
zierung in: Spielfilm, Dokumentarfilm 
und Trickfilm.
Gerade in Deutschland entwickelte 
sich der Film in der Weimarer Zeit zu 
einem international beachteten Medi-
um als bedeutende Kunstform. 

So fanden überdurchschnittlich viele 
deutsche Produktionen aus diesem 
oft zum „Goldenen Zeitalter“ der Ki-
nematographie stilisierten Zeitraum 
Eingang in die Filmgeschichte. 

Darunter finden sich Filme wie Ro-
bert Wienes „Das Kabinett des Dr. 
Caligari“, Paul Wegeners „Der Go-
lem, wie er auf die Welt kam“, Fried-
rich Wilhelm Murnaus „Der letzte 
Mann“, Fritz Langs „Metropolis“ und 
G. W. Pabsts „Die Büchse der Pan-
dora“. Die Filme „Das Kabinett des 

Dr. Caligari“ oder „Nosferatu - Eine 
Sinfonie des Grauens“ u.a. hatten 
maßgeblichen Anteil daran, daß der 
Begriff Expressionismus insbesonde-
re im Ausland synonym für den deut-
schen Film der 20er Jahre stand. 

Werke wie „Die freudlose Gasse“ von 
G.W. Pabst (1925) oder „Kuhle Wam-
pe oder Wem gehört die Welt“ von 
Slatan Dudow (1932, Drehbuch von 
Bert Brecht) thematisierten das Elend 
der Arbeiter.

Die Jahresproduktion in Deutschland 
lag zwischen 200 und 500 Filmen, 
was nur noch von Hollywood über-
troffen wurde.

Natürlich gab es neben den berühm-
ten Filmen dieser Zeit auch eine be-
trächtliche Menge von meist schnell 
produzierten Genre- und Serienfil-
men, die als Teil der Alltagskultur 
ohne Kunstanspruch nur Zerstreuung 
und Unterhaltung bieten wollten.

Der Film 1933 - 1945
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Zwar entwickelte sich hier kein in-
ternationaler Starkult, der dem von 
Charlie Chaplin, Harold Lloyd oder 
Max Linder vergleichbar gewesen 
wäre; dennoch brachte auch die Wei-
marer Komödie eine Reihe von Publi-
kumslieblingen hervor. 
Zu ihnen gehörten Ossi Oswalda, 
Lilian Harvey, Renate Müller, Adele 
Sandrock, Jenny Jugo und Anny On-
dra ebenso wie ihre männlichen Kol-
legen Siegfried Arno, Felix Bressart, 
Willy Fritsch, Curt Bois, Otto Wall-
burg, Theo Lingen oder der junge 
Heinz Rühmann.

Nachdem die Nationalsozialisten die 
Macht ergriffen hatten, traten gewal-
tige Änderungen in der deutschen 
Filmproduktion ein. 

Zunächst erhielten alle jüdischen 
Filmschaffenden Berufsverbot. Wer 
konnte, emigrierte zunächst ins eu-
ropäische Ausland, nach Beginn 
des Krieges in die Vereinigten Staa-
ten. Die wenigsten fanden im Exil ihr 
Glück. 
Einige blieben jedoch in Deutschland 
und kamen dann meist in einem KZ 
ums Leben. 
Stellvertretend seien hier genannt: 
Otto Wallburg, Paul Morgan, Max 
Ehrlich und Kurt Gerron. 

Von Beginn an war die Geschichte 
des deutschen Films gerade von jü-
dischen Künstlerinnen und Künstlern 
geprägt worden. Die Folgen der Emi-
gration und der Verfolgung sind bis 
heute spürbar: nicht nur die Qualität 
der Filme, sondern auch in der Nach-
haltigkeit, mit der jüdische Stars des 
Weimarer Kinos in Vergessenheit ge-
raten und gedrängt wurden.

Die Massen beeinflussende Wirkung 
des Films war von den Nazis frühzei-
tig erkannt worden. 
Eines der wirksamsten Instrumente,
das Filmschaffen zu kontrollieren 
und zu lenken, war die Bildung der 
Reichsfilmkammer im September 
1933. Sie war wie die vor einer Wo-
che erwähnte Reichsmusikkammer, 
der Reichskulturkammer unterstellt 
und damit direkt Goebbels’ Reichsmi-
nisterium für Volksaufklärung u. Pro-
paganda (RMVP). 

Schon im Juni 1933 hatte Goebbels 
verfügt, daß jeder, der „an der Her-
stellung eines deutschen Filmstrei-
fens mitwirken will, deutscher Ab-
stammung sein und deutsche Staats-
bürgerschaft besitzen“ muß. 
Seit September 1933 stellte die Mit-
gliedschaft in der Reichsfilmkammer 
die rechtliche Voraussetzung für jeg-
liche Tätigkeit im Filmbereich dar. 
Diese Tätigkeit konnte aber mit der 
Begründung, „daß der Antragsteller 
die für das Filmgewerbe erforderliche 
Zuverlässigkeit nicht besitzt“, ver-
wehrt werden. Diese vage formulierte 
Zuverlässigkeitsklausel bot dem Re-
gime die Möglichkeit, Berufsverbote 
gegen jene auszusprechen, die dem 
Staat nicht genehm waren.

Neben der personellen und inhaltli-
chen Kontrolle über das Filmschaf-
fen, nahm der NS-Staat auch die 
wirtschaftliche Seite dieser Branche 
für sich in Anspruch. 
Ziel war die „Entprivatisierung“ per 
„Verreichlichung“, um Mehrheitsge-
sellschafter der einschlägigen Firmen 
zu werden, ohne jedoch einen Sitz im 
Aufsichtsrat oder Vorstand zu bean-
spruchen. Statt auf Repräsentanz lag 

das Augenmerk auf Mitbestimmung 
bei Personal- und Sachfragen, Ein-
blick in Bilanzen und Finanzen so-
wie auf die Bestellung der Aufsichts-
ratsgremien. Der planmäßige Einkauf 
von Mehrheiten der Filmgesellschaf-
ten sollte jedoch verdeckt durchge-
führt werden. 
Beauftragt mit dieser Mission wur-
de der erfahrene Finanzexperte und 

langjährige Treuhänder des Reiches, 
Bürgermeister a. D. Dr. h. c. Max 
Winkler. Für seine Aufgabe stand 
ihm die „Cautio Treuhandgesellschaft 
mbH“ zur Verfügung. 1937 ernannte 
man ihn außerdem zum „Reichsbe-
auftragten für die Deutsche Filmwirt-
schaft“. Im Jahr 1934 wurde die Film-
kreditbank gebildet, die die Finanzie-
rung der Filmprojekte, unter staatli-
cher Aufsicht versteht sich, sicherte 
und steuerte

Mit der TOBIS, dem zweitgrößten 
Filmkonzern nach der Ufa, gelang 
Winkler 1934 bis 1939 der erste 
Coup des sukzessiven verdeckten 
Ankaufs. Zum Ende des Geschäfts-
jahres 1940/41 hatte die Cautio 14 
Filmgesellschaften unter Kontrolle. 
Neben der TOBIS auch die Ufa, Terra 
Filmkunst, Wien Film, Bavaria usw. 

Die Ufa war schon Ende der Weima-
rer Zeit im Besitz des Deutschnatio-
nalen Alfred Hugenbergs, der ja als 
Medienzar Steigbügelhalter der Na-
zis war. Alle Gesellschaften wurden 
zur Ufa-Film GmbH-Holding (genannt 
UFI) zusammengefaßt.

Nach dem Krieg begann dann un-
ter alliierter Verwaltung die Zerschla-
gung und Entflechtung der UFI. Be-
auftragt damit wurde … Dr. h. c. Max 
Winkler!

Die Propaganda nahm, das haben 
wir gerade von Herrn Hupe gehört, 
im Dritten Reich eine besonders per-
fide und zentrale Rolle ein. 
Nach dem zuvor gesagten, gehör-
te der Film ebenso zu diesem Instru-
mentarium. Die NS-Filmpropagan-
da ist daher auch schon häufiges Ziel 
der historischen Betrachtung gewor-

den. Alle während der 12 Jahre dau-
ernden NS-Zeit entstandenen Filme 
muß man mehr oder weniger unter 
dem Aspekt der Propaganda betrach-
ten. Gab es doch praktisch keine pri-
vaten Filme mehr. 
Dies gilt also für den Spielfilm wie für 
den Dokumentarfilm, der sich hier 
besonders als „Wochenschau“ ak-
tuell generierte. Die „Wochenschau“ 

Otto Wallburg (1889 - 1944, Auschwitz) Kurt Gerron (1897 – 1944, Auschwitz)Paul Morgan (1886 – 1936, Buchenwald)
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war seit 1938 obligatorischer Be-
standteil jedes Kinobesuches. 
Man muß allerdings auch zwischen 
Filmpropaganda und den Propagan-
dafilmen differenzieren.

Werfen wir zunächst einen Blick auf 
den Propagandafilm. 

Wir finden hier Spiel- wie Dokumen-
tarfilme. Hier fallen zuerst die Spiel-
film-Titel wie „Jud Süß“ (1940) und 
„Kolberg“ (1945), beide gedreht von 
Veit Harlan (1899-1964), ein. 
Von den über 1.000 Spielfilmen der 
NS-Zeit sind etwa ein Zehntel als 
Propagandafilme gedreht worden. 
Unter den Dokumentarfilmen denkt 
man an „Triumph des Willens“ den 
Leni Riefenstahl (1902-2003) vom 
Reichsparteitag 1934 drehte. 

Die meisten dieser Filme sind uns 
als Publikum bestenfalls dem Namen 
nach bekannt. Wegen ihres ideolo-
gischen Inhalts und ihres hohen af-
fektiven Potentials gelten diese Fil-
me noch heute als gefährlich und 
sind daher als „Vorbehaltsfilme“ mit 
einem öffentlichen Aufführungsver-
bot belegt.

Man kann bei Propagandafilmen drei 
Kategorien unterscheiden: den Vor-
kriegsfilm, Strategien im 2. Weltkrieg 
und die antisemitische Propaganda. 

Nach der Machtergreifung bemühten 
sich die Nationalsozialisten das Füh-
rerprinzip und die Rassenlehre, den 
Mythos von Blut und Boden, den Kult 
der Volksgemeinschaft, spezifische 
Feindbilder und Themen wie Krieg 
und Nation populär zu machen. 

Die ersten Versuche mit den Filmen 
„SA-Mann Brand“, „Hans Westmar“ 
und „Hiltlerjunge Quex“ eine Märty-
rertrilogie aufzubauen, kamen beim 
Publikum nicht an. 

Daher verlegte man sich bei den wei-
teren Versuchen weltanschaulicher 
Normvermittlung auf mehr zeitliche 
und räumliche Distanz. 
Mit Spielfilmen wie „Robert Koch, 
der Bekämpfer des Todes“ (1939), 
„Friedrich Schiller. Der Triumph ei-

nes Genies“ (1940) oder „Der große 
König“ (1940-42) verlegte man sich 
auf die Überhöhung großer Deut-
scher und Apologien des Führerprin-
zips. Die ihnen zugrunde liegende 
Geschichtsinterpretation feierte Hitler 
und das 3. Reich als logischen End-
punkt der deutschen Geschichte.

Mit dem Beginn des Zweiten Welt-
krieges änderten sich die Anforderun-
gen an die Filmpropaganda. 

Die Zahl der Propagandafilme stieg 
spürbar an, die der Rechtfertigung 
des Krieges und der Mobilisierung 
des deutschen Volkes dienen sollten. 
Themen wie Kameradschaft, Gehor-
sam, Pflicht, Kampfesmut und Hel-
dentod werden in Filmen wie „Feuer-
taufe“, „Kampfgeschwader Lützow“ 
oder „Stukas“ in Abenteuer, Ge-
schichte von Liebe und Männer-
freundschaften eingehüllt und ver-
klärt. 
Als sich seit 1941 abzeichnete, daß 
ein baldiges Ende des Krieges nicht 
in Sicht war, wurde auch seine Dar-
stellung in Spielfilmen nahezu tabu. 

Der Mobilisierung der Heimatfront 
galt es nun filmisch nachzuhelfen. 
In den Streifen wie „Wunschkon-
zert“ (1940 von Eduard v. Borsody), 
„Die große Liebe“ (1942) oder „Ein 
schöner Tag“ (1943) sollten z. B. die 
(Ehe)Frauen zu Geduld und Treue 
und die Männer auf den Fronteinsatz 
vorbereitet werden.

Bis zum Kriegsbeginn vermied der 
nationalsozialistische Film wegen der 
möglichen Exportchancen noch weit-
gehend aggressive Hetzparolen und 
die filmische Konstruktion von Feind-
bildern. Nun dienten die Filme ge-
rade diesem Zweck. So 
entstanden antislawi-
sche, antipolnische und 

vor allem anti-
englische The-
men, wie in 
„Ohm Krüger“ 
(1941), der als 
Burenführer 
gegen die Eng-
länder kämpfte.
Im Jahr 1940 
kamen drei an-

tisemitische Hetzfilme in 
die Kinos, die genau mit 
der Errichtung des War-
schauer Ghettos und 
dem Beginn der ersten 
Deportationen zusam-
menfallen: „Jud Süß“, 

„Die Rothschilds“ und der Pseudo-
Dokumentarfilm „Der ewige Jude“. 
Als massenwirksame Diskriminierung 
und Verfemung standen sie in unmit-
telbarem, auch zeitlichen, Zusam-
menhang mit dem Massenmord an 
den europäischen Juden. 

Es soll Veit Harlans Film „Jud Süß“ 
den SS-Kommandos unmittelbar vor 
ihren Mordeinsätzen gezeigt worden 
sein. Thema dieses Films war die 
„Bedrohung der Volksgemeinschaft“ 
durch den assimilierten Juden. Noch 
heute ist dieser Film in rechtsradika-
len Kreisen besonders beliebt.

Kommen wir abschließend noch zum 
„normalen“ Spielfilm in der NS-Zeit. 

Ich hatte ja schon zuvor gesagt, daß 
auch der scheinbar harmloseste 
Spielfilm einen Anteil der NS-Ideolo-
gie enthält. 

Nehmen wir den Film „Die Feuerzan-
genbowle“, der bis heute geradezu 
Kultcharakter hat. 
Die Handlung der 1935 von Heinrich 
Spoerl verfaßten Komödie spielt etwa 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts in ei-
ner unbekannten Kleinstadt. 

Bis auf einen, sind die Lehrer skurri-
le, aber liebenswerte Personen, die 

heftig vom 
Hauptdar-
steller ge-
neckt wer-
den. 

In dem 
1944 mit 
Heinz Rüh-
mann ge-
drehten 
Film 
jedoch, 
nimmt ein 
Lehrer (Dr. 
Brett) eine 
Sonderrol-
le ein. In ei-
nem kur-
zen Dia-
log mit Pro-
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fessor Bömmel (gespielt von Paul 
Henckels), dem sympathischsten 
der Lehrer, macht Dr. Brett ihm sei-
ne neue Erziehungsmethode klar: 
„… junge Bäume, die wachsen, muß 
man anbinden… Disziplin muß das 
Band sein, das sie bindet zu schö-
nem geradem Wachstum…“ 
Brett könnte auch NS-Lehrer sein.

Da solche Filme nicht zu den „Vor-
behaltsfilmen“ zählen, sind uns ihre 
Inhalte bekannt. So auch der Film 
„Münchhausen“, der 1943 entstand. 
Er sollte zum 25jährigen Jubiläum 
der Ufa gedreht werden. „Münchhau-
sen“ sollte daher etwas besonderes 
sein, das auch im Ausland Ansehen 
findet. Er ist einer der ersten deut-
schen Farbfilme und 
wurde sehr aufwendig 
mit vielen Trickeinstel-
lungen produziert. 
Doch wer schrieb das 
Drehbuch?  
Erich Kästner, dessen 
Bücher 1933 auch ver-
brannt wurden. 
Er mußte nur unter 
Pseudonym schreiben 

(Bertold 
Bürger). 
Die 
Hauptrolle spielte der, 
jedoch Goebbels ver-
hasste, Volksliebling 
Hans Albers. Kästner 
gelang es, manche 
Spitze gegen die Nazis 
in das Drehbuch einzu-
fügen. 
So läßt er Hans Albers 
vielsagend bemerken: 
„Die Zeit ist kaputt“, al-

lerdings konnte er das nur auf dem 
Mond sagen.

Bevor ich nun die kleine Übersicht 
beende, möchte ich doch, da sie es 
so gewohnt sind, wenigstens einmal 
ein Musikstück präsentieren, ein Mu-
sikstück, was den Durchhaltecharak-
ter des Films verstärken sollte: und 

zwar aus dem Film „Die große Liebe“ 
(1942, Fliegeroffizier liebt Varieté-
Sängerin, sie kommt erst auch dazu, 
nachdem er im Kampf abgeschossen 
und verletzt wurde) mit Zarah Lean-
der in der Hauptrolle. 
Hier singt sie ihr Lied „Ich weiß, es 
wird einmal ein Wunder geschehen“ 
(sie kennen es alle). Es galt lange 
Zeit als Durchhaltelied während der 
Schlacht um Stalingrad.

Zarah Leander in: „Die große Liebe“ 
(Rolf Hansen, 1942) 

„Die Feuerzangenbowle“ (Helmut Weiss, 1944) 

4. Abend

Der Begriff des Antisemitismus geht 
auf Wilhelm Marr und das Jahr 1879 
zurück. 

Das Phänomen selbst jedoch ist jahr-
hundertealt. 
In seinen Anfängen war es christlich 
motiviert, d.h. den Hintergrund bilde-
ten häufig Verleumdungen wie Brun-
nenvergiftungen oder angebliche Ri-
tualmorde. 
Erst im 19. Jahrhundert bekam die 
Ablehnung der Juden ein nationalis-
tisch motiviertes Gesicht. 

Die nationalsozialistische Umwertung 
lieferte dann Adolf Hitler, der den 
Kampf gegen die „jüdische Rasse“ in 
den Mittelpunkt stellte. 
Sein Ziel war zunächst die Ausschal-

tung der Juden aus dem deutschen 
Wirtschafts- und Kulturleben.

Man muss die Frage stellen, gegen 
wen sich denn dieser NS-Antisemi-
tismus richtete. Er zielte gegen einen 
Teil der eigenen Bevölkerung, näm-
lich diejenigen Deutschen, die jüdi-
schen Glaubens waren. 
Die grundlegende Annahme, dass es 
sich bei den jüdisch-deutschen Mit-
bürgern um Angehörige einer ande-
ren Rasse handele, ist grundlegend 
falsch. 
So gingen auch alle Versuche der 
Nationalsozialisten, diesen Ansatz es 
durch pseudo-wissenschaftliche Un-
tersuchungen zu Kopfform und Ähnli-
chem zu belegen, in die Irre.

Besonders deutlich wird dies an ei-
nem kleinen Beispiel, das ich ihnen 
nicht vorenthalten möchte. Für den 

Antisemitismus und Judenverfolgung

Juden werden auf das Rad geflochten 
und mit Feuer gefoltert, um das „Ge-
ständnis“ der Brunnenvergiftung zu 
erhalten. Der Inquisitor zeigt auf einen 
Giftbeutel, der bei jüdischen Apothe-
kern leicht zu finden war...
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anti-jüdischen Propaganda-Film „Der 
ewige Jude“ fand sich keine Rollen-
besetzung mit jüdischen Mitwirken-
den. Trotz intensiver Suche in den 
Lagern fand man dort keine Men-
schen, die „jüdisch“ genug aussahen 
– man musste deshalb auf arische 
Darsteller zurückgreifen. 
Allein diese Episode zeigt schon, 
dass der rassische Ansatz völlig un-
tauglich war.
Im deutschen Reich lebten 1933 
502.000 Einwohner jüdischen Glau-
bens. Sie stellten nur etwa 0,8 % der 
Bevölkerung. Und trotz aller Erfolge 
auf wirtschaftlichem, künstlerischem 
und wissenschaftlichem Gebiet zähl-
ten etwa 80 % von ihnen zur gesell-
schaftlichen Unterschicht. 
Dies war auch eine Folge der jahr-
hundertelangen Ausgrenzung und 
Unterdrückung der Juden. Damit wird 
deutlich, dass das Propagandabild 
von den Juden, die als Schmarotzer 
auf Kosten der Gesellschaft lebten, 
falsch war. 

Die Verfolgung der deutschen Juden 
begann direkt nach der Regierungsü-
bernahme durch Adolf Hitler. 
Das Ermächtigungsgesetz vom 
24.3.1933 bot die Grundlage für erste 
gezielte anti-jüdische Maßnahmen. 
Diese gipfelten im Judenboykott am 
1. April 1933, der vor allem jüdische 
Geschäfte, Ärzte und Anwälte betraf.

Eine zentrale Handhabe zur Aus-
schaltung der Juden aus dem öffentli-
chen Leben bot das „Gesetz zur Wie-
derherstellung des Berufsbeamten-
tums“ vom 7. April 1933, das sich ge-
gen linke politische Gegner und ins-
besondere gegen jüdische Beamte 
richtete. Sie wurden in der Folge aus 
dem Dienst entfernt. 
Ausgenommen waren nur Front-
kämpfer des 1. Weltkrieges, für die 
sich Hindenburg eingesetzt hat-
te. Daraufhin wurden auch jüdische 
Künstler, Redakteure und Schriftstel-
ler aus öffentlichen Organisationen 
entfernt. 
Sie mussten
sich in einem 
eigenen jü-
dischen Kul-
turbund orga-
nisieren, der 
dann 1938 ver-
boten wurde.
Wie sehr diese 
Maßnahmen 
wirkten
und Vorurteile 

in der Bevölkerung verstärkten, zeigt 
sich am Aufstellenvon Schildern wie 
„Juden unerwünscht“ oder „Unser 
Dorf ist judenfrei“ an den Ortsgren-
zen vieler Kommunen ab 1935 (s. Bild 
unten).

In diesem Jahr beginnt eine zweite, 
verschärfte Art der Verfolgung der Ju-
den. Am 15. September 1935 wurden
auf dem Reichsparteitag mit dem 
perfiden Titel „Parteitag der Freiheit
die „Nürnberger Gesetze“ verab-
schiedet. 

Das „Reichsbürgergesetz“ und das 
„Gesetz zum Schutze des deutschen 
Blutes und der deutschen Ehre“ re-
gelten jetzt die Beziehungen zwi-
schen Deutschen und Juden neu. 
Aus dieser Begrifflichkeit wurde deut-
lich, dass damit ein Gegensatzpaar 
aus beiden Gruppen kreiert wurde. 
Eheschließungen und außerehelicher 
Verkehr wurden verboten. 
Neben vielen anderen Dingen durften 
Juden zum Beispiel die Reichsfahne
nicht mehr zeigen. Sie waren nun 
keine Bürger des Deutschen Reiches 
mehr. So war es nach nur 2 ½ Jah-
ren gelungen, die Juden ohne brei-
te Proteste aus der Gesellschaft aus-
zugrenzen. Ab 1938 mussten die jü-
dischen Bürger die zusätzlichen Vor-
namen Sara und Israel tragen. Wei-
tere Regelungen und Schikanen ka-
men hinzu.
Das Jahr 1938 brachte noch ein 
gravierendes Ereignis. Die Ermor-
dung des deutschen Botschaftsmit-
arbeiters in Paris, Ernst vom Rath, 
durch einen verzweifelten jungen Ju-
den polnischer Herkunft, Herschel 
Grünspan, führte zur so genannten 
„Reichskristallnacht“. 
Die Pogrome in der Nacht vom 8. auf 
den 9. November führten zur Inhaf-
tierung von zehntausenden von jüdi-
schen Männern in Dachau, Sachsen-
hausen und Buchenwald. Wie bereits 
in der letzten Sitzung berichtet, ka-
men diese wieder frei, wenn sie sich 

zur Emi-
gration 
verpflich-
teten. 
Zahl-
reiche 
Men-
schen 
fanden 
aber 
auch 
den Tod. 
Hunder-

te von Synagogen und Bethäusern 
wurden zerstört und abgebrannt, tau-
send jüdischer Geschäfte wurden 
verwüstet. 
Im Nachhinein wurde den deutschen 
Juden als Wiedergutmachung für 
die Schäden durch das Pogrom die 
gewaltige Summe von 1 Milliarde 
Reichsmark auferlegt. 

Nach dem 9. November war den Ju-
den im deutschen Reich endgültig 
klar, dass sie in diesem Land keine 
Zukunft haben würden. Viele sahen 
nun, dass Auswanderung der einzi-
ge Weg war, die eigene Existenz zu 
retten. Insgesamt verließen bis Ende 
1939 ca. 250.000 Juden ihre Heimat 
Deutschland, also etwa die Hälfte der 
deutschen Juden.

Dieser 9. November wirkte wie ein 
Dammbruch. Jetzt steigerten sich die 
anti-jüdischen Maßnahmen noch. 

In vielen Städten mussten Juden nun 
in bestimmten Wohnbezirken leben. 
Auch wurden sie gezwungen, den 
Judenstern zu tragen. 
Mit dieser äußerlichen Stigmatisie-
rung begann die letzte Phase der Ju-
denverfolgung: der Weg in die Ver-
nichtungslager. 

Eingeleitet worden war die national-
sozialistische Vorbereitung darauf mit 
der Errichtung einer so genannten 
Auswanderungszentrale, an deren 
Spitze der Chef der Sicherheitspoli-
zei, Reinhard Heydrich, stand. 

Im September 1939 wurde daraus 
das Judenreferat IV b 4 im RSHA, 
das später mit der „Endlösung“ der 
Judenfrage beauftragt wurde. 

Herschel Grynszpan (1921–unbekannt)

„Juden sind hier nicht erwünscht“
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Am 19. Oktober 1941 begannen die 
Deportationen aus dem Reich nach 
Osteuropa.
Die Wannsee-Konferenz vom 20. Ja-
nuar 1942 bot Heydrich die Möglich-
keit, die Pläne von Göring und Hitler 
zu präsentieren. In dieser Geheim-
konferenz wurde dargelegt, dass alle 
Juden in den besetzten Gebieten er-
fasst und dann in Vernichtungslager 
transportiert werden sollten. 

Durch Arbeitseinsatz sollte ein Groß-
teil dieser Menschen auf „natürliche“ 
Weise vernichtet werden. Der als wi-
derstandsfähiger eingeschätzte Rest 
sollte „entsprechend behandelt“ wer-
den, um zu verhindern, dass diese 
Menschen die natürliche Keimzelle 
neuen jüdischen Lebens bilden könn-
ten. Dies meinte nichts anderes als 
die Vergasung und damit den indus-
triellen Massenmord an den europäi-
schen Juden. 

Die Deportation aus den besetzten 
Gebieten setzte schlagartig ein. Gü-
terzug um Güterzug rollte in die Ver-
nichtungslager. 
Bei der Ankunft wurden die Ange-
kommenen von Ärzten durch Anse-
hen gemustert und als arbeitsfähig 
bzw. nichtarbeitsfähig eingestuft. 

Die Nichtarbeitsfähigen führte man 
unter dem Vorwand, sie könnten du-
schen, in große geschlossene Räu-
me, wo sie mit Cyclon B getötet wur-
den. 

Der Rest fiel der Vernichtung durch 
Arbeit anheim. Bis zu 6 Millionen 
Menschen sind diesen Mordaktionen 
zum Opfer gefallen. 

Es existierten keine Vernichtungsla-
ger auf dem Gebiet des deutschen 
Reiches – das getraute sich die Füh-
rungsclique des NS-Staates denn 
doch nicht. Im heutigen Polen befan-
den sich die Lager, in denen die Mor-
daktionen durchgeführt wurden.

Es sind Auschwitz mit Birkenau, Bel-
zec, Chelmno, Sobibor und Treblin-
ka. Nach der Aussage des Lager-
kommandanten von Auschwitz, Höß, 
sind dort allein über 1 Mio. Menschen 
ermordet worden.

Die Mehrzahl der Deutschen hat von 
diesem Greuel nichts gewusst. 
Diese Aussage ist sicherlich richtig.
Aber zentrausende von SS-Leuten, 
Verwaltungsbeamten, Industriellen 
und Eisenbahnern standen im Diens-
te dieser Vernichtungsmaschinerie. 
Und die Schuld des ganzen Volkes 
bestand darin, nicht den Anfängen 
der Verfolgung Widerstand geleistet 
zu haben.

Lassen Sie mich abschließend eini-
ge Bemerkungen über die Rolle Hit-
lers in dieser Sache machen. Oft ist 
versucht worden, den Führer von ei-
ner Ver-
antwor-
tung für 
die Er-
mordung 
der Ju-
den frei-
zuspre-
chen. 
Es wur-
de dar-
auf ver-
wiesen, 
dass er 
bei der 
Wann-
see-Kon-
ferenz 
nicht anwesend war und es darüber 
hinaus keinen diesbzüglichen schrift-
lichen Führerbefehl dafür gab. 
Diese Argumentation trägt indes 
überhaupt nicht.

Im totalitären NS-Staat konnte ein 
solches Verbrechen gar nicht ohne 
das Wissen und die Zustimmung 
Adolf Hitlers durchgeführt werden. 

Zudem war sein Hass gegen die Ju-
den eine der zentralen Triebfeder sei-
nes gesamten politischen Handelns. 

So stellte er bereits in „Mein Kampf“ 
fest: „Indem ich mich der Juden er-
wehre, kämpfe ich für das Werk des 
Herrn“. Sein Leitmotiv war der Anti-
semitismus. Das dies Kontinuität be-
saß, zeigt sich auch in seinem politi-
schen Testament vom 29. April 1945: 

„Vor allem verpflichte ich die Führung 
der Nation und die Gefolgschaft zur 
peinlichen Einhaltung der Rassege-
setze und zum unbarmherzigen Wi-
derstand gegen den Weltvergifter der 
Völker, das internationale Judentum.“
Lassen Sie uns einen Blick von heute 
aus zurückwerfen. 

Was bleibt von den 12 Jahren des 
„tausendjährigen Reiches“? 

Ich glaube, es ist das folgende Bild:

Die Rampe von Auschwitz wird für 
immer das Symbol der deutschen 
Schuld sein.

Die Evangelische Kirche 1933 - 1935 (Teil 2)
Ich hatte geschildert, dass die Ent-
wicklung in der evangelischen Kirche
bereits Ende 1933 auf eine Kirchen-
spaltung hinauslief. 
Als deutlich wurde, dass die „Deut-
schen Christen“ die „Deutsche Evan-
gelische Kirche“ (DEK) unter ihrer 
Führung zur staatlich geführten Kir-

che und auch glaubensferne bzw. –
feindliche Inhalte zu ihrer Grundlage
machen wollten, hatten sich dagegen
„Bekenntnisgemeinden“ gegründet. 

Diese kamen Ende Mai 1934 (29.-
31.5.) zur 1. Bekenntnissysnode in 
Barmen zusammen, zu der Luthera-

ner, Reformierte und Unierte Vertre-
ter entsandten. 
Hier wurde einstimmig die von dem 
Theologen Karl Barth verfasste „Bar-
mer Theologische Erklärung“ („The-
ologische Erklärung zur gegenwär-
tigen Lage der Deutschen Evangeli-
schen Kirche“) verabschiedet. 
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Sie umfasst 6 Bekenntnissätze, die 
jeweils mit Bibelzitaten eingeleitet 
werden. 

Ihnen folgen 6 so genannte „Verwer-
fungssätze“, in denen es u.a. heißt:

„Wir verwer-
fen die fal-
sche Leh-
re, als kön-
ne und dürfe 
sich die Kir-
che abseits 
von ihrem 
Dienst be-
sondere, mit 
Herrschafts-
befugnissen 
ausgestat-

tete Führer geben oder geben las-
sen. (…) 
Wir verwerfen die falsche Lehre, als 
solle und könne der Staat über sei-
nen besonderen Auftrag hinaus die 
einzige und totale Ordnung mensch-
lichen Lebens werden und also auch 
die Bestimmung der Kirche erfüllen. 
(…) 
Wir verwerfen die falsche Lehre, als 
solle und könne sich die Kirche über 
ihren besonderen Auftrag hinaus 
staatliche Art, staatliche Aufgaben 
und staatliche Würde aneignen und 
damit selbst zu einem Organ des 
Staates werden. (…)“. 

Mit dieser „Barmer Theologischen Er-
klärung“ hatte sich die „Bekennende 
Kirche“ (BK) konstituiert. 

An ihrer Spitze stand (in Ablehnung 
des „Führerprinzips“) ein „Reichsbru-
derrat“ mit 12 Männern. 
Dieser erklärte sich zur rechtmäßi-
gen Leitung der DEK („Erklärung zur 
Rechtslage“). 

Das war die Abgrenzung zur völ-
kisch-nationalen und NS-Ideologie in 
Glaubens- und Kirchenfragen. 
Daraus resultierte aber weder ein Be-
kenntnis zur Solidarität mit Juden, 
Verfolgten des NS-Regimes oder zu 
Demokratie oder Menschenrechten. 

Es ging der übergroßen Mehrheit der 
in Barmen Versammelten ja auch gar 
nicht um politische Opposition zum 
NS-Regime oder gar zu Hitler selbst. 

Zur BK bekannten sich auch Anti-
semiten, Mitglieder der NSDAP und 
Hitler-Begeisterte usw., denen es in 
dieser Auseinandersetzung allein um 
klare Trennung von Staat und Kirche 
ging, weil die Kirche in Organisation 

und Bekenntnis nur allein entschei-
den könne.
Das Ziel von Reichsbischof Müller, 
eine „gleichgeschaltete“, staatlich ge-
lenkte Reichskirche unter Führung 
der DC zu schaffen, schien uner-
reichbar. 

Daher richtete er den Blick auf die 
bei den Kirchenwahlen vom Juli 1933 
nicht von den „Deutschen Christen“ 
eroberten, so genannten „intakten 
Kirchen“ von Bayern, Hannover und 
Württemberg. 

Ab Mitte 1934 versuchten Müller und 
DEK-Rechtswalter Jäger, diese durch 
„Gleichschaltung“ in die Reichskirche 

einzugliedern, in deren Verlauf die 
Landesbischöfe Meiser (Bayern) und 
Wurm (Württemberg) verhaftet wur-
den. Widerstand von Gläubigen, Pro-
teste aus dem In- und Ausland veran-
lassten Hitler zur Freilassung der Bi-
schöfe und ihre Einsetzung in die al-
ten Rechte. 
Jäger musste sein Amt als „Rechts-
walter der DEK“ aufgeben, während 
„Reibi“ Müller zwar im Amt blieb, aber 
mit seiner autokratischen Kirchen-

politik endgültig gescheitert war und 
nach und nach entmachtet wurde. 

Das alles beschleunigte den Zerfalls-
prozess der DEK, in der nun mehrere 
„Kirchen-Gruppierungen“ mit eigenen 
Leitungen und Strukturen in unge-

klärter Rechtslage neben-
einander bestanden:

1. die gleichgeschalteten, 
von „Deutschen Christen“ 
geführten Kirchenteile als 
Teil der Einheitskirche,
2. die „bekennende Ge-
meinden“ in „zerstörten“ 
Landeskirchen, die sich 
der Einheitskirche verwei-
gerten, 
3. die „intakten“ Landes-
kirchen, die als Teil der 
Einheitskirche Müller als 
Reichsbischof ablehnten, 
4. die BK, in der sich lu-

therische und reformierte Gemeinden 
als „wahre“ evangelische Kirche ver-
standen.
Auf der 2. Bekenntnissynode der 
DEK in Berlin-Dahlem (19. und 
20.10.1934), rief die das „kirchliche 
Notrecht“ aus, weil „die Botschaft 
der Kirche an die Mächte dieser Welt 
ausgeliefert“ werde durch „Männer, 
die sich der Kirchenleitung bemäch-
tigten“ und die sich „durch ihr Han-
deln von der christl. Kirche geschie-

den“ haben. 

Kraft dieses „Not-
rechts“ schuf die 
BK eigenständi-
ge Organe inner-
halb der Deutschen 
Evangelischen Kir-
che und nahm kei-
nerlei Weisun-
gen von Reichsbi-
schof Müller ent-
gegen. Den von 
der DC beherrsch-
ten Kirchenleitun-
gen wurden beken-
nende „Bruderrä-
te“ entgegenge-
stellt. Im November 

Karl Barth (1886 – 1968)

Reichsbischof Ludwig Müller (1883 - 1945)

Mit „deutschem Gruß“ feiern Protestanten die Freilassung 
von Landesbischof T. Wurm (Württemberg), 11.11.1934
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1934 bildeten Mitglieder aus „Reichs-
bruderrat“ und den „intakten“ Landes-
kirchen von Hannover, Württemberg 
und Bayern die 1. „Vorläufige Kir-
chenleitung“ (VKL), die den Anspruch 
auf die Führung der gesamten DEK 
erhob. 

Die Lei-
tung 
über-
nahm 
der lu-
therische 
Landes-
bischof 
Marah-
rens 
(Han-
nover). 
Hitler 
wur-
de darü-
ber infor-

miert, dass in Fragen der Lehre und 
der Ordnung der Kirche, die Kirche 
allein zu entscheiden habe!

Damit war die erste Phase der NS-
Kirchenpolitik mit dem Ziel der staat-
lich gelenkten Reichskirche geschei-
tert. 

Nun begann die 2. Phase, nämlich 
der Versuch, die Kirche indirekt dem 
NS-Staat zu unterstellen. 
Die Kirche bekam staatliche Finanz-
kommissare, so dass sie nicht mehr 
selbst über ihr Geld verfügte. Dann 
wurde durch einen so genannten 
„Führererlass“ am 16. Juli 1935 das 
„Reichsministerium für kirchliche An-
gelegenheiten“ unter der Leitung des 
religiös engagierten Nationalsozialis-
ten Hanns Kerrl gegründet. 

Im Oktober 1935 berief Kirchenmi-
nister Kerrl einen „Reichskirchenaus-
schuss“ (RKA) zur neuen Leitung der 
DEK. 

Er bestand aus Mitgliedern, die we-
der den „Deutschen Christen“ noch 
der Bekennenden Kirche angehörten. 
Das Ziel war also auch, die „Erste 

Vorläufige Kirchenleitung“ zu illegali-
sieren, was auch durch eine Verord-
nung im Dezember 1935 geschah.

Jetzt war die Frage aufgeworfen, 
wie sich die VKL und die „Beken-
nende Kirche“ zur Zusammenarbeit 
mit Kirchenminister Kerrl und die-
sem „Reichskirchenausschuss“ stel-
len sollten – sie führte zunächst zu 
Spannungen und schließlich zur 
Spaltung der BK selbst: 

Denn die konservativ-lutherischen Bi-
schöfe der „intakten“ Landeskirchen 
und lutherische „Bruderräte“ bemüh-
ten sich um staatliche Anerkennung. 

Die Minderheit der „radikalen Dahle-
miten“ (darunter Niemöller, Barth und 
Bonhoeffer) wollten dagegen den 
kirchlichen Bruch mit dem NS-Re-
gime als Konsequenz aus der „Bar-
mer Erklärung“, was sie allerdings 
zugleich von der übergroßen Mehr-
heit der Pfarrer in der DEK isolierte. 

Die Spaltung der BK, der auch kon-
fessionelle Streitigkeiten und Lager-
bildungen gegen konservative Luthe-
raner von Seiten unierter bzw. refor-
mierter Protestanten zugrunde lagen, 
erfolgte auf der 4. Bekenntnissynode 
in Bad Oeynhausen im Februar 
1936. 

Die Lutheraner bildeten nun im März 
1936 den „Rat der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche Deutschlands“ (Lu-
therrat), an dessen Spitze Landesbi-
schof August Marahrens (Hannover) 
stand. 
Dieser konservative Lutherrat arbei-
tete mit Kerrls RKA zusammen, wäh-
rend die Gegner einer Kooperation 
mit Kerrl und dem NS-Staat nach 
dem Rücktritt der Ersten eine „Zwei-

te Vorläufige Leitung der Deutschen 
Evangelischen Kirche“  wählten und 
den Kirchenkampf fortsetzten.

Diese erarbeitete im Mai 1936 eine 
an Hitler gerichtete geheime Denk-
schrift, in der „Entchristlichung“, „Ent-
konfessionalisierung“ aber auch NS-
Terror oder der staatliche Antisemitis-
mus verworfen wurden: 

„Wenn hier Blut, Rasse, Volks-
tum und Ehre den Rang von Ewig-
keitswerten erhalten, so wird der ev. 
Christ durch das 1. Gebot gezwun-
gen, diese Bewertung abzulehnen. 
[...] Wenn den Christen … ein Antise-
mitismus aufgedrängt wird, der zum 
Judenhaß verpflichtet, so steht für 
ihn dagegen das christliche Gebot 
der Nächstenliebe.“

Weder Hitler noch der Staat reagier-
ten – bis die Denkschrift in der aus-
ländischen Presse erschien: 
Sofort distanzierte sich die „Beken-
nende Kirche“ von diesem „Landes-
verrat“. 
Aus dieser mutigen Denkschrift wur-
de nun ein Trauerspiel kirchlichen 
Versagens: 

Die BK suchte den „Schuldigen“ der 
Veröffentlichung in den eigenen Rei-
hen sogar unter Einschaltung der 
Gestapo! 

„Mit größter Gewissenhaftigkeit ist 
diese Denkschrift … vor der Öf-
fentlichkeit, ja selbst vor den Glie-
dern der Bekennenden Kirche ge-
heim gehalten worden, um dem Füh-
rer des Reichs Gelegenheit zu sachli-
cher Prüfung zu geben und gleichzei-
tig einen Missbrauch … in der Öffent-
lichkeit zu verhindern. Gegen unse-
ren Willen und ohne jede Verantwor-

Landesbischof 
August Marahrens

(Hannover)(1875 – 1950)
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tung der Bekennenden Kirche wur-
de die Denkschrift in der ausländi-
schen Presse veröffentlicht und da-
durch auch in Deutschland bekannt. 
Wir sind nunmehr gezwungen (sic!), 
öffentlich zu diesem Worte zu ste-
hen…“ 

Sie wurde durch Kanzelverkündigung 
am 23.8.1936 publik gemacht – aller-
dings fehlten jetzt u.a. die oben ge-
nannten Sätze zur Ablehnung von 
Judenhass! 
Es folgte eine Welle von Verhaftun-
gen wegen Landesverrats. 
Der - bis heute unbewiesene! - Ver-
dacht, die Denkschrift der Auslands-
presse „verraten“ zu haben, fiel auf 
Dr. Friedrich Weißler, einen getauften 
ehemaligen Juden, der Kanzleichef 
der 2. „Vorläufigen Kirchenleitung“ 
war. 

Die BK beurlaubte ihn am 16.9.1936, 
die Gestapo verhaftete ihn Anfang 
Oktober. 
Ende Oktober distanzierte sich die 
VKL nochmals von ihm und entließ 
den Mann, der in den Händen der 
Gestapo war, fristlos. 

Nun schutzlos, wurde Friedrich Weiß-
ler in der Nacht zum 19.11.1936 im 
KZ Sachsenhausen zu Tode gefoltert. 

Für ihren ersten Märtyrer hat die BK 
die Gemeinden nicht beten lassen - 
sie setzten ihn nicht einmal auf ihre 
Fürbittliste. 

Zu Recht steht heute auf dem Weiß-
ler-Gedenkstein in Sachsenhausen: 
„Von seiner Kirche verlassen…“ 

Im Oktober 1936 distanzierten sich 
die „intakten“ Landeskirchen und de-
ren Bischöfe Meiser, Wurm und Ma-
rahrens von der Denkschrift. 

Sie ließen vielmehr von ihren Kan-
zeln das Zusammenstehen „unserer 

Kirche“ „mit dem ganzen deutschen 
Volk“ verkünden, um schließlich im 
November zu erklären: 

„Wir stehen mit dem RKA hinter dem 
Führer im Lebenskampf des deut-
schen Volkes gegen den Bolschewis-
mus“, womit erneut das starke Bin-
deglied zwischen NS-Regime und lu-
therisch-deutschnational geprägter 
Kirche betont wurde.

Zur „Reichspogromnacht“ im Novem-
ber 1938 waren Deutsche Evange-
lische und Bekennende Kirche wie-
der gemeinsam sprachlos... 

Nur wenige Pastoren wie Helmut 
Gollwitzer, Niemöllers Nachfolger in 
Berlin-Dahlem, oder Julius von Jan 
(Württemberg) verurteilten in ihren 
Predigten diesen Terror. 

Sie wurden wegen 
„volksfeindlicher Hetze“ 
angeklagt. 
Der Landesbischof der 
„intakten“ lutherischen 
Kirche von Württem-
berg, Wurm, hatte schon 
1937 in der Stuttgarter 
Stiftskirche gesagt: 

„Die Kirche hat nicht die 
Aufgabe, in die Juden-
gesetzgebung des Drit-
ten Reiches einzugrei-
fen. Vielmehr werden wir 
von der Kirche her aus 
der bald 2000-jährigen 

Erfahrung sagen müssen: der Staat 
hat recht ... 

Man braucht nur Luthers Schriften 
zur Judenfrage zu lesen, um zu fin-
den, dass das, was heute geschieht, 
ein mildes Verfahren gegenüber dem 

ist, was Luther und viele andere gute 
Christen für nötig gehalten haben“. 

Jetzt schrieb er dem Reichsjustiz-
minister, er bestreite keinesfalls das 
Recht des Staates, die Juden als 
„gefährliches Element“ zu bekämp-
fen; aber dass „unter den Augen der 
Behörden Handlungen wie Brandstif-
tung und körperliche Misshandlung, 
teilweise auch Diebstahl geschehen 
durften“, bedrücke die Bevölkerung 
schwer. 

Zu den Morden in der Pogromnacht 
wie auch der Verschleppung von 
etwa 30.000 Juden in KZs schwieg er 
wie alle Kirchenleitungen.

Allerdings begann ab Dezember 
1938 in Berlin das „Büro Pfarrer Grü-
ber“ als Hilfsstelle der BK u.a. evan-
gelischen „Nichtariern“, also konver-
tierten ehemaligen Juden, bei 
Rechtsfragen sowie der Ausreise zu 
helfen. 

Dazu bildete sich unter Leitung von 
Heinrich Grüber (1891-1975) ein 
Netz von 22 Hilfestellen in 20 größe-
ren Städten. 

Obwohl von der Gestapo überwacht, 
aber geduldet, konnte Grüber etwa 
2.000 Juden und konvertierten Chris-
ten „jüdischer Herkunft“ zur Ausreise 

verhelfen. Nach 
den Verhaftun-
gen Grübers 
1940 und seines  
Nachfolgers, 
Werner Sylten 
(1893-1942), 
ebenfalls kon-
vertierter Jude, 
1941, musste 
die Arbeit ein-
gestellt werden. 
Werner Sylten 
wurde 1942 im 
KZ Hartheim bei 
Linz ermordet.

Der Krieg, ins-
besondere der 
gegen die Sow-

Dr. Friedrich Weißler (1891 - 1937)
(hier 1930 mit Kindern und Ehefrau Hanna, 1930)

„Regensburger Schandmarsch“ – Juden werden auf auf 
dem Weg in das KZ Dachau durch Regensburg getrieben 
(10.11.1938)
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jetunion, wurde von der übergroßen 
Mehrheit der Ev. Kirche, auch der 
BK, begrüßt. Man sah sich in die „na-
tionale Pflicht“ genommen und wollte 
nationale Zuverlässigkeit beweisen. 

Die Kirchenpolitik des NS-Regime, 
die Vorstellungen einer evangeli-
schen Reichskirche oder gar einer 
Kirche, die die Spaltung von Katho-
liken und Protestanten in einer ge-
meinsamen „Deutschen“ Kirche über-
winden sollte, scheiterte. 

Der Grund dafür lag aber nicht im in-
nerkirchlichen Widerstand der zah-
lenmäßig verschwindenden Beken-
nenden Kirche. 

Er lag vielmehr in der Tatsache be-
gründet, dass das Regime mit Kir-
che, die sich nicht von der NS-Ideo-
logie leiten ließ, nichts anzufangen 
wusste. 

Goebbels, Himmler oder Rosenberg 
propagierten daher bald offen eine 
Politik der Ausschaltung aller eigen-
ständigen Bewegungen, womit auch 
die Kirche gemeint war. So nutzte der 
NS-Staat den Krieg auch, um die Kir-
che aus dem öffentlichen Leben zu 
verdrängen mit dem Ziel, sie „abster-
ben“ zu lassen, wozu auch gezielte 
Einberufungen von Pfarrern oder Mit-
arbeitern zur Wehrmacht zählten, die 
die innerkirchliche Opposition schwä-
chen sollte. Die Vorstellung, die Kir-

che in einen staatlich beaufsichtigten 
Verein zur Befriedigung eines religiö-
sen Empfindens zu machen, sollte 
nach dem „Endsieg“ realisiert wer-
den.

Endlich, bereits im Untergang begrif-
fen, raffte sich eine kleine Gruppe 
auf, um dem sinnlosen und grauen-
vollen Morden ein Ende zu setzen. 

Am 20. Juli 1944 verübte sie ein, al-
lerdings gescheitertes, Attentat auf 
Hitler. 

Dazu hieß es in der zentralen Zei-
tung der DEK, „Das Evangelische 
Deutschland“: 

„Mit Empörung und Abscheu wendet 
sich das deutsche Volk von der Tat 
des 20. Juli ab, die in einer Stunde, 
die das Äußerste an Geschlossen-
heit fordert, es unternahm, mit Mitteln 
des Mordes und Verrats das Reich in 
Wirren unabsehbaren Ausmaßes zu 
stürzen. 
Aus tiefstem Herzen danken wir dem 
Allmächtigen für die Errettung des 
Führers und bitten ihn, Er möge ihn 
weiterhin in seinen Schutz nehmen. 
Mit dieser Bitte soll sich das Gelöbnis 
neuer Treue und der Entschluß ver-
binden, uns ernster noch als zuvor 
der unerbitterlichen Forderung dieser 

Zeit zu unter-
werfen, für die 
der Führer 
rastlos sein Al-
les einsetzt. 

- Die Deut-
sche Ev. Kir-
chenkanzlei und 
der Geistliche 
Vertrauensrat 
der Deutschen 
Ev. Kirche ha-
ben (…) in 
Treuetelegram-
men … den 
Dank gegen 
Gott für die gnä-

dige Bewahrung Ausdruck verliehen. 
Zugleich wurde dabei (…) zur Kennt-
nis gebracht, daß am Sonntag nach 
dem Mordanschlag allgemein in den 
ev. Gottesdiensten des Reiches für-
bittend des Führers gedacht worden 
ist.“ (30.7.1944). 

Den am Attentat beteiligten ev. The-
ologen Dietrich Bonhoeffer schloss 
die Kirche nicht in ihre Gebete ein – 
sie distanzierte sich noch lange nach 
1945 von ihm… 
Bereits 1943 schrieb Bonhoeffer ein 

persönliches  „Schuldbekenntnis“, 
das sich insbesondere mit dem Ver-
sagen der Bekennenden Kirche ge-
genüber den Juden und dem Terror 
des Regimes auseinandersetzt. 

Dort heißt es u.a.:
„(…) Sie hat … den Ausgestoßenen 
und Verachteten die schuldige Barm-
herzigkeit oftmals verweigert.
 
Sie war stumm, wo sie hätte schreien 
müssen, weil das Blut der Unschuldi-
gen zum Himmel schrie. […] 

Die Kirche bekennt, die willkürliche 
Anwendung brutaler Gewalt, das 
leibliche und seelische Leiden unzäh-
liger Unschuldiger, Unterdrückung, 
Haß und Mord gesehen zu haben, 
ohne ihre Stimme für sie zu erheben, 
ohne Wege gefunden zu haben, ih-
nen zu Hilfe zu eilen. Sie ist schuldig 
geworden am Leben der schwächs-
ten und wehrlosesten Brüder Jesu 
Christi. […] 

Durch ihr eigenes Verstummen ist die 
Kirche schuldig geworden an dem 
Verlust an verantwortlichem Handeln, 
an Tapferkeit des Einstehens und 
der Bereitschaft, für das als recht Er-
kannte zu leiden...“

Ein erster Versuch, sich nach dem 
Krieg mit eigener Schuld auseinan-
der zu setzen, stellt die „Stuttgarter 
Schulderklärung“ („Erklärung des Ra-
tes der EKD gegenüber den Vertre-
tern des Ökumenischen Rates der 
Kirchen“) vom 19.10.1945 dar.

In dieser Erklärung heißt es in den 
berühmten Zeilen: 

„Wir klagen uns an, daß wir nicht mu-
tiger bekannt, nicht treuer gebetet, 

Antikirchliche NS-Propaganda:
„Jeder Pfaff, der jetzt noch hetzt, wird ab morgen abgesetzt!“

Dietrich Bonhoeffer (1906 - 1945)
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nicht fröhlicher geglaubt und nicht 
brennender geliebt haben.“ 

Mit keinem Wort werden die Pfarrer 
erwähnt, die von ihrer eigenen Kir-
che fallengelassen wurden, weil sie 
mutiger bekannt hatten, oder jene, 
die man allein gelassen hat, weil sie 
nach Nazi-Definition „jüdischer Ab-
stammung“ waren. 

Es waren ganze vier der 27 Landes-
kirchen, die sich hinter diese halbher-
zige Erklärung gestellt hatten. 

Karl Barth schrieb nach der Befrei-
ung von der Nazi-Barbarei Ende 
1945: 

„Man muß auch mit etwas anderem 
rechnen, nämlich mit der merkwürdi-
gen deutschen Eigenschaft, gerade 
über unangenehme politische Erinne-
rungen nachher großzügig hinwegzu-
leben und sie in ihr Gegenteil umzu-
deuten.“

Mit diesen Sätzen sollte er noch 
Jahrzehnte Recht behalten…

Zum heutigen Abschluss unseres 
Projektes möchte ich mich mit der 
deutschen Unterhaltungsmusik wäh-
rend der NS-Zeit befassen. Und zwar 
werde ich drei Bereiche der U-Musik 
vorstellen: Radio, Film und Bühne.

Schon vor einem Jahr hatten wir ge-
sehen, daß nach dem Ersten Welt-
krieg der Anteil der Unterhaltung im 
kulturellen Leben der Menschen zu-
genommen hatte. 
Dies war auch eine unmittelbare Fol-
ge des bis dahin schrecklichsten 
aller Kriege. 
Einerseits wandte man sich von der 
Wirklichkeit gerne ab. 
Zum anderen hatte der Krieg enorme 
industrielle Potentiale freigesetzt, die 
sich auch in der technischen Ent-
wicklung der Musikindustrie (Schall-
platte), des Films und des Rundfunks 
auswirkten. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika 
waren durch den Aufschwung im Ge-
folge des Krieges zur mächtigsten 
Nation der Erde geworden. Bis heute 
beeinflussen die USA zu einem gro-
ßen Teil die Produkte vornehmlich in 
der Unterhaltungsindustrie.

Ein wesentlicher Faktor zur Verbrei-
tung der Unterhaltungsmusik war der 
Rundfunk, auf den ich kurz näher 
eingehen möchte. 

Seit etwa 1890 war die drahtlose 
Nachrichtenübermittlung technisch 
möglich geworden. Die Erzeugung 
der elektromagnetischen Wellen ge-
schah mittels elektrischer Funkenent-
ladungen, daher „Funk“. Dies wur-
de im Ersten Weltkrieg besonders für 
die Lage- und Befehlsübermittlung 
genutzt und schnell weiter entwickelt. 
Schon 1920 entstanden die ers-

ten (zivilen) Rundfunksender in den 
USA, Großbritannien, den Niederlan-
den, Frankreich und Rußland.

In Deutschland übertrug zum ersten 
Mal am 22.12. 1920 die Hauptfunk-
stelle Königs-Wusterhausen ein In-
strumentalkonzert. 

Am 29.10. 1923 wurde der deutsche 
„Unterhaltungsrundfunk“ im VOX-
Haus in Berlin eröffnet, 1931 die ers-
te Weltübertragung mit Wagners 
„Tristan und Isolde“ aus Bayreuth ge-
sendet. 
Neben solchen Höhepunkten der 
Musik-Kultur waren es in erster Li-
nie Unterhaltungssendungen, die die 
Programme prägten. 
Leider liegen keine Zahlen vor, je-
doch muß der Anteil von Radios 
(Detektorradios) in den Haushalten 
schon bedeutend gewesen sein. 
Auch die Kamener Zeitung druckte 
seit 1924 das wöchentliche Radio-
programm ab.

Mit der Machtübernahme fiel den Na-
tionalsozialisten auch die weit entwi-
ckelte Rundfunk- (und die Anfänge 
der Fernseh-) Technik in den Schoß. 
Schnell wurde das Potential erkannt 
und an der Entwicklung eines preis-
günstigen Radios gearbeitet. Schon 
ein halbes Jahr nach der Machter-
greifung stand auf der Funkausstel-
lung im August 1933 der VE 301 W 
zur Verfügung. 
VE bedeutete Volksempfänger, 301 
sollte an den Tag der Machtergrei-
fung, den 30.1.33 erinnern, W stand 
für Wechselstrom. der Preis betrug 
76,- RM. Schon 1938 kam eine klei-
nere Variante auf den Markt, der DKE 
38, der Deutsche Kleinempfänger. Er 
sollte nur noch 36,- RM kosten. 

Der DKE 38 erhielt im Volksmund 
den Namen „Goebbels-Schnauze“.  
Beide Geräte ermöglichten aber auch 
das Abhören von sog. Feindsendern. 
Im Krieg stand darauf die Todes-
strafe. Neben der Unterhaltung soll-
te das Radio natürlich die Reden der 
NS-Größen in jedes Haus bringen. 
Im Jahr 1940 gab es 13,7 Millionen 
Rundfunkteilnehmer in Deutschland 
(bei ca. 66 Mill. Einw.). Dies wurde 
nur von den USA mit 28,7 Mill. über-
troffen.

Wir sehen also, wie schnell Deutsch-
land mit dem damals innovativsten 
Propagandamittel erschlossen wer-
den konnte. In fast jedem Haushalt 
befand sich bald ein Radiogerät. 
Aktueller und flächendeckender 
konnte man die Menschen nicht er-
reichen. Auch am Arbeitsplatz stell-
te man Radiogeräte (DAF 1011) auf. 
Und für die Freizeit gab es schon 

Deutsche Unterhaltungsmusik unterm Hakenkreuz
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Kofferempfänger (DOK 36/37), die 
man später auch im Luftschutzkeller 
gut gebrauchen konnte.

Das Programmschema war eine 
Mischung aus Unterhaltung, Nach-
richten und Propaganda. Um die Hö-
rer an die Geräte zu locken, brachte 
man aktuelle Unterhaltungs-Hits und 
sorgte zugleich für ihre schnelle Ver-
breitung. 
Eine der beliebtesten Sendungen 
des Reichsrundfunks wurde das 
„Wunschkonzert“, bei dem die Hörer 
die Musiktitel mitbestimmen konnten. 
Im Krieg gab es dann das „Wunsch-
konzert für die Wehrmacht“, das für 
die innige Verbindung zwischen Hei-
mat und Front stehen sollte. 

Das bekannteste Lied, das über die 
Wehrmachtssender ausgestrahlt wur-
de, war „Lili Marleen“, gesungen von 
Lale Andersen (1905-1972). 
Dieser sentimentale Schlager wurde 
1938 von Hans Schultze (K) und 
Hans Leip (T) geschrieben und seit 
1941 über die Wehrmachtssender 
verbreitet. Es gibt m. E. kein ande-
res Lied, das einen derart großen Er-
folg hatte. Man kann sagen, es wur-
de zum bedeutendsten „Kriegsschla-
ger“ überhaupt.

Daher möchte ich es ihnen, obwohl 
sie es alle kennen, vorspielen. Es 

hatte zunächst kaum Erfolg und kam 
1939 auf die B-Seite einer Schallplat-
te unter dem Titel „Lied eines jungen 
Wachpostens (Lili Marleen)“ heraus. 
Der durchgehend sanfte und lyrische 
Tonfall gefiel weder den Auftragge-
bern, noch den Schallplattenfirmen. 
Das Lied ließ der Komponist von ei-
ner Bekannten namens Lieselotte 
Wilke singen. Sie nannte sich spä-
ter Lale Andersen. Erst die Ausstrah-
lung des Liedes 1941 über den Sol-
datensender Belgrad, der sogar von 
den Landsern in Afrika zu hören war, 
brachte den Durchbruch. Es beginnt 
mit Takten des Zapfenstreiches. 

„Vor der Kaserne, vor dem großen Tor,
stand eine Laterne und steht sie noch da-
vor.
So wollen wir uns da wiederseh’n,
bei der Laterne woll’n wir steh’n,
wie einst Lili Marleen, wie einst Lili Mar-
leen.

Unsre beiden Schatten, sie seh’n wie ei-
ner aus.
Daß wir so lieb uns hatten, daß sah man 
gleich daraus.
Und alle Leute soll’n es seh’n,
wenn wir bei der Laterne steh’n,
wie einst Lili Marleen, wie einst Lili Mar-
leen.

Schon rief der Posten: ‚Sie bliesen Zap-
fenstreich!
Es kann drei Tage kosten!’ – ‚Kamerad, 
ich komm ja gleich!’ 
Da sagten wir auf Wiederseh’n, 
wie gerne wollt ich mit dir geh’n,
mit dir, Lili Marleen, mit dir, Lili Marleen. 

Deine Schritte kennt sie, deinen schönen 
Gang, 
alle Abend brennt sie, doch mich vergaß 
sie lang.
Und sollte mir ein Leids gescheh’n,
wer wird bei der Laterne steh’n,
mit dir, Lili Marleen, mit dir, Lili Marleen? 

Aus dem stillen Raume, aus 
der Erde Grund, 
hebt mich wie im Traume dein 
verliebter Mund. 
Wenn sich die späten Nebel 
dreh’n, 
werd’ ich bei der Laterne 
steh’n, 
wie einst Lili Marleen, wie 
einst Lili Marleen.“

Da es als Symbol für Heim-
weh, Trennung und Sehn-
sucht stand, vor allem für 
Hoffnung auf Wiedersehen, 
wechselte es sogar die 
Fronten und wurde auch 
bei den Alliierten sehr be-
liebt. 1944 stand die eng-
lische Version mit dem Ti-

tel „My Lilli of the Lamplight“ auf Platz 
13 der amerikanischen Schlagerpa-
rade! Lale Andersen fiel 1942 bei den 
Nationalsozialisten in Ungnade, 
weil sie im Warschauer Ghetto nicht 
auftreten wollte. Man fand außerdem 
heraus, daß sie Kontakte zu deut-
schen Juden in der Schweiz hatte. 
Sie erhielt totales Auftrittsverbot, Lili 
Marleen sollte nicht mehr gespielt 
werden. 

Neben den Radiosendungen waren 
es vor allem auch Filmmusiken, die 
abgekoppelt als Unterhaltungsmusik 
zum Teil sehr beliebt wurden. Seit 
Beginn des Tonfilms waren Begleit-
musiken und -gesang wesentlicher 
Bestandteil des Filmschaffens. 

Vor einer Woche haben wir schon 
den Titel „Ich weiß, es wird einmal 
ein Wunder gescheh’n“ gehört, den 
Zarah Leander in dem Film „Die gro-
ße Liebe“ 1942 gesungen hatte und 
der eigenständig zum Gassenhau-
er und Durchhaltelied geworden war. 
Ein weiterer Schlager aus diesem 
Film war: „Davon geht die Welt nicht 
unter“.

Ein anderer Schauspieler, der im 
Dritten Reich seine hohe Zeit hatte, 
war Hans Albers (1892-1960). 

Obwohl Albers sich nicht gänzlich 
dem politischen Propagandafilm ent-
zogen hatte, wurde er nicht zum 
Sympathisanten des NS-Staates. 
Seine Popularität als Volksschau-
spieler verhinderte, daß er, da er 
bei Goebbels verhaßt war, Repres-
salien ausgesetzt war. Neben sei-
nen schauspielerischen Fähigkeiten 
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machte er auch als mehr oder weni-
ger begabter Sänger Karriere. In der 
Weimarer Zeit war er als Theater-
schauspieler bekannt geworden. 

Erfolge feierte er u.a. auch als Ma-
ckie Messer in Brechts „Dreigro-
schenoper“. Als Filmschauspieler 
machten ihn die Filme „Carl Peters“ 
(1941), „Münchhausen“ (1943) und 
schließlich sein letzter Film im Dritten 
Reich „Große Freiheit Nr. 7“ (1944) 
berühmt.

Das Walzerlied „Auf der Reeperbahn 
nachts um halb eins“ wurde 1921 von 
dem Schauspieler und Komponisten
Ralph Arthur Roberts geschrieben. 
Es wurde auf Anhieb zu einem gro-
ßen Hit. Hans Albers sang dieses 
Lied auch im Farbfilm „Große Freiheit 
Nr. 7“ neben den auch bekannten Ti-
teln „La Paloma“ und „Beim ersten 
Mal da tut’s noch weh“. „Auf der Ree-
perbahn nachts um halb eins“ ist bis 
heute ein Hit den fast jeder kennt.

Daher möchte ich ihnen diesen Titel 
in einer Aufnahme von 1938 vorspie-
len. Es singt natürlich Hans Albers. 

„Silbern klingt und springt die Heuer, heut 
speel ick dat feine Oos. 
Heute ist mir nichts zu teuer, morgen geht  
ja die Reise los. 
Langsam bummel ich ganz alleine die 
Reeperbahn nach der Freiheit rauf. 
Treff ich eine recht blonde, recht feine, 
die gabel ich mir auf. 
 
Komm doch, liebe Kleine, sei die Meine, 
sag nicht nein! 
Du sollst bis morgen früh um neune mei-
ne kleine Liebste sein. 
Ist dir‘s recht, na dann bleib ich dir treu 
sogar bis um zehn. 
Hak‘ mich unter, wir woll‘n zusammen 
mal bummeln gehn.  
 
Auf der Reeperbahn nachts um halb eins, 
ob du ‚n Mädel hast oder hast keins,  
amüsierst du dich, denn das findet sich 
auf der Reeperbahn nachts um halb eins.  
Wer noch niemals in lustiger Nacht sol-
chen Reeperbahnbummel gemacht, 
ist ein armer Wicht, denn er kennt dich 
nicht, mein Sankt Pauli, Sankt Pauli bei 
Nacht. 
 
Kehr ich heim im nächsten Jahre, braun 
gebrannt wie‘n Hottentott, 
hast du deine blonden Haare schwarz 
gefärbt, vielleicht auch rot. 
Grüßt dich dann mal ein fremder Jung‘, 
und du gehst vorüber und kennst ihn 
nicht, 
kommt dir vielleicht die Erinnerung wie-
der, wenn leis‘ er zu dir spricht: 
 
Komm doch, liebe Kleine, sei die meine, 
sag nicht nein! 
Du sollst bis morgen früh um neune mei-

ne kleine Liebste sein. 
Ist dir‘s recht, na dann bleib ich dir treu 
sogar bis um zehn. 
Hak‘ mich unter, wir woll‘n jetzt zusam-
men mal bummeln gehn. 
 
Auf der Reeperbahn nachts um halb 
eins...“
(Ralph Arthur Roberts)

Als dritte Quelle für beliebte Titel der 
Unterhaltungsmusik mag neben dem 
Radio und dem Film schließlich noch 
die Bühne gelten. 
Schon in der Weimarer Zeit waren 
Varieté, Revue und Kabarett belieb-
te und häufig besuchte Veranstaltun-
gen, die damals ihre Hochphase er-
lebten. Die gesellschaftlichen Schich-
ten, die dabei angesprochen wurden, 
waren unterschiedlich. Je populärer 
ein Titel war (man muss sagen: noch 
ist), desto bekannter wurde er.

Zu den populärsten Kabarett-Sänge-
rinnen Berlins gehörte Claire Waldoff 
(1884-1957) (Bild unten). 

Mit Titeln wie „Wer schmeißt denn da 
mit Lehm?“, „Hermann heeßt er“ oder 
„Fritze Bollmann“ wurde sie seit 1910 
in ganz Deutschland bekannt und be-
liebt. 

Musiker und Autoren wie Friedrich 
Holländer und Kurt Tucholsky schrie-
ben für sie. 
Als die Nationalsozialisten die Macht 
ergriffen, erhielt sie zunächst Berufs-
verbot. Man hielt ihr vor, für die kom-
munistische „Rote Hilfe“ aufgetreten 
zu sein und das ihr Lied „Hermann 
heeßt er“ im Volksmund auf Hermann 
Göring so gesungen wurde: 
„Hermann heeßt er, rechts Lametta, 
links Lametta und der Bauch wird 
immer fetta und in Preußen ist er 
Meester - Hermann heeßt er!“. 

Dafür konnte sie wohl nichts. Man 
nahm es ihr auch übel, dass sie mit 
Hemd und Krawatte auftrat und in 
einer lesbischen Beziehung lebte. 
Ende 1933 konnte sie wieder auf die 
Bühne und ab 1942 in Paris vor Sol-
daten auftreten. Nach dem Krieg er-
lebte sie ein kurzes Comeback.

Claire Waldoff kam 1884 als Clara 
Wortmann als Tochter eines Berg-
manns in Gelsenkirchen auf die Welt. 
Sie besuchte die Schule in Hannover 
und machte 1903 das Abitur. Obwohl 
sie Ärztin werden wollte, entschloss 
sie sich dann doch für die Bühne.

Da sie einen bestimmten Teil der Un-
terhaltungsmusik darstellt, möchte 
ich ihnen nun einen (weniger bekann-
ten) Titel von ihr vorspielen: „Wegen 
Emil seine unanständ’ge Lust“. 
Er hört sich schlimmer an, als der In-
halt ist, aber das Thema ist nach 
über 70 Jahren immer noch sehr ak-
tuell. 

Wegen Emil seine unanständ´ge Lust  
(Text: Julian Arendt, Musik: Paul Strasser)   
Mein Emil, der meckert mir so bree-
jenklütrich an,  
mein Emil, der hat keene Scham. 
Mein Emil, der sacht mir, du, ick bin doch 
nu dein Mann 
Und ick möchte von die Ehe ooch wat 
ham.  
Ick möchte dir hübscher und niedlicher 
Mit eenem Wort – appetitlicher,  
Dann würde ick mir viel mehr amüsier’n.  
Jeh zum Doktor, sagt er, laß dir operier’n.  
 
Ick laß mir nich die Neese verpatzen 
Wegen Emil seine unanständ’ge Lust.  
Ick laß mir nich das Fett aus de Ober-
schenkel kratzen 
Wegen Emil seine unanständ’ge Lust. 
Wie ick bin, hat ja der Emil schon immer 
jewußt, 
Da hätt er mir eben nich nehmen jemußt.  
Ick lasse keen‘n Doktor ran an meine 
Brust 
Wegen Emil seine unanständ’ge Lust.  
 
Die Emma von Meyers jing bei Dr. Veil-
chenfels 
Und ließ sich auf hübsch operier’n.  
Die dußlige Emma jab den Veilchenfels 
ihr Geld  
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Und nu glaubt se, kann se jeden Mann 
verführ’n.  
Man hat ihr vermanscht in de Charité 
Sie war schon mies – aber nu erst, nö!  
Nu hat se ‘nen Bauch wie‘n Kerl 
Und ‘nen Podex wie‘n sechzehnjährjet 
Jörl.  
 
Ick laß mir nicht die Neese verpatzen...   
Ick wer doch mein Leben nich bei so ‘nen 
Doktor jehn,  
Ick hab für so’n Blödsinn keen Jeld.  
Ick denk nur immer nach, und ick kann et 
nich versteh’n  

Det die Männer so’n vermanschtet Ding 
jefällt.  
Aus Liebe ans Messer, da lach ick nur, 
Een richtiger Mann sacht: Ick will Natur!  
Und macht er nich von selber Tam-tam,  
hilft ihm ooch die neue Brust nich uff’n 
Damm.  
 
Ick laß mir nich die Neese verpatzen...

Nun hab ich ihnen nur Gesangsti-
tel vorgespielt. Es gab natürlich auch 
reine Instrumentalstücke wie 
Jazz und Tanzmusik. Aber 
der Gesang war doch immer 
beliebter. Wegen der Kürze 
der Zeit habe ich auf instru-
mentale Beispiele verzichtet.

Abschließend kann gesagt 
werden: Fast alle erfolgrei-
chen Schauspieler, Regis-
seure, Musiker, Sängerin-
nen und Sänger etc. wur-
den, wenn sie nicht emigrier-
ten, von den Nationalsozia-

listen als etablierte Fachleute über-
nommen. Viele, die hier blieben und 
sich anpaßten, haben an ein baldiges 
Ende der NS-Herrschaft geglaubt 
und wollten nicht emigrieren. Vie-
le haben auch gern mit- und Karriere 
gemacht. Wie weit man sie verurtei-
len kann, mag man im Einzelfall ent-
scheiden.

Die Situation für Architekten war in 
Deutschland nicht erst mit Beginn 
des Dritten Reiches problematisch. 
Schon die Weltwirtschaftskrise 
zwang viele Architekten, das Land 
aus ökonomischen Gründen zu ver-
lassen. Gerade junge Architekten 
blieben oft ohne Aufträge. Die tech-
nischen Hochschulen bildeten Ende 
der 20er Jahre mehr Architekten aus, 
als auf dem Markt benötigt wurden. 
Gerade linksorientierte junge Men-
schen sahen in dieser Situation die 
Sowjetunion als Lösung ihrer Proble-
me. Gerade in architektonischer Hin-
sicht war man in Deutschland der 
Meinung, dass hier eine Aufbruch-
stimmung herrsche, die in der Wei-
marer Republik durch die Wirt-
schaftskrise längst abgeklungen war. 
Auf der anderen Seite beobachtete 
man auch in der Sowjetunion die 
neue Architektur in Deutschland inte-
ressiert und war der Meinung, dass 
gerade hier die wichtigsten städte-
planerischen Entwicklungen gemacht 
wurden. 
Deshalb wurde 1930 Ernst May nach 
Moskau berufen, um mit einem Team 
mit weiteren Architekten an der Neu-
planung von sowjetischen Industrie-
städten mitzuwirken. Ernst May war 
in Frankfurt als Stadtbaurat tätig und 
für viele in dieser Zeit entstandene 
Wohnsiedlungen verantwortlich. 

Andere Gründe führten dagegen 
Hannes Meyer nach Moskau. Er war 
ein vehementer Verfechter des sow-
jetischen Sozialismus und entspre-
chend politisch engagiert, dieses 
Land mit aufzubauen. Auch er reiste, 
nachdem er die Leitung des Bauhau-
ses verloren hatte, mit einem kleinen 
Stab an Mitarbeitern, häufig ehemali-
gen Bauhausschülern, nach Moskau. 
Dort arbeitete er an der Planung und 
Ausführung von technischen Hoch-
schulen und Universitäten, aber auch 
an städteplanerischen Lösungen mit. 

Die dritte Gruppe deutscher Architek-
ten wurde von dem Kölner Planer 
Kurt Meyer angeführt.
Sie alle wurden nach Russland be-
rufen, da man hier der Meinung war, 
dass die deutschen Architekten die 
schwierigen städtebaulichen Proble-
me lösen könnten. 
Entsprechend nahmen sie alle an 
dem ersten großen Wettbewerb zur 
Erstellung eines Generalbebauungs-
planes für die Stadt Moskau teil. 

Der erste sowjetische Fünfjahres-
plan, der 1928 in Kraft trat, beschäf-
tigte sich hauptsächlich mit der Ent-
wicklung der Schwerindustrie und 
den damit verbundenen städtebau-
lichen und wohnungspolitischen Fra-
gen. Laut Plan sollten in der Sowjet-
union insgesamt 120 neue Industrie-

städte entstehen. Entsprechend viel 
Arbeit gab es für die deutschen Ar-
chitekten. Es entstanden Entwürfe 
mit einer optimalen Ausnutzung an 
Raum, Material und Arbeitskraft, so 
wie man es in Deutschland gewohnt 
war. 

Die Ausführung gestaltete sich aber 
mehr als schwierig. Nicht nur, dass 
die einfachsten Abläufe nicht funkti-
onierten, da es an qualifizierten Ar-
beitern fehlte, die Materialien oft gar 
nicht oder nur in unzureichendem 
Maße beschafft werden konnten und 
ein scheinbar unüberwindlicher Büro-
kratismus überall im Wege stand. 

Die grundsätzlichen Planungen der 
deutschen Architekten stießen auf 
Unverständnis. Die sowjetischen 
Funktionäre bemängelten das Fehlen 
der großen Boulevards und der Auf-
marschplätze für die Massenveran-
staltungen. 

„Die westliche Importarchitektur wur-
de als eintöniger, kasernenmäßiger 
Kistenbau angefeindet, das Bemü-
hen um wirtschaftliche Produktions-
verfahren als kapitalistisch-rationa-
listisches Zweckdenken angepran-
gert ... Die Absurdität der Situation 
war nicht zu überbieten. Während die 
Moderne in der Sowjetunion als ka-
pitalistisch gebrandmarkt wurde, war 

Kunst und Architektur außerhalb Deutschlands
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sie in Deutschland als Kulturbolsche-
wismus verfemt.“ (Pehnt, S. 235) 

Auch in der Sowjetunion wich die 
Phase des Neubeginns einer der Re-
striktion. Die Künstler und Architekten 
der ersten Stunde wurden zurückge-
drängt zugunsten eines wieder er-
starkten Historismus und Monumen-
talismus. 

Unter Stalin wurden so bis Mitte der 
30-er Jahre die meisten der gerufe-
nen deutschen Architekten wieder 
vertrieben. 
Für sie kam aber eine Rückkehr 
in das inzwischen faschistische 
Deutschland nicht infrage. 

Hannes Meyer kehrte in die Schweiz 
zurück, ging von da 1939 nach Me-
xiko, wo er als Lehrer und Städtepla-
ner tätig war. 

Ernst May ließ sich als Farmer und 
Architekt in Ostafrika nieder und Bru-
no Taut, der auch einige Jahre in der 
Sowjetunion tätig war, reiste über die 
Schweiz nach Japan, wo er drei Jah-
re lang blieb.

Ging es vielen Architekten 1933 um 
ihr berufliches Fortkommen, so den 
jüdischen ums nackte Überleben. 
Erich Mendelsohn erkannte als einer 
der ersten die Gefahr, die von den 
neuen Machthabern ausging. 
Über die Niederlande ging er nach 
England, wo er als bekannter deut-
scher Architekt gleich einige Aufträge 
erhielt. So baute er unter anderem in 
Bexhill-on-Sea ein Kurhaus. 

Adolf Rading war zwar kein Jude, 
aber mit einer jüdischen Frau verhei-
ratet. 
Zusammen gingen sie zunächst 
nach Frankreich, dann aber in das 
Land, welches in der Folge die meis-
ten jüdischen Architekten aufneh-
men sollte: Palästina, welches noch 
unter britischer Mandatsverwaltung 
stand. In Haifa war er lange Jahre als 
Stadtarchitekt für die öffentlichen Ge-
bäude zuständig. 

Über kurz oder lang kamen viele pro-
minente Architekten hierher. 
So der Berliner Theaterbauspezialist 
Oskar Kaufmann, der das Habima-
Theater in Tel Aviv entwarf, Alexan-
der Klein oder Harry Rosenthal. 
Einige junge Architekten machten 
erst hier ihre praktischen Erfahrun-
gen und setzten nun um, was sie in 
Deutschland gelernt hatten. 
So erhielten viele Städte ihr heute 
noch typisches Aussehen, das von 
der deutschen Moderne geprägt ist. 
Es waren aber nicht nur die jüdi-
schen Architekten nach Palästina 
gekommen, sondern auch die poten-
ziellen Auftraggeber. 

Mendelsohn, der 1935 ein Büro in 
Jerusalem eröffnete, erhielt nun Auf-
träge von ehemaligen deutschen 
Kunden. 
So errichtete er für Chaim Weiz-
mann, den Vorsitzenden der zionis-
tischen Weltorganisation, eine Villa 
bei Tel Aviv. Der spätere israelische 
Staatspräsident legte schon hier viel 
Wert auf Repräsentation. 

Mendelsohn baute weiter eine Bank, 
ein Medizinisches Zentrum und noch 
viele weitere Gebäude. 

Obwohl Mendelsohn in Palästina fast 
eine Sonderstellung einnahm und mit 
Aufträgen überschüttet wurde, war 
ihm die Situation zu unsicher. 
Aus der Befürchtung heraus, die 
Deutschen könnten mit ihrer Nord-

afrika-Armee Palästina erreichen, 
entschloss er sich 1941, in die USA 
zu emigrieren. 

Walter Gropius verließ Deutschland 
1934. Über Rom ging er nach Eng-
land. Auch er war kein Unbekannter, 
baute aber nur eine kleine Villa in 
London und das Village College in 
Impington. England war zur dieser 
Zeit noch nicht so aufgeschlossen 
gegenüber der modernen Architek-
tur. Es gab hier keine vergleichbaren 
Entwicklungen wie in Deutschland. 

Die englischen Architekten wehrten 
sich gegen die ausländische Konkur-
renz und so konnte England langfris-
tig keine Alternative darstellen. 

Gropius zog mit seiner Frau weiter in 
die USA. Aber auch hier wurden sie 
nicht sofort mit offenen Armen emp-
fangen. Die Amerikaner begriffen die 
Modernität der deutschen Architektur 
nicht als bahnbrechend neu, sondern 
eher als einen Baustil neben ande-
ren. Als „International Style“ ging er 
hier in die Geschichte ein.

Europäische Architekten wie Richard 
Neutra, der 
schon seit Mit-
te der 20er 
Jahre in Ame-
rika baute, 
aber auch 
amerikani-
sche Architek-
ten wie Frank 
Lloyd Wright 
hatten einen 
großen Beitrag 
zur modernen 

amerikanischen Architektur geleistet.  
Entsprechend neugierig war man auf 
die deutschen Emigranten. 

Gropius tat sich mit Marcel Breuer 
zusammen und sie entwarfen beque-
me Einfamilienhäuser gehobenen 
Standards. 

Dabei übernahmen sie landestypi-
sche Elemente wie Holz und Bruch-
stein. 

Erich Mendelsohn: 
De la Warr Pavillon, Bexhill-on-Sea, 
1933-35

Erich Mendelsohn: 
Haus Weizmann, Rehovoth bei Tel Aviv, 1934-36
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1945 gründete Gropius mit einem 
Team jüngerer amerikanischer Archi-
tekten zusammen „The Architects´ 
Collaborative“. 
Sie errichteten eine Reihe von bei-
spielhaften Gebäuden, wie das Har-
vard Graduate Center in Cambridge. 

Wichtiger war jedoch Gropius´ Ein-
fluss als Lehrer an der Harvard Gra-
duate School of Design. Hier prägte 
er als Lehrer eine ganze Reihe von 
Architekturstudenten, die später sei-
ne Vorstellungen von moderner Ar-
chitektur umsetzen sollten.

Im Alter von 78 Jahren griff Gropius 
noch einmal entscheidend stadtpla-
nerisch in New York ein: 

In Zusammenarbeit mit den amerika-
nischen Architekten Roth, TAC und 
Belluschi entwickelte er das Pan Am 
Building am Ende der Park Avenue. 
Das Projekt war zur Planungs- und 
Bauzeit auf Grund seiner städtebau-
lichen Positionierung, aber auch auf 

Grund seiner Ästhetik, die eindeutig 
zeitgenössisch modische Züge auf-
wies, höchst umstritten.

Der dritte bedeutende deutsche Ar-
chitekt war Ludwig Mies van der 
Rohe. 
Er prägte durch seine Bauten wie 
durch seine Lehre die Entwicklung 
der amerikanischen Architektur ent-
scheidend. 
Nachdem er in Deutschland einer 
der bedeutendsten Architekten der 
Weimarer Republik war, will er nach 
1933 nicht aufgeben und versucht 
auch unter der NS-Diktatur, die er 
grundsätzlich nicht ablehnt, weiter zu 
arbeiten. 

1937 fährt er zum ersten Mal 
in die USA und besucht Frank 
Lloyd Wright und entwickelt ers-
te Entwürfe für amerikanische 
Kunden. 1938 entschließt er 
sich endgültig, Deutschland zu 
verlassen. 
Er gründet ein Architekturbüro 
in Chicago und übernimmt die 
Leitung des Armour Institute of 
Technology in Chicago, das ab 
1940 Illinois Institute of Techno-
logy heißt. 

In Chicago trifft er mit seinen 
Vorstellungen von moderner Ar-
chitektur auf viel Verständnis. 
Chicago, berühmt für seine 
Hochhäuser, empfängt den Visi-
onär mit offenen Armen. 
Mies beschäftigt sich in dieser 
Zeit mit zwei verschiedenen As-
pekten, dem Ein-Raum-Bau 
und dem Vielzellen-Bau. Erste-
rer wird flach gelagert, Letzterer 
hoch aufgestellt. 

Farnworth House stellt einen 
der radikalsten Entwürfe dar, 

der auf den Barcelona-Pavillon zu-
rückgeht. Das Wochenendhaus wird 
von acht I-förmigen Stahlstützen ge-
tragen. Diese Stahlstützen tragen je-

doch nicht nur das Dach, sondern 
auch die gesamte Wohnfläche.

Mies erklärt sein Prinzip wie folgt: 
„Auch die Natur sollte ihr eigenes Le-
ben leben. Wir sollten uns hüten, sie 
mit der Farbigkeit unserer Häuser 
und Inneneinrichtungen zu stören. 
Doch wir sollten uns bemühen, Natur, 
Häuser und Menschen in einer höhe-
ren Einheit zusammenzubringen. 
Wenn Sie die Natur durch die Glas-
wände des Farnworth-Hauses sehen, 
bekommt sie eine tiefere Bedeutung, 
als wenn Sie außen stehen. 
Es wird so mehr von der Natur aus-
gesprochen – sie wird ein Teil eines 
größeren Ganzen.“ (Zimmerman, S. 63) 

Unter den vielen Hochhäusern, die 
Mies van der Rohe in den USA bau-
te, gehören die Lake Shore Drive 
Apartments zu seinen wichtigsten. 

Nicht nur, dass hier viele Probleme 
der Stahlskelettbauweise gelöst wur-
den, so entstand hier auch eine neue 
Ästhetik, die sich jedoch erst in den 
60er Jahren durchsetzen sollte. 

Hat Mies van 
der Rohe mit 
dem Farnworth 
House ein epo-
chemachen-
des Wohnhaus 
geschaffen, so 
mit den Lake 
Shore Drive 
Apartments he-
rausragende 
Mehrfamilien-
häuser. 

Walter Gropius, The Architects´ Collabora-
tive: Harvard Graduate Center, Cambridge, 
Massachusetts, 1948-50

Ludwig Mies van der Rohe: 
Haus Farnworth, Plano, Illinois, 1945-51, Gartenfassade

Ludwig Mies van der Rohe: 
Lake Shore Drive Apartments, 
Chicago, Illinois, 1948-51
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Übertroffen werden diese Entwür-
fe durch das 1954 geplante Seagram 
Building in New York. 

Mit diesem Bau errichtete er an ei-
nem der wichtigsten Plätze von New 
York sein erstes Bürohaus, das wie-
derum beispielhaft für viele andere 
noch folgende Gebäude wurde. 

„Wirtschaftliche Kriterien außer Acht 
lassend, zog er sein in die Vertikale 
strebendes Gebäude von der Stra-
ßenkante zurück, was den Stadtbe-
wohnern einen öffentlichen Platz be-
scherte mit großzügig angeordneten 
Sitzbänken und zwei großen Wasser-
becken mit Fontänen. 

Damit schuf er nicht nur einen eben-
so luxuriösen wie städtebaulich not-
wendigen Abstand zur Straße, um 
das Gebäude zur Geltung zu brin-
gen, sondern ging auch auf Distanz 
zum rein am Profit 
orientierten Wachstum New Yorks 
mit seiner Tendenz, die Wolkenkrat-
zer-Konstruktionen bis an die Bebau-
ungsgrenzen gehen zu lassen.“ 
(Zimmerman, S. 76) 

Eine Vielzahl von weiteren Gebäuden 
und nicht realisierten Plänen folgten 
und führten dazu, dass Ludwig Mies 
van der Rohe einer der international 
bedeutendsten Architekten der Mo-
derne wird. 

Er stirbt im Alter von 83 Jahren in 
Chicago.

Ein anderer in Deutschland bedeu-
tender Architekt war Bruno Taut. 
Auch er ging 1930 nach Russland, 

um hier die Errungenschaf-
ten der Moderne zu verbrei-
ten. Auch er wurde enttäuscht, 
konnte 1933 nicht in seine Hei-
mat zurück und ging nach Ja-
pan. Hier konnte er zwar nichts 
bauen, studierte aber die lande-
stypische Architektur und blieb 
länger, als er es ursprünglich 
geplant hatte. 

1936 ging er in die Türkei. Hier 
herrschte Kemal Atatürk und 
modernisierte das Land in ei-
nem atemberaubenden Tempo. 
So waren Architekten mit westli-
chem Know-how willkommen. 

Bruno Taut erhielt auf Vermitt-
lung Martin Wagners die Lei-
tung der Architekturabteilung 
der Istanbuler Akademie der 
Künste und zusätzlich die Lei-
tung des Architekturbüros im 
türkischen Kultusministerium. In 
der Zwischenzeit baute er direkt 
mit Blick auf den Bosporus sein 

eigenes Haus, das traditionelle türki-
sche und moderne Elemente in sich 
vereint. 
Bis zu seinem frühen Tod, er starb 
mit 58 Jahren in Istanbul, war er mit 
Aufgaben überhäuft. 

Weitere deutsche Architekten im tür-
kischen Exil waren die Städtebau-
er Hermann Jansen, Martin Wagner 
und Gustav Oelsner. Hans Poelzig 
war mehrmals in der Türkei tätig und 
auch Paul Bonatz, zunächst ein ve-
hementer Verfechter des Nationalso-
zialismus, emigrierte unauffällig, als 
es in Deutschland kritisch wurde. Er 
baute die Staatsoper in Ankara um 
und blieb insgesamt zehn Jahre.

Wenn man bedenkt, wie viele Ar-
chitekten in ihren neuen Heimatlän-
dern, von China bis Kolumbien, ihre 
Vorstellungen vom modernen Bau-

en umsetzten, so ist es nicht verwun-
derlich, wenn es dabei zu völlig neu-
en Lösungen kam. Leider kamen 
die meisten Architekten nach dem 
Zweiten Weltkrieg nicht wieder nach 
Deutschland zurück, obwohl es ge-
nug Arbeit gegeben hätte. 
Einige haben auf eine Einladung ge-
hofft, andere, wie Erich Mendelsohn, 
haben deutschen Boden nie wieder 
betreten. 

Wie entwickelte sich nun die Kunst 
außerhalb Deutschlands weiter? 

Künstler wie Beckmann, der bis An-
fang der 30er Jahre großen Erfolg 
mit seiner Kunst hatte, verlor gleich 

im April 1933 sei-
ne Professur an der 
Frankfurter Städel-
schule. 

Der Beckmann-Saal 
im Kronprinzenpalais 
in Berlin wurde auf-
gelöst und seine Bil-
der als „entartet“ diffa-
miert. Beckmann ging 
zunächst nach Berlin, 
1937 dann nach Ams-
terdam. 

Er malte in seiner gewohnten Wei-
se weiter, versuchte aber ab 1939 ein 
Visum für die USA zu bekommen. 
Dies wurde ihm erst 1947 bewilligt 
und so verbrachte er den Krieg in 
den Niederlanden. 

Erst in den USA erhielt er die Aner-
kennung, die ihm in Deutschland ver-
sagt wurde. 

1947 erhielt er einen Lehrauftrag an 
der Art School der Washington Uni-
versity in St. Louis. Ein Jahr später 
zeigte das Art Museum in St. Louis 
eine große Beckmann-Retrospektive 
und 1949 erhielt er eine Professur an 
der Art School des Brooklyn-Muse-
ums in New York. 

Hier starb er 1950 an einem Gehirn-
schlag.

Ludwig Mies van der Rohe: 
Seagram Building, 
Park Avenue, New York, 1954-58

Bruno Taut: Wohnhaus Taut, Ortaköy, Istanbul, 1937-38
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Auch Felix Nussbaum hatte in den 
20-er Jahren einen großen Erfolg als 
Künstler. 
Er stellte in verschiedenen Galerien
aus und erhielt 1931 für sein Werk 
„Der tolle Pariser Platz“ den  Großen 
Staatspreis der Preußischen Akade-
mie der Künste und einen damit ver-
bundenen Aufenthalt in der Villa Mas-
simo in Rom. 

Von Rom konnte er nach 1933 nicht 
mehr nach Deutschland zurückkeh-
ren und blieb in Italien. Als auch in 
Italien Juden nicht mehr sicher wa-
ren, flüchtete er nach Frankreich. 

Ab 1937 lebte er in Brüssel. 
1940 wurde Nussbaum von den bel-
gischen Behörden als staatsfeindlich 
eingestuft und verhaftet. 
Er wurde in das südfranzösische 
Internierungslager Saint-Cyprien 
verbracht, von da sollte er nach 
Deutschland zurückgeführt werden, 
konnte aber fliehen. Er kehrte zu sei-
ner Frau nach Brüssel zurück, wo 
beide bei einem befreundeten Kunst-
händler untertauchen konnten. 

Hier malte er seine letzten Bilder vol-
ler Hoffnung aber auch voller Ver-
zweiflung. 
In seinem letzten Bild „Die Verdamm-
ten“ ist alle Hoffnung durch Resigna-
tion ersetzt. Er malt sich im Vorder-

grund selbst mit grüner Kappe und 
nimmt wenige Monate vor seinem 
Tod sein Ende in Auschwitz vorweg. 
Er wird denunziert, verhaftet und ge-
meinsam mit seiner Frau mit dem 
letzten Deportationszug vom Sam-
mellager Mecheln nach Auschwitz 
gebracht, wo Felix Nussbaum am 2. 
August 1944, wahrscheinlich mit sei-
ner Frau ermordet wird. 

Nussbaum war einer der wenigen 
deutschen Künstler, der in seinen  
Bildern die Angst und die Verzweif-
lung angesichts der drohenden Ver-
nichtung eindringlich beschrieben 
hat.

Wassily Kandinsky war einer der 
großen Künstler der Abstraktion in 
Deutschland. Als Bauhaus-Lehrer 
übte er einen großen 
Einfluss auf die junge 
Designer- und Archi-
tektengeneration 
aus. 

In Dessau traf er 
auch mit einem sei-
ner wichtigsten 
Sammler zusam-
men, dem amerikani-
schen „Kupferkönig“ 
Solomon R. Guggen-
heim, der nach und 
nach die meisten sei-
ner Werke kaufte. 

Als 1933 das Bau-
haus endgültig auf-
gelöst wurde, verließ 
er Deutschland und 
lebte fortan in der 
Nähe von Paris. 

Hier arbeitete er weiter an seinen ab-
strakten Kompositionen und nahm an 
internationalen Ausstellungen teil. 

1937 wur-
den 57 sei-
ner Wer-
ke in deut-
schen Mu-
seen als 
„entartet“ 
beschlag-
nahmt. 
Kandinsky
stirbt 1944 
in seinem 
Wohnort 
Neuilly-sur-
Seine bei 
Paris im Al-
ter von 78 
Jahren.

Felix Nussbaum (1904-1944): Die Verdammten, 1944, 
Öl/Lwd., 101 x 155 cm, Osnabrück, Felix-Nussbaum-Museum

Paul Klee arbeitete ebenfalls bis zu 
dessen Auflösung am Bauhaus. Auch 
er verließ 1933 Deutschland und ging 
in sein Heimatland – die Schweiz. 

Bald darauf wurde bei ihm die unheil-
bare Krankheit Sklerodermie, eine 
Verhärtung der Haut, festgestellt. 
Ein weiterer Schlag bedeutete die 
Beschlagnahmung von 102 seiner 
Werke aus deutschen Museen. 

Nach einigen Jahren der Neuorien-
tierung hatte Klee ab 1938 bis zu sei-
nem Tod eine neue Schaffensphase, 
in der er neben Abstrahierungen wie 
dem Bild „Felsen bei Nacht“ auch 
seine Krankheit und den nahen Tod 
thematisierte. 

Klee stirbt im Alter von 61 Jahren 
1940 in Locarno.

Max Ernst ist vielleicht der wichtigs-
te deutsche Vertreter des Surrealis-
mus. Er ging schon in den 20er Jah-
ren nach Paris, wo er sich den Surre-
alisten anschloss und wichtige Impul-
se beisteuerte. 

In Deutschland war er nur durch we-
nige Arbeiten vertreten, trotzdem ge-
hörte auch er zu den „entarteten 
Künstlern“. 

1938 zog er sich mit der Künstlerin 
Leonora Carrington in ein abgele-
genes Bauernhaus in der Provence 
zurück, wurde aber nach dem Ein-
marsch der deutschen Wehrmacht 
als „verdächtiger Ausländer“ mehr-
fach interniert. 

Nur durch den Einfluss seiner späte-
ren Frau Peggy Guggenheim gelingt 
ihm die Flucht in die USA. Hier übt 
er einen nicht zu unterschätzenden 

Wassily Kandinsky (1866-1944): Bunte Aktionen, 1941, 
Öl/Lwd., 89,2 x 116,1 cm, Guggenheim Museum, New 
York
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Einfluss auf die junge amerikanische 
Künstlergeneration aus. 
Er erhält mehrfach Ausstellungen 
und Preise. 

1953 kehrt er nach Frankreich zu-
rück. 
Er stellt auf der Biennale in Venedig 
und auf der Documenta in Kassel 
aus. 

Er stirbt 1976 in Paris.

Viele weitere deutsche Künstler wä-
ren noch zu nennen, aber auch viele 
andere, die nicht durch Diktaturen in 
ihrer künstlerischen Entwicklung auf-
gehalten wurden und die Fahne der 
Moderne immer weiter trugen. 
Es waren Constantin Brancusi, Jean 
Arp, Naum Gabo, Yves Tanguy, Paul 
Delvaux, Pablo Picasso, Alberto Gia-
cometti, Rene Magritte, Salvador Dali 
und viele andere.

Zum Abschluss unserer Reihe will ich 
die schicksalhafte Entwicklung auf-
zeigen, die von der epochemachen-
den, wissenschaftlichen Entdeckung 
der Kernspaltung zu ihrem militäri-
schen Missbrauch führte - dem Ab-
wurf der Atombomben über Hiroshi-
ma und Nagasaki.

Wie berichtet, hatten Otto Hahn und 
Fritz Straßmann bei ihrem Versuch 
im Dezember 1938 in Berlin den 
Nachweis erbracht, dass der Kern 
des Uranatoms (235) sich durch Be-
schuss mit einem Neutron in zwei 
Kerne mittelschwerer Elemente auf-
spalten lässt. 

Was aber ist das Sensationelle an 
dieser Entdeckung?

Es ist die mit der Kernspaltung ein-
hergehende, freiwerdende Energie.

Die Bestandteile des Atomkerns wer-
den durch gewaltige Bindungskräfte 
zusammengehalten. 
Zertrümmert man den Kern, werden 
diese Kräfte frei. Bereits Lise Meit-
ner und Robert Frisch hat-
ten gleich nach Erhalt der 
bedeutungsvollen Nach-
richt von Otto Hahn nicht 
nur die physikalische Er-
klärung diskutiert, sondern 
auch Berechnungen zu 
der freiwerdenden Ener-
giemenge getätigt. 
Frisch errechnete, dass 
die Spaltung eines einzel-
nen Atomkerns etwa 200 
Mill. Elektronenvolt frei-
setzt.

Schon bald folgte die 
zweite, grundlegende Er-
kenntnis: 
Bei der Spaltung des Urankerns wer-
den auch Neutronen freigesetzt. 

Schwere Elemente enthalten im Kern 
einen hohen Neutronenüberschuss. 

Bei Uran 235 beträgt er genau 143 
Neutronen. Bei mittelschweren Ele-
menten ist dieser Überschuss gerin-
ger. Für die Spaltprodukte Barium 
(56Ba139) und Krypton (36Kr92) re-
sultiert ein gemeinsamer Neutronen-
überschuss von nur 139. 
Somit werden bei jeder Urankern-
spaltung 4 Neutronen frei. Da jedoch 
beim Zerplatzen des Urankerns un-
terschiedliche Spaltprodukt-Paare 
entstehen können, ergibt sich ein 
durchschnittlicher Wert von 2-3 emit-
tierten Neutronen. 
Diese frei werdenden Neutronen wir-
ken wiederum als Projektile, die ih-
rerseits erneut Spaltungen hervor-
rufen können, vorausgesetzt, dass 
sie auf weitere spaltungsfähige Ker-
ne treffen. 
D.h., einmal angestoßen, kann die 
Reaktion zu einer automatisch fort-
laufenden und sich rapide steigern-
den, verzweigenden Kettenreaktion 
führen, durch die in Bruchteilen von 
Sekunden makroskopische Mengen 
von Uran gespalten werden. 

Die Wissenschaftler errechneten, 
dass die Spaltung von 1 kg „Uran-
brennstoff“ dieselbe Energieausbeute 
bewirkt, wie die chemische Verbren-

nung von 3 Millionen kg Steinkohle. 
Dieses riesige Potenzial wurde über-
all schnell erkannt und diskutiert. 

S. Flügge, der Theoretiker im Hahn-
schen Institut, veröffentlichte z.B. 
eine Arbeit mit dem Titel: „Kann der 
Energiegehalt der Atomkerne tech-
nisch nutzbar gemacht werden?“ 

Den experimentellen Nachweis, dass 
tatsächlich mehrere Neutronen pro 
Kernspaltung frei werden, erbrachten 
zuerst Frédérick Joliot und seine Mit-
arbeitern in Paris im März 1939. 
Sie nahmen daraufhin ein Patent für 
die technische Ausnutzung der Kern-
energie, aber der erhoffte Gewinn 
blieb aus, denn der Krieg bestimmte 
die weitere Entwicklung.

Es ergaben sich natürlich zwei Mög-
lichkeiten der Nutzung der Kernen-
ergie, die friedliche und die militäri-
sche. Lässt man die Kettenreaktion 
ungehemmt – d.h. unkontrolliert - ab-
laufen, dann kommt es zu einem mo-
mentanen, explosionsartigen Zer-
fall sämtlicher spaltungsfähiger Ker-

ne unter Freisetzung 
enormer Energiemen-
gen – zur Bomben-
wirkung. Gelingt es 
dagegen, die Reak-
tion zu steuern, d.h. 
sie gleichmäßig ab-
laufen zu lassen, 
kommt es zu keiner 
Explosion. 

Die Freisetzung der 
Energie findet porti-
onsweise statt. Dazu 
muss man die se-
kundär entstehenden 
Neutronen bremsen 
und zum Teil durch 

Zusatz von indifferenten Substanzen 
„wegfangen“. 
In dieser Weise arbeitet ein Kern-
reaktor. Er liefert je enthaltenes kg 

Die Entwicklung der Atombombe
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Uran 235 eine Energiemenge von 20 
Mill. kWh. Als „Brennstoff“ verwendet 
man ein Uran-Isotopengemisch, in 
dem Uran 235 stark angereichert ist. 
Da also nicht alles U 235 ist, das zer-
fällt, sondern auch U 238 beschos-
sen wird, werden auch Transurane - 
radioaktive Abfallstoffe - erzeugt, der 
sog. Atommüll. 
„Kernfusion“ statt „Kernfission“ - also 
Verschmelzung statt Spaltung wäre 
die Lösung. Doch fand die Fusions-
energie bisher nur technische Ver-
wendung in der Wasserstoffbombe. 
Bis heute ist es nicht gelungen, die 
Fusionreaktion kontrolliert ablaufen 
zu lassen

Das grundsätzliche Wissen um die 
Möglichkeit der Kernenergienutzung 
war aufgrund der wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen praktisch in allen 
Ländern vorhanden, insbesondere 
dort, wo herausragende Physiker ar-
beiteten, wie in England, Frankreich, 
Deutschland, der USA und Russ-
land. Doch der technischen Umset-
zung der Kernenergiegewinnung la-
gen noch große Schwierigkeiten im 
Wege. 

An deren Lösung wurde in mehreren 
Ländern parallel gearbeitet, was je-
doch nun angesichts des Krieges un-
ter strengster Geheimhaltung statt-
fand.

Um einen Reaktor oder eine Atom-
bombe zu bauen, bedurfte es zu-
nächst einer ausreichend großen 
Menge Urans. 
Deutschland hatte seit September 
1938 Zugang zum Uranerzbergbau 
in St. Joachimsthal im Sudetenland. 
Weitere nennenswerte Vorkommen 
liegen in Kanada, die bedeutends-
ten aber im Kongo, deren Kolonial-
macht Belgien war, welches im Som-
mer 1940 von den Deutschen besetzt 
wurde.

Zunächst war nur ein spaltbares Ma-
terial bekannt: das Uranisotop 235, 
welches nur 0,7% des natürlich vor-
kommenden Urans 238 ausmacht. 

Da zwischen den Isotopen eines Ele-
ments – wie letztlich erläutert - kei-
nerlei Unterschiede im chemischen 
Verhalten bestehen, kann eine Ab-
trennung bzw. Anreicherung von 
U 235 nur auf physikalischem Wege 
gelingen, d.h. über die Nutzung der 
geringen Unterschiede der Ionengrö-
ße oder des Atomgewichts. 

Hierin lag das größte verfahrens-
technische Problem, an welchem die 
Wissenschaftler fieberhaft arbeiteten. 

Mit der Entdeckung des künstlichen 
Transuranelements Nr. 94 durch 
Glenn Theodore Seaborg im Jahre 
1940 zeigte sich, dass das beim Be-
schuss von Uran 238 erzeugte Ele-

ment namens Plutonium ebenfalls 
spaltfähig ist. Der Vorteil des Plutoni-
ums ist, dass es sich vom Uran viel 
einfacher, auf chemischem Wege, 
abtrennen lässt und in deutlich grö-
ßerer Menge erzeugt werden kann. 

Weitere technische Probleme einer 
„Uranmaschine“ bildete zum einen 
die Reinheit des verwendeten Urans, 
da enthaltene Fremdatome die frei-
werdenden Neutronen „wegfangen“. 

Zum anderen benötigte man – wie 
oben bereits erläutert - ein geeigne-
tes Material, welches genau so viele 
Neutronen absorbiert, dass es nicht 
zum unkontrollierten Schneeballsys-
tem kommt, doch genug übriglässt, 
um die Kettenreaktion in Gang zu 
halten. 
Zudem suchte man nach einem sog. 
Moderator, der die energiereichen 
Neutronen abbremst. Man experi-
mentierte mit Graphit, Wasser, 
schwerem Wasser und Trockeneis. 
Und nicht zuletzt war die geometri-

sche Anordnung des spaltbaren Ma-
terials für die Steuerung der Ketten-
reaktion von gewichtiger Bedeutung, 
die erst ausprobiert werden musste. 

Heute ist im Internet nachzulesen: 
„Zum Bau einer Atombombe wird 
das waffenfähige, spaltbare Material 
in Form einer Kugel angeordnet. In-
nerhalb der Kugel befindet sich eine 
Neutronenquelle, die aber erst wirk-
sam wird, wenn der die Kugel umge-
bende Sprengstoff (TNT) explodiert. 
Durch das Verdichten der radioakti-
ven Stoffe infolge der Explosion wird 
die kritische Masse des Spaltmateri-
als erreicht und somit eine unkontrol-
lierte Kettenreaktion in Gang gesetzt. 
Die Anzahl der Kernspaltungen steigt 
lawinenartig an und ungeheure En-
ergiemengen werden in einer Explo-
sion frei. Die Temperatur, die dabei 
erzeugt wird, beträgt zwischen 200 
- 300 Mill.°C. … An dem Zündungs-
mechanismus hat man jahrelang ge-
arbeitet, da das Spaltmaterial in kur-
zer Zeit von einer unterkritischen zu 
einer überkritischen Masse gebracht 
werden muss. Die Explosion dient 
gleichzeitig der Verdichtung und Aus-
lösung der Neutronenquelle.“

Die Befürchtung, dass Deutschland 
unter Hitler das erste Land sein 
könnte, das eine solche Bombe ent-
wickelt, brachte die USA dazu, in ge-
heimer Mission unter großem finan-
ziellen Aufwand und wissenschaftli-
chem Aufgebot die Atombombe als 
erstes zu entwickeln. 

Der Deckname des Projekts lautete 
Manhattan Engineering District Pro-
jekt, später offiziell „Projekt Y“ ge-
nannt.

Der un-
garische 
Physiker, 
Leo Szi-
lard (1898-
1964), 
spielte hier-
bei eine 
Schlüssel-
rolle. 

Szilard wurde am 11.2.1898 in Buda-
pest geboren und frühzeitig als Ge-
nie erkannt. 

Er promovierte 1922 an der Berliner 
Universität, war Gast in allen physi-
kalischen Colloquien, arbeitete bei 
Max von Laue, publizierte mit Ein-
stein, war Konsult bei der Elektrofir-

Glenn T. Seaborg 
(1912 – 1999)
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ma A.E.G., habilitierte sich 1928 und 
wurde Privatdozent für Physik an der 
Universität Berlin. 
Von Szilard stammt der Ausspruch: 
„Du musst nicht viel intelligenter sein 
als andere, nur einen Tag früher.“ 

Anfang der 30er Jahre wandte er 
sich der Kernphysik zu und nahm 
Kontakt mit Lise Meitner auf. 

Doch bevor entschieden war, worü-
ber er bei ihr arbeiten sollte, kam die 
„Machtübernahme“ im Januar und 
der Reichstagsbrand Ende Febru-
ar 1933 und Szilard verließ „einen 
Tag früher“ als die meisten jüdischen 
Wissenschaftler Berlin und ging nach 
England. 
In einem Londoner Krankenhaus ent-
wickelte er 1934 mit T.A. Chalmers 
eine neue, effektvolle und sehr einfa-
che Art der Isotopentrennung. 

Ab 1935 arbeitet er im Clarendon La-
boratory in Oxford. Im Januar 1938 
ging Szilard in die USA und arbeite-
te zunächst an der Columbia Univer-
sität in NY. 

Nach Bekanntwerden der Uranspal-
tung fand er ebenso wie Joliot in Pa-
ris heraus, dass mehrere Neutronen 
pro Spaltung emittiert werden und 
sah darin sofort die Möglichkeit, eine 
Kernkettenreaktion zu realisieren. 

Er studierte verschiedene Anordnun-
gen und kam im Juli 1939 zu der 
Überzeugung, dass ein gitterförmiger 
Aufbau von Urankugeln eingebettet 
in Graphit zu einer sich selbst erhal-
tenden Kettenreaktion führen müss-
te. Die Arbeit wurde im Februar 1940 
von der Physical Review angenom-
men – aber nicht veröffentlicht. Alle 
Uran-Arbeiten, waren auf Anordnung 
der amerikanischen Regierung als 
kriegswichtig geheimgestempelt wor-
den und daran hatte Szilard selbst 
den größten Anteil. 

Seitdem er überzeugt war, dass es 
möglich sein müsste, eine Kernket-
tenreaktion zu realisieren, verfolg-
te ihn der Alptraum, dass im Hitler-
Deutschland auf dieser Basis eine 
Kernwaffe entwickelt werden könnte. 

Noch vor Ausbruch des Krieges ver-
suchte er zunächst einen Publikati-
onsstop bei allen beteiligten Gruppen 
zu erwirken, was aber scheiterte, u.a. 
durch die Weigerung von Joliot in Pa-
ris, der die Publikationstradition in 
der Wissenschaft betonte und keine 
Priorität verlieren wollte. 

Wer dachte schon außer Szilard, an 
das, was kommen würde?

Szilard überlegte zusammen mit dem 
ebenfalls aus Deutschland gefl üch-
teten ungarischen Physiker Eugene 
Paul Wigner, wie man an die oberste 
politische Führung der USA - an Prä-
sident Roosevelt - herankommen 
könnte, um ihn zu überzeugen, dass 
man den Deutschen bei der Entwick-
lung von Kernwaffen zuvorkommen 
müsste. 

Die beiden unbekannten Immigran-
ten hatten natürlich keine Chance, 
daher wandten sie sich an Albert Ein-
stein, der schon seit 1933 in Prince-
ton war und dazu weltberühmt. 
Wegen seiner pazifi stisch ausgerich-
teten Grundhaltung hatte Einstein an-
fangs große Zweifel, stimmte aber 
schließlich zu, einen von Szilard aus-
gearbeiteten Brief an Roosevelt zu 
unterschreiben. 

Mit dieser Initiative lösten die beiden 
Wissenschaftler die atomare Rüs-
tung aus.

Der Stein kam ins Rollen. 
Roosevelt beauftragte kompetente 
Wissenschaftler und Manager. 
Das Manhattan Project lief zunächst 
recht langsam an, aber es beschäf-
tigte schließlich weit über 100.000 
Menschen in Universitäten und meh-
reren über das ganze Land verteil-
ten, aus dem Boden gestampften La-
boratorien. 
Hier arbeiteten die besten Gehirne 
der ganzen westlichen Welt unter mi-
litärischer Leitung und rigoroser Ge-
heimhaltung an der Lösung der tech-
nischen Probleme zur Entwicklung 
von Kernwaffen. Die Furcht vor Hit-
lers effektiver Kriegsmaschine und 
die fürchterliche Vorstellung einer 

Atombombe in seiner Hand moti-
vierten viele der beteiligten Wissen-
schaftler, besonders die Emigranten 
aus Deutschland, zu größtmöglichem 
Einsatz in den amerikanischen Waf-
fenlaboratorien. 

Enrico Fermi, der - wie letzten Don-
nerstag erwähnt - anlässlich des 
ihm verliehenen  Nobelpreises 1938 
„Mussolini-Italien“ verlassen und 
nach Amerika emigriert war, baute 
1941 gemeinsam mit Szilard den ers-
ten Reaktor an der Universität von 
Chicago. Am 2. Dezember 1942 ge-
lang es ihnen, erstmals darin eine 
kontrollierte Kernkettenreaktion in 

Gang zu setzen.

Kommen wir zu ei-
ner weiteren Per-
son, dessen Na-
men eng mit der 
Entwicklung der 
Atombombe ver-
knüpft ist: 

Julius Robert Op-
penheimer. Op-
penheimer wurde 
1904 als Sohn ei-
nes deutsch-jüdi-
schen Einwande-
rers, einem erfolg-
reichen Geschäfts-
mann in der Klei-

derbranche, in New York geboren. 
An der Harvard-Universität begann er 
1922 sein Studium der klassischen 
Philologie, Orientalistik, Chemie und 
Physik, das er 1925 mit Auszeich-
nung abschloss. 

Er ging zu Forschungszwecken 
nach England und verbrachte einige 
Zeit am damals führenden Atomfor-
schungszentrum bei Ernest Ruther-
ford in Cambridge. 
Sein Interesse galt immer mehr der 
theoretischen Physik, weshalb es ihn 
1926 an die Universität Göttingen 
zog, wo er andere prominente Physi-
ker kennenlernte. 
Er promovierte dort bei Max Born 
und veröffentlichte sein erstes wis-

Albert Einstein und Leo Szilard diskutieren den Brief an 
Präsident Roosevelt (Juli 1939)
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senschaftliches Werk über ein spe-
zielles Problem innerhalb der Quan-
tentheorie, basierend auf Entdeckun-
gen von Paul Adrian, Maurice Dirac, 
Erwin Schroedinger und Werner Hei-
senberg, die diese erst im Jahr zuvor 
gemacht hatten. Oppenheimer kehrte 
danach in die USA zurück, wo er Pro-
fessor der Physik an der Universität 
von Berkeley und dem California Ins-
titute of Technology wurde. 

Schon bald galt er als theoretischer 
Physiker von einmaligem Intellekt, 
veröffentlichte bedeutende Beiträge 
zur Quantenphysik und wurde von 
vielen hervorragenden Wissenschaft-
lern aufgefordert, sich an ihren For-
schungsarbeiten zu beteiligen. 

Oppenheimer war als brillanter Leh-
rer bekannt, der viele amerikanische 
Spitzenphysiker ausbildete. 

1942 
über-
nahm er 
die ihm 
von Roo-
sevelt 
angebo-
tene Lei-
tung des 
Manhat-
tan-Pro-
jects zur 
Entwick-
lung der 
Atom-
bom-
be, was 

er technisch interessant fand. Es war 
u.a. seine Aufgabe, die besten Wis-
senschaftler des Landes für das ge-
heime Projekt zu gewinnen und 1943 
war er es auch, der Los Alamos im 
Staate New Mexico als den Ort aus-
suchte, wo auf 2000 m Höhe, die ge-
heimen Laboratorien für die Entwick-
lung der Bombe gebaut wurden. 

Hier, in völliger Abgeschiedenheit  
und unter bescheidenen Verhältnis-
sen lebten und arbeiteten schließlich 
ca. 3.000 Menschen. 

Mit unglaublichem Hochdruck wurde 
an der Entwicklung der Atombombe 
gearbeitet, galt es doch unbedingt, 
vor den Deutschen über die „Wun-
derwaffe“ zu verfügen. 

Seit 1943 unterstand das Projekt mi-
litärischer Kontrolle, namentlich dem 
General R. Groves.

Am frühen Morgen des 6. Juli 1945 
war es soweit. 
Bei Alamogordo, 180 km südlich von 
Albuquerque  in der Wüste New Me-
xicos, wurde die erste Atombombe 
der Welt, eine Plutoniumbombe mit 
Namen „Trinity“, gezündet. 
9 km davon entfernt hatte man einen 
Bunker zur Beobachtung errichtet: 

„Ein heller Blitz durchzuckte die Dun-
kelheit. Dann folgte eine unheimliche,
stille Hitzeexplosion. Einen Moment 
später fetzte das Gebrüll der Schock-
welle über den Bunker… Die Men-
schen im Bunker sahen von Ehr-
furcht ergriffen zu, wie ein riesiger 
geschmolzener Feuerball vom Hori-
zont aufstieg… Es bildete sich ein 
übergroßer Wolkenpilz ...“  

Oppenheimer war entsetzt. Er soll 
angesichts dieser Auswirkung Worte 
aus der Bhagavadgita, dem heiligen 
Buch der Hindus, gemurmelt haben: 
„Ich bin der Tod, der alles raubt, 
Erschütterer der Welten.“  
Die Bombe hatte eine Sprengkraft 
von 20.000 t TNT - viermal so viel, 
wie vorher vermutet. 
Der 33 m hohe Stahlturm, auf dem 
die Bombe angebracht gewesen war, 
war  verdampft und der Sand um ihn 
herum in einem Umkreis von mehr 
als 700 m zu Glas geschmolzen.

Als mit diesem Versuch die Arbeiten 
abgeschlossen und zwei weitere 
Atombomben einsatzbereit waren, 
war jedoch auch der zweite Weltkrieg 
beinahe zu Ende. 
Deutschland hatte bedingungslos 
kapituliert. 

Das Wettrennen war also vorbei; die 
Tests könnten nun eingestellt wer-
den, so glaubten die Wissenschaft-
ler. Doch man ließ sie wissen, es hät-
te sich nichts geändert. 
Japan, das noch erbittert weiter 
kämpfte, war nun das Ziel.

Wiederum war es Leo Szilard, der als 
erster vorausschauend die Gefahr 
des Wettrüstens erkannte und sich 
gegen den Einsatz der Bomben aus-
sprach. 
Bereits im Frühjahr 1945 hatte 
Szilard versucht, sich mit einer Petiti-
on erneut an Präsident Roosevelt zu 
wenden, wiederum durch Einsteins 
Vermittlung. Er hatte bereits einen 
Termin bei ihm, als am 12.4.1945 die 
Nachricht vom Tode des Präsiden-
ten kam. 

Roosevelts Nachfolger wurde der seit 
Januar 1945 amtierende Vizepräsi-
dent, Harry S. Truman.

Weitere der beteiligten Wissenschaft-
ler forderten mit der Unterzeichnung 
des sog. „Franck-Reports“, dass die 
verheerende Wirkung von Kernwaf-
fen nur demonstriert, die Bomben 
aber nicht gegen Japan eingesetzt 
werden sollten. 
Der aus Deutschland vertriebene, jü-
dische Physiker James Franck hatte 
diesen Auf-
ruf von der 
Universi-
tät Chicago 
aus organi-
siert. 

Aber die Mi-
litärs glaub-
ten, die „Ei-
erköpfe“, 
wie bei ih-
nen die 
Wissen-
schaft-
ler hießen, 
hätten den 
Verstand verloren. Ihre Argumen-
tation war einfach: Das gigantische 
Werk, am Ziel angelangt, mit einer 
Demonstration abschließen? 
Wo es doch nur noch zwei einsatzfä-
hige Bomben gab! 

Julius Robert Oppenheimer 
(1904-1967)

Oppenheimer und Groves auf dem 
Testgelände

Harry S.Truman 
(1884 - 1972)
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Was, wenn die Japaner trotz einer 
Demonstration weiter kämpften?  
Der Physiker Edward Teller, aus Un-
garn über Deutschland in die USA 
emigriert, genau wie Szilard und Wig-
ner, fügte ein weiteres Argument für 
den militärischen Einsatz hinzu: 

„Nur wenn der Schock, das Grauen 
über die Kernwaffen grenzenlos ist, 
werden die Menschen bereit sein, auf 
diese Waffe für immer zu verzichten!“  
Teller wurde,  wie wir wissen, später 
„der Vater der Wasserstoffbombe“. 

Offenbar überschätzte er die Fähig-
keit der Menschen zur Einsicht sowie 
sich zu erinnern. 

Die Unterzeichner des Franck Re-
ports waren weitsichtiger. Sie ahnten, 
dass die Amerikaner das Geheimnis 
der Kernwaffen vor den Russen und 
anderen Staaten nicht lange hüten 
würden können. 
Ein atomarer Rüstungswettlauf wer-
de unvermeidlich, die Menschheit 
würde auf einem Vulkan leben, der 
sie jederzeit vernichten könnte. 

Präsident Truman, beauftragte sei-
nen Außenminister Jimmy Byrnes, 
sich die besorgten Wissenschaftler 
anzuhören. 
Dieser speiste deren Bedenken mit 
den Argumenten ab: 
Erstens gebe es in Russland keine 
Uranvorkommen, so dass die Russen 
nicht die Möglichkeit hätten, ebenfalls 
eine Atombombe zu bauen und zwei-
tens habe der Kongress ein Recht 
darauf, die Wirkung der Bombe vor-
geführt zu bekommen, nachdem zwei 
Milliarden Dollar in das Projekt inves-
tiert worden waren. 

Zudem waren Truman und seine Be-
rater davon überzeugt, dass man 
durch den Einsatz der zwei weiteren 
verfügbaren Bomben die Japaner zur 
Kapitulation bringen könne und damit 
das Leben zehntausender amerikani-
scher Soldaten, die sonst Insel für In-
sel gegen fanatisierten Widerstand 
erobern müssten, retten würde. 

Nur 31 Tage nach der Zündung der 
Testbombe in der Wüste New Mexi-
cos erhielt am 6. August 1945 um 
8.13 Uhr die Besatzung des Boeing 
B29–Bombers „Enola Gay“ von Ge-
neral Carl A. Spaatz, dem Oberbe-
fehlshaber der US-Luftwaffe im Pa-
zifik, den Befehl, die Atombombe - 
diesmal eine Uranbombe namens 
„Little Boy“ - über Hiroshima abzu-
werfen. 

Zwei Minuten später detonierte sie 
mit einer Sprengkraft von 12.500 t 
TNT in  580 m Höhe über der Stadt. 

Obwohl die Amerikaner selbst von 
der Wirkung der Bombe überrascht 
waren, warfen sie nur drei Tage spä-
ter die zweite Bombe namens „Fat 
Man“ über der Stadt Nagasaki ab. 

Die dort um 12 Uhr mittags explodie-
rende Plutoniumbombe hatte mit 
22.000 t TNT beinahe die doppelte 
Sprengkraft derjenigen von 
Hiroshima. 

Insgesamt kamen bei den beiden 
Bombenabwürfen 126.000 Menschen 
sofort ums Leben. 

Sie verbrannten oder wurden durch 
die Druckwelle und die Strahlung ge-
tötet. 
Zusätzlich starben weit mehr als 
100.000 Menschen erbärmlich an 
den Folgen. 
Auch heute noch sterben dort Men-
schen an den Spätschäden der 
Strahlung und noch immer werden 
missgebildete Kinder geboren.

Oppenheimer, der zunächst nur den 
wissenschaftlichen Fortschritt gese-
hen und ein begeisterter Mitarbeiter 
des Projekts gewesen war,  geriet, 
als die schrecklichen Auswirkungen 
sichtbar wurden, in innerliche Konflik-
te, konnte sich nicht mehr mit dem Ti-
tel „Vater der Atombombe“ identifizie-
ren und trat schließlich vom Posten 
des Direktors der Forschungslabora-
torien zurück. 
Truman gegenüber bekannte er: 
„Herr Präsident, an meinen Händen 
klebt Blut“. 
Truman soll daraufhin ein Taschen-
tuch gezückt und kühl geantwortet 
haben: 
„Wollen Sie es abwischen?“ 

Bombe „Little Boy“ (ca. 50 kg U235),  
die am 6.8.1945 von dem Bomber 
„Enola Gay“ über Hiroshima 
abgeworfen wurde.

 Hiroshima - „danach“...
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Später, in den 50er Jahren, wurde 
Oppenheimer als möglicher Spion 
der Sowjetunion denunziert. 

Während der antikommunistischen 
Hysterie, die durch Senator Joseph 
R. McCarthy ausgelöst worden war, 
wurde Oppenheimer 1954 wegen 
seiner Opposition gegen die Wasser-
stoffbombe und vermeintlichem Kon-
takt zu Kommunisten (sein Bruder 
Frank) vor den Sicherheitsausschuss 
geladen. Ihm wurde die Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung entzogen und 
er aus dem Regierungsdienst entlas-
sen, womit seine Karriere beendet 
war. Erst 1963 erhielt Oppenheimer 
den Enrico-Fermi Preis, die höchste 
Auszeichnung der amerikanischen 
Atomenergiekommission, was als 
stillschweigende Entschuldigung und 
Rehabilitation für die fälschliche Dis-
kriminierung betrachtet wurde. 
1967 starb Oppenheimer an Kehl-
kopfkrebs; zeit seines Lebens war er 
starker Kettenraucher gewesen.

Truman schrieb Jahre später im Ru-
hestand über seinen Befehl für den 
Abwurf der Atombombe über Hiroshi-
ma: „ Als ich meine diesbezüglichen 
Weisungen erteilte, machte ich es 
zur Bedingung, dass die Bombe als 
Kriegsmittel im Rahmen der Land-
kriegsordnung einzusetzen sei.“ 

Mit anderen Worten, die Bombe 
musste auf ein militärisches Ziel ab-
geworfen werden. 
Was dabei herauskam, war die Ver-
nichtung der Stadt Hiroshima. 
Wegen der Berücksichtigung des 
Wetters und operativer Umstände 
räumte Präsident Truman seinem 
General eine gewisse „Freiheit“ ein. 

Colonel Paul W. Tibbets, der die 
Atombombe über Hiroshima aus-
klinkte, antwortete auf die Frage, ob 
er nicht bereue, für den Tod zehn-
tausender Menschen verantwortlich 
zu sein, später in einem Interview: 
„Ich habe nie bereut und mich nie ge-
schämt, denn ich glaubte damals, 
dass ich meine patriotische Pflicht 

tat, als ich den Befehlen folgte, die 
man mir gab.“ 
Auch 60 Jahre danach, kannte er we-
der Mitleid noch Reue. 
„Ich wusste, wir tun das Richtige… 
Ich dachte, wir werden viele Men-
schen töten, aber, bei Gott, auch vie-
le Leben retten, weil wir nicht in Ja-
pan einmarschieren müssen. Ich 
würde nicht zögern, wenn ich noch 
einmal die Wahl hätte…“

Doch die militärische Notwendigkeit 
ist umstritten. Es soll Hinweise gege-
ben haben, dass der japanische Kai-
ser schon vorher zur Kapitulation be-
reit gewesen war. Aber es scheint, 
dass die amerika-
nische Regierung 
auf keinen Fall auf 
den Einsatz ihrer 
Bomben verzichten 
wollte.
So sind auch bei-
de Abwürfe in der 
amerikanischen 
Atombombentest-
Statistik als Test 
Nr. 2 und Nr. 3 auf-
geführt.
Eines steht auf je-
den Fall fest: 
Hätte Deutschland 
nicht am 8. Mai ka-
pituliert, wären die 
Atombomben mit 
Sicherheit auf Deutschland abgewor-
fen worden. 

Und wie stand es nun tatsächlich um 
die Gefahr einer Atombombe in Hit-
lers Händen?

In Deutschland arbeiteten während 
des 2. Weltkriegs mehrere Atomwis-
senschaftler im Rahmen des deut-
schen „Uranprojektes“ an der militä-
rischen Nutzbarmachung der Kern-
spaltung zur Erreichung deutscher 
Kriegsziele. 

Während allerdings im Manhattan 
Project einige hunderttausend Wis-
senschaftler, Ingenieure und Arbeiter 
unter Aufwendung einiger Milliarden 
von Dollar an der Entwicklung der 
Atombombe beteiligt waren, waren 
es in Deutschland mehrere kleine, 
z.T. unabhängig und unkoordiniert 
voneinander arbeitende Forscher-
gruppen, die noch immer mit grund-
legenden Problemen wie der Isoto-
penanreicherung und der Erprobung 
eines geeigneten Mediatormaterials 
beschäftigt waren. 
Man arbeitete an den Instituten der 

Universitäten Berlin, Göttingen, Mün-
chen und Leipzig. Werner Heisen-
berg, der unzweifelhaft Angese-
hendste unter diesen Wissenschaft-
lern, sperrte sich gegen den frühzei-
tigen Bau industrieller Anlagen, so-
lange die physikalischen Grundlagen 
noch nicht erforscht waren. 

Das Projekt des „deutschen Uranver-
eins“ endete schließlich im Uranmei-
ler-Laboratorium, dem sog. Atomkel-
ler, in Haigerloch, Würtemberg, wo 
Heisenberg versuchte, einen Reak-
tor zur Energiegewinnung zu bauen. 
Beim Vorrücken der amerikanischen 
Truppen fand und beschlagnahmte

die sog. „ALSOS-Mission“ im April 
1945 alle Unterlagen und Maschinen 
nebst der Uranwürfel. 

Sie mussten vor Ort erkennen, dass 
hier keine Kernwaffen entwickelt wor-
den waren. 

Aufgrund einiger gemachter Fehl-
schlüsse und unter den in den letzten 
Kriegsjahren herrschenden schlech-
ten Bedingungen waren die deut-
schen Wissenschaftler erst kurz da-
vor, eine sich selbst erhaltende Ket-
tenreaktion in Gang zu bringen, was 
Enrico Fermi bereits 1942 in Chicago 
gelungen war. 

So jedenfalls lautet die offizielle Ge-
schichtsschreibung, auch von Sei-
ten der Alliierten. In dem Buch „Der 
Traum von der deutschen Atombom-
be“ des englischen Zeitgeschichtlers 
David Irving, Mitte der 60er Jahre re-
cherchiert, werden als zusätzliche 
Belege die Abhörprotokolle aus dem 
Sonderinternierungslager „Farm Hall“ 
in England angeführt. 
Dort wurden Werner Heisenberg, 
Carl Friedrich von Weizsäcker, Walt-

Der Eingang zum „Atomkeller“ in Haigerloch
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her Gerlach, Kurt Diebner, Erich Bag-
ge, Paul Harteck, Horst Korsching, 
Karl Wirtz, Max von Laue und Otto 
Hahn gemeinsam als Zivilgefangene 
bis Januar 1946 festgehalten. 

Am 6.8.1945 wurden sie zur Nach-
richtensendung der BBC um 18 Uhr 
zusammengerufen, die vom Abwurf 
der Atombombe über Hiroshima be-
richtete. 
Die Zimmer waren mit Abhöranlagen 
ausgestattet und die britischen Ab-
wehroffiziere wollten sehen, wie sie 
reagieren würden. 
Die deutschen Wissenschaftler wa-
ren zutiefst geschockt. 
Otto Hahn reagierte entsetzt; er fühl-
te sich persönlich verantwortlich für 
den Tod von Tausenden von Men-
schen. 
Heisenberg glaubte fest, dass es sich 
um einen Schwindel handele und be-
stritt energisch die Möglichkeit, dass 
es sich tatsächlich um eine Uran-
bombe gehandelt haben könne. 

Mit Befriedigung hörten die Englän-
der, dass selbst die Hervorragends-
ten unter den Deutschen überzeugt 
waren, dass eine solche Bombe nicht 
hergestellt worden sein könne. 

Es scheint tatsächlich verbürgt, dass 
die universitären Gruppen der eta-
blierten Physiker des Uranvereins um 
Heisenberg, von Weizensäcker, 
Hahn, von Laue, Abraham und 
Esau…, die dem Erziehungsminister 
unterstanden, technisch nicht so weit 
waren und zudem ahnungslos. 
Doch existieren auch Berichte, in de-
nen von geheimen Explosionsversu-
chen mit strahlendem Material ge-
sprochen wird.
 Im Jahr 2005 erschien das Buch 
„Hitlers Bombe“ von dem deutschen 

Historiker Rainer Karlsch, der zusam-
men mit dem Journalisten Heiko Pe-
termann umfangreiche neue Recher-
chen betrieben hat. 
Nach Ende des „Kalten Krieges“ er-
gaben sich für sie Zugangsmöglich-
keiten zu bisher verschlossenen Ar-
chiven. 

Sie kamen z..T. an militärische Ge-
heimdokumente in Russland und der 
DDR, werteten Luftbilder aus, fanden 
Spionage- und Augenzeugenberichte 
und ließen Bodenproben analysieren. 

Hieraus ergab sich folgendes Bild: 

Direkt Heinrich Himmler und dem 
Reichspostminister Albert Speer un-
terstellt, arbeitete eine Physikergrup-
pe um Kurt Diebner, Walther Gerlach 
und SS-General Hans Kammler. 

Diebner war seit 1939 ehrgeiziger 
Leiter des Heereswaffenamtes und 
Organisator der deutschen Nuklear-
forschung. 
Da es an spaltbarem Material man-
gelte, beschritten diese Forscher un-
ter absoluter Geheimhaltung einen 
technologischen Nebenpfad. 
Sie perfektionierten die besonders 
effektive Sprengtechnik der Hohlla-

dung, welche z.B. 
auch bei der durch-
schlagskräftigen 
Panzerfaust zum 
Einsatz kommt. 
Am 3. und am 12. 
März 1945 brach-
ten sie auf dem 
Übungsplatz nahe 
des KZs Ohrdruf in 
Thüringen eine un-
terkritische Masse 
Uran in einer Bom-
be nach dem Hohl-
ladungsprinzip zur 
Explosion. Durch 
das synchrone Zün-
den vieler Spreng-
sätze wurde wohl 

die Urankugel zur Kritikalität verdich-
tet und Neutronen freigesetzt. 

Dies ist zwar nicht mit der Atombom-
be der Amerikaner vergleichbar, doch 
kann man sie als taktische Kernwaf-
fe bezeichnen, bei der ein nuklea-
rer Ablauf stattfindet, der neben Hit-
ze und Druck auch radioaktive Strah-
lung freisetzt und konventionelle Waf-
fen übertrifft. 

Viele Indizien und gleichlautende 
Hinweise ergaben, dass bereits am 
12.10.44 auf Rügen, genauer gesagt 

„Alsos“-Truppen graben die versteckten Uranwürfel aus.

auf dem Sperrgebiet der Halbinsel 
Bug, bereits eine solche Bombe ge-
zündet worden war. 

Es heißt, Hitler hätte anfangs zwar 
die Macht der Atombombe erahnt, im 
Taumel rascher Siege, ihrer jedoch 
zunächst nicht bedurft. 

Erst als sich das Blatt wendete, setz-
te er verstärkt auf ihre Entwicklung. 

Doch da war es zu spät. 

Gott sein Dank!
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